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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/705: Klimakampf und Kohlefront - keinen Orden obendrauf ... (Michael Zobel)

70 Monate Waldspaziergang - Wald und Dörfer bleiben, Laschet
nicht... - Aktionen in Aachen, Manheim, Keyenberg

von Michael Zobel, 29.01.2020



Liebe Wald- und Naturschützer*innen, Pressevertreter*innen, Mitmenschen...

Wer gedacht hatte, das Jahr 2020 würde für die Klimabewegung ruhiger und
entspannter, wurde schon im ersten Monat des neuen Jahrzehnts eines
Besseren belehrt.

Australien brennt immer noch. Bei uns fällt der Winter aus. Den Wäldern
fehlt das Wasser, Förster schlagen Alarm, der Klimawandel ist nicht mehr
zu leugnen.

Was machen unsere Verantwortlichen? Kungelrunden sitzen in Nachtsitzungen
bei der Bundeskanzlerin zusammen und beraten den Kohleausstieg. Ergebnis?
Gigantische Entschädigungszahlungen für längst abgeschriebene Kraftwerke,
Verschiebung von dringend nötigen Abschaltungen, Geschenke für
Kohlekonzerne, Inbetriebnahme eines völlig überflüssigen Kohlekraftwerkes
in Datteln. Die Herren Laschet, Altmeier und andere Lobbyisten klopfen sich
gegenseitig auf die Schultern und belügen die Öffentlichkeit (zwei
Beispiele aus den vergangenen Tagen siehe unter [1] und [2]).

Der Gipfel des Zynismus: Armin Laschet erhält in Aachen den Orden wider den
tierischen Ernst.

Der Orden wider den tierischen Ernst wird an bekannte nationale und
internationale Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens verliehen, "die
Individualität, Beliebtheit und Mutterwitz in sich vereinen, vor allem aber
Humor und Menschlichkeit im Amt bewiesen haben."

Menschlichkeit im Amt? Humor? Wie geht es wohl den Menschen in Keyenberg
und Kuckum, in Berverath und Lützerath, in Ober- und Unterwestrich? Den
Menschen in den Dörfern am Tagebau Garzweiler, deren Heimat unser
Ministerpräsident auf Kosten der Bewohner und kommender Generationen zur
Zerstörung frei gibt? Nein, Herr Laschet, die Kohle unter den Dörfern wird
nicht mehr gebraucht, das ist zweifelsfrei nachgewiesen. Sie machen sich
erneut zum willfährigen Handlanger der Profitinteressen eines Konzerns, der
die Zeichen der Zeit komplett verschlafen hat.

Und deshalb werden am Abend der Ordensverleihung viele Menschen in Aachen
auf die Straße gehen und zeigen, was sie vom Preisträger halten.

Samstag, 8. Februar, 17.00 Uhr, Aachen, Elisenbrunnen, Wald und Dörfer
bleiben - ArminLaschet und NRWE nicht!

Demonstrationszug vom Elisenbrunnen zum Eurogress, dort Kundgebung. Armin
Laschet als Totengräber der Dörfer am Tagebau Garzweiler. Särge mit den
Ortsschildern und den Kirchen der Orte, Schilder und Transparente, Trommeln
und Geisterkostüme, Taschenlampen und Laternen, wir werden laut und
deutlich zeigen, dass der NRWE-Ministerpräsident ein denkbar ungeeigneter
Ordensträger ist...

Kohleausstieg bleibt Handarbeit - immer mehr Menschen wird das klar, die
junge Generation geht auf die Straße. Für nicht weniger als um das
Überleben auf unserem Planeten...

Deshalb machen auch wir weiter, seit inzwischen 70 Monaten führen wir
Menschen jeden Alters und jeder Herkunft durch den Wald und die Dörfer,
fast 58000 Teilnehmer*innen bisher, es werden immer mehr...

Sonntag, 9. Februar, 11:30 Uhr, Wald statt Kohle, 70 Monate
Sonntagsspaziergang im und am Hambacher Wald.

https://www.youtube.com/watch?v=gcOeXC7oaAU

Treffpunkt 11.30 Uhr/12 Uhr Beginn. Manheim alt, rund um die Kirche.
Parkplätze vorhanden. ÖPNV S-Bahn-Station Buir, 40 Minuten zu Fuß. Bei
Bedarf schicken wir Shuttles.

Die überflüssige Zerstörung von Heimat, Manheim verschwindet in
aberwitziger Geschwindigkeit von der Landkarte. RWE veröffentlicht Pläne,
wie um den Hambi herum gebaggert werden soll. Angeblich, um Abraum für die
Sicherung der Böschungen zu gewinnen... gehts noch? Stoppt die Bagger,
kein Quadratmeter Land darf mehr geopfert werden, auf der Sophienhöhe liegt
mehr als genug Material...

Sonntag, 8. März, 11.30 Uhr Wald statt Kohle, 71 Monate
Sonntagsspaziergang, Dorf- und Naturspaziergang in und um Keyenberg am
Tagebau Garzweiler, "Nicht mit uns, Herr Laschet". Viele Einwohner wollen
ihre Heimat nicht verlassen, wir werden sie nach Kräften unterstützen -
Dörfer und Wald müssen bleiben.

Treffpunkt ist die Grünfläche hinter der Keyenberger Kirche

https://www.facebook.com/events/2505003799739983/

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/aktionen/


Weitere Termine 8. März, 5. April, 10. Mai - 6 Jahre Waldspaziergang -
mit großer Aktion - Kohleausstieg bleibt Handarbeit

Ansonsten bin ich weiter unterwegs mit Schulklassen, Kindergärten,
Kollegien, Geburtstagen, Betriebsausflügen..., Anfragen und Buchungen
jederzeit möglch.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner
Webseite:

www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel und viele UnterstützerInnen


Verweise:

[1] https://www.manager-magazin.de/unternehmen/energie/kommentar-zum-kohle-kompromiss-der-irrsinn-von-datteln-a-1304150.html

[2] https://www.zeit.de/wirtschaft/2020-01/kohleausstieg-leag-entschaedigungen-jaenschwalde-schwarze-pumpe-boxberg

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 29. Januar 2020

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Februar 2020 
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KOHLEALARM/704: Klimakampf und Kohlefront - kommt auf die Interessen an ... (kommunikatz)

Aachener Klimagerechtigkeitsbewegung - 04.02.2020

Ordensritter Laschet versetzt Dörfern am Tagebau den Todesstoß



Am Samstag, 08.02.20 veranstaltenn diverse Gruppen aus der Aachener
Klimagerechtigkeitsbewegung einen Geisterzug für die vom Rheinischen
Braunkohletagebau betroffenen Dörfer. Die Demonstration startet um 17 Uhr
am Elisenbrunnen, Anlass ist die Ordensverleihung wider den tierischen
Ernst an NRW-Ministerpräsident Armin Laschet.

Der Aachener Politiker wird im Rahmen des Geisterzugs als Totengräber der
Dörfer am Tagebau Garzweiler inszeniert. Der Demonstrationszug, ein in
Schweigen gehüllter und geisterhaft kostümierter Trauermarsch, trägt neben
klassischen Demoschildern und Transparenten daher auch Särge mit den
Ortsschildern und den Kirchen der Orte, die noch abgebaggert werden sollen.
Die Slogans reichen dabei von "Armin Lass et - Orden wider jegliche
Vernunft" bis "Wald und Dörfer bleiben - Armin Laschet und NRWE nicht". Die
aufrufenden Gruppen bitten darum, im Rahmen der Aktion keine Parteifahnen
zu zeigen, da das Bündnis dies für den Charakter eines Geisterzuges
unpassend findet und sich offen und unparteiisch präsentieren möchte.

Der Elferrat des AKV bezeichnet Armin Laschet als einen Politiker, "der mit
kluger Zurückhaltung und Sympathie die Herzen der Menschen gewinnt". Mit
seinem humanistischen Menschenbild und rheinischer Frohnatur beweise er
Humor und Menschlichkeit im Amt. Die Aachener Klimagerechtigkeitsgruppen
fragen sich: Wie sehen wohl die Menschen in Keyenberg und Kuckum, in
Berverath und Lützerath, in Ober- und Unterwestrich diese Zuschreibungen?
Von Menschlichkeit im Amt, Humor und Sympathie dürfte bei ihnen bisher
wenig angekommen sein. Ihre Heimat will der Ministerpräsident zur
Zerstörung freigeben. "Nein, Herr Laschet, die Kohle unter den Dörfern wird
nicht mehr gebraucht, das ist zweifelsfrei nachgewiesen. Sie machen sich
erneut zum willfährigen Handlanger der Profitinteressen eines Konzerns, der
die Zeichen der Zeit komplett verschlafen hat", bringt Michael Zobel,
Waldpädagoge und Teil des Aachener Hambisupports es auf den Punkt.

Am 16. Januar verkündete das Bundeswirtschaftsministerium eine Einigung zum
Kohleausstieg. Laut dieser soll der Tagebau Garzweiler komplett ausgekohlt
werden. Dafür werden sechs weitere Dörfer vernichtet, in denen noch
hunderte Menschen leben. "Anstatt sich für die betroffenen Bewohner am
Tagebau Garzweiler II einzusetzen, hat sich Ministerpräsident Armin Laschet
von RWE vor den Karren spannen lassen", sagt David Dresen von Alle Dörfer
bleiben (ADB). Herausgekommen sei dabei ein sowohl für die Menschen aus den
bedrohten Dörfern als auch für die Pariser Klimaziele katastrophales
Kohleausstiegsgesetz. "Wir in den Dörfern sind entsetzt, wie Herr Laschet
sich seiner Verantwortung für den geplanten Abriss der Dörfer entzieht. Er
weiß sehr wohl, wie sehr die Menschen hier unter der Zerstörung ihrer
Heimat leiden, er hat uns besucht und seine Unterstützung zugesichert," so
Dresen weiter. Danach habe man ihn jedoch nie wieder gesehen.

Deshalb werden am Abend der Ordensverleihung viele Menschen in Aachen auf
die Straße gehen und zeigen, was sie vom Preisträger halten: Samstag, 8.
Februar: "Geisterzug für die vom Tagebau betroffenen Dörfer",
Demonstrationszug zum Eurogress, Start um 17:00 Uhr am Elisenbrunnen, Ende
gegen 20 Uhr.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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KOHLEALARM/703: Klimakampf und Kohlefront - der Kampf geht weiter ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressemitteilung vom 2. Februar 2020 - 16:45 Uhr

Besetzung von Datteln 4 erfolgreich beendet + "Und das war erst der
Anfang!"



Datteln - Rund 150 Menschen von Ende Gelände und DeCOALonize Europe haben
heute, am 2. Februar 2020, neun Stunden lang das Gelände des Kraftwerks
Datteln besetzt und dabei Verladeanlagen und Förderbänder blockiert. Ihre
Aktion richtete sich gegen das Kohle-Gesetz der Bundesregierung und die
verheerenden Abbaubedingungen der Import-Kohle in Russland und Kolumbien.
Zur Stunde werden sie von der Polizei geräumt. Die Aktivist*innen erklärten
die Aktion des heutigen Tages für erfolgreich beendet.

Daniel Hofinger, Pressesprecher des Bündnis Ende Gelände, kommentiert: "Wir
feiern die die heutige Aktion als riesigen Erfolg. Und das war erst der
Anfang. Wir werden gegen Datteln 4 kämpfen, wie wir für den Hambacher Forst
gekämpft haben."

Der Konzern Uniper gibt an, im Gegenzug für die Inbetriebnahme von Datteln
4 ältere Steinkohlekraftwerke vom Netz zu nehmen. Kritiker*innen weisen
darauf hin, dass diese Steinkohlekraftwerke jedoch erst in zwei bis fünf
Jahren heruntergefahren werden sollen. Außerdem sollen diese Kraftwerke
nicht komplett abgeschaltet, sondern möglicherweise auf Gas umgestellt
werden - ein weiterer klimaschädlicher fossiler Energieträger. Nach
Berechnungen des Bundesumweltministeriums wird Datteln 4 über seine
Laufzeit rund zehn Millionen Tonnen CO2 mehr ausstoßen als ältere
Kraftwerke, die Uniper als Ausgleich vom Netz nehmen will.

Tara Cicchetti, Aktivistin von Fridays for Future, war Teil der Aktion und
sagt: "Wir glauben den Lügen von Uniper keinen Meter. Kohleausstieg
bedeutet: Kohlekraftwerke abschalten. Das haben wir heute selbst in die
Hand genommen."

Daniel Hofinger kommentiert weiter: "Kurzfristige Profitinteressen großer
Konzerne dürfen nicht länger wichtiger sein als das Leben und die
Landrechte der indigenen Bevölkerungen in Sibirien oder Kolumbien, die vom
Kohleabbau betroffen sind. Als Menschen des globalen Nordens müssen wir
endlich begreifen, dass unser Wirtschaftssystem unvereinbar mit
Klimagerechtigkeit ist und uns aufmachen, Kapitalismus zu überwinden."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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KOHLEALARM/702: Klimakampf und Kohlefront - Bedrohung ohne Not setzt sich fort ... (Initiative Buirer für Buir)

Initiative Buirer für Buir - Pressemitteilung vom 31.01.2020

Kohleausstiegsgesetz der Bundesregierung ist Rückschritt



Der auf der Einigung von Bund und Ländern von Mitte Januar basierende
Gesetzentwurfder Bundesregierung gefährdet Zukunftsperspektiven in der
Region. Die RWE-Planungen zum Tagebau Hambach bedeuten weitere Zerstörung
und gefährden den sozialen Frieden.

Der im Januar 2019 von der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung", kurz "Kohlekommission" genannt, geschlossene Kompromiss
wurde von diversen gesellschaftlichen Gruppierungen mitgetragen. Diesen
Minimalkompromiss hat die Bundesregierung nun aufgekündigt. Im Vergleich zu
den ausgesprochenen Empfehlungen der Kommission werden mit dem bekannt
gewordenen Braunkohle-Abschaltpfad 180 Mio Tonnen Co2 mehr emittiert. Das
ist mehr als die Menge, die RWE Kraftwerke im Rheinland innerhalb von 2
Jahren ausstoßen.

Außerdem werden nach wie vor Zukunftsperspektiven von Menschen und Kommunen
zerstört. Den Menschen in den bedrohten Dörfern droht die Enteignung,
obwohl die Kohle, die unter den Dörfern liegt, nach wissenschaftlichen
Erkenntnissen nicht mehr benötigt wird. Die von RWE vorgelegten
Planungsszenarien für den Hambacher Wald zeigen, dass die dauerhafte
Rettung des Waldes längst nicht sicher ist. Die dadurch bedingte Gefährdung
des sozialen Friedens wird augenscheinlich bewusst in Kauf genommen.

Dazu Andreas Büttgen, Vorsitzender der Initiative Buirer für Buir: "Die
widersprüchlichen Aussagen von RWE-Vertretern bezüglich der Insel- bzw.
Halbinsel-Lösung eskalieren den Konflikt. Wenn weiterhin einzig und allein
zur Gewinnung von Abraum für die Rekultivierung wertvollste
landwirtschaftliche Flächen geopfert werden, zerstört das auch nachhaltige
Entwicklungsperspektiven Kerpens. Woher will RWE am Ende das
Verfüllungsmaterial für die Flächen nehmen, die sie jetzt bei Manheim und
vor Buir noch zerstören und abbaggern wollen?"

Neben dieser Zerstörung und dem drohenden Absterben des Waldes würde die
Umsetzung dieser Planungen für Kerpen bedeuten, dass so gut wie kein Raum
für Strukturwandelmaßnahmen, z. B. für eine Wald- und Biotopvernetzung zur
Verfügung stehen würde. Für die Menschen in Buir kämen über Jahrzehnte
weitere Belastungen durch Lärm, Dreck, Feinstaub und Licht hinzu.

Wir fordern daher:


	Keine weitere Zerstörung wertvollster Ackerflächen für tagebaubedingte Maßnahmen.

	Rückgabe des Hambacher Waldes in öffentliche Hand und Schaffung einer Waldvernetzung zwischen Geilrath und Merzenich.

	Aufschütten eines von unabhängigen Gutachtern als erforderlich angesehenen Mindestabstandes zum Tagebau inklusive dem Bepflanzen geeigneter Pufferzonen und der Sicherstellung ausreichender Bewässerung durch den Tagebaubetreiber.

	Erarbeitung von nachhaltigen Strukturwandellösungen für den Raum zwischen Tagebau/Hambacher Wald und den Verkehrswegen Bahn und A4 unter Einbindung der Ortslage Buir und dem direkten Umfeld durch einen echten Beteiligungsprozess der Zivilgesellschaft.

	Sofortige Erarbeitung und Offenlegung eines Abschlussbetriebsplans für den Tagebau Hambach unter Einbindung der Zivilgesellschaft.

	Aufsetzen eines breiten Mediationsprozesses zur Wiederherstellung des über die Jahre empfindlich gestörten Friedens in der Region mit dem Ziel eines Nebeneinanders und Miteinanders unterschiedlichster Gruppierungen.




Mehr Infos:

https://buirerfuerbuir.de

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

https://twitter.com/BuirerFuerBuir/

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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UNIVERSITÄT/255: Hamburg - Kooperation mit dem Museum für Kunst und Gewerbe - Kleine Fächer präsentieren ihr großes Portfolio (idw)

Universität Hamburg - 05.02.2020

Kooperation mit dem Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg: Kleine Fächer
präsentieren ihr großes Portfolio



Ob Gebärdensprachen oder Neogräzistik: 156 sogenannte Kleine Fächer gibt
es an deutschen Universitäten. Definiert werden sie dadurch, dass es pro
Standort nicht mehr als drei unbefristete Professuren gibt. Auch die
Universität Hamburg bietet als Volluniversität ein großes Portfolio mit
mehr als 60 Kleinen Fächern. Acht von ihnen präsentieren sich nun in einer
besonderen Kooperation mit dem Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg
(MKG).

Die einzelnen Fächer präsentieren sich ab dem 6. Februar 2020 mit
temporären Installationen und Exponaten in verschiedenen Ausstellungen und
Sammlungen im MKG. So vermitteln etwa die Gebärdensprachen einen Eindruck,
wie unterschiedlich Kino für taube und hörende Menschen funktioniert, und
die Vor- und Frühgeschichtliche Archäologie erklärt den Forschungsansatz
der sogenannten Paläomechanik, bei dem Verletzungsspuren aus der
Bronzezeit mit Methoden aus der Ingenieurswissenschaft analysiert werden.
Die Objekte sind in den kommenden Wochen im MKG zu entdecken.

Die Fächer im Überblick:

Lateinamerika-Studien: Begegnungen mit dem Fremden: Perspektiven wechseln
und Inneneinsichten gewinnen

Althebraistik: Philologische und religionsgeschichtliche Dimensionen der
Althebraistik am Beispiel der Mescha-Inschrift

Gebärdensprachen: Stummfilm - ein Kino für taube und hörende Menschen

Klassische Archäologie: Der lange Weg einer Amphora - Objektitinerarien
als historische Quellen in der Klassischen Archäologie

Finnougristik/Uralistik: Klang der Völker - von ungarischer Grafik zu
Rentiernomaden

Vor- und Frühgeschichtliche Archäologie: Paläomechanik: neue Methoden in
der Vor- und Frühgeschichtlichen Archäologie

Neogräzistik: Kulturen und Erinnerungen - virtuelle Zeitreisen zu den
Begegnungen von Völkern vom 13.-20. Jahrhundert. Das Beispiel Kreta

Islamwissenschaft: Geschichte einer gescheiterten Ausstellung -
Kulturpolitik im Rahmen des euro-mediterranen Dialogs 1983 in Hamburg



Die Zusammenarbeit ist Teil des Projektes "Wissenswerte: Kleine Fächer -
sichtbar - vernetzt". Das Ziel ist es, die beteiligten
geisteswissenschaftlichen Fächer sichtbar zu machen und den Dialog mit der
Hamburger Öffentlichkeit an außeruniversitären Lernorten zu verstärken.
Die Vorstellung der Forschung im Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg ist
- neben einer Ringvorlesung in diesem Wintersemester, Einzelpräsentationen
an der Universität sowie einem Dies Academicus am 31. März 2020 zu diesem
Thema - eine von zahlreichen Aktivitäten.

Der Initiative "Wissenswerte: Kleine Fächer - sichtbar - vernetzt" gehören
mit der Latinistik und der Volkskunde/Kulturanthropologie noch zwei
weitere Kleine Fächer an. Unterstützt wird das Projekt von der
Hochschulrektorenkonferenz im Rahmen der "Kleine Fächer-Wochen". Sie ist
eines von 17 geförderten Projekten an deutschen Hochschulen, um die
Stärken und Potenziale der Kleinen Fächer sichtbar und erfahrbar zu
machen, ihre Leistungen für Wissenschaft und Alltag zu verdeutlichen und
ihre Zukunftsfähigkeit durch eine stärkere hochschulinterne und -externe
Kooperation zu stärken.


Weitere Informationen unter:

https://www.gwiss.uni-hamburg.de/forschung/kleine-faecher.html

- "Wissenswerte: - Kleine Fächer - sichtbar - vernetzt" an der Universität Hamburg

https://www.hrk.de/themen/hochschulsystem/kleine-faecher/kleine-faecher-wochen-an-deutschen-hochschulen/

- Kleine Fächer-Wochen der Hochschulrektorenkonferenz

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8514: Braunschweig - Die Schriftstellerin Clarice Lispector, 11.02.20

Stadt Braunschweig

Vortrag über die Schriftstellerin Clarice Lispector im Raabe-Haus



Braunschweig. Einen Vortrag in der Reihe "Vielfacher Schriftsinn" über
die Schriftstellerin Clarice Lispector halten Juliette Brasseur,
Verena Noll und Hans Gerd Hahn am Dienstag, 11. Februar, um 19 Uhr im
Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a.

Der Eintritt ist frei. Reservierungen sind unter der Telefonnummer
0531/70189317 möglich.

Clarice Lispector wurde 1920 in der Ukraine geboren und floh mit ihrer
Familie vor Pogromen in den ländlichen Norden Brasiliens. Sie
studierte Jura, begann eine Karriere als Journalistin und wurde im
Alter von dreiundzwanzig Jahren Schriftstellerin. Der erste Roman
hatte den Titel "Nahe dem wilden Herzen". Sie gilt als eine der
literarischen Repräsentantinnen Brasiliens.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 05.02.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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VORTRAG/8513: Dresden - Das Rätsel der Wolken und deren Einfluss auf den Klimawandel, 11.3.20

Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme

Wissenschaft im Theater am 11. März "Das Rätsel der Wolken und deren
Einfluss auf den Klimawandel"

Fällt aus: Wissenschaft im Theater am 11. März 2020, 19 Uhr



Der geplante Vortrag mit Prof. Bodenschatz am 11. März 2020, 19 Uhr
fällt aus. Ein späterer Termin wird rechtzeitig bekanntgegeben.

Am 11. März um 19:00 Uhr setzt Prof. Dr. Eberhard Bodenschatz die Reihe
"Wissenschaft im Theater" mit seinem Vortrag "Das Rätsel der Wolken und
deren Einfluss auf den Klimawandel" fort.

Die Vorhersage der Klimaentwicklung der Erde ist eines der schwierigsten
und vielleicht wichtigsten Probleme, die die Wissenschaft derzeit
untersucht. Die Kopplung verschiedenster Prozesse macht eine genaue
Prognose äußerst kompliziert. Dabei stellt die Dynamik turbulenter Wolken
die größte Herausforderung dar. Der Vortrag führt die Zuhörer in die
physikalischen Prozesse der Wolken und Regenbildung ein. Einige
Experimente werden vorgeführt um die Problematik anschaulich zu erklären.
Zudem wird über die Ergebnisse der Forschungsexpedition EUREC4A im
äquatorialen Atlantik berichtet.

Professor Bodenschatz studierte Physik und Technische Physik an der
Universität Bayreuth, wo er 1989 in theoretischer Physik promovierte. Nach
Forschungsaufenthalten an der University of California, Santa Barbara, und
der University of California, San Diego, hatte er von 1992 bis 2005 eine
Professur für Experimentalphysik an der Cornell University inne. Seit 2003
ist Professor Eberhard Bodenschatz Direktor und Wissenschaftliches
Mitglied am Max-Planck-Institut für Dynamik und Selbstorganisation.
Außerdem ist er seit 2005 Adjunct Professor of Physics und Adjunct
Professor of Mechanical and Aerospace Engineering, Cornell University.
1993 wurde Professor Bodenschatz zum Alfred P. Sloan Research Fellow
ernannt, seit 1995 ist er Cottrell Scholar der Stiftung "Research
Corporation" und seit 2003 Fellow der American Physical Society.
Der Eintritt ist frei. Veranstaltungsort: Staatsschauspiel Dresden -
Kleines Haus, Glacisstraße 28, 01099 Dresden.

Die Vortragsreihe "Wissenschaft im Rathaus/Theater" wird seit 1999 vom
Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme, der Landeshauptstadt
Dresden und der TU Dresden veranstaltet.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2110

Aktualisiert im Schattenblick am 11. März 2020

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme, 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8512: Essen - CineScience "Komik". A Dance to the Music of Time. Der Rhythmus der Komik im Film, 18.2.20

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

CineScience "Komik": A Dance to the Music of Time. Der Rhythmus der Komik
im Film

Komik macht vor nichts Halt, sie scheut keine Gefahr, kein Aufwand ist ihr
zu groß, kein Gegenstand zu gering. Aber wann wird Komik zur Kunst? Welche
Mittel jenseits der Sprache kommen dabei zum Einsatz?



Anhand zahlreicher Filmszenen von Buster Keaton und Bugs Bunny über Jerry
Lewis bis Louis de Funès soll gezeigt werden, wie der Körper des Komikers
zu seinem Instrument wird - im übertragenen, aber mitunter auch im
wörtlichen Sinn. Körperbeherrschung, Artistik, Timing und Präzision sind
das eine, Rhythmus und Musikalität das andere. Der Komiker bedient sich
der Musik zu seinen Zwecken. Oder ist es anders herum? Denn manchmal hat
es den Anschein, als bediene sich die Musik des Körpers des Komikers - als
wäre er ein Instrument, das gespielt wird.

Dienstag, 18. Februar 2020, 20.00 Uhr

Filmstudio Glückauf, Rüttenscheider Str. 2, 45128 Essen

MODERATION

Hubert Spiegel, Literaturwissenschaftler und Feuilletonredakteur der
F.A.Z.

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI) in
Kooperation mit dem Filmstudio Glückauf

TICKETS

Karten erhältlich beim Filmstudio Glückauf unter 0201 - 439 366 33 oder an
der Abendkasse. Eintritt: 5 Euro, ermäßigt 3 Euro.


Weitere Informationen unter:

https://kulturwissenschaften.de/veranstaltung/komik-im-film-koerperkomik/

- Link zur KWI Website

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LATEINAMERIKA/118: Doppelschlag gegen brasilianische Indigene

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Doppelschlag gegen brasilianische Indigene

Raubbau in Schutzgebieten, Missionar im Amt



Brasiliens Präsident Bolsonaro beginnt sein zweites Amtsjahr mit
einem doppelten Angriff auf die indigene Bevölkerung des Landes. Am
gestrigen Mittwoch gab er bekannt, der ehemalige Missionar Ricardo
Lopes Dias werde künftig für die isoliert lebenden Völker im Amazonas
zuständig. Kurz darauf unterzeichnete Bolsonaro einen Gesetzesentwurf
zur Öffnung indigener Schutzgebiete für Bergbau und Stromerzeugung.

"Indigene und auch Umweltschutzorganisationen in Brasilien kämpfen
gegen dieses Gesetz, seit die Pläne im vergangenen Jahr bekannt
wurden", erklärt Regina Sonk, Referentin für indigene Völker bei der
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV). "Wenn es wie geplant in
Kraft tritt, werden Abholzung der Wälder und Vergiftung der Flüsse
völlig legal ungeahnte Ausmaße annehmen - zum Schaden der Natur und
der indigenen Bevölkerung im Amazonas." Der Gesetzentwurf soll noch
diese Woche in den Nationalkongress eingebracht werden. Dort muss er
von der Kammer und im Senats gebilligt werden, bevor er vom
Präsidenten genehmigt wird. Dieser bezeichnete den Gesetzestext als
einen Traum, ein altes Versprechen, indigene Reservate für den
Bergbau freizugeben.

Die Ernennung von Ricardo Lopes Dias am selben Tag betrachtet die
GfbV mit großer Sorge. Über zehn Jahre hatte er mit der Organisation
Missão Novas Tribus do Brasil (MNTB) freiwillig isoliert
lebende indigene Völker im brasilianischen Amazonas zu missionieren
versucht. "Diese Personalie entspricht ganz den Vorlieben Jair
Bolsonaros", erläutert Sonk. "Die Bedeutung dieser Ernennung ist
klar: Sie wertet indigene Rechte ab, provoziert und diffamiert. Sie
bedeutet eine institutionelle Schwächung der FUNAI, ähnlich wie sie
auch andere Behörden zum Schutz indigener Rechte, IBAMA und SESAI
erfahren haben."

Viele der heute kontaktierten indigenen Völker lebten noch vor
Generationen isoliert. Ihre Familien hatten in der Vergangenheit
unter dem erzwungenen Kontakt von Missionaren gelitten. Indigene
wurden manipuliert, unter Druck gesetzt, in andere Gebiete
umgesiedelt, mit Krankheiten infiziert. Viele von ihnen starben.
Durch Kolonisierung und Missionierung sank die Zahl der Indigenen in
Brasilien von ehemals fünf Millionen auf unter eine Million.

Mit der Berufung von Lopes Dias setzt Bolsonaro seine Agenda zur
Schwächung indigener Rechte fort. "Dieses aggressive Vorgehen gegen
Indigene übertritt rote Linien", fasst Sonk zusammen. Es fällt
schwer, hier nicht von kulturellem Genozid zu sprechen." Bolsonaro
bediene sich aller Mittel, Indigene zu attackieren, diffamieren und
ihren Rechten und Interessen zu schaden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INTERNATIONAL/275: 1. Februar in Tel Aviv - Juden und Araber für Frieden (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht aus der Redaktion Athen vom 5. Februar 2020

1. Februar in Tel Aviv: Juden und Araber für Frieden



Rund 1.000 Menschen, sowohl Juden als auch Araber, trafen sich am 1.
Februar, um zusammen unter dem folgenden Motto zu demonstrieren: "Der
Trump-Netanjahu-Plan ist eine Gefahr für die Zukunft beider Länder. Es
handelt sich um ein unilaterales Abkommen, das weder Frieden,
Gerechtigkeit noch Konfliktlösung bringt, sondern weiterhin Gewalt
verbreiten wird. Der Plan gibt der Regierung grünes Licht, das
Westjordanland zu annektieren, sich dem Gebot extremistischer Siedler
zu unterwerfen und Hunderttausenden von arabisch-israelischen Bürgern,
die in Wadi Ara und dem Dreiländereck leben, die Staatsbürgerschaft zu
verweigern."

Aufgerufen von der Volksbewegung "Standing Together" [1] fand am
Samstag, den 1. Februar, eine Demonstration auf dem Dizengoff-Platz in
Tel Aviv statt. Diejenigen, die daran teilnahmen, hielten einen
"emergency march" ab, um Sicherheit für ihr Leben, ihre Familien und
Kinder, sowie Verhandlungen zur Beendigung der Besatzung und zur
Herbeiführung von Frieden zwischen den beiden Staaten zu fordern.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Marietta
Berkmann vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam erstellt.


Anmerkung:

[1] https://www.standing-together.org/english


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/1054: Beteiligung an Demonstrationen zur Münchner Sicherheitskonferenz (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände" - Pressestatement vom 5. Februar 2020

Solidaritätserklärung mit Protest gegen Siemens Aktionärsversammlung +++
Ende Gelände beteiligt sich an der Vorabenddemo zur Münchner
Sicherheitskonferenz +++ Klimagerechtigkeitsblock auf Demonstation am
14.2. 18:30 Uhr Gärtnerplatz München



Ende Gelände begrüßt und unterstützt den Protest gegen die heutige
Aktionärsversammlung von Siemens. Das Aktionsbündnis kündigt eine
Beteiligung an der Vorabenddemo zur Münchner Sicherheitskonferenz
14.02.2020 um 18:30 Uhr am Gärtnerplatz in München an.

"Durch seine profitablen Geschäfte mit Kohleabbau und seiner Beteiligung
an der Waffenproduktion heizt der Konzern globale Krisen mächtig an. Die
Auswirkungen treffen meist Menschen, die besonders wenig Zugang zu
Reichtum und Resourcen haben. Ende Gelände ist Teil einer globalen
Bewegung die sich für einen tiefgreifenden Wandel unseres
Wirtschaftssystems hin zu globaler Gerechtigkeit einsetzt. Daher
beteiligen wir uns an den Aktionen gegen Siemens. Keine Sicherheit den
Profiten!" so Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände.

Mehr Informationen zur Demonstration am 14.2. unter:

https://keinesicherheit.blackblogs.org/

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org
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ATTAC/2032: Thüringen - Klare Kante gegen Pakt mit Faschisten zeigen

Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 5. Februar 2020

Klare Kante gegen Pakt mit Faschisten zeigen

Demokratische Kräfte müssen Dammbruch verhindern



Attac ruft alle demokratischen Kräfte dazu auf, sich dem Pakt der FDP
und CDU mit der AfD in Thüringen entschieden entgegenzustellen.

Das globalisierungskritische Netzwerk fordert insbesondere, dass alle
demokratischen Parteien so lange jegliche Zusammenarbeit mit der FDP
einstellen, bis Thomas Kemmerich als Ministerpräsident in Thüringen
zurückgetreten ist. Die SPD müsse zudem ihre Zusammenarbeit mit der
CDU/CSU in der Großen Koalition beenden.

"Die Wahl eines FDP-Politikers mit den Stimmen von Rechtsextremen ist
ein Tabubruch. Hier setzt eine selbst ernannte bürgerliche Mitte die
Demokratie aufs Spiel und macht sich zum Steigbügelhalter für
Faschisten, nur um Rot-rot-grün zu verhindern", sagt Judith Amler vom
bundesweiten Attac-Koordinierungskreis. "Der Vorgang erinnert fatal an
1930, als die NSDAP ebenfalls in Thüringen erstmals an einer
Landesregierung beteiligt wurde. Es versteht sich von selbst, dass SPD,
Linke und Grüne diesem Ministerpräsidenten jede Unterstützung verweigern
müssen."

Attac ruft dazu auf, sich an den Demonstrationen gegen die Wahl von
Kemmerich zu beteiligen (unter anderem heute in Berlin und Leipzig um
jeweils 18 Uhr).

Achim Heier, ebenfalls im Attac-Koordinierungskreis: "FDP und CDU in
Thüringen hätten diesen Schritt nicht ohne die Zustimmung der
Bundesparteien gewagt. Lasst uns klare Kante gegen das Kungeln der FDP
und CDU mit Faschisten zeigen - im ganzen Land!"

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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APPELL/172: Schon über 100.000 für Kemmerich-Rücktritt (Campact)

Campact - Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Kemmerich muss zurücktreten!

Über 100.000 Unterschriften schon nach wenigen Stunden



Verden, 6. Februar 2020. Kurz vor Mitternacht hat die Bürgerbewegung
Campact seine Unterstützerinnen und Unterstützer aufgefordert, sich für den
Rücktritt von Thomas Kemmerich in Thüringen einzusetzen. Schon über 100.000
Menschen haben nach wenigen Stunden diesen Online-Appell
(https://aktion.campact.de/kemmerich) unterzeichnet. Der FDP-Politiker war
gestern mit den Stimmen der AfD zum neuen Thüringer Ministerpräsidenten
gewählt worden. Zum ersten Mal seit dem Zweiten Weltkrieg verhelfen damit
Rechtsextreme in Deutschland einer Regierung ins Amt.

In dem Appell an Kemmerich heißt es: "Wir sind entsetzt und fassungslos:
Sie haben sich mit den Stimmen von Nazis und Faschisten wie Björn Höcke zum
Ministerpräsidenten wählen lassen. Wir fordern Sie auf: Besinnen Sie sich
auf diesen demokratischen Konsens - treten Sie sofort vom Amt des
Ministerpräsidenten zurück und machen Sie den Weg für Neuwahlen frei."

Ob Thomas Kemmerich der Rücktrittsforderung in den nächsten Tagen
nachkommen wird, ist ungewiss. "Wenn nicht, dann müssen die Bundesverbände
von CDU und FDP die thüringischen Landesverbände ausschließen. Sonst sind
all ihre Unvereinbarkeitsbeschlüsse bloße Lippenbekenntnisse. Wir müssen
die Reihen gegen Nazis und Faschisten geschlossen halten", sagt Felix Kolb,
geschäftsführender Vorstand von Campact.


Campact-Appell an Kemmerich

Sehr geehrter Herr Kemmerich,

wir sind entsetzt und fassungslos: Sie haben sich mit den Stimmen von Nazis
und Faschisten wie Björn Höcke zum Ministerpräsidenten wählen lassen. Und
Sie haben die Wahl angenommen. Dabei hatten Sie eine Zusammenarbeit mit der
rechtsextremen AfD vor der Wahl noch ausdrücklich ausgeschlossen.

Es war bisher Konsens unter allen Demokrat*innen, dass
Rechtsextremist*innen nie wieder bestimmenden Einfluss auf die Geschicke
unseres Landes haben dürfen.

Wir fordern Sie auf: Besinnen Sie sich auf diesen demokratischen Konsens -
treten Sie sofort vom Amt des Ministerpräsidenten zurück und machen Sie den
Weg für Neuwahlen frei!

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller

Telefon: 04231/957 440, Fax: 04231/957 499

Internet: http://www.campact.de
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LESUNG/6608: Braunschweig - Tobias Schwarz, "Nordwestwärts", 12.02.20

Stadt Braunschweig

Autor Tobias Schwarz liest aus seinem Roman "Nordwestwärts"



Braunschweig. Zu einer Autorenlesung mit Tobias Schwarz wird am
Mittwoch, 12. Februar, um 19 Uhr in die Buchhandlung Benno Goeritz,
Breite Straße 20, eingeladen. Der Autor liest aus seinem Roman
"Nordwestwärts". Moderiert wird die Lesung von Pia Kranz. Veranstalter
ist das Raabe-Haus:Literaturzentrum Braunschweig.

Der Eintritt frei. Reservierungen sind unter der Telefonnummer
0531/7018 317 möglich.

Der Roman, dessen Protagonist der in Potsdam lebende Kinderarzt David
ist, handelt von dessen Besuch in seinem Heimatdorf im ländlichen
Niedersachsen. Dort trifft er auf seine Familie und seine Jugendliebe
Grete. David hat Probleme mit seiner ländlichen Herkunft, liebt Grete
immer noch und fühlt sich verantwortlich für den Tod eines kleinen
Mädchens in seiner Klinik.

In Rückblenden entwickeln sich parallel dazu die anderen biografischen
Zusammenhänge und seine Familiengeschichte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.02.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/6607: Braunschweig - Ursula Poznanski liest aus Jugendroman "Erebos 2", 11.02.20

Stadt Braunschweig

Autorin Ursula Poznanski liest aus Jugendroman "Erebos 2"



Braunschweig. Die Jugendbuchautorin Ursula Poznanski liest am
Dienstag, 11. Februar, um 18 Uhr in der Stadtbibliothek, Schlossplatz
2, aus ihrem neuen Jugendroman "Erebos 2". Der zweite Band beschreibt
die im Internet inzwischen drohenden Gefahren, der erste Band war vor
etwa zehn Jahren erschienen. Die Autorenlesung findet anlässlich des
am 11. Februar weltweit begangenen "Safer Internet Days" in
Zusammenarbeit von Stadtbibliothek und der Buchhandlung Graff statt.

Eintrittskarten zum Preis von sechs Euro, ermäßigt vier Euro, sind bei
beiden Veranstaltern erhältlich. Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 470-6834.

Der aktuelle Roman befasst sich mit der vernetzten Gegenwart und
mysteriösen Icons in Form eines "E" auf den Smartphones von Nick und
Derek. Nick glaubt zuerst an einen Zufall. Aber dann wird ihm klar:
"Erebos", ein Computerspiel, hat ihn wiedergefunden. Derek hingegen
ist nur kurz misstrauisch, als das rote "E" auf seinem Handy
aufleuchtet. Zu spät begreift er, dass er selbst zu einer Spielfigur
geworden ist. Und es um viel mehr geht, als er sich je hätte
vorstellen können, nämlich auch um das eigene Leben. Erebos taucht
nicht nur auf dem Smartphone, auf Facebook und auf Twitter auf.
Schnell stellt sich die Frage, was es über WhatsApp, Youtube oder
Instagram alles anrichten kann.

Ursula Poznanski ist eine der erfolgreichsten deutschsprachigen
Jugendbuchautorinnen. Ihr Debütroman "Erebos" erschien 2010 und
erhielt zahlreiche Auszeichnungen, unter anderem den Deutschen
Jugendliteraturpreis. Er machte die Autorin international bekannt.
Inzwischen schreibt sie auch Thriller für Erwachsene, die wie ihre
Jugendbücher regelmäßig auf den Bestsellerlisten zu finden sind. Sie
lebt mit ihrer Familie in Wien.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.02.20

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TREFF/1293: Berlin - Studio LCB, Lutz Seiler mit »Stern 111«, 19.02.2020

Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Februar 2020

19.02.20, Mittwoch, 19:30 Uhr

Studio LCB: Lutz Seiler mit »Stern 111«

Im Gespräch mit dem Autor: Judith Schalansky und Jan Wiele

Moderation: Maike Albath



"Drahtwort" lautet die erste Kapitelüberschrift von Lutz Seilers
neuem Roman »Stern 111« vielversprechend, und tatsächlich hat dieser
Roman einiges mit Technik zu tun. Auch der Buchtitel, »Stern 111«,
ist nichts anderes als die Gerätebezeichnung eines DDR-Kofferradios
aus den 1960er Jahren. Die überschaubaren Verhältnisse lösen sich
nach dem Mauerfall komplett auf, denn die Kleinfamilie des
Haupthelden Carl entwickelt überraschende Fliehkräfte. Seine Eltern
streifen nur zwei Tage nach dem 9. November 1989 ihr altes Leben ab
und verlassen das Land, um einem lang gehegten Geheimnis auf die Spur
zu kommen. Carl schlingert durch das Nachwende-Berlin und gehört
schon bald zu einer Gruppe, die das undefinierte Terrain des Ostens
auf ihre Weise zu beherrschen versucht.

Lutz Seiler, 1963 im thüringischen Gera geboren, legt mit »Stern 111«
(Suhrkamp Verlag) seinen zweiten Roman vor. Nach Gedichtbänden,
Erzählungen und Essays hatte er 2014 den mit dem Deutschen Buchpreis
ausgezeichneten Hiddensee-Roman »Kruso« veröffentlicht.

Über die deutsch-deutschen Umbrüche diskutiert Lutz Seiler im Studio
LCB mit der Schriftstellerin Judith Schalansky und dem
Literaturkritiker und Feuilletonredakteur der FAZ, Jan Wiele.

In Zusammenarbeit mit dem Deutschlandfunk. Sendedatum: 29. Februar
2020, 20.05 Uhr.

5/8 Euro

Auch an der Abendkasse.

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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AUSSICHTEN/8886: Und morgen, den 07. Februar 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 07.02.2020 bis zum 08.02.2020 +++






[image: Jean-Luc 8886 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Wolkengrau wohl über Tage,

vielleicht ein Sprühhauch Regen;

es bleibt für Jean nur die Frage:

Muß ich heut' Pfützen fegen?
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FORSCHUNG/209: Der Gräberberg von Assiut - ein wichtiger Baustein für das kulturelle Gedächtnis Ägyptens (idw)

Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 05.02.2020

Der Gräberberg von Assiut - ein wichtiger Baustein für das kulturelle
Gedächtnis Ägyptens

Deutsch-ägyptisches Forschungsprojekt hat in 16-jähriger Arbeit die
Bedeutung Assiuts für die Geschichte Ägyptens wieder ins Bewusstsein
gerückt



Vor rund 4000 Jahren war Assiut ein bedeutendes kulturelles Zentrum in
Mittelägypten. Die antike Stadt mit ihren Tempeln, Palästen, Bibliotheken
und Wohnhäusern ist unter den Ablagerungen der Nilüberschwemmungen und
moderner Überbauung verschwunden, weshalb sie unter den Sehenswürdigkeiten
nie den Rang von Theben oder Luxor erreichte. Im Gegenteil: Bis vor Kurzem
war nur wenig über die Geschichte Assiuts bekannt und die moderne
Großstadt genoss im Land kein hohes Ansehen. Doch das Bild verändert sich,
seitdem ein deutsch-ägyptisches Kooperationsprojekt den Gräberberg Assiut
al-gharbi im Westen der Stadt eingehend erforscht hat. Die 16-jährigen
Arbeiten eröffnen einen Einblick in monumentale Fürstengräber,
Schachtanlagen, vielfältige Deckenmuster und farbenprächtige
Wanddekorationen, endlose Inschriften und Grabbeigaben. "Die Funde
erweitern unsere Kenntnisse über die Geschichte und Kunst einer Region,
die in den Epochen der Ersten Zwischenzeit und des Mittleren Reichs einen
kulturellen und wirtschaftlichen Aufschwung erlebte", sagt Prof. Dr.
Ursula Verhoeven-van Elsbergen von der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz (JGU). "Assiut spielt damit eine wichtige Rolle für das kulturelle
Gedächtnis Ägyptens."




[image: Bild: © Fritz Barthel]

Ansicht des Gebel Assiut al-gharbi

Bild: © Fritz Barthel



Gemeinsam mit Prof. Dr. Jochem Kahl von der Freien Universität Berlin hat
Ursula Verhoeven-van Elsbergen das Projekt in enger Kooperation mit
Kollegen der ägyptischen Universität Sohag geleitet. In 14 Feldkampagnen
arbeitete das internationale und interdisziplinäre Team jeweils im Sommer
zwei Monate lang auf dem Nekropolenberg, der 2003 zum ersten Mal nach 80
Jahren wieder für archäologische Arbeiten geöffnet wurde. Erste
Dokumentationen über einzelne Gräber stammen von der Ägypten-Expedition
unter Napoleon Bonaparte aus dem Jahr 1799. Nur wenig später brachten
Steinbrucharbeiten Gräberdecken oder Eingänge zum Einsturz. Raubgrabungen
und archäologische Unternehmungen im 19. und frühen 20. Jahrhundert
führten zur Plünderung des Berges, wertvolle Grabbeigaben gelangten meist
ohne ausreichende Beschreibung des Fundkontextes in Museen in der ganzen
Welt.

Das Projekt erstellte den ersten Nekropolenplan mit über 300
Einträgen

Die großen Fürstengräber des "westlichen Wüstenbergs von Assiut"
entstanden in der Ersten Zwischenzeit und dem Mittleren Reich, also etwa
2200 bis 1900 v. Chr. Das 200 Meter hohe Kalksteinmassiv diente aber nicht
nur Menschen der Pharaonenzeit als Friedhof, sondern auch Christen und
Muslimen. Außerdem war es Bestattungsplatz für Tiere, antiker und
frühneuzeitlicher Steinbruch, Ausflugsziel, Rückzugsort für Eremiten,
Standort von koptischen Klöstern und schließlich Jahrzehnte lang
militärisches Sperrgebiet.
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Das internationale Projektteam

Bild: © Fritz Barthel



Als der Zugang wieder möglich wurde, konnte die erste wissenschaftliche
Erforschung des Berges beginnen, unterstützt durch eine Langzeitförderung
der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG). Von Anfang an arbeitete das
Team daran, erstmals einen Nekropolenplan zu erstellen, der inzwischen
über 300 Einträge von Grabanlagen und anderen Strukturen aufzeigt. Die
Funddatenbank umfasst über 17.000 Einträge.

Ein unbekanntes Grab liefert zahlreiche neue Erkenntnisse

Aufgrund von Hinweisen eines lokalen Wächters entdeckte das Projekt 2005
ein bislang gänzlich unbekanntes Grab, das beinahe vollständig verschüttet
war und das der Regionalfürst Iti-ibi(-iqer) etwa 2000 v.Chr. angelegt
hatte. "Dieses Grab N13.1 entstand in einer Zeit des politischen Umbruchs
und ist daher historisch wichtig, aber es hat auch gut erhaltene und
ungewöhnliche Wanddekorationen", erklärt Ursula Verhoeven-van Elsbergen,
darunter den Grabherrn mit nahen Verwandten und göttlichen Wesen, Reihen
von Soldaten sowie Szenen mit Handwerk, Viehzucht, Jagd, Musik und Tanz.
Ein besonderer Schatz sind zudem 215 Tuschegraffiti, die 500 bis 900 Jahre
später von Besuchern angebracht wurden: Sie enthalten lobende Erwähnungen
der lokalen Tempel, Schreib- und Zeichenübungen und umfangreiche Auszüge
von berühmten Lebenslehren, die bislang meist nur aus Theben überliefert
waren. Der längste dieser Texte verläuft über mehrere Wände, misst 11
Meter und ermöglichte wichtige literaturgeschichtliche Erkenntnisse.

Die in den Besuchertexten enthaltenen Informationen über Personen,
Gottheiten und Tempelanlagen von Assiut im Neuen Reich (ca. 1550-1070 v.
Chr.) sind besonders wertvoll, da der Friedhof dieser Epoche bislang nicht
entdeckt wurde. "Das sind oft wunderbare Texte. Einzigartig ist etwa ein
Lied, das in mehreren Strophen und mit phantasievollen Vergleichen die
Schönheit des Gesichts der lokalen Göttin Hathor beschreibt", so
Verhoeven-van Elsbergen. Die Ägyptologin ist Expertin für die hieratische
Kursivschrift, in der die Texte verfasst, teilweise aber kaum noch zu
erkennen sind. Es erfordert Detektivarbeit und viele Vergleiche mit
Paralleltexten, um die Kursivschrift zu entziffern, in
Standardhieroglyphen zu übertragen, zu übersetzen und schließlich zu
interpretieren. Die Texte, aber auch Bilder von Tierstudien hat das
Projekt fotografisch, zeichnerisch und digital dokumentiert.

Das größte Fürstengrab seiner Zeit war 120 Meter lang, bis zu 11 Meter
hoch und ging 28 Meter in die Tiefe

Ein weiterer Höhepunkt war für die Projektbeteiligten die Entdeckung bis
dahin unerforschter Bestattungsschächte mit einzigartiger Architektur,
darunter ein 28 Meter tiefer Schacht in Grab I, der erst nach sechs
Kampagnen vollständig freigelegt war. Dieses größte Grab auf dem Gebel
Assiut al-gharbi, das in diesem Jahr für Touristen freigegeben werden
soll, gehörte dem Fürsten Djefai-Hapi I. (um 1900 v. Chr.). Auch von
anderen Orten ist kein vergleichbar großes Grab eines hohen Beamten aus
dieser Epoche bekannt: Es war in seiner ursprünglichen Form mindestens 120
Meter lang und ist heute noch auf einer Länge von 55 Metern erhalten, die
Decken sind bis zu 11 Meter hoch. Im Innern ist das Felsgrab mit Malereien
und in Stein gemeißelten Inschriften versehen. Viele Texte zirkulierten
noch mehr als 2000 Jahre in Ägypten - ein Beispiel für die Wertschätzung
und theologische Bedeutung Assiuts sowie der sprachlichen Qualität der
Inschriften.

Enge Zusammenarbeit mit ägyptischen Partnern trägt zum Erfolg des
Projekts bei

Als einzigartig beschreibt Projektleiterin Verhoeven-van Elsbergen auch
die Zusammenarbeit zwischen den Gruppen aus Mainz und Berlin mit den
Kollegen der ägyptischen Universität Sohag, die von Anfang an aktiv
eingebunden waren. Jährlich waren etwa 25 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus verschiedenen Teilen der Welt und bis zu 100 lokale
Grabungsarbeiter vor Ort tätig. Deren Aufgabe war es vor allem, hohe
Schuttberge und Geröll von den Grabungsstätten zu entfernen.

"Durch die Forschungen am Gräberberg und unsere Dokumentation hat die
Stadt ihre ursprüngliche Bedeutung zurückerhalten", so Ursula
Verhoeven-van Elsbergen. "Assiuts Rolle in der Geschichte Ägyptens konnte
wiederbelebt werden." Dazu hat auch beigetragen, dass der Berg über die
Jahrtausende bis heute in den Blick genommen wurde: das groß angelegte
Hundegrab aus dem späten 1. Jahrtausend v.Chr., die Besiedlung durch
koptische Mönche und Eremiten, der Bau von Klöstern, islamische
Bestattungen - und nicht zuletzt die archäologischen Arbeiten selbst,
deren Wahrnehmung im Rahmen einer ethnologischen Untersuchung unter der
lokalen Bevölkerung erforscht wurde.

Einen Einblick in die 16-jährigen Arbeiten konnten sich Besucherinnen und
Besucher der Ausstellung "Asyut's Fourteen. 14 Kampagnen in einem
ägyptischen Gräberberg" an der Universität Mainz machen. Bild- und
Textmedien, Kurzfilme und Arbeitsmaterialien erläuterten bis Ende Januar
2020 die archäologischen Entdeckungen. In einer projekteigenen Reihe "The
Asyut Project" sind mittlerweile 12 Bände erschienen, weitere sind in
Vorbereitung. Im Rahmen der Langzeitförderung hat die DFG das Projekt bis
Ende 2019 mit insgesamt 3,5 Millionen Euro unterstützt. Die Arbeiten gehen
aber auch in Zukunft weiter. Unter dem Titel "Assiut - ein antikes
Handelszentrum" hat Jochem Kahl in Kooperation mit der Polnischen Akademie
der Wissenschaften bereits ein Nachfolgeprojekt eingeworben. Ursula
Verhoeven-van Elsbergen leitet das Langzeitvorhaben "Altägyptische
Kursivschriften" der Akademie der Wissenschaften und der Literatur Mainz,
in dem kursive Schriftzeichen, unter anderem aus Assiut, in einer
digitalen Paläographie-Datenbank verarbeitet und zugänglich gemacht
werden. Das Akademie-Projekt startete 2015 und hat eine Laufzeit von 23
Jahren.


Weiterführende Links:

https://www.aegyptologie.uni-mainz.de/the-asyut-project-feldarbeiten-in-mittelaegyptenfieldwork-in-middle-egypt/

- Die altägyptische Nekropole von Assiut

https://www.aegyptologie.uni-mainz.de/

- Arbeitsbereich Ägyptologie

https://aku.uni-mainz.de/

- Altägyptische Kursivschriften. Digitale Paläographie und
systematische Analyse des Hieratischen und der Kursivhieroglyphen

https://asyutsfourteen.uni-mainz.de/

- Asyut's Fourteen - 14 Kampagnen in einem ägyptischen Gräberberg

https://www.geschkult.fu-berlin.de/e/aegyptologie/forschung/Drittmittelprojekte/Assiut-handel/index.html

- Asyut - centre of ancient trade, Projekt an der FU Berlin

Lesen Sie mehr:

https://www.magazin.uni-mainz.de/10649_DEU_HTML.php

- JGU-Magazin-Beitrag "Bedeutender ägyptischer Gräberberg erstmals
ausführlich erforscht" (14.11.2019)

https://www.uni-mainz.de/presse/50815.php

- Pressemitteilung "Mainzer Wissenschaftler an großer
Ägypten-Ausstellung in Speyer beteiligt" (13.03.2012)

https://www.uni-mainz.de/presse/39099.php

- Pressemitteilung "Arbeiten in der Nekropole von Assiut in
Mittelägypten für weitere drei Jahre gesichert" (09.08.2010)

https://www.uni-mainz.de/presse/32775.php

- Pressemitteilung "Sieben Jahre Feldarbeit im Assiut-Projekt in
Mittelägypten" (02.11.2009)

https://www.uni-mainz.de/presse/20565.php

 - Pressemitteilung "Mainzer Ägyptologin Ursula Verhoeven-van
Elsbergen erhält Akademiepreis des Landes Rheinland-Pfalz" (30.11.2007)

https://www.uni-mainz.de/presse/50833.php

- Pressemitteilung "Deutsche Forschungsgemeinschaft nimmt
ägyptologische Forschungen am Gräberberg von Assiut in Langfristförderung
auf" (27.07.2007)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RENTEN

Zwangssparen für die Immobilien-Riesen



Das System der Pensionskassen bindet die lohnabhängige Bevölkerung
an die Entwicklung des Kapitals und überhitzt den Wohnungsmarkt in den
Städten. Die Pensionskassen der Schweiz sind historisch wie auch
aktuell wichtige Faktoren im Prozess der Stadtaufwertung und
Vertreibung der Bevölkerung. Zu reformieren gibt es somit nichts
- abzuschaffen aber durchaus.


(az) Es ist bereits eine Weile her, seit sich im Frühling 2019
eine Interessensgemeinschaft "Leben im Brunaupark" formiert sowie zu
einer Kundgebung auf der Gemüsebrücke hinter dem Zürcher Rathaus
zusammengefunden hat. Grund dafür waren die Kündigungen von rund 240
Wohnungen durch die Verwaltung Vincasa, die die Liegenschaft im Namen
der Credit Suisse-Pensionskasse verwaltet. Hunderte MieterInnen werden
durch diesen Rauswurf in den nächsten Jahren auf die Strasse gestellt
und die nicht einmal dreissigjährigen Häuser in Zürich-Wiedikon sollen
durch Appartements im gehobeneren Preissegment ersetzt werden. Dieses
Vorgehen ist nicht neu. Doch angesichts dessen mutete die Begründung
der Grossbank Credit Suisse paradox an: Medial argumentierte sie mit
der "sozialen Verantwortung" die die Pensionskasse der Grossbank
gegenüber ihren Versicherten wahrzunehmen habe.

Diese Anekdote steht exemplarisch für das komplexe System des
Zwangssparens, welches in der Schweiz seit 1985 in Form der
Pensionskassen (BVG, berufliche Vorsorge) für alle Lohnabhängigen mit
einem jährlichen Verdienst von über CHF 21.330 als obligatorisch gilt.


Obligatorische Kapitalakkumulation

Während die Einzahlungen der Lohnabhängigen bei der Alters- und
Hinterlassenenversicherung (AHV) mittels Umlageverfahren sofort und
kollektiv für die aktuellen AHV Renten verwendet werden - und dadurch
nicht in Immobilien und andere zweifelhafte Investitionsfelder
angelegt werden müssen - untersteht das BVG dem sogenannten
Kapitaldeckungsverfahren. Jeden Monat bezahlen die Lohnabhängigen und
die Unternehmen je zu 50% eine Prämie in eine Pensionskasse ein und
diese einbezahlten Gelder müssen dann von der Kasse für die
Versicherten individuell angelegt und angespart werden. Jüngere
Menschen müssen weniger einbezahlen und werden dadurch für die
Unternehmen zu kostengünstigeren Angestellten als die älteren
KollegInnen. Es dürfte bekannt sein: Ältere Menschen finden gerade aus
diesem Grund häufig keine Jobs mehr. Wer zudem öfters einmal den Job
wechselt, temporär arbeitet oder (zwischenzeitlich) im Ausland lebt,
läuft Gefahr, dass Gelder "vergessen" gehen. Gerade ausländische
ArbeiterInnen in prekären Arbeitsverhältnissen sind von diesem Umstand
stark betroffen: Die BesitzerInnen von rund drei Milliarden Franken
(!) an Pensionskassengeldern sind derzeit unbekannt. Dabei lohnt es
sich einzig und allein für das Kapital, wenn Lohnabhängige
versehentlich diesen Kassen etwas schenken (siehe INFOKASTEN).

Zu erwähnen ist auch die Komplexität rund um die Gelder von Personen,
die zwischenzeitlich keinen Job mehr haben. Diese werden an sogenannte
Freizügigkeitskonten überwiesen. Dort werden diese Vermögen
zwischengelagert, bis die Person wieder einen neuen Job hat und das
Geld an die neue Kasse des neuen Unternehmens weitergeleitet werden
kann. Der Aufwand für die Kapitalakkumulation ist also für alle Seiten
immens.

Doch das sind noch nicht alle Zumutungen, die das Pensionskassensystem
für lohnabhängige Menschen zu bieten hat. Wer weniger als 21.330
Franken im Jahr verdient, erhält keine Rente, dies weil sinngemäss und
getreu der kapitalistischen Ideologie Habenichtse auch im Alter solche
bleiben sollen. Frauen sind davon besonders betroffen und gefährdet,
in Altersarmut zu geraten. Dazu kommt eine Anlagepolitik, welche
vollumfänglich durch die KapitalistInnen bestimmt wird,
Immoblienspekulation ist wie eingangs erwähnt ein häufiges, wenn auch
nicht das einzige Investitionsfeld. Diese kapitalistische
Investitionspolitik kann auch dazu führen, dass eine Pensionskasse gar
zahlungsunfähig wird und KleinanlegerInnen mit gar nichts mehr
dastehen. Man kann sich also durchaus fragen, wie es so weit kam, dass
dieses System einst für obligatorisch erklärt wurde.


Umwandlungssätze als Klassenkampf von oben

(Private) Pensionskassen sind ein klassisches Instrument liberaler
Sozialpolitik. In den Siebzigerjahren wurde eine Stärkung des
Pensionskassensystem dem Ausbau der Alters- und Hinterlassenenrente
vorgezogen und vom Bürgertum als (schlechter) politischer Kompromiss
angesehen sowie eingeführt. Man lockte auch mit hohen Zinsen: Das
Pensionskassenobligatorium wurde 1985 mit dem Versprechen einer
jährlichen Rente von 7,2% des einbezahlten Kapitals für die
lohnabhängige Bevölkerung durchgewunken. Heute haben viele
Pensionskassen deutlich niedrigere Umwandlungssätze in ihren
Reglementen stehen. Bei der Zürcher BVK (Vorsorgeeinrichtung der
Angestellten des Kantons Zürich) sind es derzeit gar nur 4,85 Prozent,
die die Pensionierten jährlich von ihrem einbezahlten Kapital erwarten
können. Was in den Achtzigerjahren bereits kritisch eingewendet und
von bürgerlicher Seite grossspurig in den Wind geschlagen wurde, ist
heute die Realität. So kommt es, dass Pensionskassen-Umwandlungssätze
heute auch immer wieder als Klassenkampf von oben und damit als
gewerkschaftliche Zankäpfel in Erscheinung treten.


Staatliche Förderung der Pensionskassen

Einen Wildwuchs an Pensionskassen unterschiedlichster Art gibt es
schon seit langer Zeit. In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts
wurden erste Pensionskassen für LehrerInnen, PolizistInnen und
Staatsbeamte eingeführt. Die Pensionskasse der SBB-Angestellten war
lange Zeit die grösste Kasse der Schweiz. Pensionskassen wurden nach
Konzernen, Branchen oder Berufsverbänden aufgegliedert. Historisch
sorgte das System der Pensionskassen für die politische und
ideologische Integration eines Teils der Angestellten, noch bevor die
Alters- und Hinterlassenenversicherung von der ArbeiterInnenbewegung
erkämpft wurde. Während dem Ersten Weltkrieg gewährte der Bund den
Unternehmen im Rahmen der Kriegsgewinnsteuer Steuerbefreiungen auf
Einzahlungen in eigene "Wohlfahrtseinrichtungen". Auch aufgrund dieser
Massnahme wurden von den grossen Firmen hunderte Pensionskassen
gegründet. Die Reserven der Kassen wurden häufig auch zur
Selbstfinanzierung verwendet. Das Pensionskassenobligatorium 1985
ermöglichte den KapitalistInnen einen grossen und vor allem einen
staatlich garantierten Markt - ähnlich wie bei den Krankenkassen,
welche ebenfalls obligatorisch, dennoch aber privat organisiert sind.


Riesige Investitionen in Immobilien

Das System der Pensionskassen gehört bekämpft und abgeschafft, weil es
die Altersrenten der lohnabhängige Klasse an die Entwicklung des
Pensionskassen-Kapitals bindet. Pensionskassen machen hunderttausende
Lohnabhängige zu KleinanlegerInnen. Es setzt somit die Lohnabhängigen
zumindest teilweise ins gleiche Boot wie die KapitalistInnen-Klasse.
Und dennoch ist es nicht nur eine ideologische, sondern auch eine
lebenspraktische Alltagsfrage. Wie das Beispiel der
Brunaupark-Wohnungen veranschaulicht, finanzieren die Lohnabhängigen
mit ihren Beiträgen die eigene Wohnungsnot und die Voraussetzungen für
tendenziell steigende Mieten mit. Ende 2017 verfügten alle
Pensionskassen der Schweiz zusammen über ein Gesamtvermögen von fast
900 Milliarden Franken - was ungefähr dem anderthalbfachen
Bruttoinlandprodukt entspricht. Es ist dies ein enormes Kapital,
welches investiert werden muss und dies in einer Phase, in der das
Kapital krisenbedingt nicht mehr genügend gewinnbringend angelegt
werden kann.

Dies ist auch der Hauptgrund für den völlig überhitzten Bausektor,
insbesondere den Wohnungsmarkt. Dabei geben die Pensionskassen ein
Lehrbeispiel für den Kapitalismus ab: Obwohl sie in der Geschichte
noch nie so viel Geld hatten wie gegenwärtig, bekunden sie
allergrösste Mühe, dieses Kapital gewinnbringend zu investieren. Die
Brunaupark-Wohnungen sind ein anschauliches Beispiel dafür, jedoch bei
weitem nicht das einzige. Die Pensionskassen können nicht reformiert
werden.


INFOKASTEN

Zentralstelle 2. Säule:

"Fundbüro" für Pensionskassenguthaben

Das System der Pensionskassen konnten wir bisher noch nicht
abschaffen. Dennoch benötigen wir eine einigermassen gute Altersrente
im Hier und Jetzt. Eine besondere, bürokratische Absurdität am
Pensionskassensystem zeigt sich darin, dass der Bund über ein eigenes
Fundbüro für vergessene Pensionskassenguthaben verfügt. Solltest Du
also kurz vor der Pensionierung stehen und hattest Du zuvor in
verschiedenen Betrieben (und gar in verschiedenen Kantonen) mit
unterschiedlichen Pensionskassen gearbeitet, so lohnt sich im
Zweifelsfall eine Kontaktaufnahme mit der Zentralstelle 2. Säule,
Sicherheitsfonds BVG, Geschäftsstelle, Eigerplatz 2, Postfach 1023,
3000 Bern. Denn den KapitalistInnen etwas zu schenken, das wäre in
jedem Fall falsch.

 * 
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Zum 200. Geburtstag von Theodor Fontane

Teil 1: Vom Barrikadenkämpfer zum Redakteur der "Kreuzzeitung"

Von Sybille Fuchs

6. Februar 2020



Buchbesprechung: Iwan-Michelangelo D'Aprile, "Fontane- Ein Jahrhundert
in Bewegung", Rowohlt Verlag 2019, 544 S.

Das ganze Jahr 2019 über war Fontane-Jahr. Der Autor wurde am 30. Dezember
1819 geboren und ist am 20. September 1898 gestorben. Zu seinem 200.
Geburtstag häuften sich Ausstellungen, Veranstaltungen, Zeitungsartikel und
neue Biografien.

Theodor Fontane war einer der wenigen deutschen Autoren des poetischen
Realismus, dessen Romane an die seiner internationalen Vorbilder wie Honoré
de Balzac oder Charles Dickens heranreichen. Er schildert vor allem das
Schicksal von Personen aus verschiedenen Schichten des Kleinbürgertums, des
Bürgertums und des Adels seiner Zeit in ihren Beziehungen und Konflikten.
Auch Bedienstete, Heimarbeiterinnen ober Handwerker, seltener
Industriearbeiter, treten auf. Präzise und plastisch schildert er die
Landschaft, die städtische Umgebung und das häusliche Milieu, worin sich
seine Menschen bewegen. Sie reisen mit Kutschen oder der Eisenbahn, sie
nehmen die technologischen Neuerungen, die politischen Ereignisse oder die
bildende Kunst und Musik ihrer Gegenwart wahr und kommentieren oder
kritisieren sie.

Fontanes Erzählweise ist relativ traditionell, doch seine Figuren werden
vor allem durch ihre Gespräche, Plaudereien und Auseinandersetzungen als
typische Vertreter ihrer Klasse mit all ihren persönlichen Eigenschaften
lebendig. Sie verteidigen oder verurteilen gesellschaftliche Vorurteile und
Konventionen, unter denen sie selbst, ihre Kinder oder ihre Partner leiden.
All das wird mit kritischer Distanz, oft mit leisem Humor geschildert, so
dass implizit eine Kritik an der gesellschaftlichen Gegenwart der letzen
Jahrzehnte des 19. Jahrhunderts aufscheint.

Im Gegensatz zu vielen seiner zeitgenössischen Kollegen wird Fontane bis
heute nicht nur von Germanisten und Literaturwissenschaftlern gelesen.
Etliche seiner Romane, die er alle erst in seinem letzten Lebensjahrzehnt
schrieb, allen voran "Effi Briest", wurden verfilmt. Eine besonders
sehenswerte Filmversion stammt von Rainer Werner Fassbinder.

Fontanes "Wanderungen durch die Mark Brandenburg" gelten bis heute als
Bestseller und werden erfolgreich zur Förderung des Tourismus eingesetzt.
Aber auch seine Rolle als Briefschreiber, Theaterkritiker, Balladendichter
und Lyriker und erfinderischer Wortschöpfer wurde 2019 in vielen Artikeln
gewürdigt. Nach dem Untergang der DDR machte ihn Günter Grass [1] unter dem
Namen Fonty zum Helden seines Wenderomans "Ein weites Feld". der Titel ist
ein beliebtes Fontanezitat.

Die tiefen Widersprüche in Fontanes Biographie, seine Anpassung an den
reaktionären Preußenstaat und seine persönlichen Schwächen wurden eher
vereinzelt angesprochen. Sicher muss Fontanes Romanwerk als solches
unabhängig von den persönlichen Schwächen des Autors gewürdigt werden.
Dennoch ist es zum Verständnis seiner Persönlichkeit und seines Gesamtwerks
nötig, auch seine nicht gerade fortschrittlichen Seiten einzubeziehen.

Eine der neuen Biografien, die dies leistet, hat der Potsdamer
Literaturwissenschaftler und Historiker Iwan-Michelangelo D'Aprile
vorgelegt. D'Aprile ist nicht nur eine spannende Biografie Fontanes
gelungen, sondern auch eine überzeugende Darstellung der Entwicklung seiner
Persönlichkeit in der bewegten Geschichte des 19. Jahrhunderts in all
seinen Widersprüchen und Umbrüchen. Es ist ein Buch, das wertvolle
historische Einsichten und Materialien erschließt und in seinem
methodischen Herangehen an den vielschichtigen Autor und die Zeitumstände,
in denen er lebte, überzeugt.

D'Aprile gelingt es, Fontane und seine Literatur vom Image der verstaubten
Pflichtlektüre zu befreien, ihn als modernen Autor zu präsentieren und so
den Leser neugierig zu machen, seine Werke erneut oder erstmals zur Hand zu
nehmen. Er hat in der Schilderung der Biografie des Autors, angefangen bei
seiner schwieriger Kindheit und Jugend und dem gezwungenermaßen als
Broterwerb zunächst erlernten Apothekerberuf, immer nicht nur die privaten,
sondern zugleich die politisch-gesellschaftlichen Umstände im Auge.

D'Aprile ermöglicht es auch zu verstehen, was den jungen Fontane 1848 auf
die Barrikaden trieb, was ihn später zum preußischen Agenten in London und
zum Redakteur der stockkonservativen Kreuzzeitung
, des reaktionären Lieblingsblattes von Kaiser Wilhelm II., machte und was
ihn im Alter zu einem Vorkämpfer für eine fortschrittliche,
internationalistische Literatur- und Theaterszene sowie zu einem
hellsichtigen Beobachter des politischen Geschehens werden ließ, der in der
Sozialdemokratie und der Arbeiterklasse die entscheidende Kraft der Zukunft
sah, auch wenn er niemals zu ihrem Parteigänger geworden wäre.

Wie D'Aprile zusammenfassend in der Einleitung schreibt: "Epochale
Ereignisse, Schreiben und Leben bilden bei Fontane eine untrennbare
Einheit. Ohne Vormärz und Teilnahme an den Berliner Barrikadenkämpfen wäre
er kein politischer Journalist geworden. Ohne die gegenrevolutionäre
staatliche Pressepolitik hätte es den regierungsamtlichen Korrespondenten
Fontane nicht gegeben. Ohne den Krimkrieg (1853-1858) wäre Fontane nicht
als Presseagent nach London gesandt worden, wo er zugleich zum
Reiseschriftsteller wurde. Ohne die Einigungskriege 1864, 1866 und 1870/71
gäbe es nicht den Zeithistoriker Fontane, der seine Kriegsbücher als
wichtige Vorschule für die späteren Romane betrachtete." (S. 10)

Wie D'Aprile betont, ist Fontanes Entwicklung als Schriftsteller ohne
dessen lebenslange Tätigkeit als professioneller Journalist nicht zu
begreifen. "Mit seinem an Zeitungen geschultem Blick widmet er dabei
scheinbar Alltäglichem und Nebensächlichem dieselbe Aufmerksamkeit wie
Großereignissen, bildet das thematische Allerlei der Zeitung in den
unzähligen Gesprächen seiner Romanfiguren ab, sucht zu jeder Position meist
auch die Gegenposition und lässt unterschiedliche Stimmen und Perspektiven
zu Wort kommen." (S. 13)

Dabei geht D'Aprile auch auf die antisemitischen Äußerungen Fontanes ein,
die in jüngster Zeit immer wieder hervorgeholt und sensationalisiert
wurden. Er stellt sie in den zeithistorischen Zusammenhang, ohne sie zu
entschuldigen. Er hebt aber gleichzeitig hervor, dass Fontane enge
Freundschaften mit jüdischen Intellektuellen und gute freundschaftliche
Beziehungen zu jüdischen Kollegen und Verlegern pflegte. Er schildert am
Ende des Buches die versuchte Vereinnahmung Fontanes durch den
Nationalsozialismus, die nicht ohne das Zutun von Fontanes Sohn Friedrich
erfolgte. Auch heute wieder wird von Rechtsradikalen versucht, Fontane als
"Heimatdichter" zu vereinnahmen.

Vom Barrikadenkämpfer zum Redakteur der Kreuzzeitung

Theodor Fontane entstammt einer Berliner Hugenottenfamilie. Sein Vater
Louis Henri Fontane hat den einträglichen Beruf eines Apothekers gelernt,
konnte es aber nie zu Wohlstand bringen, weil er spielsüchtig war. Er
musste die angesehene Löwenapotheke in Neuruppin, Fontanes Geburtsort,
verkaufen, und erwarb eine im pommerschen Swinemünde. Aber auch diese
musste er wegen Verschuldung wieder aufgeben, um für weitere Stationen
seines Niedergangs in den Oderbruch zu ziehen. An ein Universitätsstudium
des Sohnes war unter diesen Umständen nicht zu denken. Die Jahre seiner
Kindheit und das problematische Verhältnis der Eltern beschreibt Fontane in
dem autobiografischen Roman "Meine Kinderjahre".

D'Aprile weist nach, wie Fontane aus dem nicht sehr geliebten Beruf des
Apothekers methodisch Nutzen für seine spätere schriftstellerische Arbeit
zu ziehen vermag, aber gleichzeitig in Cafés und Clubs seinen literarischen
und politischen Interessen folgt und sich durch umfangreiche Lektüre
bildet, womit er versucht, die ihm verwehrte akademische Ausbildung zu
kompensieren. Fontane kann in dieser Zeit auch bereits einige Gedichte und
eine Novelle veröffentlichen. Literarische Bekanntschaften knüpft er im
Club "Tunnel über der Spree", in den ihn sein Freund aus der Militärzeit
Bernhard von Lepel 1844 einführt.

Fontane bleibt rund 20 Jahre Mitglied dieser Vereinigung. Dort kann er
wöchentlich mit Autoren, literarisch Interessierten und Amateurdichtern aus
militärischen, aber auch Zeitungs- und Unternehmerkreisen eigene und fremde
Texte diskutieren und "neben dem Apothekerberuf einen Fuß in der Literatur
behalten und entsprechende Netzwerke knüpfen". (S. 126) Der "Tunnel" dient
Fontane zugleich als Jobbörse.

Während seiner Ausbildung in Leipzig 1841/42 war Fontane Mitglied des
Studentenvereins Herwegh-Club, benannt nach Georg Herwegh, dem politischen
Lyriker des Vormärz, Freiheitskämpfer und Dichter des Bundeslieds der
Arbeiter ("Mann der Arbeit aufgewacht"). In seiner Leipziger Zeit und in
Dresden, dem damals im Vergleich zu Preußen liberaleren Sachsen, knüpfte
Fontane Kontakte zu demokratisch und revolutionär gesinnten Literaten und
Journalisten.

Führendes Mitglied im Leipziger Herwegh-Club war der Student und spätere
Literaturwissenschaftler Wilhelm Wolfsohn aus der jüdischen Gemeinde in
Odessa, mit dem Fontane zeitlebens befreundet blieb. Ebenfalls Mitglied war
dort der Publizist Robert Blum, der im November 1848 wegen seiner Teilnahme
an der Revolution hingerichtet wurde.

Über Fontanes Engagement in der Revolution 1848 schreibt D'Aprile: "Fontane
war von den ersten Unruhen in Berlin im Frühjahr 1848 bis zu den letzten
Freischärler-Aufgeboten auf längst verlorenem Posten in Schleswig-Holstein
im Sommer 1850 während aller Phasen des Revolutionsverlaufs aktiv dabei:
als Barrikadenkämpfer des März, als Wahlmann für das erste deutsche
Parlament der Frankfurter Paulskirche und als Journalist bei zwei
revolutionären demokratischen Zeitungen." (S. 133) Wie ernsthaft sein
Engagement dort wirklich war, darüber gibt es allerdings keine unabhängigen
Quellen, nur seine Autobiografie "Von Zwanzig bis Dreißig", in der er seine
Rolle etwas herunterspielt.

Dort schildert Fontane, wie sich am 18. März im Tiergarten die Massen
versammelten und auf dem Schlossplatz eine Verfassung für Preußen fordern.
"Dann beschreibt er, wie mit den Schüssen zweier Soldaten in die Menge die
Situation eskalierte und es zu den Barrikadenkämpfen kam, die sich bis zum
nächsten Morgen hinzogen. Mit durchaus soziologischem Blick beschreibt
Fontane die Schichten der Berliner Bevölkerung und deren Rolle in der
Revolution vom Armutsproletariat, seiner Hauptkundschaft in der Jung'schen
Apotheke bis zum liberalen Bürgertum, das weniger unter ökonomischen oder
existenziellen Zwängen litt als unter den hoffnungslos antiquierten
politischen Verhältnissen... Für die Kämpfe selbst jedoch wird diese Klasse
von Fontane als unbrauchbar bis lächerlich dargestellt." (S.134) Die
blutigen Auseinandersetzungen in Berlin kosteten 300 Zivilisten und
Aufständische das Leben.

Seine eigene Rolle als Radikaler schilderte Fontane im Rückblick als "reine
Farce", während er die Handwerker und Maschinenarbeiter, "lauter
ordentliche Leute", als Hauptprotagonisten ausgemacht habe, die
"zuguterletzt die Sache durchfochten". (S. 134f) Ob er damals wirklich
bereits solche Gedanken hatte, muss wohl bezweifelt werden, sonst hätte er
kaum so kurze Zeit später die Seiten wechseln können. Vielleicht war es
eher so, dass ihm das revolutionäre Engagement der Arbeiter und Handwerker
Angst gemacht hat.

Nach der "Contre-Revolution" im September 1848 schreibt Fontane einen Brief
an seinen Freund Lepel und wirft diesem quasi Verrat an seinen liberalen
Prinzipien vor: "Schande jedem, der zwei Fäuste hat mit Hand ans Werk zu
legen, und sie pomadig in die Hosentasche steckt." (S.137f) Aber es dauert
nicht lange, bis er selbst tief hinein ins andere Lager wechselt.

Nach den Kämpfen setzt Fontane sein Engagement noch einige Zeit durch
Beiträge für die Berliner demokratische Zeitungshalle, das
Publikationsorgan des Centralausschusses der Demokraten Deutschlands fort,
und lieferte vier radikale Texte. Im Oktober lädt er den Dichter und
Freiheitskämpfer Ferdinand Freiligrath zu sich ein, der für sein
Gedenkgedicht an die Gefallenen des 18. März "Die Todten an die Lebenden"
wegen Hochverrats verurteilt worden war.

Ein Jahr später kann Fontane wegen der wieder aufgehobenen Pressefreiheit
in Preußen, vermittelt durch Wolfsohn, nur noch einige
Korrespondenzberichte an die Dresdener Zeitung, das Organ der
sächsischen demokratischen Fortschrittspartei verfassen, in denen er die
Zustände der um sich greifenden Gegenrevolution und den preußischen
"Polizeistaat" und sein "Schreckensregiment" schildert. Er vertritt dort
die Auffassung, Preußen müsse untergehen, damit ein demokratischer
deutscher Nationalstaat entstehen könne.

Radikaler Seitenwechsel und Verdingung beim preußischen Staat

In Deutschland ist Fontane als Autor damals weniger bekannt als durch
Vorträge seines Freundes Wolfsohn in Russland, der als Erster sein
literarisches Talent erkannt hatte. Am meisten Erfolg hat er mit seinen
Balladen, einer volkstümlichen Gattung, mit der er versucht, an die
Beliebtheit der Balladendichtungen von Schiller und Goethe oder auch
Heinrich Heine anzuknüpfen. Viele Stoffe dafür hat er Werken des
schottischen Autors Walter Scott entnommen, andere allerdings aus der
preußischen Geschichte, worin sich, wie D'Aprile glaubt, weniger
preußischer Patriotismus und Anpassung an die postrevolutionäre Reaktion in
Preußen ausdrückt, als vielmehr eine Beschwörung und Verklärung der Zeit
Friedrich des Großen, die im Gegensatz zur Unterdrückung und Unfreiheit der
Gegenwart von Toleranz und Pressefreiheit gekennzeichnet gewesen sei.

Hier scheint mir die Einschätzung des Biografen etwas zu wohlwollend. Die
Verklärung Friedrichs zum Symbol von Toleranz und Volksnähe war ein Mythos,
den der Marxist Franz Mehring in seiner "Lessing-Legende" gründlich
entlarvte. Sie diente dem deutschen Bildungsbürgertum dazu, seinen Verzicht
auf demokratische Bestrebungen, seine Unterordnung unter die Monarchie und
seine Unterstützung des autoritären Bismarckstaats zu rechtfertigen. Von
derartigen ideologischen Anwandlungen seiner Zeitgenossen ist Fontane
sicher nicht freizusprechen.

Einige seiner Balladen kann er in verschiedenen Zeitschriften und
schließlich auch als Buch veröffentlichen sowie erfolgreich im zusehends
konservativer werdenden "Tunnel über der Spree" präsentieren. Dort ist er
nach wie vor Mitglied und kann er mit seiner Ballade "Archibald Douglas"
sogar einen ersten Preis erringen. Aber seine Honorare für die
Balladenveröffentlichungen sind minimal. Bemerkenswert ist unter Fontanes
Balladen der Hemmingstädter Aufstand, die Geschichte der Dithmarscher
Bauern, die über ein Ritterheer des dänischen Königs siegen, wodurch den
sie ihre Unabhängigkeit als freie Bauern bewahren können, ein Stoff, den
auch Friedrich Engels aufgreift. (S. 159)

Durch die nach dem Scheitern der 1848er Revolution einsetzende politische
Reaktion zerschlägt sich Fontanes Hoffnung vollends, als freier
Schriftsteller leben zu können. Er gilt Verlegern als "Roter". Seine
finanzielle Lage verschärft sich 1850. Seine Verlobte Emilie Rouanet-Kummer
kann er nicht heiraten, weil seine befristete Anstellung als
Apothekenausbilder für Diakonissen ausgelaufen ist. Er bewirbt sich
erfolglos auf vielerlei Stellen: als Privatlehrer, "als Hilfsbibliothekar
(Staubabwedler-Posten in der königlichen Bibliothek)", auch eine Anstellung
bei der Eisenbahn, "sei es als 'Kutschenaufschlagmacher' oder als
Eisenbahnschaffner", schlägt fehl.

Einzig der durch Wolfsohn vermittelte Posten als Korrespondent bei der
Dresdener Zeitung bringt ihm ein mehr als dürftiges Einkommen. In
seiner Verzweiflung ist er zu fast allem bereit. "Versteckt in einer langen
Liste von in Frage kommenden Tätigkeiten, die er ... gegenüber Lepel
aufzählt, nennt Fontane auch die Möglichkeit, sich als 'Redacteur einer
gesinnungslosen Zeitschrift' und 'ministerieller Zeitungsleser und
Berichterstatter' anzudienen." (S. 164)

Dramatisch schildert Fontane selbst, wie er damals durch den
Regierungsspitzel Wilhelm von Saint-Paul, den er flüchtig kennt, in einer
eiskalten Januarnacht die Aufforderung erhält, sich am übernächsten Tag
beim preußischen Geheimen Regierungsrat und berüchtigten Polizeispitzel
Franz Hugo Hesse, einem "Lump vom reinsten Wasser", wegen einer Anstellung
zu melden. Er weiß, dass er kaum tiefer sinken kann. "Wer Protektoren wie
St. Paul hat, der mag einpacken", schreibt er, zumal Saint Paul ihm noch
sein letztes Geld als Vermittlergebühr aus der Tasche gezogen hatte.

Saint Paul, ein verkrachter Jurastudent, hatte sich seit Mitte der 1840er
Jahre schon als Polizeispitzel in Kreisen der Junghegelianer und Freien um
Max Stirner, Bruno und Edgar Bauer und dem späteren Zeughausstürmer Gustav
Adolph Techow bewegt und für die staatliche Zensurbehörde gearbeitet, unter
anderem, um die von Karl Marx geleitete "aufmüpfige Rheinische Zeitung
 'totzumachen', wie Fontane es drastisch, aber durchaus angemessen
formuliert". (S. 166)

Mit dieser nächtlichen Begegnung ist für Fontane ein Weg vorgezeichnet, den
er Ende 1850 wirklich einschlägt und durch den er in den kommenden
Jahrzehnten seine Familie über Wasser halten kann.

Dass Fontane diesen Weg einschlagen kann, zeigt, wie wenig er wirklich im
demokratisch revolutionären Milieu verankert war. Anderen vom preußischen
Staat nach 1848 verfolgten Revolutionären wäre so eine opportunistische
Lösung der finanziellen und existentiellen Notlage nicht in den Sinn
gekommen. Karl Marx z. B. wählte das Exil und nahm großes Elend für sich
und seine Familie in Kauf.

Fontane jedoch vollzieht bewusst den Seitenwechsel "Ich habe mich der
Reaction für monatlich dreißig Silberlinge verkauft... Man kann nun mal als
anständiger Mensch nicht durchkommen", schreibt er an Lepel. Und in einem
späteren Brief heißt es: "Wie ich's drehn und deuteln mag - es ist und
bleibt Lüge, Verrath, Gemeinheit." (S. 170) Fontane beginnt bei der
Regierungszeitung Deutsche Reform. Er heiratet kurz darauf seine
Verlobte. Auf diesem Weg bleibt er die nächsten zwanzig Jahre.

Im August 1850 tritt er zunächst eine Anstellung im Literarischen Kabinett
an, einer Art Pressestelle der Regierung. Aber nach dem Regierungsantritt
des erzkonservativen Ministerpräsidenten Otto von Manteuffel werden dessen
Mitglieder alle entlassen und beginnen einen Streik. Fontane wird als
Rädelsführer ausgemacht (was er bestreitet), und so ist es nach fünf
Monaten bereits mit dieser sicheren Anstellung vorbei.

Wieder muss er sich und seine junge Familie mit allerlei Gelegenheitsjobs
durchschlagen. Schließlich kann er mit wesentlich geringerem Gehalt bei der
inzwischen zur "Centralstelle für Preßangelegenheiten" umbenannten
Regierungsstelle für Öffentlichkeitsarbeit wieder anfangen, wo er zum
Einstand sogar ein "Glorifications-Gedicht" auf Manteuffel anfertigen muss.
Immer wieder drückt er sich in den nächsten Jahren gelegentlich durch
Krankmeldung vor ähnlich kompromittierenden Aufgaben.

Schließlich erhält er 1855 eine lange ersehnte Stelle als
Englandkorrespondent in London, wo er drei Jahre bleiben kann. Er soll dort
anlässlich des Krimkriegs "der in Großbritannien zunehmenden Kritik an der
mühsam als 'Neutralitätspolitik Preußens' getarnten russisch-preußischen
Allianz pressepolitisch entgegenwirken". (S. 176) Seine scheinselbständige
"Agentur" ist nur mit einem mageren Etat ausgestattet, entsprechend
erfolglos und wird alsbald liquidiert.

Aber er kann als Presseattaché des Botschafters in London bleiben und seine
Familie nachholen. In den drei Jahren in London schafft er es, sich zu
einem professionellen Journalisten auszubilden. Er beobachtet und studiert
die britische Presselandschaft und ist begeistert vor allem von der
Times und ihrer freien, umfassenden Berichterstattung. Er selbst
aber erfüllt vor allem seine Rolle als eine Art Lobbyist Preußens. Seine
Kontakte zu deutschen Emigranten beschränken sich auf liberale
Journalisten.

Zu seinen Aufgaben gehört nach dem Tode des preußischen Königs Friedrich
Wilhelm IV. ausdrücklich auch die Beobachtung der deutschen Emigrantenszene
in London. Dabei ging es darum, festzustellen, wen davon man nach einem
Wechsel zu einer etwas liberaleren Regierung im Staat brauchen könnte. Karl
Marx oder Freiligrath zum Beispiel kamen dafür natürlich nicht in Frage.
Von ausdrücklichen Denunziationen seitens Fontanes ist allerdings nichts
bekannt.

Interessant ist aber, dass Fontane nicht müde wird, die
politisch-gesellschaftlichen, aber auch technisch fortschrittlichen Seiten
Großbritanniens hervorzuheben, und sie damit unausgesprochen, aber
unmissverständlich den reaktionären preußischen Verhältnissen
entgegensetzt. Die grauenvollen sozialen Zustände, die Engels in seiner
"Lage der arbeitenden Klasse in England" oder Marx im "Kapital" schildert,
ignoriert er in seinen offiziellen Stellungnahmen allerdings völlig.

Nach seiner Rückkehr aus London wird Fontane von 1860 bis 1870 fest als
Redakteur bei der pietististisch-christlichen Neuen Preußischen
(Kreuz)Zeitung, dem reaktionärsten Blatt in Berlin, angestellt, für das
er zuvor bereits als Korrespondent tätig war. Er schreibt dort über
Kulturelles und verfasst wie schon zuvor im Literarischen Kabinett auch
sogenannte Korrespondentenberichte, gestützt auf seine Recherchen in der
englischen Presse. Welche politischen Artikel er schrieb, ist heute nicht
mehr festzustellen, da diese nicht namentlich gezeichnet waren.

Diese Arbeit verschafft ihm, sehr zur Freude seiner Frau, ein sicheres
Einkommen von 9000 Talern Jahresgehalt.

Wird fortgesetzt


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2015/04/18/gras-a18.html
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Der Krieg gegen Jemens Kinder

Drei von fünf Kriegstoten sind unter fünf Jahren

von Jakob Reimann



Für ein paar Tage erlangte Amal Hussain einen gewissen Weltruhm. Das
nur schwer zu ertragende Foto der 7-Jährigen prangte auf der
Titelseite der letzten Wochenendausgabe der New York Times im Oktober
2018. Das Mädchen besteht buchstäblich nur aus Haut und Knochen, kein
Gramm Fett, kein Gramm Fleisch. Zwischen jeder einzelnen Rippe zieht
sich die Haut tief in den Brustkorb hinein, der so zerbrechlich wirkt,
als würde er bei der kleinsten Berührung in sich zusammenfallen.

"Amal lächelte immer", erinnert sich ihre Mutter Mariam am
Krankenhausbett sitzend, während das abgedruckte Foto in Amals Blick
nur noch apathische Leere zeigt, Lethargie. Der Fotograf Tyler Hicks
hat gewiss ein kleines Vermögen mit dem Bild gemacht - von BBC über
BuzzFeed bis BILD druckte die Weltpresse seinen Schnappschuss ab und
rief so für kurze Zeit einen weltweiten Aufschrei über die
Unmenschlichkeit und die Gräuel des Jemenkrieges hervor. "Ein
gequälter Blick in die Augen der ausgemergelten Amal Hussain",
schreibt die New York Times damals, "schien ein Spiegelbild der
grauenhaften Lebensverhältnisse ihres vom Krieg heimgesuchten Landes
zu sein".

Amals Familie stammt aus Sa'da im Nordjemen, der Hochburg der
Houthi-Rebellen, gegen die eine vom Westen unterhaltene achtköpfige
Koalition unter Führung Saudi-Arabiens und der Vereinigten Arabischen
Emirate seit März 2015 einen erbarmungslosen Bombenkrieg führt. Amals
Familie floh ein Jahr nach Kriegsbeginn aus der heftig umkämpften
Sa'da-Region Richtung Süden nach Aslam, etwa 150 Kilometer
nordwestlich der Hauptstadt Sana´a. Amal litt an Diarrhö, an den
zweistündlichen Milchrationen im Krankenhaus erbrach sie sich jedes
Mal. Das Krankenhaus konnte ihr nicht helfen und schickte Amal und
Mutter Mariam schweren Herzens in ein provisorisches Refugee Camp vor
der Stadt, um ihr Bett noch nicht ganz verlorenen Kindern
bereitzustellen. Wenige Tage nach dem Foto in der New York Times war
Amal tot - und genauso schnell wieder vergessen.(1) (Auch ich musste
beim Schreiben dieser Zeilen einige Details ihrer Story erneut
recherchieren.)

Die Jemen-Berichterstattung in den deutschen Leitmedien hat neben
analytischen Oberflächlichkeiten und gelegentlichem Splatter nichts
Substanzielles anzubieten und vernachlässigt einen zentralen Aspekt
des Krieges in Gänze. Dieser Text wird nachweisen, dass es sich im
Jemen vordergründig nicht um einen Krieg gegen Soldaten oder Rebellen
handelt, sondern in erster Linie um eines: um den Krieg gegen Jemens
Kinder.


"Die Hölle auf Erden" - für jedes einzelne Kind

Der Jemen ist komplett isoliert, über eine See-, Luft- und
Landblockade ist das Land von der Größe Frankreichs hermetisch
abgeriegelt. Was für die physische Versorgung mit Nahrung,
Medikamenten und Hilfsgütern gilt, trifft ähnlich auch auf den
Informationsfluss nach außen zu: Die Zahl jemenitischer Journalisten
und Aktivist*innen, die gelegentlich auf Al Jazeera oder iranischen
Medien auf Englisch über den Krieg berichten, kann ich ebenso wie die
ausländischen Reporter*innen, die es irgendwie schaffen, ins Land zu
kommen, an einer Hand abzählen. Lange Zeit geisterte die Zahl von
10.000 Kriegstoten durch die internationalen Medien. Nur geht diese
Zahl auf eine UN-Schätzung aus dem Jahr 2016 zurück und wurde über
Jahre nicht aktualisiert - was meiner Einschätzung nach ein
wesentlicher Grund für das nicht vorhandene Medieninteresse am Krieg
war, gab es doch etwa in Syrien mit seiner halben Million Toten
wesentlich dramatischere Zahlen. Die UN beauftragte schließlich die
University of Denver mit einer Studie, um dieses Problem anzugehen.
Die Wissenschaftler*innen stellten im April 2019 in ihrer lesenswerten
Studie "Assessing the Impact of War on Development in Yemen" ihre
Ergebnisse der Allgemeinheit zur Verfügung.(2)

Demnach werde die Opferzahl der direkt durch Waffengewalt Getöteten
bis Ende 2019 auf 102.000 ansteigen. Ende Oktober 2019 verkündete auch
der renommierte Kriegsmonitor Armed Conflict Location and Event Data
(ACLED), dass die Zahl der direkten Kriegstoten im Jemen die Zahl von
100.000 durchbrochen hat und bekräftigt damit die Zahlen aus Denver.
Entgegen der landläufigen Meinung ebben die Kriegshandlungen
keineswegs ab, vielmehr erklärt das ACLED, dass 2019 mit 20.000
Getöteten das zweittödlichste Jahr des seit 2015 wütenden Krieges war
- mit 2018 wiederum als tödlichstem Jahr.(3)

Die Forschenden aus Denver gehen noch einen Schritt weiter und
betrachten in ihren Zählungen auch kriegsbedingte Sekundärphänomene
wie Hunger und Epidemien - die, es muss immer wieder betont werden,
keine "Kollateralschäden" des Krieges sind, sondern von der
Saudi-Emirate-Koalition bewusst herbeigeführt und so als Kriegswaffe
eingesetzt werden. Demnach steigen die Kriegstoten auf mehr als
230.000 an. Und noch einen Schritt weiter, der Grund für die
Überschrift dieses Artikels: Von diesen Toten sind 140.000 Kinder
unter fünf Jahren, die allermeisten waren zu Kriegsbeginn im März 2015
also noch nicht einmal geboren.

Drei von fünf Kriegstoten im Jemen sind unter fünf Jahre alt - ich
wüsste von keinem anderen Krieg, in dem es auch nur im Ansatz ein
derart kinderfeindliches Missverhältnis gäbe. Doch was ist die Ursache
für diesen im Grunde unfassbar hohen Anteil toter Kinder? In der
Graswurzelrevolution Nr. 434 vom Dezember 2018 berichtete ich über
einen Anschlag, bei dem ein saudischer Kampfjet zwei 500-Pfund-Bomben
der US-Rüstungsschmiede Lockheed Martin auf einen Schulbus in Dahyan
im Nordjemen abwarf und dabei 51 Menschen tötete, 40 von ihnen
Schulkinder.(4) Doch stellen derartige Gewaltexzesse gegen Kinder die
Ausnahme dar. Zur Erklärung des beschriebenen Missverhältnisses müssen
wir uns die von der Denver University hinzugefügten Sekundärphänomene
ansehen - den schleichenden Tod. Denn der auf jeden Krieg zutreffende
Umstand, dass durch Waffengewalt getötete Menschen nur eine Fraktion
der Kriegstoten ausmachen, wird im Jemen auf die Spitze getrieben. So
wütet neben einer historischen Hungerkatastrophe - die UN warnte vor
"der schlimmsten Hungersnot der Welt seit 100 Jahren" - mit über 2,2
Millionen Infizierten die mit weitem Abstand größte jemals
registrierte Choleraepidemie.(5)

Mitte November berichtete ich als Einzige*r im deutschsprachigen Raum
über eine ausbrechende Malariaepidemie, innerhalb weniger Wochen
registrierte das Houthi-geführte Gesundheitsministerium 116.522
Infektionen und 500.000 mehr Verdachtsfälle.(6) Auch sind
Denguefieber, Masern und Diphtherie auf dem Vormarsch - und von all
diesen Sekundärphänomenen sind Kinder, besonders die kleinsten unter
ihnen, besonders heftig betroffen.

Ende November schickte mir Dr. Yousef Alhadri, der Sprecher des
jemenitischen Gesundheitsministers Dr. Taha al-Mutawakel, aktuelle
Statistiken seines Hauses. Zwar können nicht all diese Zahlen des von
den Houthi-Rebellen geführten Ministeriums verifiziert werden, doch in
den Fällen, in denen es andere Quellen gibt, decken sich Alhadris
Zahlen mit denen etwa der UN. So sind von Jemens 4,5 Millionen Kindern
unter fünf Jahren 2,9 Millionen akut mangelernährt, 55 Prozent also.
400.000 fallen in die Kategorie der schweren akuten Mangelernährung.
Die Zahl der Hungertoten zu ermitteln, ist besonders problembehaftet.
Im Oktober 2018 veröffentlichte die renommierte Kinderrechts-NGO Save
the Children die erschreckende Zahl von 85.000 Kleinkindern unter fünf
Jahren, die seit März 2015 an den Folgen des Hungers starben - das
entspricht der Zahl aller unter fünfjährigen Kinder in Hamburg. Diese
Zahl spiegelt eine konservative Schätzung wider und könnte bei bis zu
110.000 liegen. Bill Chambers, Präsident der kanadischen NGO,
kommentiert die Ergebnisse: "Für jedes Kind, das durch Bomben und
Kugeln getötet wird, sterben Dutzende am Hunger."(7)

Von den über 52.000 registrierten Fällen von Masern sind bereits 273
Menschen gestorben, von denen Kinder unter fünf Jahren 65 Prozent
ausmachen, während dieser Anteil an den 3.750 an Cholera Verstorbenen
32 Prozent beträgt.(8) Nach UN-Angaben stellen Kinder und Jugendliche
bis 14 Jahre mehr als die Hälfte aller Cholerainfizierten.
Houthi-Sprecher Dr. Alhadri weiter in einem Statement: "86 Prozent der
Kinder unter fünf Jahren leiden an einer Art von Blutarmut, 46 Prozent
der Kinder leiden an Wachstumsstörungen, während 80.000 Kinder
aufgrund von Flugzeuggeräuschen und Raketenexplosionen an psychischen
Störungen leiden."

Eine besonders perfide Kriegstaktik der Saudi-Emirate-Koalition ist
auch die vollständige Schließung der Flughäfen. Allein über den Sana'a
Airport reisten vor dem Krieg jedes Jahr Zehntausende Jemenit*innen
zur ärztlichen Behandlung ins Ausland aus, die jetzt massenhaft
buchstäblich zum Sterben im Land eingeschlossen sind. Das Norwegian
Refugee Council gab 2017 an, dass im ersten Jahr der Luftblockade mit
über 10.000 Toten mehr Menschen allein aufgrund der Schließung des
Sana'a Airports starben als an direkter Waffengewalt.(9)

"Von den 320.000 Patienten, die aufgrund der Schließung des Sana'a
Airports keine Behandlung im Ausland erhalten konnten", so
Ministeriumssprecher Alhadri mir gegenüber, "starben 42.000 Patienten,
30 Prozent davon Kinder". Dr. Alhadri erklärt weiter, dass "12
Millionen Kinder, alle jemenitischen Kinder, humanitäre und
Gesundheitshilfe benötigen" und widerhallt damit ein Statement von
Geert Cappelaere, UNICEF-Direktor der MENA-Region, der auf einer
Pressekonferenz in Amman im November 2018 erklärte: "Der Jemen, meine
Kollegen, ist für Kinder heute die Hölle auf Erden. Nicht für 50-60
Prozent der Kinder, nein. Es ist die Hölle auf Erden für jeden
einzelnen Jungen und jedes einzelne Mädchen im Jemen."(10)

Dieses deprimierende Kapitel zusammenfassend, das katastrophale Résumé
des jemenitischen Gesundheitsministers al-Mutawakel: "Im Jemen sterben
jedes Jahr 100.000 Kinder am Krieg und der Belagerung, an Krankheiten
und Epidemien."


Die Blutlinie zwischen zwei Völkermorden

Neben dem unmittelbaren Tod jemenitischer Kinder bezeugen wir im Jemen
einen weiteren Kriegsaspekt - bei all den Barbareien in all den
Kriegen dieser Welt das wohl menschenverachtendste Phänomen
überhaupt -, durch den Kinder nicht "nur" physisch ausgelöscht werden,
sondern der vielmehr die Vernichtung kindlichen Lebens selbst
bedeutet, ein Angriff auf die kindliche Psyche, der ihnen jede
Möglichkeit nimmt, jemals ein "normales", erfülltes Leben führen zu
können.

Zu Beginn des Jemenkriegs im März 2015 versicherte der Architekt des
Krieges - der saudische Kronprinz Mohammed bin Salman, im Westen unter
seinem Kürzel MbS bekannt - seiner Bevölkerung, der Krieg werde
maximal einige Wochen andauern. Als sich dieses Versprechen rasch als
Luftschloss herausstellte, gab es mit der Zeit auch auf Seiten der
Koalition die ersten Todesopfer zu beklagen - nicht unter saudischen
Truppen, Riad führt mit seinen deutsch-italienisch-britischen Tornados
und der von der britischen BAE Systems unterhaltenen Royal Saudi Air
Force einen reinen Bombenkrieg aus der Luft und die Houthis verfügen
über keine Flugabwehr, doch in den Rängen der anderen Koalitionäre,
allen voran aus den Vereinigten Arabischen Emiraten (VAE), die ein
erhebliches Kontingent an Bodentruppen stellten. Bei einer Bevölkerung
von gerade einmal einer Million Menschen - die restlichen acht der
neun Millionen Einwohner*innen sind Arbeitsmigranten und -sklaven
zumeist aus Südasien - können es sich die Emirate schlicht nicht
"leisten", ihre jungen Männer an der Front zu verheizen.

Und so begann die Koalition recht schnell, ihren enormen Ölreichtum
darauf zu verwenden, auf der ganzen Welt Söldner für ihren Krieg
einzukaufen. Über ein Programm des ehemaligen US-Navy-SEALs Erik
Prince(11) - berühmtberüchtigt für seine kriegsverbrecherische
Söldnerfirma Blackwater, Jeremy Scahills Buch ist Pflichtlektüre zum
Thema - wurden Hunderte Söldner auf die Arabische Halbinsel
exportiert; meist aus Nepal oder Lateinamerika, hier vor allem
Kolumbien, doch auch viele U.S. Special Forces(12) darunter:
Outsourcing von Krieg, im globalisierten Kapitalismus sind
Elitesoldaten frei handelbare Güter, die für aberwitzige Gehälter den
Tod in die entferntesten Ecken der Welt tragen. Im Jemen führen die
zumeist hochausgebildeten Einheiten taktische Operationen, komplexe
Bombenanschläge oder Attentate auf Oppositionelle und Geistliche durch
- für stupide Grabenkämpfe an der Front(13) sind diese Investments zu
wertvoll, so muss auf dem globalisierten Söldnermarkt nach billigen
Alternativen gesucht werden. Fündig wurden die Koalitionäre auf der
anderen Seite des Roten Meers, im vom Darfur-Genozid ab 2003 noch
immer kriegszerstörten Sudan - und niemand ist hier so billig wie
Kinder.

Rund 14.000 Söldner aus dem Sudan befinden sich zu jedem Zeitpunkt,
angefangen wenige Monate nach Kriegsbeginn, im Jemen, erklären
zurückgekehrte Kämpfer und sudanesische Politiker*innen, die diesem
Spuk ein Ende setzen wollen, gegenüber der New York Times(14); manche
Quellen sprechen von bis zu 30.000 Kämpfern.(15) Eine Entsendung läuft
in der Regel ein halbes Jahr, weshalb davon ausgegangen werden kann,
dass die Gesamtzahl sudanesischer Söldner, die im Jemen stationiert
waren, in die Hunderttausende geht. Die Sudanesen werden in heftig
umkämpften Regionen wie in der von den Houthis belagerten Metropole
Ta'iz eingesetzt oder in der Schlacht um die wichtigste Hafenstadt des
Landes, Hodeida. Sie sind oft ungeschützt und übernehmen die
gefährlichsten Aufgaben. "Sie behandeln die Sudanesen wie ihr
Feuerholz", beschreibt der 25-jährige Ahmed treffend die Situation.
Die rekrutierten sudanesischen Kinder und Jugendlichen sind zwischen
13 und 17 Jahre alt, sie machen zwischen 20 und 40 Prozent der
sudanesischen Einheiten aus. Demnach sind zu jedem Zeitpunkt Tausende
sudanesische Kindersöldner im Jemen stationiert, insgesamt geht ihre
Zahl gewiss in die Zehntausende.

Die Opferzahlen unter den sudanesischen Söldnern sind verheerend.
4.000 von ihnen(16) sollen seit 2015 im Jemen getötet worden sein,
Tausende mehr wurden verletzt, so ein Sprecher der Houthi-Rebellen
Anfang November mit Zahlen, die unmöglich objektiv verifiziert werden
können. Die Zahl getöteter Kinder aus dem Sudan ist unbekannt. Während
ausrangierte westliche Elitesoldaten in der privaten Söldnerbranche
gerne bis 1.500 US-Dollar kassieren - pro Tag, versteht sich -, zahlt
die Saudi-Emirate-Koalition ihren Söldnern aus Darfur zwischen 10.000
und 15.000 US-Dollar für sechs Monate: im bitterarmen Sudan ein
Vermögen und genug, um der Familie eine Existenz aufzubauen. Der
15-jährige Hager Shomo Ahmed kehrte nach einem halben Jahr im Jemen
zurück nach Darfur. 180 der 500 Söldner seiner sudanesischen Einheit
wurden in den sechs Monaten getötet. Hagers Familie sind
Rinderzüchter, doch ihr Vieh wurde im Darfur-Krieg von Plünderern
gestohlen. Mit dem saudischen Blutgeld für seinen Dienst im Jemen
kaufte der junge Hager seiner Familie ein Haus und zehn neue Rinder.

Die Kindersöldner aus Darfur sind die Blutlinie, die den ersten
Genozid im 21. Jahrhundert mit dem zweiten verbindet: Zu Beginn des
Darfur-Völkermords Anfang der 2000er waren sie Säuglinge oder noch
ungeboren, anderthalb Jahrzehnte später kämpfen sie - um dem Hungertod
ihrer Familie entgegenzutreten - gegen ihre jemenitischen Schwestern
und Brüder, werden in 2.000 Kilometer Entfernung von zu Hause von
skrupellosen Generälen an den Frontlinien verheizt, sind als
sudanesische Kinder zentrale Komponente im Krieg gegen Jemens Kinder
- so zynisch, so menschenverachtend, so bitter wie nur Krieg sein
kann.


Wut im Bauch

Ich schreibe Artikel über Kriege in Nahost, lese den ganzen Tag über
kopfabschneidende ISIS-Kämpfer, US-Bomben auf afghanische
Krankenhäuser und vom Sarin Getötete in Syrien. Ich habe Mittel und
Wege gefunden, um von all der Barbarei nicht einzugehen und mir mein
sonniges Gemüt und meine Philanthropie nicht zu verlieren. Doch das
hier ist anders. Einen Artikel über Leichenberge von Kindern zu
recherchieren, ist einfach nur ätzend. Beim Schreiben dieser Zeilen
fiel es mir oft schwer, meine Empörung, meine Verzweiflung über diese
unfassbare Misanthropie auf etwas Konstruktives zu kanalisieren, war
nicht nur einmal den Tränen nahe.

"Die Unmenschlichkeit, die einem anderen angetan wird, zerstört die
Menschlichkeit in mir", formulierte Immanuel Kant einmal; und Che
Guevara: "Vor allem bewahrt Euch stets die Fähigkeit, jede
Ungerechtigkeit, die irgendwo auf der Welt begangen wird, aufs Tiefste
zu empfinden. Das ist der schönste Charakterzug eines Revolutionärs."
Neben der sachlichen Analyse und der Übermittlung wichtiger Fakten
soll dieser Text auch emotional aufwühlen, größte Empathie genau wie
Wut im Bauch hervorrufen - Wut auf die Koalition und ihre Komplizen im
Westen. Einige Absätze des Artikels schrieb ich im Bus nach Berlin.
Mein bester Kumpel wurde gerade zum ersten Mal Vater, was ausgiebig
begossen werden wollte. Und während wir im Dutzend in der Kneipe in
Friedrichshain das neue Leben feierten, starb im Jemen aufgrund eines
sinnlosen Krieges jede Stunde ein halbes Dutzend Kinder unter fünf
Jahren an Hunger, Cholera und anderen vollständig vermeidbaren
Ursachen; alle zehn Minuten eins.

Dieser Text dient dem Gedenken an Jemens getötete Kinder und der
bedingungslosen Solidarität mit seinen lebenden. Der Name der kleinen
Amal aus der New York Times vom Anfang ist das arabische Wort für
Hoffnung.


Quellen:

(1) Declan Walsh, "Yemen Girl Who Turned World's Eyes to Famine Is
Dead", New York Times, 1.11.2018.

(2) Jonathan D. Moyer et al., "Assessing the Impact of War on
Development in Yemen", United Nations Development Programme, April
2019.

(3) Peter Beaumont, "Death toll in Yemen war reaches 100.000", The
Guardian, 31.10.2019.

https://www.theguardian.com/world/2019/oct/31/death-toll-in-yemen-war-reaches-100000

(4) https://www.graswurzel.net/gwr/2018/11/das-tor-der-traenen/

(5) http://justicenow.de/2019-07-07/cholera-die-geissel-des-jemenkriegs-beim-un-menschenrechtsrat-in-genf/

(6) Jakob Reimann, "Ministerium erklärt Gesundheitsnotstand - Malaria
und Denguefieber auf dem Vormarsch im Jemen", JusticeNow!, 14.11.2019.

http://justicenow.de/2019-11-14/ministerium-erklaert-gesundheitsnotstand-malaria-und-denguefieber-auf-dem-vormarsch-im-jemen/

(7) "YEMEN: 85,000 children may have died from starvation since start
of war", Save The Children, 21.11.2018.

(8) https://www.thelancet.com/journals/lancet/article/PIIS0140-6736(18)31063-8/fulltext

(9) https://www.nrc.no/news/2017/august/yemen-airport-closure-killed-more-people-than-airstrikes/

(10) https://www.unicef.org/mena/stories/conflict-yemen-living-hell-children

(11) https://www.nytimes.com/2015/11/26/world/middleeast/emirates-secretly-sends-colombian-mercenaries-to-fight-in-yemen.html

(12) https://www.buzzfeednews.com/article/aramroston/mercenaries-assassination-us-yemen-uae-spear-golan-dahlan

(13) https://www.middleeasteye.net/news/thousands-saudi-paid-sudanese-mercenaries-die-frontline-yemen

(14) David D. Kirkpatrick, "On the Front Line of the Saudi War in
Yemen: Child Soldiers From Darfur", New York Times, 28.12.2018.

https://www.nytimes.com/2018/12/28/world/africa/saudi-sudan-yemen-child-fighters.html

(15) https://www.middleeasteye.net/news/thousands-saudi-paid-sudanese-mercenaries-die-frontline-yemen

(16) https://www.middleeasteye.net/news/thousands-saudi-paid-sudanese-mercenaries-die-frontline-yemen

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 49. Jahrgang, Nr. 445, Januar 2020, S. 3-4

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





VORWÄRTS/1553: Pitguinz kämpfen für Kulturraum

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 01/02 vom 17. Januar 2020

Inland

Pitguinz kämpfen für Kulturraum

von Sabine Hunziker



Das Kollektiv der Pitguinz hatte in Olten ein Winterquartier
besetzt, um unabhängigen Kulturraum zu schaffen: Frei, selbstbestimmt,
antifaschistisch und antikapitalistisch. Sie starteten Ihre Vision mit
einer gemütlichen Feuerstelle, warmem Essen, mit Punsch, Bier und
guter Musik.


In der Nacht von Samstag, dem 21. Dezember auf Sonntag, dem 22.
Dezember 2019 besetzten die Pitguinz erfolgreich ein "Iglu" in Olten.
Bis Anfang Januar belebte das Kollektiv den Container neben der
Fachhochschule Nordwestschweiz. Grund der Besetzung war insbesondere
das fehlende Kulturangebot in Olten. das durch junge Menschen selbst
verwaltet und belebt wird. Pitguinz schreibt: "Aus unseren Schnäbeln
schallt folgende Botschaft: An die von uns gegangenen Jugend- und
Kulturhäuser in Olten: Ihr habt bis zum Schluss gekämpft - und doch
verloren."

Die Besetzer*innen hoffen, dass dieser Missstand bald ein Ende hat. An
einigen Orten in der Schweiz gibt es Alternative Jugendzentren (AJZ) -
doch nicht in Olten. So nahmen es die Pitguinz mit dem "Krebsgeschwür
der nicht vorhandenen Motivation für unabhängige Kulturräume" auf.
Auch die sinnlose Zerstörung und das Plattmachen von belebbaren
Gebäuden und offenen Grünflächen ist ihnen ein Dorn im Auge.
"Öffentlicher Raum muss offen begehbar sein", schreiben die
Aktivist*innen. Beispielsweise wurde der um Jahresende besetzte Ort
zuvor als Werbefläche missbraucht. Doch Öffnung der Plätze und Räume
ist noch nicht alles. Die Besetzer*innen ergänzen: "Wir wollen zudem
eine Alternative zum oberflächlichen Weihnachtsfest bieten und eine
Form der freien und basisdemokratischen Gesellschaft vorleben. Ein
wirkliches Zusammensein unter allen Lebewesen."


Hartes Jahr 2019

Wo sich soziale Kämpfe formieren, reagiert der Staat stets mit
Repression. 2019 war diesbezüglich ein hartes Jahr. Andere Projekte
mussten alle gezwungenermassen einen Schlussstrich ziehen. Das Projekt
Fabrikool in Bern wurde im März geräumt. Weitere Versuche, neue Räume
zu erkämpfen wie an der Brunnmattstrasse 46a in Bern, dem Betagtenheim
in Zollikofen und an der Bitziusstrasse in Bern, wurden schnell im
Keim erstickt. Auch das Hausprojekt der Familie Osterhase in
Ostermundigen neigte sich im Herbst 2019 dem Ende zu, weil das Haus
kurz darauf abgerissen wurde. Das sind nur Auszüge einer traurigen
Chronologie der Kämpfe für freie Räume. Anklagen wegen angeblich
begangenen Delikten wie Landfriedensbruch, Sachbeschädigung, Hinderung
einer Amtshandlung, Hausfriedensbruch und noch viele mehr, sind die
schlimme Folgen eines ereignisreichen Jahres. Mit neuen
Polizeigesetzen erhält die Justiz noch mehr Macht. Die autoritären
Züge des Staates werden immer klarer - und damit auch der Widerstand.

Es ist nicht so, dass in der Stadt Olten niemals antifaschistische
Kultur gelebt worden wäre. Pitguinz solidarisiert sich mit der
Anarchistischen Regionalgruppe Olten (ARGO) und der Anarchistischen
Regionalgruppe Gäu (ARGG), die rechtes und nationalistisches
Gedankengut aufgedeckt, angeprangert und angegriffen haben - das
Kollektiv führte mit der temporären Besetzung die Tradition weiter.
Und überhaupt: Pitguinz ist kämpferisch hinsichtlich seiner Ziele:
"Pit ist abgeleitet von einem Moshpit. Wir wollen Platz schaffen, um
uns zu verwirklichen. Währenddessen die Pinguine ihren Freiraum
verlieren, haben wir unseren schon verloren und wollen ihn nun zurück
erkämpfen", sagt ein Aktivist der Gruppe.


Gewaltfreie und offene Kommunikation

Willkommen waren alle zu Workshops, Konzerten, zum Diskutieren,
Zusammensein, Trinken und Vernetzen. Für Menschen ohne Obdach bot das
Kollektiv einen begrenzten Raum zum Übernachten. Für die Zeit der
Besetzung galt: Das Kollektiv der Pitguinz setzt auf gewaltfreie und
offene Kommunikation. Sachbeschädigungen so wie auch Gewalt gegen
Polizist*innen, Sicherheitsdienste oder anderen Menschen schadeten in
diesem Kontext der Sache. Wie waren die Events in der Zeit der
Besetzung gelaufen? "Unser Filmabend mit dem Film "Do It" ist
gutgelungen, und die Lagerfeuer am Abend waren mit 10 bis 20 Menschen
gut besucht", sagte der Aktivist. Auf die Frage, ob die Besetzung
vielleicht weiterläuft, erklärte er: "Wir werden vom Kanton bis am 2.
Januar toleriert und werden auf jeden Fall bis zu diesem Zeitpunkt
bleiben. Was danach passiert, ist noch nicht klar. Wir reflektieren
dieses Projekt und entscheiden, was in Zukunft passieren soll."
Solange sich die Besetzer ruhig und friedlich verhielten, gebe es bis
zum gesetzten Termin auch keinen Grund, polizeilich einzuschreiten,
meinte die Medienstelle der Polizei Kanton Solothurn, nachdem die
Besetzung "entdeckt" worden war. Wenn der Termin aber abgelaufen ist,
dann wird ein Team von Kanton und Polizei vor Ort sein und sich ein
Bild von der Situation machen: "Sollte sich wider Erwarten das Bild
nicht im ursprünglichen Zustand zeigen, behalten wir uns rechtliche
Schritte vor", drohten sie.


Forderung: Alternatives Jugendzentrum

Pitguinz blieb bei ihrer defensiven und friedlichen Strategie - bis
zuletzt. Sie meldeten auf Twitter: "Wir haben die Brache nun
aufgeräumt verlassen. Unsere Feuertonne mussten wir aber leider
zurücklassen, da zu heiss für den Transport. Wir werden sie bei
Möglichkeit die Tage abholen." Das Gelände in ordentlichem Zustand
zurückgelassen - Autonome sind abgezogen: das ist die vorerst letzte
Meldung zur Besetzung von offizieller Seite. Die Forderung, ein AJZ zu
schaffen, gestellt vom Kollektiv an die Stadt Olten, soll im Stadtrat
diskutiert werden. Diese Besetzung der Brache bei der Fachhochschule
in Olten war ein Erfolg. Aus welchem Grund das Kollektiv der Pitguinz
die seit längerem unbenutzte Fläche schon Anfang Januar verlassen
musste, bleibt wohl aber allen schleierhaft. "Vom Kanton Solothurn
noch keine Stellungnahme, warum wir gehen mussten und der Platz nun
wieder ungenutzt ist ...", so die Pitguinz.
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Die Besetzer*innen hoffen, dass dieser Missstand bald ein Ende hat.
An einigen Orten in der Schweiz gibt es Alternative Jugendzentren
(AJZ) - doch nicht in Olten. So nahmen es die Pitguinz mit dem
"Krebsgeschwür der nicht vorhandenen Motivation für unabhängige
Kulturräume" auf. Auch die sinnlose Zerstörung und das Plattmachen
von belebbaren Gebäuden und offenen Grünflächen ist ihnen ein Dorn im
Auge. "Öffentlicher Raum muss offen begehbar sein", schreiben die
Aktivist*innen. Beispielsweise wurde der um Jahresende besetzte Ort
zuvor als Werbefläche missbraucht. Doch Öffnung der Plätze und Räume
ist noch nicht alles. Die Besetzer*innen ergänzen: "Wir wollen zudem
eine Alternative zum oberflächlichen Weihnachtsfest bieten und eine
Form der freien und basisdemokratischen Gesellschaft vorleben. Ein
wirkliches Zusammensein unter allen Lebewesen."

Hartes Jahr 2019

Wo sich soziale Kämpfe formieren, reagiert der Staat stets mit
Repression. 2019 war diesbezüglich ein hartes Jahr. Andere Projekte
mussten alle gezwungenermassen einen Schlussstrich ziehen. Das
Projekt Fabrikool in Bern wurde im März geräumt. Weitere Versuche,
neue Räume zu erkämpfen wie an der Brunnmattstrasse 46a in Bern, dem
Betagtenheim in Zollikofen und an der Bitziusstrasse in Bern, wurden
schnell im Keim erstickt. Auch das Hausprojekt der Familie Osterhase
in Ostermundigen neigte sich im Herbst 2019 dem Ende zu, weil das
Haus kurz darauf abgerissen wurde. Das sind nur Auszüge einer
traurigen Chronologie der Kämpfe für freie Räume. Anklagen wegen
angeblich begangenen Delikten wie Landfriedensbruch,
Sachbeschädigung, Hinderung einer Amtshandlung, Hausfriedensbruch und
noch viele mehr, sind die schlimme Folgen eines ereignisreichen
Jahres Mit neuen Polizeigesetzen erhält die Justiz noch mehr Macht.
Die autoritären Züge des Staates werden immer klarer - und damit auch
der Widerstand.

Es ist nicht so, dass in der Stadt Olten niemals antifaschistische
Kultur gelebt worden wäre. Pitguinz solidarisiert sich mit der
Anarchistischen Regionalgruppe Olten (ARGO) und der Anarchistischen
Regionalgruppe Gäu (ARGG), die rechtes und nationalistisches
Gedankengut aufgedeckt, angeprangert und angegriffen haben - das
Kollektiv führte mit der temporären Besetzung die Tradition weiter.
Und überhaupt: Pitguinz ist kämpferisch hinsichtlich seiner Ziele:
"Pit ist abgeleitet von einem Moshpit. Wir wollen Platz schaffen, um
uns zu verwirklichen. Währenddessen die Pinguine ihren Freiraum
verlieren, haben wir unseren schon verloren und wollen ihn nun zurück
erkämpfen", sagt ein Aktivist der Gruppe.

Gewaltfreie und offene Kommunikation

Willkommen waren alle zu Workshops, Konzerten, z'um Diskutieren,
Zusammensein, Trinken und Vernetzen. Für Menschen ohne Obdach bot das
Kollektiv einen begrenzten Raum zum Übernachten. Für die Zeit der
Besetzung galt: Das Kollektiv der Pitguinz setzt auf gewaltfreie und
offene Kommunikation. Sachbeschädigungen so wie auch Gewalt gegen
Polizist*innen, Sicherheitsdienste oder anderen Menschen schadeten in
diesem Kontext der Sache. Wie waren die Events in der Zeit der
Besetzung gelaufen? "Unser Filmabend mit dem Film "Do It" ist
gutgelungen, und die Lagerfeuer am Abend waren mit 10 bis 20 Menschen
gut besucht", sagte der Aktivist. Auf die Frage, ob die Besetzung
vielleicht weiterläuft, erklärte er: "Wir werden vom Kanton bis am 2.
Januar toleriert und werden auf jeden Fall bis zu diesem Zeitpunkt
bleiben. Was danach passiert, ist noch nicht klar. Wir reflektieren
dieses Projekt und entscheiden, was in Zukunft passieren soll."
Solange sich die Besetzer ruhig und friedlich verhielten, gebe es bis
zum gesetzten Termin auch keinen Grund, polizeilich einzuschreiten,
meinte die Medienstelle der Polizei Kanton Solothurn, nachdem die
Besetzung "entdeckt" worden war. Wenn der Termin aber abgelaufen
ist, dann wird ein Team von Kanton und Polizei vor Ort sein und sich
ein Bild von der Situation machen: "Sollte sich wider Erwarten das
Bild nicht im ursprünglichen Zustand zeigen, behalten wir uns
rechtliche Schritte vor", drohten sie.

Forderung: Alternatives Jugendzentrum

Pitguinz blieb bei ihrer defensiven und friedlichen Strategie - bis
zuletzt. Sie meldeten auf Twitter: "Wir haben die Brache nun
aufgeräumt verlassen. Unsere Feuertonne mussten wir aber leider
zurücklassen, da zu heiss für den Transport. Wir werden sie bei
Möglichkeit die Tage abholen." Das Gelände in ordentlichem Zustand
zurückgelassen - Autonome sind abgezogen: das ist die vorerst letzte
Meldung zur Besetzung von offizieller Seite. Die Forderung, ein AJZ
zu schaffen, gestellt vorn Kollektiv an die Stadt Olten, soll im
Stadtrat diskutiert werden. Diese Besetzung der Brache bei der
Fachhochschule in Olten war ein Erfolg. Aus welchem Grund das
Kollektiv der Pitguinz die seit längerem unbenutzte Fläche schon
Anfang Januar verlassen musste, bleibt wohl aber allen schleierhaft.
"Vom Kanton Solothurn noch keine Stellungnahme, warum wir gehen
mussten und der Platz nun wieder ungenutzt ist...", so die Pitguinz.
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GEWERKSCHAFT/238: ver.di fordert Perspektive für IRT-Beschäftigte (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
6. Februar 2020

ver.di fordert Perspektive für IRT-Beschäftigte



Berlin - Nach der Kündigung der Gesellschafterverträge durch ARD, ZDF,
Deutsche Welle, Deutschlandradio sowie dem österreichischen und
schweizer Rundfunk steht das renommierte Institut für Rundfunktechnik
(IRT) vor dem Aus. Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
fordert nun Perspektive und Sicherheit für die 120 Beschäftigten des
IRT, die mit ihrer Arbeit in den vergangenen Jahrzehnten maßgebliche
Standards bei allen Digitalisierungsprozessen im Rundfunk-Bereich
gesetzt haben: "Die Rundfunkanstalten wären ohne die weltweit
anerkannten Standards, wie MP3 und dessen Nachfolgemodelle oder den
mit einem Emmy Award ausgezeichneten IP-Audio-Standard AES67
aufgeschmissen. Durch die vom IRT entwickelten offenen Standards kann
der öffentlich-rechtliche Rundfunk viel Geld aus den
Rundfunkbeiträgen sparen, das müssten die für die Kündigung
verantwortlichen Gremien eigentlich wissen", kritisierte Christoph
Schmitz vom ver.di-Bundesvorstand. Ein gemeinsamer Plan zur
Fortführung der IRT-Arbeit sei daher unverzichtbar. Die
Gesellschafter müssten alle Möglichkeiten der Weiterführung der
unverzichtbaren Arbeit des Instituts und seiner Beschäftigten prüfen
und vorantreiben. Andernfalls liefen sie Gefahr, weltweit führende
Spezialisten zu verlieren.

Um das Know-how und die Arbeitsplätze zu sichern, müssten die
Gesellschafter daher ein Konzept erarbeiten, das die Zukunft der
Gemeinschaftseinrichtung sicherstelle. Im Zuge der fortschreitenden
Digitalisierung gerade im Medienbereich und bei wachsendem Spardruck
auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk seien die Rundfunkanstalten
auf die Expertise der Spezialistinnen und Spezialisten angewiesen.
Zeitgleich werde ver.di alle betrieblichen Maßnahmen ergreifen, um
die Interessen der Mitglieder im IRT wirksam zu vertreten In
Zusammenarbeit mit dem Betriebsrat werde die Gewerkschaft alle
denkbaren Optionen nutzen, um zu verhindern, dass die Mitarbeiter
nach teils jahrzehntelanger Tätigkeit für das Institut für
Rundfunktechnik ohne Perspektive auf die Straße gesetzt würden.
Sollte die Schließung nicht abzuwenden sein, werde ver.di daher in
Kürze mit entsprechenden Forderungen an die Geschäftsleitung
herantreten: "Die Zeit drängt. Wir brauchen jetzt Aktionen und
Entscheidungen, sowohl von ARD, ZDF, Deutschlandradio und Deutscher
Welle als auch ganz konkret im Münchener Betrieb selber", machte
Schmitz deutlich.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 06.02.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/2021: Deutschlandfunk Kultur - Die Lange Nacht der Rebellion, 8.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Brüder zur Freiheit, zum Licht!

Die Lange Nacht der Rebellion

Von Harald Brandt

Lange Nacht

Samstag, 8. Februar 2020, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Wenn sich unser Bild der Welt als Illusion erweist, erleiden wir einen
Realitätsschock, schreibt der Publizist Sascha Lobo in seinem neuesten
Buch. Aber es hat wenig Sinn, die verlorenen Gewissheiten zu betrauern
und sich gegen den Verlust scheinbar ewigwährender Privilegien
aufzulehnen. Vielmehr stellt sich die Frage, was jeder Einzelne tun
kann, um die anstehenden Veränderungen in Politik und Wirtschaft für
den Fortbestand einer lebenswerten Welt zu bewältigen. Die Revolte
gegen die Arroganz der Herrschenden ist zum Scheitern verurteilt, wenn
sie selbst zu neuen Formen der Unterdrückung führt, meint der
spanische Schriftsteller Rodrigo de Zayas. Texte von Naomi Klein,
Jiddu Krishnamurti und Noam Chomsky ergänzen einen politischen Dialog,
der die Motive für heutige Revolten in einen historischen Kontext
stellt.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3122: Deutschlandfunk - Sepharad goes Avantgarde, 7.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Sepharad goes Avantgarde

Das Ensemble The Sephardics

On Stage

Freitag, 7. Februar 2020, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Seit vielen Jahren sind die Sängerin Manuela Weichenrieder und der
Cellist Ludger Schmidt von der Energie jüdischer Musik fasziniert und
inspiriert: Im Ensemble The Sephardics setzen sie sich mit
sephardischem Liedgut auseinander - Musik der Nachfahren jüdischer
Menschen von der iberischen Halbinsel, die nach ihrer Vertreibung im
15. Jahrhundert von dort in die Welt zogen. Das alte Material ist
Ausgangspunkt für dramatische Klangexperimente, die die beiden
gemeinsam mit Jazz-Drummer Patrick Hengst und Geiger und Saxofonist
Martin Verborg starten. The Sephardics kombinieren die unerbittliche
Kraft des Jazz-Rock mit der Sanftheit der Lieder in Ladino, der vom
Aussterben bedrohten Sprache der Sepharden. Sie verbinden Sprechgesang
und Klanggemälde, schmerzvoll gedehnte Vokalisen und
Free-Jazz-Energie.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3121: Deutschlandfunk - Klassik-Pop-et cetera mit Caroline Peters, 8.2.2020 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Die Schauspielerin Caroline Peters

Samstag, 8. Februar 2020, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Caroline Peters wurde 1971 in Mainz geboren. Sie studierte Schauspiel
in Saarbrücken und wurde vom Fleck weg an die Berliner Schaubühne
engagiert. Es folgten Auftritte auf den wichtigen deutschsprachigen
Schauspielbühnen. Auch im TV verkörpert Caroline Peters sensibel
anspruchsvolle Rollen, wie in "Contergan" und "Schlaflos" oder dem
internationalen Kinofilm "Walk on Water". Staubtrockene Selbstironie
zeigt sie in der satirischen Krimiserie "Mord mit Aussicht" als
Polizeikommissarin Haas, die von Köln in ein Dorf in der Eifel
versetzt wird. Ihr Leben chronologisch anhand von Musiken
nacherzählen, dazu sei ihr nichts eingefallen. Die Schauspielerin
betrachtet ihre Erinnerungen nicht als kontinuierlichen Fluss, sondern
eher als eine Art Zeitkringel, erzählt sie in "Klassik-Pop-et cetera"
und gestaltet eben so ihre Gastmoderation.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. Januar 2020

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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PREIS/355: Deutscher Hörbuchpreis 2020 für Matthias Matschke und Sascha Maria Icks (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 6. Februar
2020

Deutscher Hörbuchpreis 2020 für Matthias Matschke und Sascha Maria
Icks

"Leonora" ist "Bester Podcast"



Die weiteren Gewinner*innen des Deutschen Hörbuchpreises 2020 stehen
fest: Matthias Matschke erhält die Auszeichnung in der Kategorie
"Beste Unterhaltung" und Sascha Maria Icks in der Kategorie "Bestes
Kinderhörbuch". Die NDR-Produktion "Leonora" gewinnt den Preis für den
"Besten Podcast".

Schauspieler Matthias Matschke hat die Preisträgerjury als
Sprecher des Hörbuchs "Achtsam morden" von Karsten Dusse
überzeugt (Random House Audio). Seine Lesung der "amüsanten
Geschichte" um einen Anwalt auf der kriminellen Karriereleiter wird
als "Beste Unterhaltung" ausgezeichnet. "Mit sanfter Stimme"
verstehe es Matschke, die unsympathische Hauptfigur zu einem
"Sympathieträger" zu machen - in den Ohren der Juror*innen ein "großes
Vergnügen".

Das "Beste Kinderhörbuch" wählt traditionell eine Kinderjury
aus. Ihr gehörten diesmal fünf Landesfinalist*innen des
Vorlesewettbewerbs des Deutschen Buchhandels an. Sie kürten Sascha
Maria Icks zur Preisträgerin für ihre Interpretation von
"Agatha Merkwürdens Racheblumen" von Nicola Skinner
(HarperCollins bei Lübbe Audio). Jeder Figur des "spannenden Hörbuchs"
verleihe die Sprecherin den passenden Ausdruck, urteilten die jungen
Juror*innen. Das Hörbuch habe außerdem eine "schöne Botschaft" und
könne Jungen genauso gut gefallen wie Mädchen.

Zum zweiten Mal wird beim Deutschen Hörbuchpreis der "Beste
Podcast" ausgezeichnet. Die Podcast-Jury entschied sich für die
fünfteilige Produktion "Leonora - Mit 15 zum IS" (NDR Info,
Redaktion Thilo Guschas / Ulrike Toma). Das Autorenteam Lena Gürtler,
Britta von der Heide und Volkmar Kabisch erzähle "akustisch so
spannend wie ein Krimi" von Leonora, die sich mit 15 der Terrormiliz
in Syrien anschließt, und von ihrem in Sachsen-Anhalt lebenden Vater,
den die Reporter vier Jahre lang begleitet haben. Der herausragende
Podcast habe eine "thematisch hohe Relevanz" und entwickle einen
"Sog", dem man sich nicht entziehen könne und wolle, so die Jury.

Der Podcast "Leonora" ist abrufbar unter:

http://www.ndr.de/nachrichten/info/podcast4584.html

Der Deutsche Hörbuchpreis ist in jeder Kategorie mit 3.333 Euro
dotiert.

Gastgeber der festlichen Preisverleihung am 10. März 2020 im Kölner
Funkhaus am Wallrafplatz ist der Westdeutsche Rundfunk.
Moderator Klaus-Jürgen Deuser führt durch den Abend und begrüßt als
musikalischen Gast Laith al Deen. Über den WDR-Publikumspreis dürfen
die WDR-Hörer*innen, Zuschauer*innen und User*innen online abstimmen.
Die Teilnahme ist bis zum 9. Februar 2020 möglich unter
publikumspreis.wdr.de. Der Gewinner / die Gewinnerin des
Publikumspreises wird erst während der Preisverleihung bekannt
gegeben.

Die Verleihung wird live auf WDR 5 und auf Bayern 2,
Deutschlandradio Kultur, hr2-kultur, MDR Kultur, NDR Kultur, SR 2 und
SWR2 sowie im Internet und als Audio- und Videostream auf www.wdr5.de
übertragen.

Mehr Infos zum Deutschen Hörbuchpreis und zu den Preisträger*innen

http://www.deutscher-hoerbuchpreis.de/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. Februar 2020

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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TREFF/221: Münster - Medienflohmarkt in der Stadtbücherei, 11.02.20

Stadt Münster

Medienflohmarkt in der Stadtbücherei



Münster (SMS) Romane, Kinderbücher, Sachbücher, Musik-CDs, Hörbücher,
Spiele und Filme zu günstigen Preisen gibt es ab Dienstag, 11.
Februar, in der Stadtbücherei am Alten Steinweg. 

Der Medienflohmarkt
findet - so lange der Vorrat reicht - zu den üblichen Öffnungszeiten
der Bibliothek statt (Mo - Fr 10 - 19 Uhr, Sa 10 - 18 Uhr).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.02.20

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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NEUROLOGIE/2045: Placebos verbesserten das Befinden bei Patienten mit chronischen Rückenschmerzen (idw)

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 04.02.2020

Placebos verbesserten das Befinden bei Patienten mit chronischen Rückenschmerzen



Eine Studie der Universitätsmedizin Essen zeigte: Patienten mit
chronischen Rückenschmerzen profitieren von einer Therapie mit Placebos.
Der Schmerz war gelindert, außerdem fühlten sie sich "fitter" und weniger
depressiv - und das, obwohl die Studienteilnehmer wussten, dass sie
Placebos einnahmen! Der schmerzlindernde Effekt der Placebos war in etwa
so hoch wie der eines NSAID (nichtsteroidalen Antirheumatikums). "Es lohnt
sich, den Placeboeffekt in bestehende Therapiekonzepte einzubinden", so
der DGN-Pressesprecher Prof. Dr. med. Hans-Christoph Diener, Essen.

Placebos können in der Schmerztherapie helfen - sogar, wenn die
Studienteilnehmer sich darüber im Klaren sind, dass es sich um Placebos
handelt - so lässt sich in Kürze das Ergebnis einer Studie des
Universitätsklinikums Essen an 127 Patienten mit chronischen
Rückenschmerzen zusammenfassen.

Die Patienten, die mindestens 12 Wochen lang unter Rückenschmerzen
gelitten hatten, wurden in zwei Gruppen unterteilt. Die eine Gruppe (n=60)
erhielt die gleiche Behandlung wie zuvor, die zweite (n=67) erhielt
zusätzlich 21 Tage lang zweimal täglich ein Placebo. Vor Studienbeginn war
allen Studienteilnehmern ein Video vorgeführt worden, das über den
sogenannten Placeboeffekt und die neueste Studienlage zu möglichen
positiven Effekten einer offenen Placebogabe informierte. Die Patienten
waren also informiert, dass sie eine wirkstofffreie Substanz einnehmen.
Den Patienten in der Vergleichsgruppe wurde versichert, dass sie nach
Ablauf der Studie ebenfalls eine Placebo-Anwendung erhalten können. Die
Gruppen unterschieden sich nicht signifikant in Alter, Geschlecht und
Schmerzintensität zum Zeitpunkt des Studieneinschlusses, allerdings war
der BMI in der Gruppe, die zusätzlich mit Placebo behandelt wurde, höher
(28,18 vs. 25,72).

Die Studie untersuchte zum einen die von den Patienten berichteten
Behandlungserfahrungen wie Schmerzlinderung und funktionelle
Beeinträchtigung im Alltag ("patient reported outcomes"), aber auch
objektive Kriterien wie die Beweglichkeit der Wirbelsäule im Hinblick auf
Bewegungsausmaß und -geschwindigkeit, die mit Sensoren auf der Wirbelsäule
gemessen wurden. Die Schmerzintensität stellte als subjektiver Parameter
den primären Endpunkt dar, sekundäre Endpunkte waren die schmerzbedingte
Einschränkung, Depression, Angst und Stress, die mittels standardisierter
Fragebögen erhoben wurden.

Im Ergebnis zeigte sich, dass die Gruppe, die mit Placebos behandelt
worden war, eine signifikant stärkere Abnahme der Schmerzintensität
aufwies (p=0,001), sich funktionell weniger eingeschränkt fühlte (p=0,02)
und angab, weniger depressiv zu sein (p=0,01). Auch fragten die mit
Placebo behandelten Patienten im Trend weniger häufig nach einer
Notfallmedikation, also zusätzlichen Schmerzmitteln. Die objektiv
erhobenen Parameter waren hingegen zwischen den Gruppen nicht
unterschiedlich. Wie aber ist es zu erklären, dass Placebos das subjektive
Befinden signifikant verbessern konnten, obwohl den Studienteilnehmern
sogar klar war, dass sie Placebos, also völlig wirkstofffreie Kapseln,
erhalten hatten?

Dr. Julian Kleine-Borgmann, Erstautor der Studie, und Frau Prof. Ulrike
Bingel, die Projektleiterin, führen an, dass die Mechanismen einer offenen
Placebo-Anwendung noch nicht hinreichend erforscht sind. Patienten könnten
durch das Informationsvideo unbewusste positive Erwartungen im Hinblick
auf das Placebo entwickelt haben, obwohl die gemessene Erwartung in der
Placebo-Gruppe in keinem signifikanten Zusammenhang mit der
Schmerzlinderung stand. Eine weitere Hypothese ist die Umdeutung
sogenannter natürlicher Fluktuationen: Es ist bekannt, dass chronische
Rückenschmerzen in ihrer Intensität über den Verlauf schwanken.
Möglicherweise führen schmerzärmere Phasen dazu, dass positive Erwartungen
im Sinne einer "self-fulfilling prophecy" erfüllt werden, wodurch der
Glaube an einen positiven Effekt der Placebos weiter bestärkt wird.

Kleine-Borgmann und Kollegen sind der Überzeugung, dass das therapeutische
Potenzial von Placebos weiter untersucht werden sollte - Professor Dr.
med. Hans-Christoph Diener, Essen, Pressesprecher der DGN, geht noch einen
Schritt weiter: "Es lohnt sich, den Placeboeffekt stärker in bestehende
Therapiekonzepte einzubinden. Dazu gehört eine positive Darstellung des zu
erwartenden Therapieerfolges." Er hebt hervor, dass bei chronischen
Schmerzerkrankungen die Psyche eine wichtige Rolle spielt und auf das
subjektive Schmerzempfinden Einfluss nehmen kann. "Wenn wir die subjektive
Schmerzlast der Patienten - und sei es auch nur bei einem Teil der
Patienten - durch ein Aufklärungsvideo und die Ergänzung des
Placeboeffektes nennenswert senken können, sollten wir diese Option
nutzen. Chronische Schmerzpatienten haben einen enormen Leidensdruck, der
sie körperlich und seelisch zermürbt, eine Therapie, die zu einer
subjektiven Verbesserung führt, hat Berechtigung - auch wenn wir die
dahinterliegenden Mechanismen noch nicht vollständig verstehen."


[1] Kleine-Borgmann J, Schmidt K, Hellmann A, Bingel U. Effects of
open-label placebo on pain, functional disability, and spine mobility in
patients with chronic back pain: a randomized controlled trial. Pain 2019;
160 (12): 2891-2897. 

doi: 10.1097/j.pain.0000000000001683.

Originalpublikation:

doi: 10.1097/j.pain.0000000000001683

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 04.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ORTHOPÄDIE/406: Risiko Hüftfraktur bei älteren Menschen - Orthogeriatrisches Co-Management senkt Sterblichkeit (idw)

Universität Ulm - 04.02.2020

Risiko Hüftfraktur bei älteren Menschen - Orthogeriatrisches Co-Management senkt Sterblichkeit



Hüftfrakturen treten überwiegend bei Patientinnen und Patienten über 80
Jahren auf und ziehen eine erhöhte Sterblichkeit nach sich. Das
Zusammenspiel von Unfallärzten, Chirurgen und Spezialisten für
Alternsmedizin hilft, die Sterblichkeit der Betroffenen erheblich zu
senken. Vor allem in den ersten 30 Tagen nach der Krankenhausaufnahme war
die relative Mortalitätsrate um 22 Prozent geringer. Zu diesem Ergebnis
kommt eine Studie von Forschenden der Universität Ulm in Zusammenarbeit
mit Partnern aus Stuttgart und Hamburg über das so genannte
orthogeriatrische Co-Management.

Das Zusammenspiel von Unfallärzten, Chirurgen und Spezialisten für
Alternsmedizin hilft, die Sterblichkeit von älteren Patientinnen und
Patienten mit Hüftfrakturen erheblich zu senken. Zu diesem Ergebnis kommt
eine Studie von Forschenden der Universität Ulm in Zusammenarbeit mit
Partnern aus Stuttgart und Hamburg über das so genannte orthogeriatrische
Co-Management. Dazu haben die Ärztinnen und Ärzte die Daten von rund 58
000 Menschen ausgewertet, die in deutschen Krankenhäusern mit der Diagnose
Hüftfraktur behandelt worden sind. Die Ergebnisse wurden im Deutschen
Ärzteblatt veröffentlicht.

Hüftfrakturen gehören zu den so genannten Fragilitätsfrakturen und treten
überwiegend bei Patientinnen und Patienten im Alter über 80 Jahre auf.
Dieser Personenkreis ist außerdem häufig sehr gebrechlich und leidet unter
vielen weiteren Krankheiten und Alterungserscheinungen. Auch gehen diese
Frakturen für die Betroffenen oft mit großen Schmerzen einher, und die
Betroffenen verlieren danach in vielen Fällen dauerhaft einen großen Teil
ihrer Selbstständigkeit - auch Todesfälle sind zu beklagen. Innerhalb
eines Jahres versterben laut Weißbuch Alterstraumatologie bis zu 30
Prozent der Patientinnen und Patienten. Dass eine Hüftfraktur keine
seltenes Phänomen ist, zeigen die Fallzahlen: Allein 2018 wurden in
Deutschland 120 000 so genannte hüftgelenknahe Femurfrakturen,
umgangssprachlich auch "Oberschenkelhalsfrakturen" genannt, stationär
operiert. Bei älteren Menschen mit Pflegebedarf besteht ein besonders
hohes Frakturrisiko.

Zusammen mit Kooperationspartnern aus dem Robert-Bosch-Krankenhaus in
Stuttgart sowie dem Institut für Gesundheitsökonomie und
Versorgungsforschung des Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf haben
Ulmer Forschende die Auswirkungen eines neuen Behandlungsmodells, des
orthogeriatrischen Co-Managements, auf die Patientinnen und Patienten mit
Hüftfrakturen untersucht.

"Aufgrund der demographischen Veränderung werden die Frakturen in den
nächsten Jahren deutlich zunehmen. Dies stellt die unfallchirurgischen
Abteilungen zunehmend vor Probleme. Denn die Patientinnen und Patienten
leiden häufig unter einer Vielzahl von Begleiterkrankungen und nehmen
deshalb eine Reihe unterschiedlicher Medikamente ein. Die Behandlung ist
komplex und erfordert nicht nur die operativ-unfallchirurgische, sondern
die internistisch-geriatrische Expertise", erklärt Professor Dietrich
Rothenbacher, Leiter des Instituts für Epidemiologie und Medizinische
Biometrie der Universität Ulm. "Wir wissen aus anderen Ländern, dass sich
die Zusammenarbeit von Chirurgie und Geriatrie bei der Versorgung von
älteren Betroffenen günstig auswirkt. Daten aus Deutschland waren dazu
aber nicht vorhanden", schildert Professor Kilian Rapp, stellvertretender
Forschungsleiter am Robert-Bosch-Krankenhaus in Stuttgart die
Ausgangslage.

Beim so genannten Co-Management behandeln Unfallchirurgen und Geriater
Fragilitätsfrakturen gemeinsam. Kernkomponente der Therapie ist es, die
Patientinnen und Patienten möglichst rasch zu mobilisieren. Unter der
Leitung eines Geriaters arbeitet bereits im Krankenhaus ein
multidisziplinäres Team aus Physio- und Ergotherapie, speziell
weitergebildeten Pflegekräften sowie Sozialarbeiterinnen und -arbeitern
und weiteren Experten zusammen.

Den Forschenden lagen die Daten einer großen deutschen Krankenkasse vor,
der Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK). Die Krankenkassen-Daten erlaubten
auch Aussagen über einen vorliegenden Pflegegrad oder einen Aufenthalt im
Pflegeheim. AOK-Versicherte repräsentieren rund ein gutes Drittel der
gesetzlichen Krankenversicherten in Deutschland. In der Studie konnten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler so auf einen recht großen
Datensatz zurückgreifen, der fast die Hälfte der in Deutschland innerhalb
eines Jahres vorkommenden Hüftfrakturen umfasst.

Die Forschenden kommen in ihrer Studie zu dem Fazit, dass Patientinnen und
Patienten, die in einem Krankenhaus mit orthogeriatrischem Co-Management
behandelt wurden, ein geringeres Risiko hatten, nach einer Hüftfraktur zu
versterben. Vor allem in den ersten 30 Tagen nach der Aufnahme war die
relative Mortalitätsrate um 22 Prozent geringer. "Aus den Zahlen können
wir abschätzen, dass durch orthogeriatrisches Co-Management etwa 30
Todesfälle pro 1000 Hüftfrakturen vermieden werden. Dieses eindrucksvolle
Ergebnis zeigt, wie notwendig die interdisziplinäre Zusammenarbeit hier
ist", so Professor Rothenbacher.

Dabei war die Aufenthaltsdauer der Betroffenen in Krankenhäuser mit
orthogeriatrischem Co-Management zwar länger als ohne (19,8 Tage im
Vergleich zu 14,4 Tagen). Dieser Wert relativierte sich aber wieder, wenn
man die Gesamtbehandlungsdauer beobachtet. Insgesamt wurden Patientinnen
und Patienten mit Hüftfrakturen im orthogeriatrischem Co-Management im
Durchschnitt lediglich zwei Tage länger behandelt.

Die Studie wurde durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung im
Rahmen des Konsortialprojekts "Prevention and Rehabilitation of
Osteoporotic Fractures in Disadvantaged Populations 2 - PROFinD2"
gefördert.


Originalpublikation:

Rapp K, Becker C, Todd C, Rothenbacher D, Schulz C, König HH, Liener U,
Hartwig E, Büchele G: 

The association between orthogeriatric co-management
and mortality following hip fracture - an observational study of 58.000
patients from 828 hospitals. Dtsch Arztebl Int 2020; 117: 53-9. 

DOI: 10.3238/arztebl.2020.0053

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Ulm - 04.02.2020
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INTERNATIONAL/047: Weibliche Genitalverstümmelung - 70 Millionen Mädchen bis 2030 bedroht (DSW)

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) - 5. Februar 2020

Weibliche Genitalverstümmelung: 70 Millionen Mädchen bis 2030 bedroht

"Ursachen von geschlechtsspezifischer Diskriminierung und Ungleichheit
müssen endlich angegangen werden"



Hannover, 5. Februar 2020. Nach aktuellen Untersuchungen des
Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen (UNFPA) werden in den
kommenden zehn Jahren bis zu 70 Millionen Mädchen von weiblicher
Genitalverstümmelung bedroht sein. Wenn keine signifikanten
Fortschritte bei der Zurückdrängung dieser Praktik gemacht werden,
könnte die Zahl sogar noch höher ausfallen. Darauf macht die Deutsche
Stiftung Weltbevölkerung (DSW) anlässlich des Internationalen Tages
gegen weibliche Genitalverstümmelung am 6. Februar aufmerksam.

Die Weltgemeinschaft hat sich mit den nachhaltigen Entwicklungszielen
vorgenommen, bis 2030 Geschlechtergerechtigkeit zu erreichen. Dazu
gehört unter anderem die Abschaffung schädlicher Praktiken wie
Zwangsheirat und weiblicher Genitalverstümmelung. Schätzungen der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) zufolge sind heute weltweit
mindestens 200 Millionen Mädchen und Frauen an den Genitalien
verstümmelt. Die traditionelle Praktik wird vor allem in Ländern
Afrikas und des Mittleren Ostens durchgeführt und ist älter als der
Islam oder das Christentum. Bei dem Ritual, das meist den Übergang
vom Mädchen zur Frau markieren soll, werden die äußeren
Geschlechtsorgane wie die Klitoris oder die Schamlippen ganz oder
teilweise entfernt. Die Mehrzahl der Frauen in den Ländern, in denen
Genitalverstümmelung verbreitet ist, ist für die Abschaffung der
Praktik. Weibliche Genitalverstümmelung wird meist an Minderjährigen
durchgeführt und stellt eine grobe Verletzung der Rechte von Kindern
dar. Diese Praktik verletzt auch das Recht auf Gesundheit, Sicherheit
und körperliche Unversehrtheit sowie das Recht auf Leben, wenn der
Eingriff zum Tod führt.

"Weibliche Genitalverstümmlung werden wir nicht beenden können, ohne
die Ursachen von geschlechtsspezifischer Diskriminierung anzugehen,
insbesondere die gesellschaftliche und politische Benachteiligung von
Frauen und Mädchen", sagt Renate Bähr, Geschäftsführerin der DSW.
"Damit globale Zusagen und nationale Gesetze auch umgesetzt werden,
müssen wir alle Menschen in diesen Gesellschaften befähigen, sich
aktiv gegen diese Praktik einzusetzen. Das heißt von politischen
Entscheidungsträgern über religiöse Führer bis hin zu Lehrpersonal und
vor allem den Betroffenen und Gefährdeten selbst." Dafür setzt sich
die DSW unter anderem in Projekten in Tansania ein.

 * 

Über die DSW:

Die Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) ist eine international
tätige Entwicklungsorganisation. Unser Ziel ist es, zu einer
zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung beizutragen. Wir engagieren
uns für die Umsetzung des Menschenrechts auf Familienplanung.
Insbesondere unterstützen wir junge Menschen in Ostafrika dabei,
selbstbestimmte Entscheidungen über ihre Sexualität und Verhütung zu
treffen. Gleichzeitig bringen wir uns auf nationaler und
internationaler Ebene in politische Entscheidungsprozesse in den
Bereichen Gesundheit, Familienplanung und Gleichstellung der
Geschlechter ein.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Pressemitteilung vom 5. Februar 2020

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-0, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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POLITIK/2024: Jens Spahn fordert bessere Prävention gegen Herz-Kreislauf-Krankheiten (idw)

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 04.02.2020

Jens Spahn im Interview: "Am Ende ist das Entscheidende: aufklären, aufklären, aufklären!"

Prävention, Gesundheits-Apps auf Kassenrezept, der Umgang mit der
Tabak- und Lebensmittelindustrie: Wohin geht die Reise im Kampf gegen die
Todesursache Nummer eins?



Bundesgesundheitsminister Jens Spahn fordert eine bessere Prävention gegen
Herz-Kreislauf-Krankheiten. "Dazu gehört zum Beispiel ein
Tabakwerbeverbot", sagt der Minister. "Und wir müssen dahin kommen, dass
die Menschen weniger Salz, Zucker und Fett zu sich nehmen", verlangt er in
einem Exklusiv-Interview mit "HERZ heute", der Zeitschrift der Deutschen
Herzstiftung. Spahn wünscht sich eine bessere Kennzeichnung von
Lebensmitteln, wie gesund oder ungesund diese sind. "Ich halte das für
einen notwendigen Schritt, auch wenn sich Teile der Industrie immer noch
dagegen wehren. Millionen Menschen in Deutschland erleiden Herz-Kreislauf-Erkrankungen,
auch wegen fehlender körperlicher Aktivität und einer ungesunden
Lebensführung mit schlechter Ernährung. Daneben erläutert Minister Spahn in der aktuellen
Ausgabe von "HERZ heute", wie wichtig der Megatrend Digitalisierung der
Herzmedizin für ihn ist. So könne etwa der Einsatz von künstlicher
Intelligenz bei Diagnosen sehr hilfreich sein, würde aber nicht den Arzt
ersetzen. "Im Zweifel hat der Arzt sogar mehr Zeit für ein Gespräch, weil
die Technik ihn unterstützt", so der Minister. Die Deutsche Herzstiftung
ist mit mehr als 105.000 Mitgliedern die größte Patientenorganisation im
Bereich der Herz-Kreislauf-Erkrankungen im deutschsprachigen Raum
(www.herzstiftung.de).

Mix aus Eigenverantwortung und gesetzlicher Regelung

Nach rund vier Jahren seit Einführung des Präventionsgesetzes und
Investitionen von 600 Millionen Euro für die Gesundheitsförderung in
Kitas, Schulen und Betrieben sieht Spahn die Menschen in der Pflicht, ihre
Gesundheit selbst in die Hand zu nehmen, indem sie sich "vernünftig
ernähren und regelmäßig Sport treiben". Völlig aus der Gestalterrolle
zurückziehen soll sich der Bund nicht: "Politisch müssen wir den richtigen
Rahmen setzen." Dafür sollen Krankenkassen noch mehr mit den Kommunen
zusammenarbeiten, um Präventionsangebote näher an die Menschen
heranzutragen. Auf gesetzliche Regelungen setzt Spahn, wenn die Gesundheit
von Kindern und Erwachsenen durch ungesunde Nahrungsmittel oder durch
Werbung für Tabakprodukte gefährdet wird. Einerseits steht der
CDU-Politiker hinter dem Tabakwerbeverbot, zumal hierzulande immer noch etwa
28 % der Männer und 23 % der Frauen über 15 Jahre zur Zigarette oder
anderen Tabakprodukten greifen: "Dafür sollten wir nicht noch Werbefläche
zur Verfügung stellen", stellt der Gesundheitspolitiker klar. Andererseits
kommt das Werbeverbot für Zigaretten auf Plakaten erst 2022 - viel Zeit
für Kinder und Jugendliche, sich zur ersten Zigarette verleiten zu lassen.

Lebensmittel-Ampel: 

Industrie tut gut daran, konstruktiv mitzugestalten

Übergewicht bei jungen Menschen ist heute ein großes Problem. Rund 20 %
der drei- bis 17-Jährigen sind übergewichtig. Altersdiabetes und
Herzerkrankungen nehmen zu. Die Lebensmittel-Ampel "Nutri-Score" kann
Menschen helfen, ihr Normalgewicht durch eine ausgewogene Ernährung zu
halten. Das Ampel-System zeigt dem Verbraucher anhand einer Farbskala an,
ob ein Produkt reich an Ballaststoffen, Obst oder Nüssen ist oder ob man
wegen Zucker, Salz und gesättigter Fettsäuren darauf lieber verzichtet.
Für "Nutri-Score" - nicht verpflichtend für Hersteller - entschied sich
Deutschland Ende 2019. Erst eine EU-Verordnung könnte das durch eine
Verpflichtung ändern. Spahns Warnung an die Industrie: "Entweder gestaltet
eine kluge Industrie die notwendigen Veränderungen konstruktiv mit, oder
der Druck wird irgendwann so groß, dass die Veränderungen per Zwang
kommen."

Digitale Anwendungen: 

Hilfreiche Werkzeuge oder nur Selbstzweck?

Digitale Technologien wie künstliche Intelligenz in der Medizin,
Gesundheits-Apps und Smartwatches mit Pulsmesser und EKG-Funktion
verändern das Gesundheitswesen massiv. Spahn begegnet diesem Wandel
weniger mit Sorge: "Patienten sollten die Digitalisierung nicht als
Bedrohung sehen", gibt er sich zuversichtlich und sieht den Vorteil
digitaler Anwendungen auf beiden Seiten: Der Arzt profitiert von
künstlicher Intelligenz etwa in der Herz-Diagnostik, während der Patient
per Smartwatch seine Herzfunktion auch zu Hause überwachen kann. Damit
aber solche Neuentwicklungen nicht zum Selbstzweck verkommen, müssen beide
in Kontakt bleiben: "Wenn ein Patient heute mit einem Smartphone oder
einer Smartwatch in der Lage ist, seinen Puls zu messen oder ein einfaches
EKG abzuleiten, kann das hilfreich sein, aber deshalb ist der Kontakt zum
Arzt eben nicht weniger wichtig", sagt Spahn. Um Patienten vor mieser
Qualität von digitalen Anwendungen und anderen medizinischen Informationen
zu schützen, sollen Gesundheits-Apps auf Rezept kommen, "verschrieben vom
Arzt, bezahlt von der Krankenkasse wie ein Medikament". Allerdings kann
auf Aufklärung durch unabhängige Informationen von nicht-staatlichen
Institutionen nicht verzichtet werden, wie Spahn betont: "Am Ende ist das
Entscheidende: aufklären, aufklären, aufklären! Jede Generation muss aufs
Neue aufgeklärt werden." Hier komme der Herzstiftung eine besondere Rolle
zu: "Deshalb kann ich Sie nur ermuntern, in Ihrer Arbeit nicht
nachzulassen."

Digitalisierung: 

Gestaltungshoheit gegenüber Google und Co.?

In einer Zeit des massiven Umbruchs im Zuge der Digitalisierung in der
Medizin ist die Gestaltungshoheit für diesen Veränderungsprozess enorm
wichtig. Der Bundesgesundheitsminister sieht darin sogar den Schlüssel zu
einer gelingenden Digitalisierung der Medizin im Sinne der Herzpatienten:
"Die Frage ist nur: Kommt die Veränderung durch Konzerne wie Google,
Amazon oder Apple, oder gestalten wir sie nach unseren Qualitäts- und
Datenschutzstandards selbst. Und zwar zum Nutzen der Patienten und nicht
nur irgendwelcher Aktionäre."


Das vollständige Interview lesen Sie in der aktuellen Ausgabe von HERZ
heute 1/2020.

Aktuelle Ausgabe HERZ heute:

Probeexemplar anfordern!

Die Zeitschrift HERZ heute erscheint viermal im Jahr. Sie wendet sich an
Herz-Kreislauf-Patienten und deren Angehörige. Mitglieder der Deutschen
Herzstiftung erhalten die Zeitschrift der Deutschen Herzstiftung
regelmäßig und kostenfrei. Ein kostenfreies Probeexemplar der neuen
Ausgabe HERZ heute 1/2020 ist unter Tel. 069 955128400 oder per E-Mail
unter bestellung@herzstiftung.de erhältlich.


Originalpublikation:

Deutsche Herzstiftung (Hg.), HERZ heute, Ausg. 1/2020, Frankfurt a. M.
2020

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment79188

PM_HERZ-heute-Interview-Jens-Spahn-2020-02

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 04.02.2020
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FORSCHUNG/842: Heilung des Birk-Barel-Syndroms möglich? (idw)

Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 03.02.2020

Heilung des Birk-Barel-Syndroms möglich?



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universitätsmedizin Mainz
haben entdeckt, dass das Birk-Barel-Syndrom durch die Behandlung mit einem
speziellen Molekül im Tiermodell geheilt werden kann. Die Ergebnisse der
Mainzer Studie sind in der jüngsten Ausgabe der Zeitschrift "Nature
Communications" veröffentlicht worden.

Intelligenzminderung, Gedächtnisstörungen und Hyperaktivität - diese
Verhaltensauffälligkeiten können Symptome der seltenen Erkrankung
Birk-Barel-Syndrom sein. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Universitätsmedizin Mainz haben nun entdeckt, dass das Syndrom durch die
Behandlung mit einem speziellen Molekül im Tiermodell geheilt werden kann.
Bisher ist die Krankheit, wie viele andere mit ähnlicher Symptomatik,
nicht heilbar, Betroffene sind ihr Leben lang auf Hilfe angewiesen. Die
Ergebnisse der Mainzer Studie sind in der jüngsten Ausgabe der Zeitschrift
"Nature Communications" veröffentlicht worden.

Beim Birk-Barel-Syndrom handelt es sich um eine seltene genetische
Erkrankung, die von der Mutter vererbt werden kann. Ursache sind
Mutationen in einem Gen, dem sogenannten Kcnk9-Gen. Als gesundes,
unmutiertes Gen produziert es einen Kaliumkanal im Gehirn, der den
Transport von Kalium und dadurch die normale Funktion von Nervenzellen
gewährleistet. Durch die Mutation kommt es zu Fehlern in der
Kalium-Homöostase und damit zu Fehlern in der Stimulation der betroffenen
Neuronen.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Universitätsmedizin Mainz
sowie kooperierender Forschungseinrichtungen haben nun an Mäusen gezeigt,
dass die Behandlung mit einem Molekül namens "HDAC-Inhibitor CI-994" die
Krankheit heilen kann. Wie sie in der aktuellen Ausgabe der Zeitschrift
"Nature Communications" berichten, hatten sie Mäusen mit einer Mutation im
mütterlichen Allel des Kcnk9-Gens das Molekül injiziert. "Dadurch wurden
die Mäuse komplett kuriert", sagt die Leiterin der Studie, Univ.-Prof. Dr.
Susann Schweiger vom Zentrum für seltene Erkrankungen des Nervensystems
der Universitätsmedizin Mainz. "Die Tiere verloren ihre
Verhaltensauffälligkeiten und verhielten sich wie gesunde Artgenossen."

Der Grund für die Heilung wie für die Krankheit liegt in einer besonderen
Eigenschaft des Kcnk9-Gens: Im Gegensatz zu vielen anderen Genen ist bei
ihm grundsätzlich nur die von der Mutter vererbte Kopie, nicht auch die
väterliche, aktiv. Wird von der Mutter eine Mutation in diesem Gen
vererbt, ist es beim Kind vollständig ausgeschaltet und es kommt zur
Bildung des Birk-Barel-Syndroms. "Der HDAC-Inhibitor CI-994 kann jedoch
die väterliche Kopie aktivieren und dadurch die von der Krankheit
verursachten Defekte reparieren", sagt Schweiger. "Unsere Ergebnisse
zeigen, dass der therapeutische Nutzen des HDAC-Inhibitors für Patienten
mit Birk-Barel-Syndrom, aber auch für Patienten mit ähnlichen Erkrankungen
sehr vielversprechend ist." Grundsätzlich sei die genaktivierende Wirkung
des Moleküls bereits bekannt gewesen, gegen das Birk-Barel-Syndrom sei es
bisher aber nicht verwendet worden. In klinischen Studien soll nun die
Wirksamkeit der neuen Therapie für Patienten belegt werden.

Im Zentrum für seltene Erkrankungen des Nervensystems der
Universitätsmedizin Mainz (ZSEN) haben sich Experten unterschiedlicher
Disziplinen zusammengeschlossen, um die Behandlung von Patienten mit
seltenen Krankheiten zu verbessern. Unklare Fälle werden hier
interdisziplinär begutachtet, was die Diagnosefindung erleichtert.
Außerdem werden durch gemeinsame Forschung neue Therapien entwickelt. Das
ZSEN ist Teil des Forschungszentrums Translationale Neurowissenschaften
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz, in dem unter anderem
Humangenetiker, Kinderärzte, Neurologen, Psychiater, Neurophysiologen,
Biochemiker und Biologen zusammenarbeiten.

Weitere Informationen:

Originalpublikation:

Inhibition of histone deacetylation rescues phenotype in a mouse model of
Birk-Barel intellectual disability syndrome

Alexis Cooper, Tamer Butto, Niklas Hammer, Somanath Jagannath, Desiree
Lucia Fend-Guella, Junaid Akhtar, Konstantin Radyushkin, Florian Lesage,
Jennifer Winter, Susanne Strand, Jochen Roeper, Ulrich Zechner & Susann
Schweiger

Nature Communications 11, 480 (2020)

DOI: 10.1038/s41467-019-13918-4

Link: https://www.nature.com/articles/s41467-019-13918-4


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1431
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 03.02.2020
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LEBER/266: Hepatitis-B - Neuer Therapieansatz könnte Ausheilung chronischer Hepatitis-B-Infektionen ermöglichen (idw)

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 03.02.2020

Hepatitis-B: Neuer Therapieansatz könnte Ausheilung chronischer
Hepatitis-B-Infektionen ermöglichen



Forschende des Helmholtz Zentrums München, der Technischen Universität
München (TUM) und des Deutschen Zentrums für Infektionsforschung (DZIF)
haben einen neuartigen Therapieansatz zur Heilung chronischer Hepatitis-B
entwickelt. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern fanden heraus,
dass die große Menge an Proteinen, die das Hepatitis-B-Virus in der Leber
bildet, die körpereigene Abwehr hemmt und dadurch eine effektive Therapie
verhindert. Die Forschenden konnten zeigen, dass eine Unterdrückung dieser
Virusproteine eine erfolgreiche therapeutische Impfung ermöglicht. Die
neuartige Impfung wird ab 2021 in klinischen Studien erprobt werden.

Rund 260 Millionen Menschen, mehr als drei Prozent der Weltbevölkerung,
sind chronisch mit dem Hepatitis-B-Virus infiziert. Jährlich sterben
weltweit 880.000 Betroffene an den Folgen: Leberzirrhose und
Leberzellkarzinom. Derzeit gibt es keine Möglichkeit zur Heilung. Denn die
bisher vorhandenen Therapien verhindern nur die Vermehrung des Virus,
können die Infektion jedoch nicht ausheilen. Solange infizierte Menschen
keine ausreichende Immunantwort bilden können, überlebt das Virus. An
diesem Punkt setzte Prof. Ulrike Protzer, Direktorin des Instituts für
Virologie am Helmholtz Zentrum München und der TUM, gemeinsam mit ihrem
Team an.

Neuartiger Therapieansatz

In Untersuchungen am Mausmodell fand die Gruppe heraus, dass Proteine des
Hepatitis-B-Virus bestimmte Immunzellen des Körpers, sogenannte
CD8-T-Zellen, hemmen. Eine wirksame Immunantwort des infizierten Körpers
ist daher nicht möglich. Auf dieser Erkenntnis aufbauend entwickelte die
Gruppe einen neuartigen Therapieansatz: Zuerst wird die Bildung der
Virusproteine unterdrückt, um anschließend die Immunzellen durch eine
Impfung zu aktivieren. Anders als bei der herkömmlichen Impfung, die einer
Erkrankung vorbeugen soll, dient eine solche therapeutische Impfung der
Heilung von chronischen Krankheiten.

Unterdrückung von Virusproteinen in Mäusen erfolgreich

Dafür entwickelten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zunächst
eine Methode, um die Hepatitis-B-Virus-Proteine zu unterdrücken. Sie
nutzen siRNAs, kleine Ribonukleinsäure-Moleküle, die sich an die Boten-RNA
der Virusproteine binden. Durch die Markierung der Boten-RNA mit siRNA
erhält die infizierte Zelle das Signal, dass die Virus-RNA unerwünscht ist
und baut sie ab. Dies führt zur Unterdrückung der Proteinbildung. Doch die
Unterdrückung der Proteine reichte nicht aus, um die Hemmung der
CD8-T-Immunzellen in chronisch erkrankten Mäusen aufzuheben.

Infektion heilte in Mäusen aus

Deshalb ging die Gruppe noch einen Schritt weiter: "Wir kombinierten die
siRNA-Methode anschließend mit einer von uns entwickelten therapeutischen
Impfung. Dadurch gelang es uns, in den Mäusen eine starke Immunantwort
gegen das Virus auszulösen. Die Hepatitis-B-Infektion heilte aus", erklärt
Dr. Thomas Michler, Arzt und einer der beiden Erstautoren der Studie.

Neuartige therapeutische Impfung bald in klinischen Studien

Der neu entwickelte Impfstoff, genannt TherVacB, soll als Immuntherapie ab
2021 in einer zweijährigen klinischen Studie erprobt werden. "Der
therapeutische Impfstoff, den wir entwickelt haben, ist sehr
vielversprechend, da er neutralisierende Antikörper und T-Zell-Antworten
induziert" sagt Dr. Anna Kosinska, die andere Erstautorin der Studie. Der
Impfstoff soll in drei Gaben alle vier Wochen verabreicht werden. Er ist
außerdem so konzipiert, dass er die Mehrheit aller vorkommenden
Hepatitis-B-Viren abdeckt, und damit für Infizierte weltweit angewandt
werden kann.

"Wir sind froh, dass wir für die klinische Studie von TherVacB mit einem
europaweiten Konsortium führender Virologen, Immunologen und Hepatologen,
unter Leitung des Helmholtz Zentrums München, zusammenarbeiten können",
ergänzt Protzer. Das Konsortium erhält dafür eine Förderung der
Europäischen Union im Rahmen von Horizon 2020 (H2020-SC1-2019) von mehr
als 10 Millionen Euro.


Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus, Allergien und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht
es das Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der
Hauptsitz des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das
Helmholtz Zentrum München beschäftigt rund 2.500 Mitarbeiter und ist
Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft, der 19
naturwissenschaftlich-technische und medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000
Beschäftigten angehören. 

www.helmholtz-muenchen.de

Das Institut für Virologie (VIRO) untersucht Viren, die Menschen chronisch
infizieren und lebensbedrohliche Krankheiten hervorrufen können. Der Fokus
liegt auf dem AIDS-Erreger HIV, endogenen Retroviren, die in unserer
Keimbahn integriert sind, sowie Hepatitis-B- und C-Viren, die
Leberzirrhose und hepatozelluläre Karzinome verursachen. Molekulare
Studien identifizieren neue diagnostische und therapeutische Konzepte, um
diese Virus-Erkrankungen zu verhindern und zu behandeln bzw. die
Entstehung von virusinduzierten Tumoren zu vermeiden. 

www.helmholtz-muenchen.de/viro


Originalpublikation:

T. Michler et al., 2020: 

Knockdown of Virus Antigen Expression Increases Therapeutic Vaccine
Efficacy in High-titer HBV Carrier Mice.

Gastroenterology, DOI: 10.1053/j.gastro.2020.01.032.
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LUNGE/289: Studie - Lungenkrebs bei Asiaten und Europäern unterschiedlich (idw)

Uniklinik Köln - 04.02.2020

Lungenkrebs bei Asiaten und Europäern unterschiedlich 

Umfassende vergleichende Studie in "Nature Genetics" publiziert



Univ.-Prof. Dr. rer. nat. Axel Hillmer, Leiter der Genomischen Pathologie
an der Uniklinik Köln und der Medizinischen Fakultät, hat zusammen mit
Wissenschaftlern und Klinikern in Singapur eine der ersten umfassenden
genomischen Studien zum asiatischen Lungenadenokarzinom (LUAD)
abgeschlossen. Im Rahmen der Studie wurde zum ersten Mal eine umfassende
genomische Landschaft asiatischer LUADs dargestellt und die komplexen
ethnischen Unterschiede zwischen Asiaten und Europäern charakterisiert.
Die Studie hat dabei besondere molekulare Merkmale für die ostasiatische
Bevölkerung identifiziert. Die Studie wurde jetzt im renommierten
Wissenschaftsjournal "Nature Genetics" veröffentlicht.

Das Adenokarzinom der Lunge ist die häufigste Form von Lungenkrebs und für
jährlich über eine Million Todesfälle weltweit verantwortlich. Es ist
bekannt, dass es sich zwischen Asiaten und Europäern deutlich
unterscheidet: 40 bis 60 Prozent der asiatischen LUADs weisen eine
Mutation im EGF-Rezeptor auf, bei der kaukasischen Form trifft dies nur in
sieben bis zehn Prozent zu. Kleinere Studien weisen darauf hin, dass es
weitere genomische Unterschiede gibt. Unter den asiatischen LUAD-Patienten
sind mehr weibliche Nichtraucherinnen verglichen mit kaukasischen
Patienten, während sich bei ihnen mehr männliche Raucher finden.

Um ausreichend große Datenmengen für den Vergleich zu erhalten, wurden die
gesamten Exome (n=210) und Transkriptome (n=181) von 213 chinesischen
LUAD-Patienten aus Singapur sequenziert. Zusammen mit zuvor
veröffentlichten vollständigen Exomdaten von 92 chinesischen Patienten
stellten die Forscher so der größte Datensatz (n=305) von LUADs für
Ostasiaten zusammen. Durch den Vergleich der genomischen Landschaften mit
den gleichen Analysepipelines konnten große Unterschiede bei
Treibermutationen, Kopienzahländerungen und transkriptomischen
RNA-Untergruppen ermittelt werden.

Auch wenn die kaukasischen Patienten im Vergleich zur asiatischen Kohorte
mehr Raucher und Zigarettenkonsum aufwiesen, ähnelten sich die beiden
Kohorten im Stadium und Alter sowie in anderen klinischen Merkmalen. Die
Studie ermöglichte daher auch den bislang größten direkten Vergleich
zwischen Rauchern und Nichtrauchern aus zwei ethnischen Gruppen.

Die Studie bestätigte, dass sich die Mutationslandschaft der asiatischen
Patienten von den kaukasischen unterscheidet, wobei die Prävalenz von
Mutationen auch in vielen anderen Genen jenseits des EGF-Rezeptors
unterschiedlich ist. Die Analyse lieferte zwei wichtige Erkenntnisse: Zum
einen weist der asiatische rauchbedingte Lungenkrebs offenbar "stabilere"
Genome auf. Daraus lässt sich eine bessere Vorhersagegenauigkeit für
Prognosen ableiten als für kaukasische LUADs. Zum anderen konnten bei mehr
als einem Drittel der Asiaten höhere Entzündungswerte sowie stärkere
Anzeichen von Immunzellen festgestellt werden. "Diese Ergebnisse können zu
neuen Ansätzen für personalisierte Therapien führen, die speziell auf
diese asiatische Untergruppe abzielt", sagt Prof. Hillmer. Er war zum
Zeitpunkt der Studie am Genom Institut Singapur Arbeitsgruppenleiter im
Fachbereich "Cancer Therapeutics & Stratified Oncology" und hat die
genomischen Untersuchungen geleitet. An der Interpretation und Diskussion
der Daten hat er nach seiner Rückkehr nach Deutschland im Jahr 2016
intensiv weitergearbeitet.

Das Forscherteam in Singapur plant auf Basis dieser Ergebnisse den Aufbau
einer Wissensdatenbank für Lungenkrebs, um komplexere Vorhersagemodelle zu
entwickeln. "Die Schaffung von zentralen Datenbanken ist von
entscheidender Bedeutung für unser Verständnis von Krebserkrankungen",
sagt Univ.-Prof. Dr. Reinhard Büttner, Direktor der Pathologie an der
Uniklinik Köln. "Mit dem Netzwerk Genomische Medizin Lungenkrebs, das wir
von Köln aus über mehrere Jahre aufgebaut haben und das gerade auf
nationale Ebene ausgedehnt wird, sammeln wir gezielte genomische
Informationen von tausenden Lungenkrebspatienten. Diese Struktur ist sehr
hilfreich, um Therapieoptionen für Patienten mit seltenen Mutationen
einzuschätzen."


Originalpublikation:

Genomic landscape lung adenocarcinoma in East Asians by Jianbin Chen,
Hechuan Yang, Audrey Su Min Teo, Lidyana Bte Amer, Faranak Ghazi Sherbaf,
Chu Quan Tan, Jacob Josiah Santiago Alvarez, Bingxin Lu, Jia Qi Lim,
Angela Takano, Rahul Nahar, Yin Yeng Lee, Cheryl Zi Jin Phua, Khi Pin
Chua, Lisda Suteja, Pauline Jieqi Chen, Mei Mei Chang, Tina Puay Theng
Koh, Boon-Hean Ong, Devanand Anantham, Anne Ann Ling Hsu, Apoorva Gogna,
Chow Wei Too, Zaw Win Aung, Yi Fei Lee, Lanying Wang, Tony Kiat Hon Lim,
Andreas Wilm, Dawn Poh Sum Choi, Poh Yong Ng, Chee Keong Toh, Wan-Teck
Lim, Siming Ma, Bing Lim, Jin Liu, Wai Leong Tam, Anders Martin Jacobsen
Skanderup, Joe Poh Sheng Yeong, Eng-Huat Tan, Caretha Creasy, Daniel Shao
Weng Tan, Axel M. Hillmer, Weiwei Zhai

DOI: https://www.nature.com/articles/s41588-019-0569-6
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PARKINSON/183: Gegen das Zittern - Behandlung mit Ultraschall (idw)

Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 04.02.2020

Gegen das Zittern: Parkinson- und essentiellen Tremor mit Ultraschall behandeln - ganz ohne Operation

DEGUM fordert Kostenübernahme des Verfahrens durch die Krankenkassen



Einen Tee einschenken oder Haare kämmen - wenn die Hände unkontrollierbar
zittern, werden einfachste Aufgaben zur Herausforderung. Patienten mit
solchen Symptomen leiden oft an einem essentiellen oder an einem
Parkinson-Tremor, chronisch fortschreitenden Bewegungsstörungen mit
unwillkürlichem Zittern. Die Standardtherapie mit Medikamenten ist nur
selten ausreichend und mit erheblichen Nebenwirkungen behaftet.

Bei der operativen Therapie, der sogenannten "Tiefen Hirnstimulation"
(THS), werden Elektroden in der Tiefe des Gehirns platziert, was mit einer
Eröffnung des Schädels einher geht. Eine neue Therapie, bei der die tief
im Gehirn liegenden Störherde mittels Magnetresonanztomografie-gesteuertem
fokussiertem Ultraschall (MRgFUS) ausgeschaltet werden, kann die
Beschwerden auch ohne offene Chirurgie deutlich lindern. Eine aktuelle
Studie, in der Zeitschrift "Neurology"- erschienen, belegt, dass das
Zittern bei den Teilnehmern auch drei Jahre nach dem Eingriff noch
deutlich verbessert war. Die Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der
Medizin (DEGUM) empfiehlt den Einsatz der neuen Methode, da sie schonend
und präzise angewandt werden kann.


Ein Tremor tritt am häufigsten an Händen oder Armen auf, aber auch der
Rumpf oder der Kopf können betroffen sein. "Die Bewegungsstörung entsteht
im Groß- und Zwischenhirn in Bereichen, die an der Bewegungssteuerung
beteiligt sind", sagt DEGUM-Experte Professor Dr. Ullrich Wüllner, Leiter
der Sektion Bewegungsstörungen an der Klinik für Neurologie des
Universitätsklinikums Bonn. Die Aktivität dieser Hirnareale ist zwar
prinzipiell über Medikamente beeinflussbar, die Mittel wirken jedoch
längst nicht bei jedem Patienten. Die operative Therapie war bislang ein
stereotaktischer Eingriff, bei dem die betreffenden Hirnareale mithilfe
fest implantierter Elektroden und elektrischen Impulsen aus einem
Batterie-Aggregat - ähnlich einem Herzschrittmacher - moduliert werden.
Bei diesem als tiefe Hirnstimulation bezeichneten Verfahren muss jedoch
der Schädel des Patienten geöffnet werden, dadurch entsteht die Gefahr von
Hirnblutungen oder Infektionen.

Eine schonendere Alternative bietet der
Magnetresonanztomografie-gesteuertem fokussiertem Ultraschall (MRgFUS): "Das neuartige Verfahren
funktioniert ohne operativen Eingriff. Es legt von außen gezielt nur
diejenigen Hirnareale lahm, die für das Zittern verantwortlich sind",
erläutert Wüllner. "Die Ultraschallwellen werden genau auf den Zielpunkt
gesendet und dort wie bei einem Brennglas gebündelt." Eine MRT-gesteuerte
Neuronavigation stellt dabei sicher, dass nur der gewünschte Bereich im
Gehirn inaktiviert wird. Zudem erfassen die behandelnden Ärzte bereits
während der Behandlung die optimale Tremorkontrolle.

Die aktuelle Studie aus der angesehenen Zeitschrift "Neurology" bestätigt
die Langzeitwirkung des Verfahrens. Forscher um Dr. Casey H. Halpern von
der Stanford-Universität haben das moderne Ultraschallverfahren bei 76
Patienten mit therapieresistentem essentiellem Tremor angewendet. Selbst
drei Jahre nach der Behandlung war das Zittern bei der Hälfte der
Studienteilnehmer noch deutlich verbessert. Auch Behinderungen und die
Lebensqualität, die durch die chronische Bewegungsstörung vor dem Eingriff
stark eingeschränkt war, hatten sich bei vielen Patienten noch gebessert
(56 und 42 Prozent). Da der Eingriff - trotz des schonenden Verfahrens -
eine umschriebene, dauerhafte Schädigung im Gehirngewebe hinterlässt,
können als Nebenwirkungen Gefühls-, Gangs- und Gleichgewichtsstörungen
auftreten. Im Vergleich zu den Nebenwirkungen eines operativen Eingriffs
sind diese jedoch eher gering.

DEGUM-Experte Wüllner macht selbst positive Erfahrungen mit dem
fokussierten Ultraschallverfahren: Seit eineinhalb Jahren führt er dieses
in seiner Bonner Neurologie-Abteilung durch - und konnte damit bereits 35
Patienten erfolgreich behandeln. "Bei Parkinson-Patienten, deren Tremor
medikamentös nicht in den Griff zu bekommen war, zeigt die Therapie sehr
gute, anhaltende Erfolge", sagt der Neurologe. Bei Patienten mit
essentiellem Tremor tritt der Tremor bei etwa 30 Prozent der Patienten im
Verlauf abgeschwächt wieder auf. Dieser Langzeitverlauf wird auch in Bonn
im Rahmen einer Beobachtungsstudie am Deutschen Zentrum für
neurodegenerative Erkrankungen (DZNE) genau studiert. Aufgrund der guten
Erfahrungswerte, die nun erstmals auch langfristig nachgewiesen werden
konnten, fordert die DEGUM eine Aufnahme der modernen Ultraschalltherapie
in den Katalog der gesetzlichen Krankenkassen. Die Kosten dafür werden von
diesen derzeit noch nicht regelhaft übernommen.


Hintergrund:

Link zum Abstract der Studie:

https://n.neurology.org/content/93/24/e2284

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1290

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 04.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





SCHLAGANFALL/459: Neue Erkenntnisse aus der abgeriegelten Zone (idw)

Universitätsklinikum Würzburg - 29.01.2020

Schlaganfall: Neue Erkenntnisse aus der abgeriegelten Zone



Einem interdisziplinären Forscherteam des Uniklinikums Würzburg ist es
gelungen, bei Schlaganfallpatienten winzige Blutproben direkt aus der
abgeriegelten Zone zu gewinnen und zu analysieren. Während eines
Schlaganfalls ist diese Gehirnzone durch ein Gerinnsel vom restlichen
Kreislauf getrennt und stirbt ab. Die Forscher konnten beweisen, dass es
genau in dieser Zone sehr früh zu einer Entzündungsreaktion kommt. Diese
Erkenntnis wird beeinflussen, wie die Schlaganfallbehandlung
weiterentwickelt werden muss.

Beim ischämischen Schlaganfall verschließt ein Blutgerinnsel (Embolus) ein
Gefäß im Gehirn und verhindert die ausreichende Durchblutung des
dahinterliegenden Areals. In der Folge kommt es dort zu einer
Mangelversorgung mit Nährstoffen, allen voran Sauerstoff, und die
betroffenen Nervenzellen beginnen, abzusterben. Diese Zusammenhänge sind
auch Laien einleuchtend und hinlänglich bekannt. "Es wird aber vermutet,
dass sich in der abgeriegelten Zone weitere pathologische Mechanismen
abspielen, die einen entscheidenden Einfluss auf das Absterben von
Hirngewebe, also das Voranschreiten des Hirninfarkts haben", erklärt Dr.
Alexander Kollikowski vom Institut für Diagnostische und Interventionelle
Neuroradiologie des Uniklinikums Würzburg (UKW). Prof. Dr. Mirko Pham, der
Direktor des Instituts, fährt fort: "Zum Beispiel weiß man aus Versuchen
mit Mäusen, dass im Verlauf der Verschlusssituation eine biochemische
Signalkaskade startet, die eine schädliche Entzündungsreaktion auslöst."
Dieser Effekt ließ sich bislang beim Menschen weder direkt bestätigen noch
widerlegen. Als Hürde erwies sich bisher, dass für eine entsprechende
Beweisführung "ungestörte" Blutproben aus dem abgeriegelten Infarktbereich
benötigt werden, also bevor die Neuroradiologen das Gerinnsel entfernen
und das wiedereinströmende Blut die Situation vor Ort massiv verändert.

Modifiziertes Mikrokatheterverfahren und moderne Laboranalytik als Schlüssel

Diese Hürde wurde von einer interdisziplinären Forschergruppe des UKW
unter Beteiligung von den beiden oben genannten Experten der
Neuroradiologie, der Neurologie (Dr. Michael. Schuhmann, Prof. Dr.
Wolfgang Müllges, Prof. Dr. Guido Stoll) und dem Institut für
Experimentelle Biomedizin (Prof. Dr. Bernhard Nieswandt) genommen.
"Hierfür haben wir ein zugelassenes Mikrokatheterverfahren so modifiziert,
dass wir kurz vor der Gerinnselentfernung eine winzige Blutprobe aus dem
abgeriegelten Kompartiment direkt hinter dem Gerinnsel gewinnen können",
schildert Dr. Kollikowski. Die Probenahme erfolgt also während des zur
Entfernung des Gerinnsels ohnehin nötigen minimal-invasiven operativen
Eingriffs ohne diesen zu verlängern. Dabei wird ein extrem feiner Katheter
- der Durchmesser seiner Öffnung liegt in der Größenordnung eines dicken
Haares - durch den Embolus geschoben und saugt auf der anderen Seite eine
winzige Blutmenge an. "Zu Hilfe kommt uns hierbei die spezielle Konsistenz
der Schlaganfallgerinnsel. Sie sind so weich, dass ein Durchdringen mit
dem Mikrokatheter noch möglich ist, aber gleichzeitig so widerstandsfähig,
dass die Barriere nicht schon bei diesem Vorgang zerstört wird", erläutert
Dr. Kollikowski.

Entzündungssofortreaktion während des Schlaganfalls bewiesen

Für das Forschungsvorhaben wurde ein aufwändiges Protokoll entwickelt, um
winzige Gehirnblutproben standardisiert gewinnen zu können und diese
direkt danach sehr nah am Angiographie-OP im Neuroimmunologischen Labor
der Neurologischen Klinik des UKW zu analysieren. Damit gelang es zu
belegen, und das war nicht unbedingt zu erwarten, dass auch im Menschen
eine sofortige massive Entzündungsreaktion im Gehirn stattfindet, die den
Tiermodellen sehr ähnlich ist. Die Wissenschaftler konnten erstmals im
Menschen Botenstoffe der Entzündung und vor allem eine Invasion der
abgeriegelten Zone durch Immunzellen, insbesondere Granulozyten und
Lymphozyten, nachweisen. "Dies ist ein wichtiger Schritt der Translation
von der Maus zum Menschen, einem zentralen Anliegen des
Sonderforschungsbereichs TR 240, in dem diese Arbeit entstanden ist",
führt Prof. Dr. Bernhard Nieswandt, der Sprecher des
Sonderforschungsbereichs (SFB), aus. Der SFB TR 240 beschäftigt sich mit
der Rolle von Blutplättchen und Immunzellen bei Gefäßerkrankungen, wie
Schlaganfall und Herzinfarkt.

Laut dem Forscherteam ermöglicht die von ihm etablierte Technik der
Probenentnahme von Gehirnblut direkt während des akuten Schlaganfalls das
Studium weiterer zentraler Entzündungsmediatoren, die am Infarktwachstum
beteiligt sind. Es sei realistisch, dass sich mit diesen Erkenntnissen der
Fokus in der Therapieforschung und klinischen Testung auf eine bestimmte
Medikamentenklasse richten werde: die Gruppe entzündungshemmender
Substanzen.

Eine Strategie für die zukünftige Schlaganfalltherapie

Dadurch zeichnet sich eine Strategie für die Schlaganfalltherapie der
Zukunft ab. Ein entzündungshemmendes Medikament wird dem
Schlaganfallpatienten möglichst frühzeitig verabreicht, idealerweise schon
durch den Notarzt vor Eintreffen im Krankenhaus, um das Absterben des
Gehirns zu bremsen bis der Blutfluss durch die operative Wiedereröffnung
des Gehirngefäßes wiederhergestellt wird. Zum Wirkungsort innerhalb des
abgeriegelten Areals kann das Präparat über Umgehungskreisläufe, die
sogenannten Kollateralwege gelangen, mit denen der Körper für eine gewisse
Restdurchblutung sorgt, bevor die Nervenzellen endgültig absterben.
In ihrer Studie untersuchten die Würzburger Wissenschaftler im Zeitraum
von August 2018 bis Juli 2019 Proben von 151 Patienten. Bei 40 davon waren
alle Parameter so, dass die Forscher einen exakten Vergleich mit dem
Mausmodell hatten. Die Ergebnisse der Arbeit wurden im Januar 2020 in
Annals of Neurology, einer der international führenden Fachzeitschriften
für Schlaganfallforschung und Neurowissenschaften, veröffentlicht.


Originalpublikation:
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FORSCHUNG/1387: Künstlicher Wirkstoff hemmt Coronaviren (idw)

Philipps-Universität Marburg - 29.01.2020

Künstlicher Wirkstoff hemmt Coronaviren

Pressemitteilung des Forschungscampus Mittelhessen



Ein künstlicher Virenhemmstoff drängt Krankheitserreger wie das
Coronavirus zurück, wirkt aber ebenso gut gegen andere gefährliche Viren
wie das Lassa- oder das Zika-Virus. Das hat eine bundesweite
Forschungsgruppe herausgefunden. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler berichten über ihre Ergebnisse im Fachblatt "Antiviral
Research".

Der Naturstoff Silvestrol wird aus asiatischen Mahagonigewächsen gewonnen,
die in Borneo als traditionelle Heilpflanzen gegen eine Vielzahl von
Krankheiten eingesetzt werden. Die Substanz blockiert ein Enzym, das in
Körperzellen vorkommt; es wird von eingedrungenen Viren benötigt, die ihre
eigenen Proteine von diesem Enzym herstellen lassen, um sich zu vermehren.
Indem Silvestrol das Enzym hemmt, wirkt das Mittel gegen eine ganze Reihe
gefährlicher Krankheitserreger wie Ebola-, Lassa- und Coronaviren. "Leider
ist Silvestrol chemisch sehr schwer herzustellen", sagt der Marburger
Professor Dr. Arnold Grünweller, der die Studie initiiert hat. "Man muss
also immer wieder auf die Pflanze zurückgreifen, um die Substanz zu
gewinnen."

Die Forschungsgruppe verglich den Naturstoff mit einem künstlich
hergestellten Molekül, CR-31-B, dessen chemische Struktur ihm ähnelt. "Es
weist jedoch eine weniger komplizierte Struktur auf als Silvestrol",
erläutert Wiebke Obermann, die ihre Doktorarbeit an der
Philipps-Universität Marburg bei Grünweller anfertigt und als eine der beiden
Erstautorinnen der Publikation firmiert. Zu den Unterschieden der beiden
Substanzen zählt insbesondere, dass Silvestrol eine zusätzliche chemische
Gruppe trägt.

Zunächst infizierten die Wissenschaftler Zellen mit Coronaviren,
anschließend gaben sie einen Hemmstoff hinzu: Silvestrol oder CR-31-B.
"Die antiviralen Effekte sind fast identisch", berichtet die Gießener
Virologin Dr. Christin Müller, die in der Arbeitsgruppe von Professor Dr.
John Ziebuhr an der Justus-Liebig-Universität zu Coronaviren forscht und
sich die Erstautorschaft mit Obermann teilt.

Der Befund gilt für Coronaviren, aber auch für Zika- und Lassa- sowie
Krim-Kongo-Fieber-Viren. Lediglich gegen den Hepatitis E-Erreger wirkt der
künstliche Hemmstoff ein wenig schwächer als der Naturstoff. "Alles in
allem bestätigen unsere Ergebnisse, dass CR-31-B eine ähnlich starke
Wirksamkeit gegen ein breites Spektrum von Viren entfaltet wie
Silvestrol", fasst Grünweller zusammen.

Das Interesse der Industrie ist bereits geweckt. "Moleküle wie CR-31-B,
die eine ähnliche antivirale Breitband-Wirkung wie Silvestrol besitzen,
sind von einer Zulassung als Medikament jedoch noch weit entfernt",
berichtet der Hochschullehrer. In der Krebsmedizin werde aber schon ein
synthetisches Molekül, dem CR-31-B strukturell sehr ähnlich ist, in einer
klinischen Studie getestet. "Dies zeigt, dass diese Substanzklasse keine
unerwartete Toxizität oder Mutagenität in entsprechenden präklinischen
Tierstudien aufweist, was künftige klinische Studien von CR-31-B natürlich
vereinfacht."

Professor Dr. Arnold Grünweller lehrt Pharmazeutische Chemie an der
Philipps-Universität Marburg. An der Studie wirkten die Arbeitsgruppen von
Professor Dr. Roland K. Hartmann aus dem Institut für Pharmazeutische
Chemie der Philipps-Universität sowie von Professor Dr. John Ziebuhr aus
dem Institut für Medizinische Virologie der Justus-Liebig-Universität
Gießen mit. Koautor Professor Dr. Hans-Guido Wendel vom Memorial Sloan
Kettering Cancer Center in New York stellte den Silvestrol-Ersatz
CR-31-B
zur Verfügung, außerdem beteiligten sich das Paul-Ehrlich-Institut in
Langen sowie das Bernhard-Nocht-Institut in Hamburg an den
Forschungsarbeiten.

Das mittelhessische "LOEWE"-Zentrum DRUID, das Deutsche Zentrum für
Infektionsforschung, der Sonderforschungsbereich 1021 der Deutschen
Forschungsgemeinschaft sowie die Leibniz-Gemeinschaft unterstützten die
Forschungsgruppen finanziell.

Mikrobiologie und Virologie gehören zu den Forschungsschwerpunkten des
Forschungscampus Mittelhessen (FCMH). Der FCMH ist eine
hochschulübergreifende Einrichtung der Justus-Liebig-Universität Gießen,
der Philipps-Universität Marburg und der Technischen Hochschule
Mittelhessen, deren Aufgabe in der Stärkung der regionalen Verbundbildung
in der Forschung, Nachwuchsförderung und Forschungsinfrastruktur liegt.
Link zum Campus-Schwerpunkt "Mikrobiologie und Virologie":

https://www.fcmh.de/mv


Originalveröffentlichung: 

Christin Müller, Wiebke Obermann & al.:

Comparison of broad-spectrum antiviral activities of the synthetic
rocaglate CR-31-B (...) and the eIF4A-inhibitor Silvestrol, Antiviral
Research 2020

DOI: https://doi.org/10.1016/j.antiviral.2020.104706

Pressemitteilung aus dem Jahr 2016 zu Silvestrol:

https://idw-online.de/de/news663884

Informationen aus der mittelhessischen Universitätsmedizin zur
chinesischen Coronavirus-Epidemie: 

https://www.uni-marburg.de/de/aktuelles/news/2020/corona-oder-influenza-virus-wir-sind-vorbereitet

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution376

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Philipps-Universität Marburg - 29.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STUDIE/288: Medikamentöse Blutdrucktherapie senkt Demenzrisiko bei Menschen mit Bluthochdruck (idw)

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 31.01.2020

Medikamentöse Blutdrucktherapie senkt Demenzrisiko bei Menschen mit Bluthochdruck



Seit einigen Jahren ist ein Zusammenhang zwischen Demenz und Bluthochdruck
bekannt; Menschen, die chronisch zu hohe Blutdruckwerte haben, erkranken
offensichtlich häufiger an Demenz. Doch lässt sich dieses erhöhte
Demenz-Risiko umgekehrt auch durch eine medikamentöse Blutdrucktherapie senken?
Eine Metanalyse [1] kam zu dem Ergebnis, dass die erfolgreiche
medikamentöse Einstellung eines Bluthochdrucks das Demenzrisiko um 12% und
das Risiko, an Alzheimer zu erkranken, um 16% senkt. DGN-Experten sehen
hier angesichts der hohen und weiter steigenden Prävalenz von dementiellen
Erkrankungen und bislang fehlender Therapieoptionen ein großes
Präventionspotenzial.

In Deutschland leben derzeit etwa 1,2 Millionen Menschen, die an Demenz
erkrankt sind. Pro Jahr kommen schätzungsweise 244.000 Betroffene neu
hinzu. Die Demenz kann Ausdruck und Folge verschiedener Erkrankungen sein
wie der Alzheimer-Krankheit, der Lewy-Körperchen-Demenz oder Folge
gefäßbedingter Schädigungen im Gehirn (z.B. nach Schlaganfall, man spricht
dann von vaskulärer Demenz). Laut S3-Leitlinie der Deutschen Gesellschaft
für Neurologie [2] sind etwa 50-70% der Demenzerkrankten der
Alzheimer-Demenz und ca. 15-25% der vaskulären Demenz zuzuordnen. Nachgewiesen ist,
dass die medikamentöse Blutdrucksenkung z.B. das Schlaganfall- und
Herzinfarktrisiko signifikant reduziert - doch hat sie auch einen Effekt
auf die Demenzrate? Und wenn ja, welche Substanzklasse von
Blutdrucksenkern - ACE-Hemmer, Angiotensin-II-Rezeptor-Blocker,
Betablocker, Calciumkanalblocker oder Diuretika - ist diesbezüglich
besonders effektiv? Diesen Fragen ging eine Metaanalyse [1] nach, die in
der Januarausgabe von "Lancet Neurology" publiziert wurde.

Die vorliegende Arbeit wertete sechs große Kohorten prospektiver
Beobachtungsstudien mit insgesamt knapp über 31.000 Menschen ohne
vorbestehende Demenzerkrankung im Alter von über 55 Jahren aus - und
stratifizierte sie in zwei Gruppen: Eine Gruppe umfasste
Studienteilnehmer, die zum Zeitpunkt des Studieneinschlusses normale
Blutdruckwerte (< 140/< 90 mm Hg) aufwiesen (n=15.553), die andere jene
mit erhöhten Blutdruckwerten (n=15.537). Der Anteil der Studienteilnehmer,
die eine medikamentöse blutdrucksenkende Therapie erhielten, variierte in
den sechs Studien, die in die Analyse eingegangen waren, und lag zwischen
32,5% und 62,1%.

Im Ergebnis erkrankten insgesamt 3.728 Studienteilnehmer während des
Beobachtungszeitraums neu an einer Demenz, bei 1.741 Patienten handelte es
sich um eine Alzheimer-Demenz. Verglich man die Erkrankungsrate von
Patienten mit Bluthochdruck, die medikamentöse Blutdrucksenker einnahmen,
mit denjenigen, die unbehandelt waren, zeigte sich nach Adjustierung der
Daten, dass die medikamentöse Bluthochdrucktherapie vor Demenz schützt:
Die Patienten, deren Bluthochdruckerkrankung behandelt wurde, hatten ein
um 12% signifikant geringeres Risiko, an Demenz (HR: 0,88; p=0,019) bzw.
ein um 16% niedrigeres Risiko an Alzheimer (HR: 0,84; p=0,021) zu
erkranken. Hatte es zuvor z.T. widersprüchliche Daten zur Rolle des
Bluthochdruckdrucks gegeben, zeigt diese Metaanalyse deutlich einen
positiven und klinisch relevanten Einfluss der Bluthochdruckkontrolle.

Prof. Richard Dodel, DGN-Experte für dementielle Erkrankungen, sieht hier
ein großes Potenzial für die Prävention: "Bluthochdruck ist ein immenses
Gesundheitsproblem in unserer Bevölkerung. Im Alter von über 60 ist fast
jeder Zweite davon betroffen und viele Patienten sind unbehandelt oder
unzureichend eingestellt. Wir wissen nun, dass diese Menschen durch die
medikamentöse Blutdrucksenkung nicht nur ihr Risiko für kardiovaskuläre
Erkrankungen verringern können, sondern auch das Risiko, später an Demenz
zu erkranken. Dieses Präventionspotenzial sollte unbedingt ausgeschöpft
werden, letztlich auch, weil wir bis heute keine krankheitsmodifizierende
Therapie gegen Demenz haben und die Zahl der Erkrankten weiter steigt."

Die Auswertung zeigte außerdem, dass es nicht entscheidend war, mit
welcher Substanzklasse die Patienten behandelt worden waren, keine der
fünf verschiedenen Substanzklassen erwies sich hinsichtlich der
Risikoreduktion gegenüber den anderen als überlegen. "Es ist also nicht
so, dass eine bestimmte Klasse von Blutdrucksenkern einen
'Anti-Demenz-Effekt' hätte, sondern, dass eine erfolgreiche Blutdrucksenkung in den
Zielwertbereich unter 140/90 mm Hg zur Reduktion des Demenzrisikos führt",
so der Experte weiter. Dementsprechend zeigte sich auch bei den
Studienteilnehmern mit normalen Blutdruckwerten, die - aus welchen Gründen
auch immer - Blutdrucksenker eingenommen hatten, im Hinblick auf die
Demenzrate kein Effekt.

"Wir Neurologen können gar nicht oft genug daran appellieren, dass
Menschen mit Bluthochdruck konsequent behandelt werden und die
Blutdrucksenker wie verschrieben regelmäßig einnehmen. Damit schützen sie
sich gleich vor zwei neurologischen 'Volkskrankheiten': Schlaganfall und
Demenz", erklärt Professor Dr. med. Hans-Christoph Diener, Essen,
Pressesprecher der DGN, abschließend.


[1] Ding J, Davies-Plourde KL, Sedaghat S et al. 

Antihypertensive
medications and risk for incident dementia and Alzheimer's disease: a
meta-analysis of individual participant data from prospective cohort
studies. 

Lancet Neurology 2020; 19: 61-70.

doi: 10.1016/S1474-4422(19)30393-X

[2] S3-Leitlinie "Demenzen" (Langversion-Januar 2016), abrufbar unter

https://www.dgn.org/leitlinien/3176-leitlinie-diagnose-und-therapie-von-demenzen-2016

Originalpublikation:

DOI 10.1016/S1474-4422(19)30393-X

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 31.01.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1511: Künstliches Herzbeutel-Gewebe aus dem 3D-Drucker (idw)

Fraunhofer-Institut für Angewandte Polymerforschung IAP - 04.02.2020

Künstliches Herzbeutel-Gewebe aus dem 3D-Drucker



Neuartige Polymere sollen es künftig ermöglichen, künstlichen elastischen
Gewebeersatz für Perikard, Herzklappen oder Blutgefäße individuell
anzufertigen. In dem Projekt PolyKARD werden biomimetische Polymere
entwickelt, die mechanische Eigenschaften des Herzbeutel-Gewebes nachahmen
können. Mittels 3D-Druck und Elektrospinning sollen daraus
maßgeschneiderte Implantate hergestellt werden. Zusätzlich soll erstmalig
ein 3D-Drucker entwickelt werden, der Medizinprodukte der Klasse III
herstellen kann.

Die PolyKARD-Partner - AdjuCor GmbH, das Fraunhofer-Institut für
Angewandte Polymerforschung IAP, das NMI Naturwissenschaftliches und
Medizinisches Institut, die Young Optics Europe GmbH und die pro3dure
medical GmbH - wollen die Herstellung der Implantate bis zu ersten
klinischen Studien, voraussichtlich in 2022, vorantreiben.


Herzleiden gehören zu einer der häufigsten Todesursachen. Weltweit leiden
rund 23 Millionen Menschen an Herzschwäche - Tendenz steigend. Dem
gegenüber stagniert die Zahl der Herztransplantationen bei ca. 3000
Transplantationen pro Jahr weltweit. Künstlich hergestellte Implantate
könnten vielen Betroffenen helfen, die auf ein Spenderorgan warten. Der
3D-Druck von passgenauen Implantaten ist in der Medizin nicht mehr
wegzudenken, etwa in der Orthopädie oder der Zahnchirurgie. Bei
Implantaten, die elastisches Gewebe ersetzen sollen, ist der
Forschungsbedarf jedoch deutlich größer, denn die Anforderungen an die
Materialien sind hoch: sie müssen ihre mechanischen Eigenschaften über
viele Jahre hinweg erhalten, hundertprozentig beständig und biokompatibel
sein und dürfen keine Abstoßungsreaktionen des Immunsystems hervorrufen.
Letzteres ist vor allem bei Materialien wichtig, die permanent mit dem
Körper in Kontakt sind.

Neue Polymere für moderne Drucktechnologien und individuelle Medizintechnik

Im Rahmen des Projektes PolyKARD werden biomimetische Polymere entwickelt,
die die biologischen und mechanischen Materialeigenschaften des
Herzbeutels, auch Perikard genannt, nachahmen sollen. Das Perikard ist
eine kollagenhaltige und mechanisch enorm stabile Struktur, die das Herz
umgibt. Klinisch wird das Perikard von Rindern oder Schweinen bereits als
Ersatz für menschliche Herzklappen oder zur Rekonstruktion von Blutgefäßen
verwendet. Doch die Aufarbeitung des tierischen Gewebes ist teuer und
gewährleistet mechanisch keine Langzeitstabilität. Problematisch sind
zudem die unzuverlässige Qualität aufgrund der großen Variabilität
zwischen den Spendertieren sowie ethische und religiöse Aspekte.

»In dem Projekt entwickeln wir biomimetische Perikard-Ersatzmaterialien,
die beispielsweise für künstliche Herzbeutel, Herzklappen, Blutgefäße,
Stents, Sehnen oder Septumverschlüsse eingesetzt werden können. Das
Besondere daran ist, dass die Implantate aus Photopolymeren bestehen und
individuell im 3D-Drucker oder mittels Elektrospinning hergestellt werden
können. Die Monomere werden dafür als Tinten, bzw. Harze entwickelt. Sie
polymerisieren erst, wenn sie mit UV-Licht bestrahlt werden«, erklärt Dr.
Wolfdietrich Meyer, der das Projekt am Fraunhofer IAP in Potsdam leitet.
Das Forscherteam am Fraunhofer IAP synthetisiert dafür ein
photovernetzbares Material, das aus unterschiedlichen Polyurethansegmenten
sowie Kollagenanteilen besteht.

Elastisch, biokompatibel und beständig

Die neu synthetisierten Polymere werden am NMI in Reutlingen nach DIN EN
ISO 10993-5 auf in vitro-Zytotoxizität untersucht. Bei der Verarbeitung
der Polymere kommen einerseits verschiedene, 3D-Druck-Fertigungsverfahren
zum Einsatz, andererseits wird das sogenannte Elektrospinning eingesetzt.
Am NMI entstehen mit Hilfe dieses Spinnverfahrens poröse Strukturen, die
mit dem körpereigenen Gewebe des Patienten verwachsen können. Die
hergestellten Trägersubstrate werden hinsichtlich ihrer mechanischen und
biologischen Eigenschaften charakterisiert. Ein besonderer Fokus wird
hierbei auf die Nachbildung der mechanischen Eigenschaften des Perikards
sowie auf das Anwachsverhalten von Zellen gelegt.

Als erste Anwendung des biomimetischen Polymers soll eine neuartige
Oberfläche für ein extravaskuläres Herzunterstützungssystem gedruckt
werden. Das System der Münchner AdjuCor GmbH basiert auf einem
patientenspezifischen, mechanischen Implantat, welches vollständig
außerhalb des Blutstroms (extravaskulär) in der Perikardhöhle um die
epikardiale Oberfläche beider Herzkammern positioniert wird. »Ein
biomimetisches Perikard-Ersatzmaterial würde nur geringe Immunreaktionen
verursachen und würde somit zu einer schonenden Heilungsphase führen.
Hierdurch können Intensiv- und Krankenhausaufenthalte weiter verkürzt
werden«, erklärt Herzchirurg und CEO von AdjuCor Prof. Stephen Wildhirt.

Auf dem Weg zur Marktreife

Um künftig auf dem Markt für klinische Anwendungen zugelassen zu werden,
müssen sowohl die neuen Photopolymere als auch die Verarbeitungsverfahren
umfangreiche Auflagen erfüllen. Für die großtechnische Herstellung der
Photopolymere müssen die GMP-Richtlinien (englisch Good Manufacturing
Practice, kurz GMP) eingehalten werden. Sie sichern die Qualität der
Produktionsabläufe und -umgebung. Die Firma pro3dure medical GmbH Iserlohn
wird den Upscaling-Prozess der Photopolymere sowie die Harzsynthese unter
Berücksichtigung dieser GMP etablieren.

Die Young Optics Europe GmbH in Jena verarbeitet mit den von ihnen
entwickelten 3D-Druckern bisher biokompatible Photopolymere für Produkte
der Medizinklassen I - IIa. Im Rahmen des Projekts PolyKARD soll erstmals
ein 3D-Drucksystem zur Herstellung von Medizinprodukten der Klasse III
etabliert werden, welches zudem eine vollständige Rückverfolgbarkeit der
für die Herstellung eingesetzten Rohmaterialien ermöglicht.

Mit ganzheitlicher Chemie zu neuen Materialien

Das dreijährige Projekt PolyKARD startete im April 2019 und wird vom VDI
Verein Deutscher Ingenieure e.V. als Projektträger, im Auftrag des BMBF im
Rahmen der Fördermaßnahme »Materialinnovationen für gesundes Leben:
ProMatLeben - Polymere« unterstützt (FKZ: 13XP5087D). Am 4. Februar 2020
treffen sich die Partner erneut, um erste Meilensteine vorzustellen. »Wir
konnten bereits erste elastische Photourethanharze aus nicht toxischen
Ausgangsmaterialien erfolgreich synthetisieren und drucken«, erklärt
Wolfdietrich Meyer.

»In Zukunft möchten wir das medizinische Konzept der Ganzheitlichkeit noch
stärker bei unserer Chemie verwirklichen. Wir wollen mehr Materialien auf
Basis nachwachsender Rohstoffe für den 3D-Druck und das Elektrospinning
entwickeln, die biokompatibel sind und sich in höchster Präzision
verarbeiten lassen. Auch den Lebenszyklus des Bauteils und gegebenenfalls
eine umweltverträgliche Entsorgung behalten wir dabei im Blick«, so Meyer.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.iap.fraunhofer.de/de/Pressemitteilungen/2020/kuenstliches-herzbeutel-gewebe-aus-dem-3d-drucker.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1590

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Angewandte Polymerforschung IAP - 04.02.2020
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KLASSIK/10299: Borken - Vivaldi-Konzert für Kinder, Familien und Erwachsene, 09.02.20

Kreis Borken

Abenteuer Klassik: Vivaldi-Konzert für Kinder, Familien und
Erwachsene

Ein ungewöhnliches "Lauschrätsel" zum Hinhorchen am Sonntag, 9.
Februar, in Raesfeld



Kreis Borken / Raesfeld. In eine farbenreiche und aufregende Welt
eintauchen und sich von der Musik begeistern lassen - das können große
und kleine Interessierte am Sonntag, 9. Februar 2020, um 11 Uhr im
Rittersaal von Schloss Raesfeld. Dort erzählt Cosima Breidenstein,
Geigerin und Autorin der bekannten Musikhörbuchreihe "Abenteuer
Klassik", die spannende und lustige Geschichte vom Leben des
Komponisten Antonio Vivaldi. Dabei spielt sie gemeinsam mit der
Sinfonetta Köln unter der Leitung von Cornelius Frowein Auszüge aus
seinen "Vier Jahreszeiten". Junge Hörerinnen und Hörer erleben ein
ganzes Orchester mit vielfältigen Instrumenten in lockerer Atmosphäre
und haben die Möglichkeit im Anschluss Fragen zu stellen. Das
Familienkonzert wird vom Kulturkreis Schloss Raesfeld veranstaltet.

Cosima Breidenstein ist zur Zeit als Konzertmeisterin der Sinfonietta
Köln und mit verschiedenen Konzertprogrammen als Solistin, Moderatorin
und Sprecherin zu hören. Mit der Sinfonietta Köln konnte ein
renommiertes Kammerorchester als hochrangige Begleitung der
Violinistin Breidenstein für dieses Kinderkonzert gewonnen werden.
Als am 4. März 1678 ein Erdbeben Venedig erschütterte und hohe
Meereswellen an die Mauern der prächtigen Bauten klatschten, wurde
einer der berühmtesten Komponisten Italiens geboren: Antonio Lucio
Vivaldi. Wieso musste sich die Hebamme der Familie Vivaldi zwischen
herabfallenden Steinen, auffliegenden Fledermäusen und huschenden
Ratten ihren Weg zu Antonios Geburt bahnen? Wer waren die
Waisenmädchen, die durch Vivaldis Unterricht europaweit berühmt
wurden. Wie lebten sie? Das ungewöhnliche "Lauschrätsel" mit einem
Wechsel aus Erzählung und Musik lädt zum Hinhorchen ein. Zum Schluss
gibt es sogar einen kleinen Preis zu gewinnen.

Der Eintritt für das Konzert im Raesfelder Schloss kostet für
Besucherinnen und Besucher, die nicht Mitglied des Kulturkreises
Schloss Raesfeld sind, 10 Euro, für Kinder 8 Euro. Karten für das
Konzert am 9. Februar, sowie das Programmheft der Saison 19/20 können
in der Geschäftsstelle des Kulturkreises Schloss Raesfeld unter Tel.
02564/98 99 110 oder per E-Mail an kulturkreis@kreis-borken.de bis
Freitag, 7. Februar, 12 Uhr, bestellt werden. Auch an der Konzertkasse
im Schloss Raesfeld gibt es Sonntag ab 10 Uhr Tickets.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.02.20

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AUSLAND/9307: Aus aller Welt - 06.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Donald Trump bleibt Chef im Weißen Haus

US-Präsident Donald Trump darf weiterregieren, nachdem ihn eine
Zweidrittelmehrheit im Senat in den beiden Impeachment-Anklagepunkten
- Amtsmißbrauch und Behinderung des Kongresses -, freigesprochen hat.
Die Oppositionsführerin der demokratischen Partei, Nancy Pelosi, warf
dem Senat Verrat an der Verfassung vor. Trump bleibe eine Gefahr für
die amerikanische Demokratie, erklärte die Vorsitzende des
Repräsentantenhauses in Washington nach Informationen der
Nachrichtenagentur AFP.

6. Februar 2020
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JUSTIZ/9307: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Zahlreiche Kriegswaffen in Privathaus gefunden

Nahe Husum im Kreis Nordfriesland hat die Polizei im Haus eines
40jährigen ein großes Waffenarsenal gefunden, darunter
Panzerfaustköpfe, ein Maschinengewehr, diverse Langwaffen,
verschiedene Mörsergranaten sowie mehrere Kilogramm Sprengstoff. Auch
Reichskriegsflaggen, Nazi-Andenken und Marihuana fanden die Beamten
in den durchsuchten Räumen. Gegen den Mann wird wegen Verstößen gegen
Sprengstoff-, Waffen- und Drogengesetze ermittelt, berichtete die
Nachrichtenagentur AFP. Bereits 2015 hatte die Polizei ein
umfangreiches Kriegswaffenlager bei dem 40jährigen entdeckt.

6. Februar 2020
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MILITÄR/9304: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bundeswehr soll in Afrika bleiben

Die Bundeswehr wird noch ein weiteres Jahr mit 50 Soldaten die
Friedensmission der Vereinten Nationen im Südsudan unterstützen.
Außerdem bleiben in der Krisenregion Darfur bis Ende des Jahres noch
20 deutsche Militärangehörige. Das geht aus einem Bericht des SWR
hervor. Nach dem Kabinettsbeschluß am Donnerstag muß nun der
Bundestag die geplante Einsatzverlängerung genehmigen. Die Abstimmung
findet im März statt.

6. Februar 2020
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9306: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Weg für Neuwahlen in Thüringen frei

Nach massiver Kritik an der umstrittenen Ministerpräsidentenwahl in
Thüringen hat der neue Regierungschef Thomas Kemmrich (FDP) seinen
Rücktritt angekündigt. Dieser Schritt sei unumgänglich, sagte
Kemmrich nach einem Krisentreffen mit Parteichef Christian Lindner in
Erfurt. Kemmerich war am Mittwoch mit Stimmen von CDU und AfD zum
Ministerpräsidenten im Freistaat gewählt worden. Nach den Vorgängen
in Thüringen will Lindner im FDP-Bundesvorstand am Freitag die
Vertrauensfrage stellen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9304: Tragisches und Kurioses - 06.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Tote bei Zugunglück in Norditalien

In der Provinz Lodi im Süden der italienischen Region Lombardei
entgleiste am frühen Donnerstagmorgen aus noch unbekannten Gründen
ein Schnellzug. Bei dem Unglück nahe der Stadt Mailand kamen einem
Bericht der italienischen Nachrichtenagentur Ansa zufolge beide
Zugführer ums Leben, weitere 30 Menschen wurden verletzt. Nach
bisherigen Kenntnissen waren am Vorabend Wartungsarbeiten in dem
mehrgleisigen Abschnitt durchgeführt worden. Die Behörden leiteten
Ermittlungen zur Unfallursache ein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8389: Aus Forschung und Technik - 06.02.2020 (SB)




MELDUNGEN



Bemannte Sojus-Kapsel in Kasachstan gelandet

Die Raumfahrer Alexander Skworzow (Roskosmos), Luca Parmitano (ESA)
und Christina Koch (NASA) sind von der Internationalen Raumstation
ISS auf die Erde zurückgekehrt. Nach einem zweistündigen Flug setzte
die Sojus-Kapsel MS-13 bei winterlichen Temperaturen und Starkwinden
147 Kilometer südöstlich der Stadt Sheskasgan in der kasachischen
Steppe auf. Für Koch ging damit ein 328tägiger Aufenthalt in der
Schwerelosigkeit zu Ende. Sie überbot damit die bisherige
Bestleistung ihrer NASA-Kollegin Peggy Whitson, die bei 288 Tagen
lag. Auf der ISS befinden sich nun noch die beiden NASA-Astronauten
Andrew Morgan und Jessica Meir sowie Oleg Skripotschka von Roskosmos,
der das Kommando übernahm. Der nächste bemannte Flug zum
Orbitalkomplex ist für Anfang April geplant.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8403: Aus aller Welt - 06.02.2020 (SB)




VOM TAGE



In Brasilien sollen Indigenengebiete ausgebeutet werden

In Brasilien strebt der rechtspopulistischer Präsident Jair Messias
Bolsonaro eine Verfassungsänderung an, nach der in den Gebieten, die
bislang der indigenen Bevölkerung vorbehalten sind, Rohstoffe wie
Gold, Öl und Gas abgebaut sowie Erforschungen legal durchgeführt
werden können. Außerdem sollen in den Reservaten Wasserkraftwerke
gebaut werden können. Nach bisherige Gesetzeslage dürfen nur die
Indigenen ihre Gebiete bewirtschaften. Bolsonaro war mit der am
Mittwoch in Brasilia verkündeten Gesetzesinitiative 2018 in den
Wahlkampf gegangen. Anfang der Woche hat Bolsonaro den Anthropologen
Ricardo Lopes Dias zum Leiter der Abteilung für unkontaktierte Völker
in der Indigenen-Behörde Funai berufen. Der Evangelikale war für die
Organisation Missão Novas Tribos do Brasil (MNTB) zehn Jahre lang mit
der Missionierung Indigener im brasilianischen Amazonasgebiet befaßt
gewesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8358: Medizin und Gesundheitswesen - 06.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Grippezahlen schießen nach oben

Während die Welt ihre Aufmerksamkeit völlig auf die Lungenkrankheit
durch das neuartige Coronavirus 2019-nCoV gerichtet hat, ist in
Baden-Württemberg die Zahl der Grippefälle seit einigen Tagen sehr
stark angestiegen. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, wurden dem
Landesgesundheitsamt (LGA) bisher mehr als 6430 Fälle gemeldet. Das
sind mehr als doppelt so viele wie im gleichen Zeitraum 2019, als
2529 Fälle registriert wurden. Nach Landessozialminister Manne Lucha
(Grüne) ist Grippe wesentlich aggressiver und die Ansteckungsgefahr
bei Nichtgeimpften wesentlich größer als das gerade so vielbeachtete
Coronavius. Auch gibt es wesentlich mehr Sterbefälle. So sind nach
Angaben des Robert Koch-Instituts (RKI) letztes Jahr bundesweit rund
25.100 Menschen bei der außergewöhnlich starken Grippewelle
gestorben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8391: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Ex-Polizistin unter anderem wegen Wohnungseinbrüchen vor Gericht

Beim Landgericht in Landshut ist der Fall einer inzwischen vom Dienst
suspendierten Polizeihauptmeisterin anhängig. Die Entscheidung des
Gerichts zur Aufnahme einer Hauptverhandlung stand am Donnerstag an.
Der 45jährigen Frau wird vorgeworfen, in leerstehende Wohnungen
eingebrochen zu sein, nachdem sie zuvor Todesanzeigen durchforstet
und sich im Dienstcomputer die Adressen der Verstorbenen besorgt
hatte. Die Frau soll die Einbrüche zusammen mit ihrer 2018
verurteilten, ehemaligen Lebensgefährtin durchgeführt haben. Die
Angeklagte bestreitet die meisten Vorwürfe der Ermittler. Diese haben
zudem auf ihrem Computer Kinder- und Jugendpornographie gefunden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8313: Sprache, Kunst und Medium - 06.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Ein Hamburger kauft die Hamburger "Mopo"

Daß sich der Kölner DuMont-Medienkonzern nach der Veräußerung mehrerer
Regionalzeitungen im vergangenen Jahr auch von der Boulevardzeitung
Hamburger Morgenpost trennen wollte, stand seit längerem fest. Nach
vergeblichen Versuchen, die "Mopo" als Ganzes zu veräußern, hat sich
jetzt überraschend mit dem Digitalmanager Arist von Harpe ein Käufer
gefunden, der das traditionsreiche Print-Medium samt Internetauftritt
übernimmt.

Laut Sender NDR 90,3 wolle der Hamburger von Harpe, der
Geschäftsführer der Karriereplattform Xing ist, die "Mopo" neu
aufstellen und ihr vor allem eine langfristige Perspektive als
Regionalblatt geben.

Auf diese Nachricht reagierten die Belegschaft erleichtert, denn
zwischenzeitlich drohte auch die Zerschlagung oder Schließung des
Blatts, das lange Jahre mit Springers Bildzeitung konkurriert hatte.
Auch der Betriebsrat und der Deutsche Journalisten-Verband Hamburg
äußerten sich zufrieden mit der vermutlich besten Lösung für alle. Für
den Erhalt der "Mopo" hatten sich viele Hamburger Politiker und
Politikerinnen sowie lokale Prominente stark gemacht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8380: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Trumps Pläne haben Nahostkonflikt aufgeheizt

In der Innenstadt von Jerusalem ist eine unbekannte Person mit einem
Fahrzeug in eine Gruppe Soldaten gefahren, die gerade die Straße
überquerten. Einer wurde schwer verletzt, ein anderer moderat. Die
beiden wurden in ein Krankenhaus gebracht. Die übrigen erlitten
leichte Verletzungen. Der Fahrer des Wagens ist flüchtig. Nach
Angaben der palästinensischen Hamas erfolgte der Angriff in Reaktion
auf den von US-Präsident Trump und dem israelischen
Ministerpräsidenten Netanjahu vor gut einer Woche verkündeten
Nahostplan.

In der Jerusalemer Altstadt in der Nähe des Tempelbergs tötete
Polizei einen Mann, der nach deren Angaben Grenzpolizisten beschossen
hatte. In Dschenin im nördlichen Westjordanland erschossen Soldaten
einen Palästinenser, der mit anderen gegen die Zerstörung eines
Hauses protestierte. Sieben weitere Palästinenser wurden nach Angaben
der palästinensischen Nachrichtenagentur Wafa verletzt. Das einem
mutmaßlichen Attentäter gehörende Haus war nach einer ersten
Zerstörung wieder aufgebaut worden.

Am Mittwoch wurde in Hebron ein palästinensischer Teenager von
israelischen Soldaten erschossen, wie das palästinensische
Gesundheitsministerium meldete.

In der Nacht auf Donnerstag griffen israelische Kampfflugzeuge
Positionen im Gazastreifen an. Von dort aus waren zuvor zwei
Granatwerfergeschosse Richtung israelisches Territorium abgefeuert
worden.

Trump und Netanjahu sehen unter anderem die Annexion des Jordantals
und israelischer Siedlungen auf Palästinenserland vor. Palästina
würde niemals Ostjerusalem als Hauptstadt haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8394: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Thüringens neuer Ministerpräsident Kemmerich plant Neuwahlen

Thüringens neuer Ministerpräsident Thomas Kemmerich hat einen Tag
nach seiner überraschenden Wahl die Auflösung des Landtags
angekündigt. Seine aus fünf Abgeordneten bestehende Fraktion hat dies
beschlossen. Kemmerich hatte am Mittwoch bei der
Ministerpräsidentenwahl in Erfurt den bisherigen Amtsinhaber Bodo
Ramelow (Die Linke) im entscheidenden dritten Wahlgang ausgestochen,
weil die Abgeordneten von CDU und AfD für ihn gestimmt hatten.
Bundeskanzlerin Angela Merkel bezeichnete von Südafrika aus das
Vorgehen der Thüringer CDU als unverzeihlich und plädierte für eine
Rücknahme der Wahl, welche mit ihrer eigenen Grundüberzeugung und die
der CDU gebrochen hätte. Kemmerich besteht darauf, daß es die AfD
gewesen ist, die mit einem perfiden Trick versucht hat der Demokratie
zu schaden. Nichtsdestotrotz hatte Kemmerich die Wahl zum Landeschef
angenommen. Er bestreitet vehement, was Ramelow ihm und der CDU im
Nachrichtenmagazin Der Spiegel vorwirft, nämlich das
Abstimmungsverhalten zusammen mit der AfD vorbereitet zu haben.
Ramelow zeigte sich menschlich zutiefst enttäuscht von den
Landesvorsitzenden Thomas Kemmerich und Mike Mohring, welche lieber
mit Faschisten regieren wollten, als nicht zu regieren. Sollte
Kemmerich von seinem neuen Posten nicht freiwillig zurücktreten,
könnte der Landtag nur mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit vorzeitig
aufgelöst werden. Das heißt, ohne Abgeordnete von CDU oder AfD ließen
sich keine Neuwahlen in Thüringen herbeiführen. Im Fall, daß das
Vorhaben scheitert, will Kemmerich im Landtag die Vertrauensfrage
stellen.

Der FDP-Bundesvorsitzende Christian Linder war am Donnerstag nach
Erfurt gereist, um mit Kemmerich über die aktuellen Optionen zu
sprechen. Lindner begrüßte die Entscheidung des Parteikollegen als
richtig und einzig möglich, um sich von der AfD-Abhängigkeit zu
befreien. Er selbst wäre bereit gewesen, den Bundesvorsitz
aufzugeben, wenn es in Thüringen eine systematische Kooperation
zwischen seiner Partei und der AfD gegeben hätte. Vor dem Hintergrund
wollte Linder am Freitag auf einer Sondersitzung des FDP-Vorstands
seinerseits die Vertrauensfrage stellen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8363: Tragisches und Kurioses - 06.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Rinderherde an Bleivergiftung gestorben

Auf einem Biohof in westfälischen Erwitte ist eine Angus-Rinderherde
an einer Bleivergiftung gestorben. Wie das Veterinäramt des Kreises
Soest erklärte, stamme das Blei aus einer zerstörten Autobatterie.
Laut WDR1 ereignete sich die Tragödie vor gut zwei Wochen, wurde aber
erst gestern bekannt.

Die Ermittler gehen davon aus, daß die Batterie im vergangenen Jahr
von Unbekannten illegal auf einer Koppel entsorgt wurde. Beim Mähen
wurde der bleisäurehaltige Stromerzeuger bei der Heuernte unbemerkt
klein geschreddert, und war so in die Silage geraten. Ein Teil der
Tiere war sofort nach der Fütterung verendet, die übrigen Tiere mußten
mit schwersten Vergiftungserscheinungen eingeschläfert werden.

Der Schaden beträgt nach Angaben der Züchterfamilie über 100.000 Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8392: Arbeit, Soziales und Familie - 06.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutliche Zunahme der Pendlerzahlen

Im vergangenen Jahr ist die Zahl der Pendler, die auf dem Weg zur
Arbeit in ein anderes Bundesland fuhren, um rund 50.000 auf 3,4
Millionen gestiegen. Vor zwanzig Jahren waren es noch 2,14 Millionen.
Auch die Pendler, welche zwischen Kreisen und Gemeinden hin- und
herfuhren, ist gestiegen. Das geht aus der Auswertung von Daten der
Bundesagentur für Arbeit hervor, welche die Abgeordnete Zimmermann
(Die Linke) vorgenommen hat. Demnach haben Pendler in großen Teilen
der ostdeutschen Länder Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburgs und
Sachsen-Anhalt einen Arbeitsweg von durchschnittlich mehr als 30
Kilometern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8369: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Vier neue Chamäleon-Arten entdeckt

Wer denkt, die Forschung hätte schon alle Tierarten auf der Erde
erfaßt, der sieht sich getäuscht. Wie aus einer dpa-Meldung
hervorgeht, haben Wissenschaftler der Ludwig-Maximilians-Universität
München und der Zoologischen Staatssammlung München auf Madagaskar
vier weitere Chamäleon-Arten identifiziert. Sie gehören zur Gruppe
der Nasenchamäleons, von denen bis dahin 12 Arten bekannt waren. Die
neuen Arten, von denen drei neu entdeckt und eine neu als eigene Art
bewertet wurden, differenzierten die Forscher unter anderem anhand von
genetischen Abweichungen, der Schädelformen und der
Geschlechtsorgane. Auf Madagaskar vor der ostafrikanischen Küste ist
beinahe die Hälfte aller bekannten 217 Chamäleonarten beheimatet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8380: Märkte und Finanzen - 06.02.2020 (SB)




VOM TAGE



China senkt Strafzölle auf US-Importe

Die Volksrepublik China senkt zum 14. Februar in Absprache mit der
US-Regierung die Anfang September in Kraft getretenen Strafzölle auf
über 1700 Produkte aus den USA von zehn auf fünf bzw. von fünf auf
zweieinhalb Prozent des Warenwerts. Die Maßnahme soll der Wirtschaft
der USA ermöglichen, mehr Waren in China abzusetzen. Das Volumen der
mit geringeren Zöllen beaufschlagten Importe liegt bei 75 Milliarden
US-Dollar, wie das Finanzministerium in Peking meldete. China hatte
sich im Januar verpflichtet, die Einfuhren aus den USA innerhalb von
zwei Jahren um 200 Milliarden US-Dollar zu erhöhen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8392: Aus Forschung und Technik - 06.02.2020 (SB)




VOM TAGE



Google Maps erhält neues Icon

Kaum ein Tag, an dem Google nicht etwas an seiner Navigations-App
verändert. So werden sich Google Maps-User bald an ein neues Icon
gewöhnen dürfen. Wie Caschy in seinem Blog meldete, soll das
klassische Maps-Icon praktisch zum 15. Geburtstag dieser Anwendung
abgelöst und durch den Pin in Google-Farben ersetzt werden. Richtig
neu ist dieser Pin nicht, denn er ist schon seit Anfang an dabei.
Doch in Google-Farben soll er das künftige Erkennungsmerkmal für
Google-Maps sein.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





INSTRUMENTE/2463: Ganz nah an der Sonne - Raketenstart von "Solar Orbiter" (idw)

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 29.01.2020

Ganz nah an der Sonne

"Public viewing" zum Raketenstart von "Solar Orbiter" an der Uni Kiel
voraussichtlich am 10. Februar



Am Montag, 10. Februar, um 05:03 morgens Kieler Ortszeit soll die Raumsonde
"Solar Orbiter" der europäischen Raumfahrtagentur ESA voraussichtlich
auf ihren Weg zur Sonne starten. Die Raumsonde soll näher
an die Sonne fliegen, als der ihr nächste Planet, der Merkur. Mit an Bord
sind drei an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) entwickelte
und gebaute Geräte, welche die Strahlung im Weltraum messen sollen. Ein
viertes Gerät wurde unter Kieler Leitung an der Johns Hopkins University
Applied Physics Laboratory (APL) entwickelt. Nach jahrelanger Arbeit freut
sich das internationale Team um Professor Robert Wimmer-Schweingruber
darauf, endlich die wissenschaftlichen Früchte zu ernten. Sie wollen
verstehen, wie die gefährliche Weltraumstrahlung an der Sonne entsteht und
sich zwischen Sonne und Erde ausbreitet. Dazu arbeitet es eng zusammen mit
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern aus den USA, Europa und China.




[image: © Solar Orbiter: ESA/ATG medialab; Parker Solar Probe: NASA/Johns Hopkins APL]

Die Raumsonde Solar Orbiter (links im Bild) wird die Sonne sowohl von
Nahem beobachten und später erstmals auch deren Polregionen vermessen.
Solar Orbiter wird dabei unterstützt durch die bereits im August 2018
gestartete Parker Solar Probe der NASA (rechts im Bild), die die Regionen
noch näher an der Sonne untersucht, aber keine hoch aufgelösten Bilder von
ihr aufnehmen kann. Hinweis zur Animation: Die Grafik ist nur ein
künstlerischer Eindruck; sie ist nicht maßstabsgetreu und stellt keine
realistische Konfiguration der beiden Missionen dar.

© Solar Orbiter: ESA/ATG medialab; Parker Solar Probe: NASA/Johns Hopkins APL



"Die in Kiel entwickelten Sensoren decken einen sehr weiten Energiebereich
der Weltraumstrahlung ab und erforderten die Weiterentwicklung von
Technologien, die wir bereits beim Bau unseres Mars Strahlungsmonitors RAD
eingesetzt hatten", erklärt Wimmer-Schweingruber. Die Kieler Sensoren
messen Elektronen, Protonen und schwere Ionen, die mit Geschwindigkeiten
von mehreren hundert Kilometern pro Sekunde bis zu fast
Lichtgeschwindigkeit durch den Weltraum rasen. "Insbesondere die
schnellsten unter ihnen stellen für Astronautinnen, Astronauten und
Satelliten ein Risiko dar, welches wir mit den Kieler Sensoren nun viel
genauer untersuchen können", so der Physiker. Mithilfe der durch die Sonde
zur Erde übermittelten Daten werden Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler und Studierende der CAU und anderer Universitäten die
zugrunde liegenden Prozesse viel genauer verstehen können.

Insgesamt 10 Instrumente, die zum Teil aus mehreren Sensoren bestehen,
reisen als "wissenschaftliche Nutzlast" mit. Sie wurden in mehreren
europäischen Ländern und den USA entwickelt, Deutschland ist an fünf davon
maßgeblich beteiligt. Zusammen werden sie in den kommenden Jahren
erforschen, wie die Sonne den Weltraum im Sonnensystem formt und
beeinflusst und erstmals die Polregionen der Sonne erforschen.

Die Mission

Die Raumsonde Solar Orbiter wird mit einer Atlas V 411 Rakete der NASA in
eine Umlaufbahn gebracht, welche es mit sogenannten Swing-by-Manövern
ermöglicht, die Sonne sowohl von Nahem zu beobachten und später erstmals
auch deren Polregionen vermessen zu können. Solar Orbiter wird dabei
unterstützt durch die bereits im August 2018 gestartete Parker Solar Probe
der NASA, die die Regionen noch näher an der Sonne untersucht, aber keine
hoch aufgelösten Bilder von ihr aufnehmen kann. "Die beiden Raumsonden
werden somit komplementäre Messungen ermöglichen, welche wissenschaftlich
hochinteressant sein werden", so Wimmer-Schweingruber.

Die wissenschaftlichen und technischen Vorbereitungen für diese
Weltraummission haben noch im alten Jahrtausend begonnen. "Der Wettkampf
für eine Startgelegenheit war hart", berichtet Wimmer-Schweingruber.
Schließlich konnte sich Solar Orbiter durchsetzen. "Im Oktober 2011
erhielt auch unser Team die Nachricht, dass wir diese einmalige
Gelegenheit wahrnehmen können", erinnert sich der Professor für
Experimentelle und Angewandte Physik.

Von Kiel zur Sonne

Die Sensoren mussten in kürzester Zeit gebaut und auf Herz und Nieren
geprüft werden. "Die Herausforderung etwas zu bauen, was dann
jahrzehntelang im Weltraum funktionieren muss, ohne dass man eingreifen
kann, ist schon besonders", meint Björn Schuster, der für wesentliche
Teile der Elektronik verantwortlich war.

"Ein Raketenstart ist schließlich nicht viel anders als eine kontrollierte
Explosion", ergänzt Lars Seimetz, der die Geräte mechanisch entworfen hat.
"Das schüttelt und rüttelt, dass niemandem wohl ist dabei." Weil es im
Weltraum auch richtig kalt werden kann, die Geräte aber auch in
unmittelbarer Sonnennähe funktionieren müssen, wurden diese unter der
Aufsicht von Systemingenieur Dr. Ali Ravanbakhsh unter härtesten
thermischen Bedingungen getestet. "Die Raumsonde wird sich in
unmittelbarer Nähe zur Sonne und ihrer Hitze befinden. Unsere Geräte sind
aber auch dem unglaublich kalten Weltraum ausgesetzt", so Ravanbakhsh.
Diesen Temperaturen, aber auch Vibrationen und Spannungsschwankungen
müssen Instrumente an Bord aushalten, ohne in ihrer Funktion
beeinträchtigt zu werden.




[image: © CAU/IEAP]

Das EPT-HET (hier bei einem Vibrationstest) soll in wenigen Tagen am Cape
Canaveral mit einer Trägerrakete der NASA in den Weltraum gestartet
werden.

© CAU/IEAP



Nach fünfjährigen Bau- und Testphasen konnten die Kieler Geräte bereits
Ende 2016 als erste Nutzlast an die ESA abgeliefert werden. Der Start
steht kurz bevor. "Dabei beginnt die eigentliche Arbeit erst jetzt, wo wir
mit den ersten Daten rechnen dürfen! Dass wir so weit gekommen sind, wurde
aber erst durch dieses phantastische Team ermöglicht", betont
Wimmer-Schweingruber.

Nach dem Start sollen die Daten der Kieler Instrumente der weltweiten
wissenschaftlichen Gemeinschaft frei zur Verfügung gestellt werden. Dazu
wurden die Geräte zuvor an verschiedensten Anlagen kalibriert und ihr
Ansprechverhalten im Rahmen von Doktorarbeiten charakterisiert. "Zwar ist
so ein Gerät kaum größer als zwei Milchkartons, der Aufbau ist aber enorm
komplex", weiß Jan Christoph Terasa, der als Doktorand an diesen
Instrumenten gearbeitet hat. "Insgesamt waren am Projekt mehr als zwanzig
Personen beschäftigt, Ingenieure, Techniker, Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sowie Studierende", berichtet Roswitha Lucks, die den
Kieler Beitrag zu Solar Orbiter seit Beginn finanziell und administrativ
betreut hat. Lucks: "Das ist ein Riesenprojekt für diese Uni".

Das Projekt wurde durch das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)
als Projektträger für das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
gefördert.

Public viewing im Physikzentrum der Uni Kiel

Gemeinsam mit einigen der beteiligten Kieler Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sind Interessierte sowie Medien herzlich zum "Public
viewing" während des Raketenstarts eingeladen. Die Live-Übertragung findet
statt im Physikzentrum der Uni Kiel, Einlass ab 04:30 Uhr morgens. Während
der Startvorbereitungen erklären die Kieler ihre Beteiligung an der
Mission. Im Anschluss ordnen sie für die Gäste den Verlauf des Starts ein
und stehen für Fragen zur Verfügung.

Wer in den frühen Morgenstunden dabei sein möchte, muss sich darauf
einstellen, dass es zu kurzfristigen Verzögerungen oder sogar zur
Verschiebung des Starts kommen kann. Auf der Website des Instituts können
sich Interessierte über eventuelle Terminverschiebungen informieren:

www.physik.uni-kiel.de/de/institute/ieap/et

Das Wichtigste in Kürze:

Datum: voraussichtlich 10.2.2020

Zeit: Public viewing ab 4:30 Uhr

Ort: Kiel, Leibnizstraße 13, Max-Planck-Hörsaal, Raum 008


Hintergrundinformationen:

Insgesamt vier Instrumente werden im Kieler "Energetic Particle Detector"
(EPD) an Bord der Raumsonde verbaut. Drei Sensoren entstanden dabei im
Reinraum der Kieler Physik:

Der Sensor STEP (Supra Thermal Electrons and Protons) misst im
Energiebereich 2,5 bis 65 Kiloelektronenvolt. Strömen Partikel aus diesem
Bereich ein, werden auf der einen Seite des Instruments Elektronen durch
ein magnetisches Feld abgelenkt. Nur Protonen und Ionen werden hier
gemessen. Auf der anderen Seite des Instruments, ohne Magnetfeld, wird der
gesamte Partikelstrom aus dem relevanten Energiebereich gemessen. Die
Differenz beider Seiten gibt Aufschluss über die vorhandenen Elektronen.

Die Instrumente EPT-HET1 und 2 sind baugleich und bergen jeweils zwei
Sensoren: Die Sensoren EPT (Electron and Proton Telescope) und HET
(High-Energy Telescope). Zusammen messen sie Elektronen im Energiebereich
von 20 Kilo- bis 20 Megaelektronenvolt sowie Protonen von 20 Kilo- bis 100
Megaelektronenvolt. Das HET misst zusätzlich schwere Ionen bis 200
Megaelektronenvolt. Die Instrumente EPT-HET1 und EPT-HET2 können jeweils
in zwei Richtungen (Sonnenseite/Sonnenabgewandte Seite bzw. Richtung
Umlaufbahn/abgewandt von Umlaufbahn) messen.

Der vierte Sensor, SIS (SupraThermal Ion Spectrograph), wird
Partikelmessungen während der Reise zur Sonne im Energiebereich von rund
100 Kilo- bis 10 Megaelektronenvolt vornehmen. Unter Leitung von Professor
Wimmer-Schweingruber wurde dieser Sensor am Johns Hopkins University
Applied Physics Laboratory (APL) entwickelt.

Weitere Informationen unter:

https://www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/030-solar-orbiter

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235
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STERN/407: ALMA lichtet den schönen Ausgang des Kampfes zweier Sterne ab (idw)

Max-Planck-Institut für Astronomie - 05.02.2020

ALMA lichtet den schönen Ausgang des Kampfes zweier Sterne ab



Astronomen haben mit dem Atacama Large Millimeter/Submillimeter Array
(ALMA), an dem die ESO beteiligt ist, eine eigentümliche Gaswolke
entdeckt, die aus einer Konfrontation zweier Sterne resultiert. Ein Stern
wurde so groß, dass er den anderen verschluckte, der sich wiederum
spiralförmig auf seinen Partner zubewegte. Dies hatte zur Folge, dass der
Stern seine äußeren Schichten abstieß.




[image: Bild: © ALMA (ESO/NAOJ/NRAO), Olofsson et al. Acknowledgement: Robert Cumming]

Blick mit ALMA auf HD101584
Bild: © ALMA (ESO/NAOJ/NRAO), Olofsson et al. Acknowledgement: Robert Cumming



Ähnlich wie die Menschen verändern sich die Sterne mit zunehmendem Alter
und sterben schließlich. Für sonnenähnliche Sterne und die Sonne selbst
wird diese Veränderung eine Phase durchlaufen, in der sie, nachdem sie den
gesamten Wasserstoff in ihrem Kern verbrannt haben, zu einem großen und
hellen roten Riesenstern anschwellen. Schließlich wird die sterbende Sonne
ihre äußeren Schichten verlieren und ihren Kern zurücklassen: ein heißer
und dichter Stern, der als Weißer Zwerg bezeichnet wird.

"Das Sternsystem HD101584 ist insofern etwas Besonderes, als dieser
»Sterbeprozess« vorzeitig und dramatisch beendet wurde. Ein nahegelegener
massearmer Begleitstern wurde von dem Riesen verschluckt", erläutert Hans
Olofsson von der Chalmers University of Technology, Schweden, der eine
kürzlich in Astronomy & Astrophysics veröffentlichte Studie über dieses
faszinierende Objekt leitete.

Dank neuer Beobachtungen mit ALMA, ergänzt durch Daten des von der ESO
betriebenen Atacama Pathfinder EXperiment (APEX), wissen Olofsson und sein
Team nun, dass das, was im Doppelsternsystem HD101584 geschah, einem
Sternenkampf glich. Als sich der Hauptstern zu einem Roten Riesen
aufblähte, wurde er groß genug, um seinen masseärmeren Partner zu
verschlucken. Als Reaktion darauf schraubte sich der kleinere Stern in
Richtung des Kernes des Riesen, kollidierte aber nicht mit ihm. Vielmehr
verursachte dieses Manöver einen Ausbruch des größeren Sterns, bei dem
seine Gasschichten dramatisch zerstreut und sein Kern freigelegt wurden.

Das Team sagt, dass die komplexe Struktur des Gases im Nebel HD101584 auf
die Spiralbewegung des kleineren Sterns in Richtung des Roten Riesen
zurückzuführen ist, sowie auf die Gasjets, die sich bei diesem Vorgang
gebildet haben. Wie ein tödlicher Schlag gegen die bereits besiegten
Gasschichten schossen diese Jets durch das zuvor ausgestoßene Material und
bildeten die Gasringe und die hellen bläulichen und rötlichen Flecken, die
man im Nebel sieht.

Ein positiver Aspekt des Sternenkampfes besteht darin, dass er den
Astronomen hilft, die endgültige Entwicklung von Sternen wie der Sonne
besser zu verstehen. "Gegenwärtig können wir die Sterbeprozesse
beschreiben, die vielen sonnenähnlichen Sternen gemeinsam sind, aber wir
können nicht erklären, warum oder wie sie genau ablaufen. HD101584 gibt
uns wichtige Hinweise zur Lösung dieses Rätsels, da es sich derzeit in
einer kurzen Übergangsphase zwischen besser untersuchten Evolutionsstufen
befindet. Mit detaillierten Bildern der Umgebung von HD101584 können wir
die Verbindung zwischen dem Riesenstern, der er vorher war, und dem
stellaren Überrest, zu dem er bald werden wird, herstellen", informiert
Mitautorin Sofia Ramstedt von der Universität Uppsala, Schweden.

Co-Autorin Elizabeth Humphreys von der ESO in Chile hob hervor, dass ALMA
und APEX, die in der Atacama-Region des Landes liegen, entscheidend dazu
beigetragen haben, dass das Team "sowohl die Physik als auch die Chemie in
der Gaswolke in Aktion" untersuchen konnte. Sie fügt hinzu: "Dieses
beeindruckende Bild der zirkumstellaren Umgebung von HD101584 wäre ohne
die außerordentliche Empfindlichkeit und Winkelauflösung von ALMA nicht
möglich gewesen".

Während die derzeitigen Teleskope es den Astronomen ermöglichen, das Gas
um den Doppelstern zu untersuchen, sind die beiden Sterne im Zentrum des
komplexen Nebels zu nahe beieinander und zu weit von uns entfernt, um
aufgelöst werden zu können. Das Extremely Large Telescope der ESO, das in
der chilenischen Atacama-Wüste gebaut wird, "wird Informationen über das
»Herz« des Objekts liefern", sagt Olofsson und ermöglicht den Astronomen
einen genaueren Blick auf das kämpfende Paar.


Weitere Informationen

Diese Forschungsarbeit wurde in einer in Astronomy & Astrophysics
veröffentlichten Arbeit vorgestellt.

Das Team besteht aus H. Olofsson (Abteilung für Weltraum, Erde und Umwelt,
Chalmers University of Technology, Onsala Space Observatory, Schweden
[Chalmers]), T. Khouri (Chalmers), M. Maercker (Chalmers), P. Bergman
(Chalmers), L. Doan (Abteilung für Physik und Astronomie, Universität
Uppsala, Schweden [Uppsala]), D. Tafoya (Nationales Astronomisches
Observatorium von Japan), W. H. T. Vlemmings (Chalmers), E. M. L.
Humphreys (Europäische Südsternwarte [ESO], Garching, Deutschland), M.
Lindqvist (Chalmers), L. Nyman (ESO, Santiago, Chile) und S. Ramstedt
(Uppsala).

Das Atacama Large Millimeter/Submillimeter Array (ALMA), eine
internationale astronomische Einrichtung, ist eine Kooperation der ESO,
der U.S. National Science Foundation (NSF) und der National Institutes of
Natural Sciences (NINS) Japans in Zusammenarbeit mit der Republik Chile.
ALMA wird von der ESO im Namen ihrer Mitgliedstaaten, von der NSF in
Zusammenarbeit mit dem National Research Council of Canada (NRC) und dem
National Science Council of Taiwan (NSC) sowie von der NINS in
Zusammenarbeit mit der Academia Sinica (AS) in Taiwan und dem Korea
Astronomy and Space Science Institute (KASI) finanziert. Bau und Betrieb
von ALMA werden von der ESO im Namen ihrer Mitgliedstaaten geleitet; vom
National Radio Astronomy Observatory (NRAO), das von Associated
Universities, Inc. verwaltet wird. (AUI), im Namen Nordamerikas und vom
National Astronomical Observatory of Japan (NAOJ) im Namen Ostasiens
verwaltet wird. Das Gemeinsame ALMA-Observatorium (JAO) stellt die
einheitliche Führung und Verwaltung des Baus, der Inbetriebnahme und des
Betriebs von ALMA sicher.

Die Europäische Südsternwarte (engl. European Southern Observatory, kurz
ESO) ist die führende europäische Organisation für astronomische Forschung
und das wissenschaftlich produktivste Observatorium der Welt. Die
Organisation hat 16 Mitgliedsländer: Belgien, Dänemark, Deutschland,
Finnland, Frankreich, Großbritannien, Irland, Italien, die Niederlande,
Österreich, Polen, Portugal, Spanien, Schweden, die Schweiz und die
Tschechische Republik. Hinzu kommen das Gastland Chile und Australien als
strategischer Partner. Die ESO führt ein ehrgeiziges Programm durch, das
sich auf die Planung, den Bau und den Betrieb leistungsfähiger
bodengebundener Beobachtungseinrichtungen konzentriert, die es Astronomen
ermöglichen, wichtige wissenschaftliche Entdeckungen zu machen. Auch bei
der Förderung internationaler Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Astronomie
spielt die Organisation eine maßgebliche Rolle. Die ESO verfügt über drei
weltweit einzigartige Beobachtungsstandorte in Chile: La Silla, Paranal
und Chajnantor. Auf dem Paranal betreibt die ESO das Very Large Telescope
(VLT) und das weltweit führende Very Large Telescope Interferometer sowie
zwei Durchmusterungsteleskope: VISTA im Infrarotbereich und das VLT Survey
Telescope (VST) für sichtbares Licht. Am Paranal wird die ESO zukünftig
außerdem das Cherenkov Telescope Array South beherbergen und betreiben,
das größte und empfindlichste Gammastrahlenobservatorium der Welt. Die ESO
ist zusätzlich einer der Hauptpartner bei zwei Projekten auf Chajnantor,
APEX und ALMA, dem größten astronomischen Projekt überhaupt. Auf dem Cerro
Armazones unweit des Paranal errichtet die ESO zur Zeit das Extremely
Large Telescope (ELT) mit 39 Metern Durchmesser, das einmal das größte
optische Teleskop der Welt werden wird.

Die Übersetzungen von englischsprachigen ESO-Pressemitteilungen sind ein
Service des ESO Science Outreach Network (ESON), eines internationalen
Netzwerks für astronomische Öffentlichkeitsarbeit, in dem Wissenschaftler
und Wissenschaftskommunikatoren aus allen ESO-Mitgliedsländern (und
einigen weiteren Staaten) vertreten sind. Deutscher Knoten des Netzwerks
ist das Haus der Astronomie in Heidelberg.


Originalpublikation:

"HD 101584: circumstellar characteristics and evolutionary status",

H. Olofsson et al., Astronomy & Astrophysics, 623, A153 (2019)

https://doi.org/10.1051/0004-6361/201834897

https://www.eso.org/public/archives/releases/sciencepapers/eso2002/eso2002a.pdf

Weitere Informationen unter:

https://www.eso.org/public/germany/news/eso2002/ 

- Originalpressemitteilung der ESO mit weiteren Bildern und Videos

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1413

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Astronomie, 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1687: Ernährung von Hummeln hat Einfluss auf Fortpflanzungsfähigkeit und Überleben (idw)

Technische Universität München - 05.02.2020

Ernährung von Hummeln hat Einfluss auf Fortpflanzungsfähigkeit und
Überleben



Sterben Bienen an falscher Ernährung? Professorin Sara Diana Leonhardt
erforscht mit ihrer Arbeitsgruppe am Wissenschaftszentrum Weihenstephan
der Technischen Universität München (TUM) die Interaktionen von Pflanzen
und Insekten. Im Rahmen von Verhaltensversuchen analysiert ihr Team, wie
Hummeln die Nahrungsqualität einschätzen und wie Nahrung unterschiedlicher
Qualität ihr Wohlergehen beeinflusst.

Bienen sind wichtig für unsere Umwelt und Ernährung. Ohne Bestäubung durch
Tiere können sich viele Pflanzen, auch viele Nutzpflanzen, nicht
vermehren. "Das Bienensterben hat demnach auch Auswirkungen auf das
Nahrungsangebot für den Menschen", so die Professorin für Pflanze-Insekten
Interaktionen Sara Leonhardt. Sämtliche der weltweit über 20.000
Bienenarten seien hier in den Blick zu nehmen. Besonders wichtig sind
dabei neben der Honigbiene auch Hummeln.

"Bienen beziehen die meisten Nährstoffe aus ihrer Hauptnahrungsquelle,
Nektar und Pollen. Während Nektar hauptsächlich eine Quelle für
Kohlenhydrate ist, enthält Pollen die meisten anderen benötigten
Nährstoffe: Eiweiß, Fett, Mineralien und Vitamine. Bisher glaubte man,
dass sie, wie andere Pflanzenfresser, dabei vor allem auf den Eiweißgehalt
ihrer Nahrung achten", erläutert Leonhardt.

Mit einem zweistufigen mechanistischen Ansatz, der sowohl Lern- als auch
Fütterungsversuche beinhaltet, beschreitet die Gruppe einen neuen Weg, um
die Ernährungsgewohnheiten von Insekten buchstäblich unter die Lupe zu
nehmen.

Lernversuche mit Erdhummeln

Welche Nährstoffe können Hummeln in Pollen schmecken? In Lernversuchen
analysierten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zunächst die
Vorlieben der Hummeln für bestimmte Nährstoffe - in dem Fall für Fett oder
Eiweiß.

Fabian Rüdenauer, Hauptautor der Studie, erklärt: "Wir konzentrierten uns
auf Fett- und Aminosäuren, welche die beiden wichtigsten
Pollenmakronährstoffe aufbauen und sehr wahrscheinlich von Bienen
geschmacklich wahrgenommen werden können."

Dazu wurden Pollen mit zunächst wenig Fettsäuren versehen und anschließend
der Fettgehalt erhöht. Die Forschergruppe fand heraus, dass die Erdhummeln
hier gut unterscheiden können und Vorlieben zeigen. Bei den Pollen mit
Variationen im Aminosäuregehalt trafen die Hummeln keine Unterscheidungen.

Was schmeckt den Hummeln?

Welche Nährstoffe verwenden Hummeln tatsächlich, um ihr Sammelverhalten
anzupassen, und welche Konsequenzen hat das für ihr Überleben und ihren
Fortpflanzungserfolg? Das waren die Leitfragen bei den anschließenden
Fütterungsversuchen.

"Je mehr Fett im Pollen war, desto weniger haben die Hummeln gefressen",
fasst Leonhardt zusammen. Dabei nahmen die Hummeln sogar in Kauf, eher zu
sterben, als fettreiche Pollen zu sich nehmen. Daraus schließt die
Arbeitsgruppe, dass Fett in Pollen die Fortpflanzungsfähigkeit und auch
das Überleben der Bienen beeinträchtigt und daher gemieden wird.

Eine Variation des Aminosäureanteils in den Pollen hatte auch hier keine
Auswirkungen auf das Fressverhalten.

Hilfe für Bienen und Hummeln

"Unsere Studie unterstreicht die Bedeutung von Fett für pollensuchende
Hummeln. Es zeigt sich auch, dass Nährstoffwahrnehmung,
Nährstoffregulierung und reproduktive Fitness zusammenhängen", so Dr.
Johannes Spaethe von der Universität Würzburg, ebenfalls Leiter der
Studie. "Die Bienen schmecken, was gut für sie ist, und sammeln
entsprechend", fasst Leonhardt die Ergebnisse zusammen.

Die Forschergruppe stellt aktuell einen Datensatz zur Pollenchemie
zusammen, um einen Überblick über ein breites Pflanzenspektrum hinweg zu
erhalten. Darüber hinaus erforscht sie die Nährstoffbedürfnisse weiterer
Bienenarten. "Dadurch könnten künftig auch Blühmischungen und
Schutzmaßnahmen wie Blühstreifen verbessert werden", so der Ausblick der
Forschenden.


Originalpublikation:

Fabian A. Ruedenauer, David Raubenheimer, Daniela Kessner-Beierlein, Nils
Grund-Mueller, Lisa Noack, Johannes Spaethe, Sara D. Leonhardt (2020):

Best be(e) on low fat: linking nutrient perception, regulation and
fitness.

Ecology Letters.

DOI: 10.1111/ele.13454.

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1111/ele.13454

Weitere Informationen unter:

http://www.professoren.tum.de/leonhardt-sara-diana/

(Professorenprofil Prof. Sara Diana Leonhardt)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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Technische Universität München, 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





MELDUNG/261: 81 Prozent der Ananasgewächse sind vom Aussterben bedroht (idw)

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 05.02.2020

81 Prozent der Ananasgewächse sind vom Aussterben bedroht



Senckenberg-Botaniker Georg Zizka hat gemeinsam mit einem internationalen
Team die Verbreitung und den Gefährdungsstatus der Bromeliengewächse
untersucht. Die Forschenden kommen zu dem Schluss, dass Zweidrittel der
Arten dieser Pflanzenfamilie möglicherweise vom Aussterben bedroht sind.
Die auch als Ananasgewächse bezeichneten Pflanzen spielen in den
Ökosystemen der amerikanischen Tropen eine wichtige Rolle. Die Studie
erschien kürzlich im Fachjournal "Diversity and Distributions".

Über 3500 Arten aus der Familie der Bromeliengewächse sind derzeit bekannt
- die Pflanzenfamilie ist vom Süden der USA bis ins südliche Argentien und
Chile verbreitet. "Dort sind die Pflanzen ein unverzichtbarer Teil des
Ökosystems: Sie bieten mit ihren wasserspeichernden Blattkelchen
Lebensraum für mehrere hundert Tier- und Pflanzenarten. Amphibienarten
laichen dort, die Blütenstände werden von großen Säugetieren, wie dem
Brillenbär, verspeist und wir Menschen nutzen einige Arten als
Nahrungsmittel oder zur Gewinnung von Fasern oder Wirkstoffen. Umso
erschreckender ist es, dass 81 Prozent der Bromeliengewächse vor dem
Aussterben bedroht sind!", erläutert Prof. Dr. Georg Zizka vom Senckenberg
Forschungsinstitut und Naturmuseum in Frankfurt.

Zizka hat gemeinsam mit einem internationalen Team eine umfassende
Erfassung zur Verbreitung durchgeführt. Hierzu verglich der Frankfurter
Botaniker mit seinen Kolleg*innen Datensätze von 3272 Bromelienarten und
modellierte aus diesen die geographische Verbreitung sowie die jeweilige
Gefährdung der Arten.

"Unser Ergebnis ist erschütternd! Laut den Daten sind 2638 der
untersuchten Arten möglicherweise vom Aussterben bedroht - insbesondere
die Pflanzen in den Zentralen Anden und im 'Mata Atlântica', ein
tropischer Regenwald an der Ostküste Brasiliens, sind extrem gefährdet",
so Zizka.

Anders als bislang angenommen sind vor allem die lithophytischen Pflanzen,
welche direkt auf Gestein wachsen, stärker, als die sogenannte
"Aufsitzerflora", die auf anderen Pflanzen wachsen, vom potentiellen
Aussterben betroffen.

"Der Schutz der Bromeliengewächse sollte daher in den von uns definierten
besonders gefährdeten Gebieten und bei den lithophytischen Gewächsen
beginnen!", fasst Zizka die Ergebnisse zusammen.


Originalpublikation:

Zizka, A, Azevedo, J, Leme, E, et al.

Biogeography and conservation status of the pineapple family (Bromeliaceae).

Divers Distrib. 2019; 00: 1- 13.

https://doi.org/10.1111/ddi.13004

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AGRAR/412: Düngeverordnung endlich anpassen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Februar 2020

Düngeverordnung endlich anpassen



Zum aktuellen Stand der Düngeverordnung erklärt Friedrich Ostendorff,
Sprecher für Agrarpolitik:

Zur Düngeverordnung gibt es immer noch keine Neuigkeiten. Das zeigt
einmal mehr das Unvermögen der Regierung, Probleme vernünftig
anzugehen. Der Koalitionsausschuss hatte angekündigt, bis Freitag,
31.1., eine mit dem Bundesumweltministerium und dem Bundesministerium
für Ernährung und Landwirtschaft abgestimmte Version der
Düngeverordnung herauszugeben. Heute ist Donnerstag, der 6.2, und
bisher wurde lediglich ein unabgestimmtes Lesepapier "auf
Arbeitsebene" nach Brüssel geschickt.

Hinsichtlich der Abstimmung im Bundesrat am 3. April ist es zwingend
erforderlich, die offizielle und vor allem abgestimmte neue Verordnung
herauszugeben.

Auch die Öffentlichkeit verlangt zurecht, über den Stand der Dinge
unterrichtet zu werden.

Die endgültige Form und Durchführung der Düngeverordnung beschäftigt
sowohl die Landwirtschaft als auch Naturschützerinnen und
Naturschützer. Es kann nicht sein, dass die Regierung aus Angst vor
Kritik weiterhin versucht, den Ball flach zu halten. Das geht bei
einer so wichtigen Entscheidung nicht. Erst recht nicht jetzt, da die
Zeit der Verhandlungen lange vorbei ist.

Werden Sie endlich konkret, passen Sie die Verordnung an und beziehen
Sie die Bundesländer mit ein, denn auf die kommt es jetzt an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2222: USA - Wir brauchen einen neuen Umgang mit den Kampfansagen aus dem Weißen Haus

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Februar 2020

USA: Wir brauchen einen neuen Umgang mit den Kampfansagen aus dem Weißen Haus



Anlässlich des Endes des Amtsenthebungsverfahrens gegen Donald Trump
erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Die Republikaner haben den US-Präsidenten trotz erdrückender
Beweislast vom Vorwurf des Amtsmissbrauchs in der Ukraine-Affäre
freigesprochen. Jetzt muss auch dem Letzten klar sein: die
republikanische Partei hat sich diesem Präsidenten vollständig
untergeordnet. Sie ist Trump-Partei.

Trumps Umgang mit der Ukraine zeigt: für Trump sind internationale
Beziehungen reine Transaktionen zu seinem persönlichen Nutzen. Davor
dürfen die Europäer und allen voran die Bundesregierung nicht länger
die Augen verschließen. Statt einer alten Freundschaft
hinterherzutrauern, müssen sie endlich einen neuen Umgang mit den
umfassenden Kampfansagen aus dem Weißen Haus finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





VERKEHR/815: Rad - Förderung nur nach Kassenlage

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Februar 2020

Rad: Förderung nur nach Kassenlage



Zur Verkündung der Radprofessuren durch Verkehrsminister Scheuer
erklärt Stefan Gelbhaar, Obmann im Verkehrsausschuss und Sprecher für
städtische Mobilität und Radverkehr:

In den vergangenen zehn Jahren wurde für knapp 5.000 Auto- und
Straßenforschungsprojekte der enorme Betrag von über zwei Milliarden
Euro durch die Bundesregierung ausgegeben. Im Vergleich zu den 2,8
Millionen Euro, die nun im Jahr für Radprofessuren vorgesehen sind,
ist das ein Klacks. Vor diesem Hintergrund ist es vermessen, dass sich
Verkehrsminister Scheuer für ein bisschen Radförderung feiern lässt.
Auch auf Grund der Befristung der Förderung lässt sich ganz klar
sagen: Fürs Rad gibt es Förderung wie Forschung nur nach Kassenlage.

Fahrradmobilität strukturiert und langfristig zu erforschen sollte
längst Standard sein. Von Gleichbehandlung mit dem Autoverkehr gibt es
aber keine sichtbare Spur. Mehr als 700-mal so viel Forschungsgeld
wurde bisher fürs Auto ausgegeben. Das ist ein Irrwitz. Und selbst das
Geld für die sieben neuen Radprofessuren ist im Haushalt bisher nicht
zu finden. Damit kann keine Verkehrswende wissenschaftlich begleitet,
geschweige denn vorgezeichnet werden.

Erneut inszeniert sich der Verkehrsminister mit symbolischen
Handlungen als fahrradfreundlich, während er selbst im
Forschungsbereich nur ein "Weiter so" forciert. Diese Symbolpolitik
nutzt sich ab.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1892: Engere Zusammenarbeit in der Verteidigungspolitik angestrebt

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Januar 2020

Engere Zusammenarbeit in der Verteidigungspolitik angestrebt



Zur Sitzung der Deutsch-Französischen Parlamentarischen Versammlung
in Straßburg erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag und Vorstandsvorsitzende der
Versammlung, Andreas Jung:

"Die Deutsch-Französische Parlamentarische Versammlung nimmt Fahrt
auf: In der für die gemeinsame deutsch-französische Geschichte
symbolträchtigen Stadt Straßburg kam die noch junge Versammlung unter
Vorsitz der beiden Parlamentspräsidenten Schäuble und Ferrand zum
dritten Mal zusammen. Die lebhafte Debatte der Abgeordneten mit den
beiden Verteidigungsministerinnen brachte viele in Deutschland und
Frankreich virulente Themen auf und verdeutlichte: Unsere Länder
müssen und wollen in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik
weiterhin immer enger zusammenarbeiten.

Wir haben außerdem die konkrete Sacharbeit fortgesetzt und
deutsch-französische Arbeitsgruppen zur Umsetzung des Green Deals und
zur Harmonisierung des Wirtschafts- und Insolvenzrechts eingesetzt.
Zudem haben wir uns für eine spürbare Verbesserung der
grenzüberschreitenden Verkehrsinfrastruktur ausgesprochen.

Bei der bisherigen französischen Ko-Vorsitzenden im Vorstand Sabine
Thillaye bedanke wir uns für die immer gute und freundschaftliche
Zusammenarbeit. Gemeinsam mit dem neu gewählten französischen
Ko-Vorsitzenden Christophe Arend freuen wir uns nun auf die weitere
Zusammenarbeit in der Versammlung."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5105: Stellungnahme von "Die Linke.SDS" zur Wahl in Thüringen

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Februar 2020

Kundgebung vor FDP-Bundesgeschäftsstelle Berlin



Heute haben wir mit Schrecken die Nachrichten aus Thüringen gehört.
Schon vor 90 Jahren gab es in Thüringen mit der Baum-Frick-Regierung
in der Weimarer Republik die erste Landesregierung mit einer
Beteiligung der NSDAP. Heute wiederholt sich erneut die Geschichte, in
der sich wieder konservative und dieses Mal auch liberale Kräfte
zusammen mit offen faschistischen und rassistischen Kräften, der AfD,
verbünden. "Wer sich mithilfe der Menschen ins Amt bringen lässt, die
den gesellschaftlichen Nährboden für die Rückkehr von NS-Vokabular,
brennende Flüchtlingsunterkünfte und Anschläge wie den auf Walter
Lübcke legt, kann niemals Partnerin im Kampf gegen den Faschismus
sein", sagt Max Schwenn, Bundesvorstand von Die Linke.SDS.

"Die Linke.SDS kämpft bereits seit Jahren konsequent gegen Faschismus,
Rassismus und Antisemitismus, weshalb wir die Entwicklungen heute
nicht unkommentiert lassen können: Wir werden das nicht zulassen, die
Geschichte kann und darf sich nicht wiederholen!" sagt Nilufar Shahla,
ebenfalls Mitglied des Bundesvorstands von Die Linke.SDS. Deshalb
rufen wir alle zu einer spontanen Kundgebung vor der FDP
Bundesgeschäftsstelle heute Abend um 18 Uhr in Berlin auf. Wir
demonstrieren dort laut und mit vielen gegen den Tabubruch und gegen
jeden Faschismus, Rassismus und Antisemitismus, für eine bunte Welt!

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 5. Februar 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5104: Kulturbruch in der Geschichte der Bundesrepublik

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Februar 2020

Kulturbruch in der Geschichte der Bundesrepublik



"Die Wahlallianz von FDP, CDU und Höckes AfD ist ein Kulturbruch in
der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland. Ich bin aufrichtig
erschüttert, dass dies möglich war und erstmals an Zeiten in der
Weimarer Republik erinnert, übrigens genau vor 96 und vor 90 Jahren in
Thüringen", erklärt Gregor Gysi, MdB und ehemaliger Vorsitzender der
Fraktion DIE LINKE, anlässlich des Ausgangs der Wahl des Thüringer
Ministerpräsidenten. Gysi weiter:

"Thüringen war jetzt das Land, das gerade auch durch Bodo Ramelow am
ostdeutschesten geprägt war. Auch das geht den Ostdeutschen nun
verloren. Diese Wahl geschah gegen den Willen der übergroßen Mehrheit
der Wählerinnen und Wähler in Thüringen, die Bodo Ramelow bestätigt
sehen wollte.

Wenn die Bundes-SPD diesen Kulturbruch nicht nutzt, um unverzüglich
die große Koalition zu verlassen, verrät sie ihre Geschichte und gibt
sich selbst auf. Die Allianz von CDU, FDP und Höckes AfD zwingt nicht
nur die SPD, sondern auch die Grünen und DIE LINKEN, von allen
Vorstellungen zum Zusammengehen mit Union und FDP Abschied zu nehmen.
Auf Bundesebene müssten jetzt alle drei Parteien für ein
Mitte-Links-Bündnis hin zu einer Mitte-Links-Mehrheit kämpfen.

FDP und CDU in Thüringen stehen nun vor der Frage, ob sie jedes
Gesetz, jeden Haushalt mit Höckes AfD durchbringen wollen. Höcke wird
schon wegen der jetzigen Wahl seinen Preis verlangen. Ich bin auch
persönlich entsetzt vom Verhalten Mike Mohrings und Thomas Kemmerichs.

Bodo Ramelow und DIE LINKE dürfen nicht aufgeben. Vielleicht kommt es
schneller zu Neuwahlen, als sich CDU und FDP es träumen lassen. Aber
diese werden durch ihr Verhalten verlieren, vielleicht sogar deutlich.
Die Thüringerinnen und Thüringer wissen nun, dass eine Fortsetzung der
bisherigen Koalition nur möglich ist, wenn LINKE, SPD und Grüne über
eine Mehrheit verfügen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Februar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2710: Kritik an der Sozialpolitik der Regierung

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Kritik an der Sozialpolitik der Regierung



Laut der Datenauswertung des DGB sind in Deutschland 1,51 Millionen
Kindern unter 14 auf Hartz IV angewiesen. Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE, dazu:

Die Zahlen zeigen: Kinder profitieren deutlich weniger von dem, eh
schon schöngerechneten, Rückgang der Hartz IV Empfangenden als der
Durchschnitt. Das heißt auch, dass Familien mit Kindern es noch immer
sehr schwer haben, aus der Armut heraus zu kommen.

Deshalb brauchen wir eine grundlegende Neuausrichtung unseres
Sozialstaates. Wir müssen mehr schaffen, als gerade so das Überleben
zu sichern. Die Regierung trägt eine Verantwortung dafür, wenn Kinder
in Armut leben.

Wir brauchen solidarische Umlagesysteme und soziale Garantien, die
Familien nachhaltig unterstützen. Deshalb fordern wir eine
Kindergrundsicherung von 600 Euro und zwölf Monate Elterngeld pro
Elternteil. Außerdem brauchen wir eine sanktionsfreie Mindestsicherung
von 1.050 Euro statt Hartz IV.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9462: Heute im Bundestag Nr. 153 - 06.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 153

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Februar 2020, Redaktionsschluss: 15.36 Uhr

1. Situation der Kommunen

2. Kein Steuergesetz für Unternehmen

3. Keine Auswirkungen auf Versorgung

4. BaFin hat Fristen für Prospekte eingehalten

5. AfD fragt nach ESM-Vertragsänderung



1. Situation der Kommunen

Finanzen/Große Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die finanzielle Situation der Kommunen in
Deutschland ist Thema einer Großen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/16810). Wie die Abgeordneten schreiben, hat sich die Kluft
zwischen armen und reichen Kommunen in den vergangenen Jahren weiter
vergrößert - und das trotz der guten konjunkturellen Lage und der
damit einhergehenden historischen Überschüsse der kommunalen
Haushalte. Die gute Haushaltslage vieler Kommunen dürfe nicht über die
weiterhin bestehenden großen Disparitäten auf kommunaler Ebene
hinwegtäuschen. Jede fünfte Kommune habe 2018 bereits unter einem
Haushaltssicherungskonzept arbeiten müssen. Damit lebe rund ein
Viertel der Bevölkerung Deutschlands in einer solchen Kommune.
Finanzschwache Kommunen müssten nicht nur an Leistungen und
Infrastrukturen der kommunalen Daseinsvorsorge sparen, sondern von
ihren Bürgerinnen und Bürgern auch immer höhere Steuern verlangen, um
ihren Haushalt auszugleichen.

Die Abgeordneten stellen insgesamt 149 Fragen. Gefragt wird unter
anderem, wie die Bundesregierung die Finanzausstattung der Kommunen in
Bezug auf das Ziel, überall im Bundesgebiet gleichwertige
Lebensverhältnisse herzustellen, bewertet. Gefragt wird, welche Folgen
die stark divergierende Finanzausstattung der Kommunen hat und welche
Maßnahmen die Bundesregierung in dieser Legislaturperiode angestoßen
hat beziehungsweise noch plant, um die Finanzsituation der Kommunen
strukturell zu verbessern. Die Bundesregierung soll auch angeben,
welche deutschen Kommunen die höchsten und welche die niedrigsten
Gewerbesteuerhebesätze im Jahr 2018 hatten.

 * 

2. Kein Steuergesetz für Unternehmen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im Bundesministerium für Finanzen ist kein Entwurf
eines sogenannten Unternehmensstärkungsgesetzes erarbeitet worden.
Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16665) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/16183) mit, die
eine entsprechende Frage unter Berufung auf Presseberichte gestellt
hatte.

 * 

3. Keine Auswirkungen auf Versorgung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die EU-Medizinprodukteverordnung (MDR) enthält
detaillierte Regelungen für den Fall, dass die volle
Funktionsfähigkeit vorgesehenen Europäischen Datenbank für
Medizinprodukte (EUDAMED) nicht rechtzeitig gegeben ist. Darauf weist
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16705) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/16319) hin. Negative Auswirkungen auf die
Patientenversorgung aufgrund der Verschiebung von EUDAMED sind nach
Angaben der Regierung derzeit nicht erkennbar.

 * 

4. BaFin hat Fristen für Prospekte eingehalten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) hat die gesetzlichen Fristen für die Billigung von Prospekten
für die Herausgabe von Wertpapieren eingehalten. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/16629) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/16289) mit. Darin wird auch die Einschätzung der
Abgeordneten als unzutreffend zurückgewiesen, wonach sich die Dauer
des Billigungsprozesses von Wertpapierprospekten bei der BaFin von
insgesamt sechs auf zehn Wochen verlängert habe.

 * 

5. AfD fragt nach ESM-Vertragsänderung

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welches Ziel die Öffnungsklausel haben soll, die in
den Vertragstext des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM)
eingefügt werden soll, will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/16936) von der Bundesregierung erfahren.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 153 - 6. Februar 2020 - 15.36 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9461: Heute im Bundestag Nr. 152 - 06.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 152

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Februar 2020, Redaktionsschluss: 13.04 Uhr

1. Bewertung von DDR-Versicherungszeiten

2. Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte

3. Beschäftigung Schwerbehinderter

4. Übergriffe in Jobcentern

5. Arbeitsmarktlage behinderter Menschen

6. Schwachstellen bei Ausgabe von e-Ausweis



1. Bewertung von DDR-Versicherungszeiten

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die rentenrechtliche Bewertung der
DDR-Versicherungszeiten von Personen, die zu Zeiten der deutschen
Teilung aus der DDR in die Bundesrepublik Deutschland geflüchtet oder
übergesiedelt sind, geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/16953) auf eine Große Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11250).
Darin weist die Bundesregierung die Auffassung, wonach die Regelungen
des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) nicht für die Bewertung
der von diesen Personen in der DDR zurückgelegten Versicherungszeiten
gelten, als nicht zutreffend zurück.

Wie die Bundesregierung darlegt, regelte das Fremdrentengesetz (FRG)
vor 1992, wie in der DDR zurückgelegte Versicherungszeiten
rentenrechtlich zu bewerten sind. Diesen Zeiten seien danach für die
Rentenberechnung fiktive Verdienste zugeordnet worden, wie sie bei
vergleichbarer Qualifikation und Tätigkeit in der Bundesrepublik
erzielt worden wären (sogenannte Tabellenentgelte).

"Diese Regelungen im FRG sind mit dem Rentenüberleitungs-Gesetz (RÜG)
zum 1. Januar 1992 gestrichen worden", schreibt die Bundesregierung
weiter. Ebenfalls mit Wirkung zum 1. Januar 1992 seien mit dem RÜG
Regelungen in das SGB VI eingefügt worden, "die seitdem für die
Bewertung der im Beitrittsgebiet, das heißt in der DDR beziehungsweise
in den neuen Bundesländern, zurückgelegten Versicherungszeiten
gelten".

Diesen Zeiten werden danach der Antwort zufolge "grundsätzlich nicht
mehr Tabellenentgelte zugrunde gelegt, sondern die tatsächlich in der
DDR versicherten, mit einem Faktor in eine Beitragsbemessungsgrundlage
auf dem Verdienstniveau der Bundesrepublik umgewerteten Verdienste".
Die Rechtmäßigkeit dieser gesetzlichen Vorschriften und deren
Anwendung auf von sogenannten DDR-Altübersiedlern zurückgelegte
DDR-Versicherungszeiten haben laut Bundesregierung sämtliche
Sozialgerichte bis hin zum Bundessozialgericht (BSG) bestätigt (BSG,
Urteil vom 14. Dezember 2011, Az. B 5 R 36/11 R). Das
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) habe eine diesbezügliche
Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung angenommen (BVerfG,
Beschluss vom 13. Dezember 2016, Az. 1 BvR 713/13).

 * 

2. Sozialversicherungspflichtige Beschäftigte

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Juni 2019 hat es nach Auswertungen der
Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit rund 23,86
Millionen sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigte gegeben.
Zugleich gab es rund 9,55 Millionen sozialversicherungspflichtig
Beschäftigte in Teilzeit, wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/16824) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/15915)
weiter hervorgeht. Danach betrug der Anteil der
sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten an allen
Beschäftigten (sozialversicherungspflichtig Beschäftigte plus
ausschließlich geringfügig Beschäftigte) 62,3 Prozent, während der
Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Teilzeit bei
24,9 Prozent lag.

 * 

3. Beschäftigung Schwerbehinderter

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Pflicht von Arbeitgebern zur Beschäftigung von
Menschen mit Behinderung ist Thema einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/16944). Darin erkundigt sich die Fraktion nach der
Zahl der Arbeitgeber, die "die Beschäftigungspflichtquote laut
Paragraf 154 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) in den
Jahren 2009 bis 2018 nicht erfüllt" haben. Nach dem genannten
Paragrafen haben Arbeitgeber mit einer bestimmten Zahl an
Arbeitsplätzen ein oder mehrere davon mit schwerbehinderten Menschen
zu besetzen.

Auch wollen die Abgeordneten unter anderem wissen, wie hoch in den
Jahren 2009 bis 2018 die zu leistenden Zahlungen in Form der
Ausgleichsabgabe waren, die zu zahlen ist, wenn der
Beschäftigungsplicht nicht ausreichend nachgekommen wird.

 * 

4. Übergriffe in Jobcentern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit Übergriffen in Jobcentern befasst sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/16942). Wie die Fraktion
darin schreibt, ist ein wachsendes Gewaltaufkommen in Jobcentern ein
Problem für die Sicherheit der Mitarbeiter sowie der Kunden vor Ort.
Wissen wollen die Abgeordneten, ob "das Thema Sicherheit und/oder
Gewalt in Jobcentern nach Kenntnissen der Bundesregierung Gegenstand
der Zielvereinbarungsgespräche" zwischen der Bundesagentur für Arbeit
(BA) und dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales war. Auch
erkundigen sie sich unter anderem danach, ob dieses Thema Gegenstand
von Gesprächen in den Gremiensitzungen des Verwaltungsrates der BA
war.

 * 

5. Arbeitsmarktlage behinderter Menschen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Entwicklung der Arbeitsmarktsituation von
Menschen mit Behinderungen" ist Thema einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/16945). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wie
sich die Zahl der Erwerbslosen und die entsprechende Arbeitslosenquote
bei Menschen mit Schwerbehinderungen in Deutschland von 2010 bis 2018
entwickelt haben. Auch will sie unter anderem wissen, wie viele
Menschen mit Behinderung nach Kenntnis der Bundesregierung im Jahr
2018 langzeitarbeitslos waren und wie die Zahl im Verhältnis zu
arbeitslosen Menschen ohne Behinderung steht.

 * 

6. Schwachstellen bei Ausgabe von e-Ausweis

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Schwachstellen bei der Ausgabe von elektronischen
Ausweisen und Komponenten der Telematikinfrastruktur im
Gesundheitswesen" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/16949). Wie die Fraktion darin ausführt,
haben Mitglieder des Chaos Computer Clubs (CCC) am 27. Dezember 2019
beim 36. Chaos Communication Congress in Leipzig Schwachstellen und
Sicherheitslücken beim Ausgabeprozess für verschiedene in der
Telematikinfrastruktur genutzte Komponenten und Smartcards
demonstriert. "Sie konnten zeigen, wie es für Unbefugte problemlos
möglich war, einzelne Smartcards und Komponenten der TI durch die
jeweiligen beteiligten Serviceprovider zu beziehen", schreibt die
Fraktion weiter. Außerdem sei es den Mitgliedern des CCC gelungen,
unautorisiert eine elektronische Gesundheitskarte zu bestellen.

Wissen wollen die Abgeordneten, wie die Bundesregierung "die durch
Mitglieder des CCC offenbarten Schwachstellen und Sicherheitslücken
beim Ausgabeprozess für verschiedene in der Telematikinfrastruktur
(TI) genutzte Komponenten und Smartcards" bewertet. Auch erkundigt sie
sich unter anderem danach, wie häufig es nach Kenntnis der
Bundesregierung Unbefugten bislang gelungen ist, unautorisiert an
bestimmte Karten und Komponenten zu gelangen.

 * 
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BUNDESTAG/9460: Heute im Bundestag Nr. 151 - 06.02.2020

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 151

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 6. Februar 2020, Redaktionsschluss: 10.49 Uhr

1. Fachgespräch zu Diversität und Klima

2. Schadstoffbelastung durch Heizen

3. Einsatz runderneuerter Reifen

4. AfD fragt nach Bisphenol-Alternativen

5. Folgen des EU-USA-Handelsstreits

6. Spenden für fünf Parteien



1. Fachgespräch zu Diversität und Klima

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/LBR) Um Biodiversität und Klima geht es in einem
öffentlichen Fachgespräch des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit am Mittwoch, 12. Februar 2020. Zu dem
Fachgespräch, das um 11 Uhr im Sitzungssaal E 700 des Paul-Löbe-Hauses
in Berlin beginnt, sind sechs Sachverständige geladen. Steffen Pingen
(Deutscher Bauernverband e. V.), Josef Settele (Helmholtz-Zentrum für
Umweltforschung), Morten J¢dal aus Norwegen, Beate Jessel (Bundesamt
für Naturschutz), Magnus J. K. Wessel (Bund für Umwelt und
Naturschutz) sowie Thomas Hickler (Senckenberg Biodiversität und Klima
Forschungszentrum) geben ihre Einschätzungen ab. Interessierte Zuhörer
werden gebeten, sich mit Namen und Geburtsdatum bis zum 10. Februar
beim Sekretariat des Ausschusses (umweltausschuss@bundestag.de) unter
Angabe des Vor- und Zunamens sowie des Geburtsdatums anzumelden.

 * 

2. Schadstoffbelastung durch Heizen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Nach der Schadstoffbelastung durch das Heizen mit
Holz fragt die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/16901).
Darin erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem, wie viele
Feuerungsanlagen für Holz seit 2009 in Deutschland genehmigt wurden
und wie viele durch Zuschüsse des Bundesamts für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA) und durch vergünstigte Kredite der
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) gefördert wurden. Auch will die
Fraktion erfahren, ob der Regierung Studien bekannt sind, wonach die
Belastung mit Holzrauch gesundheitliche Schäden hervorrufen kann.

 * 

3. Einsatz runderneuerter Reifen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Um das Einsatzpotential runderneuerter Reifen geht
es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/16948). Die
Abgeordneten fragen unter anderem, wie die Bundesregierung das
Potential des Einsatzes von runderneuerten Reifen mit Blick auf das
Klimaschutzprogramm 2030 bewertet und welche Vorteile hinsichtlich der
Ressourcen- und Energieeinsparung sowie der Abfallvermeidung bekannt
sind. Auch interessiert sich die Fraktion dafür, welche Position die
Bundesregierung bezüglich einer Erhöhung der bestehenden Förderung des
Einsatzes von runderneuerten Reifen im Güterkraftverkehr vertritt.

 * 

4. AfD fragt nach Bisphenol-Alternativen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Nach einer möglichen "Gesundheitsgefährdung im
Zusammenhang mit der Bonpflicht" erkundigt sich die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/16782). Die Bundesregierung soll darin
angeben, wie sichergestellt werden soll, dass Kunden und Mitarbeiter
im Lebensmittelbereich nicht durch Bisphenol S und Bisphenol C
gesundheitliche Schäden nehmen. Hintergrund ist, dass das bisher in
vielen Kassenbons aus Thermopapier enthaltene Bisphenol-A durch die am
1. Januar 2020 in Kraft getretene REACH Verordnung EU 2016/2235 nicht
mehr verwendet werden darf.

 * 

5. Folgen des EU-USA-Handelsstreits

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion fragt nach möglichen Folgen des
Handelsstreits zwischen der EU und den USA für kleine und mittlere
Unternehmen. Sie erkundigen sich dazu bei der Bundesregierung nach
Kennzahlen des Handels mit den USA. Außerdem möchten sie in einer
Kleinen Anfrage (19/16941) wissen, wie viele deutsche Unternehmen
direkt oder durch ihre Tochterunternehmen indirekt von den
Handelssanktionen der USA betroffen sind.

 * 

6. Spenden für fünf Parteien

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Die FDP hat im Dezember vergangenen Jahres von der
WI Bad Wörishofen GmbH eine Spende in Höhe von 100.000 Euro erhalten.
Ebenfalls im Dezember 2019 erhielt die CSU eine Spende in Höhe von
390.000 Euro vom Verband der Bayerischen Metall- und Elektroindustrie
e.V. (VBM), wie aus einer Unterrichtung (19/16976) durch
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble (CDU) weiter hervorgeht, Danach
spendete der VBM im Dezember ferner der FDP 60.000 Euro sowie der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen jeweils 50.001 Euro.

Die CDU erhielt den Angaben zufolge Ende vergangenen Jahres 140.000
Euro als Spende von Südwestmetall - Verband der Metall- und
Elektroindustrie Baden-Württemberg e.V.. Zudem spendete Südwestmetall
im vergangenen Dezember laut Vorlage der FDP und den Grünen jeweils
100.000 Euro.

Gemäß Parteiengesetz sind Spenden, die im Einzelfall die Höhe von
50.000 Euro übersteigen, dem Bundestagspräsidenten anzuzeigen und von
diesem als Bundestagsdrucksache zu veröffentlichen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1990: Regierungspressekonferenz vom 03. Februar 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 3. Februar 2020

Regierungspressekonferenz vom 3. Februar 2020

Themen: Coronavirus, Heuschreckenplage in Ostafrika, Aufhebung des
Landminenverbots für das US-Militär, Abschlussbericht der OPCW zum
angeblichen Giftgasangriff in Duma, Treffen der Bundeskanzlerin mit dem
Handel und der Nahrungsmittelwirtschaft, Follow-up-Treffen zur Berliner
Libyen-Konferenz, Äußerungen des britischen Premierministers zu den
Verhandlungen über das künftige Verhältnis zur EU, Appell mehrerer
ehemaliger Bundesminister zur Freilassung von Julian Assange,
Nahost-Friedensplan der USA, Besuch des österreichischen Bundeskanzlers,
Umweltbonus für Elektroautos, Lage in Bolivien, Nationale
Wasserstoffstrategie


Sprecher: StS Seibert, Gülde (BMG), Burger (AA), Collatz (BMVg),
Kappes (BMZ), Frischemeyer (BMEL), Baron (BMWi), Leber (BMJV), Kolberg
(BMF), Strater (BMVI), Haufe (BMU)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Einen schönen guten Morgen! Ich würde gern von der Bundesregierung
wissen, ob denn - wie andere Länder auch - die Bundesregierung
Einreisebeschränkungen plant, und, wenn ja, wie sie aussehen.

Gülde: Ich würde vielleicht einmal anfangen, und gegebenenfalls können die
anderen Ressorts ergänzen.

Herr Minister Spahn hat ja bereits gestern angekündigt, dass er ein
gemeinsames Vorgehen der G7-Staaten als auch der Europäischen Gemeinschaft
anstrebt, was den Reiseverkehr anbelangt, den Virus weiter einzudämmen.
Dieser Verständigungsprozess läuft gerade. Ich kann natürlich jetzt die
Ergebnisse nicht vorwegnehmen.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt. Wir lesen bei der "AFP", dass das
chinesische Außenministerium angibt, der eigene Bedarf an Atemmasken,
Schutzanzügen und Schutzbrillen sei nicht aus eigener Landesproduktion zu
decken und man wolle sich deswegen an Europa, Japan und die USA wenden.
Gibt es da Kontakte zwischen den beiden Staaten, also zur Bundesrepublik,
was entsprechende Hilfszusagen angeht?

Burger: Ja. Sie haben vielleicht am Wochenende mitbekommen, dass in dem
Flugzeug der Luftwaffe, mit dem der Evakuierungsflug durchgeführt wurde,
auf dem Hinflug schon auf Bitten der chinesischen Regierung entsprechendes
Verbrauchsmaterial mitgebracht wurde, nämlich 10 000 Schutzanzüge. Der
Außenminister hat am Samstag auch mit seinem chinesischen Amtskollegen
telefoniert und sich noch einmal für die Unterstützung der chinesischen
Behörden bei dieser Evakuierungsaktion bedankt. Da war auch noch einmal
Thema das Angebot der Bundesregierung an die chinesischen Behörden,
weiterhin nach Kräften bei der Eindämmung des Virusausbruchs zu helfen.
Dazu gehört natürlich auch, dass wir prüfen, wo wir mit entsprechenden
Materiallieferungen unterstützen können.

Frage: Zum Rückflug hätte ich eine Frage an das Verteidigungsministerium
und an das Auswärtige Amt. Konnten Sie schon mit Ihren russischen Partnern
klären, was die Ursache für eine verweigerte Zwischenlandung in Moskau war
oder gewesen sein könnte?

Burger: Sie haben ja vielleicht am Wochenende auch die Äußerung der
Verteidigungsministerin dazu gesehen. Wir sind natürlich, wie es nach so
einer Aktion üblich ist, jetzt auch noch dabei, uns intern zu besprechen,
wie diese Aktion funktioniert hat, welche Lehren man daraus auch ziehen
kann, was man administrativ verbessern kann.

Ich kann Ihnen sagen: Wir haben derzeit keine Anzeichen dafür, dass es
irgendeinen politischen Hintergrund für diese russische Entscheidung
gegeben hat. Aus unserer Sicht standen natürlich die ganze Zeit, auch in
der Nacht, die Bemühungen im Vordergrund, den Flug trotzdem erfolgreich
durchführen zu können. Daran haben wir alle gemeinsam in der Nacht
gearbeitet. Das ist ja dann auch erfolgreich geschehen.

Collatz: Vielleicht kann ich das ergänzen. Ich habe mich mit der Luftwaffe
darüber unterhalten. Für sie ist das nicht ein Normalvorgang, aber durchaus
üblich, dass ein Flughafen einmal signalisiert: Wir haben gerade
Kapazitätsgrenzen. - Darauf ist jeder, der Flugplanung macht, eingestellt.
Insofern hat die Luftwaffe sehr gut reagiert und sofort die
Wechselbesatzung umdirigiert.

Wie das ja eben auch schon dargestellt worden ist: Am Wochenende stand im
Vordergrund, dass wir die Abholung einwandfrei realisieren. Das hat sehr
gut geklappt - trotz dieses Kleinen Hindernisses, das wirklich nur Klein
war und fast ein übliches Verfahren ist.

Zusatzfrage: Sie haben die administrativen Verbesserungen erwähnt. Welche
sind das konkret?

Burger: Ich habe gesagt, dass es üblich ist, dass man sich nach einer
gemeinsamen Aktion zusammensetzt, eine Art Manöverkritik macht und
bespricht, was man aus so einer Aktion lernen kann und wie die
Zusammenarbeit funktioniert hat. Das wird sicherlich in den nächsten Tagen
fortgesetzt. Das ist ein ganz normaler Vorgang. Ich kann jetzt keine
spezifischen Ergebnisse vorausmelden.

StS Seibert: Wenn ich das ganz kurz sagen darf: Ich denke, es ist eine gute
Gelegenheit, allen Beteiligten an diesem Rückholflug noch einmal ganz
ausdrücklich zu danken - vom fliegenden Personal zu den Pflegern, Ärzten
und Beteiligten in den Ministerien, die das alles organisiert haben. Das
war unter schwierigen Bedingungen eine sehr gute Leistung. Dafür gebührt
allen unser Dank.

Frage: Ich habe zwei Fragen an das Gesundheitsministerium. Ohne dass Sie
Presseschelte betreiben sollten, aber haben Sie den Eindruck, dass in der
generellen Berichterstattung die tatsächliche Gefährlichkeit des Virus und
seiner Auswirkungen angemessen dargestellt wird? Wenn Sie es zum Beispiel
mit Sterblichkeitsraten bei der Grippe vergleichen, dann sind da, glaube
ich, die Risiken doch noch höher. Ich will jetzt nicht das Wort Panikmache
von Ihnen abverlangen. Aber haben Sie den Eindruck, dass die Darstellung
korrekt ist? Oder wird sie übertrieben?

Gülde: Herr Kollege, Sie werden mich nicht dazu treiben, jetzt hier
Medienschelte zu betreiben. Wir erkennen natürlich ein besonderes
Medieninteresse an diesem Thema - das nehmen wir wahr - und antworten so
transparent wie möglich.

Zusatzfrage: Dann habe ich eine zweite Frage an Sie: Der
Gesundheitsminister hat gesagt: Nach wie vor fühle man sich gut
vorbereitet. Im Zweifelsfall werde man alle Kräfte auf die Bekämpfung des
Virus und seiner Auswirkungen konzentrieren. Was haben wir darunter zu
verstehen?

Gülde: Er wurde in diesem konkreten Fall darauf angesprochen, welche
Maßnahmen greifen würden, wenn es tatsächlich zu einer Pandemie in
Deutschland käme. Da hat er gesagt, dass in diesem Fall dann sämtliche
Prozesse und natürlich auch Kräfte in den Kliniken auf diese Behandlung
konzentriert würden.

Aber, wie gesagt: Das sind völlig hypothetische Fälle: Er ist genau auf
dieses Thema angesprochen worden. Bislang sprechen wir von zehn Infizierten
in Deutschland, alle weitgehend symptomfrei oder symptomarm. Wir können
aktuell nicht von einem größeren Ausbruch ausgehen.

Frage: Bewerten Sie denn diesen Virus als gefährlicher als die Grippe oder
die Masern?

Gülde: Zu einer abschließenden Bewertung ist es, denke ich, zum gegebenen
Zeitpunkt noch zu früh. Wir wissen einfach zu wenig über den Virus selbst.

Was die Sterblichkeitsrate und die Verbreitungsrate anbelangt, kann man
natürlich immer wieder Vergleiche zu anderen Viren, beispielsweise dem 
SARS-Virus, ziehen. Aber nochmals: Zu einer abschließenden Bewertung ist es noch
viel zu früh.

Zusatzfrage: Aber ist davon auszugehen, dass in den letzten Tagen mehr
Menschen an Masern oder Grippe als an dem Coronavirus in Deutschland
gestorben sind? Haben Sie da Zahlen?

Gülde: Zu aktuellen Todesfällen durch Masern liegen mir jetzt keine
Erkenntnisse vor. Mir ist nicht bekannt, dass es da in den vergangenen
Tagen oder Wochen Todesfälle gegeben hat. Gleiches gilt für den
Coronavirus.

Noch einmal: Wir sprechen zurzeit von einem Virus, das noch weitgehend
unbekannt ist. Wir können da jetzt keine Bewertung vornehmen. Wir nehmen
auch kein Ranking vor, also nach dem Motto: Das ist jetzt gefährlicher als
die Masern.

Wenn man jetzt die Infektionsfälle weltweit betrachtet, dann haben wir es
auch mit anderen gefährlichen Viren - Sie haben es angesprochen, etwa die
Masern - zu tun. Wir haben es beispielsweise auch mit der Grippe zu tun. Da
haben wir wesentlich mehr Todesfälle. Das ist keine Frage. Aber wir
unternehmen jetzt keine Abstufungen. Wir sehen, dass das Virus durchaus
ernst zu nehmen ist. Wir sehen die Verläufe in China. Wir sehen sie aber
auch auf der europäischen Ebene. Wie gesagt: Wir bewerten die Lage jeden
Tag neu.

Frage: Ich habe eine Frage zum Thema Heuschreckenplage am Horn von Afrika
an das Auswärtige Amt und an das Entwicklungsministerium. Ich würde gern
wissen, ob die Bundesregierung die FAO bei den Bemühungen unterstützen
wird, die Ausbreitung der Schädlinge zu bekämpfen und warum die
Bundesregierung nicht früher auf die Hilferufe der FAO reagiert hat, die es
ja schon im September und im November gegeben hat.

Burger: Für meinen Teil müsste ich Ihnen die Antwort dazu nachreichen. Ich
weiß nicht, ob das BMZ mehr parat hat.

Kappes: Wir verfolgen die Lage sehr genau. Wir sind auch mit der FAO in
Kontakt. Wir haben verschiedene Handlungsoptionen, die wir aber noch nicht
genau geprüft haben. Wir haben also noch keine Entscheidung getroffen. Aber
wir werden auf jeden Fall Ostafrika unterstützen.

Frage: Ich würde gern zur Aufhebung des Landminenverbots für das US-Militär
kommen. Herr Seibert, wie bewertet das die Bundesregierung? Herr Burger,
gibt es eine Stellungnahme des AA? Ich weiß ja, Staatsminister Annen hat
dazu schon etwas gesagt. Aber gibt es auch vom Minister oder von jemand
anderem einen Kommentar dazu?

StS Seibert: Die Bundesregierung bedauert diese Entscheidung des
amerikanischen Präsidenten. Wir sehen darin einen Rückschlag für die
internationalen Bemühungen, einen weltweiten Bann von Landminen zu
erreichen. Deutschland ist Mitglied der Ottawa-Konvention und setzt sich
als solches aktiv gegen den Einsatz, die Herstellung, die Lagerung sowie
die Weitergabe von Antipersonenminen und Streumunition ein. Außerdem
unterstützen wir schon seit vielen Jahren, seit Beginn der Neunzigerjahre,
Projekte der Minen- und Kampfmittelräumung. Das ist der doppelte Ansatz,
den wir als Bundesregierung auch weiterhin vertreten werden.

Burger: Für das Auswärtige Amt - Sie haben es schon richtig wahrgenommen -
hat sich ja der Staatsminister im Auswärtigen Amt, Niels Annen, dazu
geäußert. Er hat gesagt:

"Präsident Trumps Entscheidung, das Verbot zum Einsatz von Landminen zu
ignorieren, ist ein schwerer Rückschlag für die langjährigen
internationalen Bemühungen, diese tödliche Waffe zu ächten. Die USA wären
gut beraten, ihre Entscheidung zu überdenken. Denn mit den Folgen des
Einsatzes von Landminen haben die betroffenen Staaten oft noch viele Jahre
nach Ende von Feindseligkeiten zu kämpfen. Auch deshalb bleibt Deutschland
im Bereich des Minenräumens in vielen Staaten engagiert."

Zusatzfrage: Danke, das kannte ich. Ich wollte nur wissen, ob er damit für
das Auswärtige Amt gesprochen hat.

Herr Seibert, Sie sagen, Sie bedauern das? Das heißt, Sie fordern die
Amerikaner nicht auf, zu dieser Vereinbarung zurückzukehren?

StS Seibert: Staatsminister Annen hat natürlich für das Auswärtige Amt
gesprochen. Sie haben jetzt gerade gehört, dass die Haltung der
Bundesregierung und die Haltung des Auswärtigen Amtes in dieser wichtigen
Frage identisch sind. Das ist ja auch nicht verwunderlich, weil wir zur
gleichen Bundesregierung gehören. Ich habe Ihnen das gesagt, was ich dazu
heute sagen kann.

Frage: Das heißt, eine proaktive Verurteilung oder - wie mein Kollege auch
schon angefragt hat - den US-Partner zu bitten, diesen Schritt
zurückzunehmen, ist nicht Teil der aktuellen Agenda der Bundesregierung in
diesem Themenkontext?

StS Seibert: Sie haben meine Stellungnahme gehört. Sie haben auch die
Stellungnahme des Staatsministers gestern gehört.

Frage: Herr Burger, ich hatte in der letzten Woche Ihre Kollegin Maria
Adebahr zu den Aussagen von Ian Henderson, Mitglied der Fact-Finding
Mission in Duma, gefragt, der vor dem UN-Sicherheitsrat ausgesagt hatte,
dass der Abschlussbericht der OPCW massiv gefälscht wurde und in keinster
Weise die Ergebnisse der Vor-Ort-Mission widerspiegelt. Ihre Kollegin hatte
dazu noch keinen Kenntnisstand und wollte etwas nachreichen. Das ist nicht
erfolgt. Deswegen würde ich Sie bitten - denn ich denke, nach einer Woche
wird das dem AA bewusst sein -, dazu Stellung zu nehmen.

Meine Fragen, damals wie heute, sind: a) War ein Vertreter der
Bundesregierung beziehungsweise der Bundesrepublik bei dieser Sitzung des
UN-Sicherheitsrats anwesend? b) Wie bewertet die Bundesregierung diese
Vorwürfe des renommierten Chemiewaffenexperten in Bezug auf die
Manipulation des Abschlussberichts?

Burger: Falls eine Nachreichung angekündigt wurde und sie noch nicht
erfolgt ist, dann tut mir das leid. Dann werden wir das so schnell wie
möglich nachholen.

Ich kann Ihnen grundsätzlich sagen, dass wir der Auffassung sind, dass die
Berichte nach den Regeln der OVCW erstellt worden sind und wir überhaupt
keinen Anlass sehen, an deren Richtigkeit und fachgemäßen Erstellung zu
zweifeln.

Zusatzfrage: Aber die Bundesregierung, insbesondere das Auswärtige Amt,
sollten ja zumindest in der Lage sein, mir zu sagen: Ja, ein Vertreter der
Bundesrepublik war bei dieser Sitzung des UN-Sicherheitsrats anwesend.

Burger: Wie gesagt: Wenn es da etwas nachzureichen gibt, wenn wir eine
Nachreichung zugesagt haben, dann hole ich das gern nach.

Es ist nun auch nicht ganz neu, dass es seit langem Versuche gibt, die
Arbeit der OVCW zu diskreditieren. Wir haben uns von Anfang an dagegen
gewandt.

Unsere Bemühung dient dem Ziel, die OVCW als die multilaterale Institution,
die das Mandat der internationalen Staatengemeinschaft hat, um das Verbot
von Chemiewaffen durchzusetzen, institutionell zu stärken. Das geschieht
unter anderem dadurch, dass wir ihr Mandat stärken, Chemiewaffeneinsätze,
wo sie stattfinden, zu untersuchen und auch der Urheberschaft dieser
Chemiewaffeneinsätze nachzugehen. Denn wir sind der Auffassung, dass das
Verbot von Chemiewaffen eine so fundamentale Errungenschaft der
internationalen Rüstungskontrollpolitik in den letzten Jahren ist, dass
Verstöße dagegen nicht unbeantwortet bleiben können.

Zusatzfrage: Ich hatte mich aber jetzt nicht auf externe Kritik bezogen,
sondern auf interne Fachexperten der OPCW, die zu Whistleblowern geworden
sind, weil sie sagen: Da gibt es ganz massive fachliche Mängel. Diese
Aussagen wurden ja auch nicht irgendwo getroffen, sondern vor dem 
UN-Sicherheitsrat. Deswegen würde ich Sie trotzdem noch einmal fragen: Das
heißt, das Auswärtige Amt hat bis heute keinen Kenntnisstand zu diesen
Aussagen, die auch eine relativ große mediale und politische Bombe waren,
wenn ich das einmal so formulieren darf?

Burger: Ich stimme Ihnen in Ihrer Bewertung nicht zu.

Aber ich kann Ihnen sagen, dass unser Botschafter bei den Vereinten
Nationen, Herr Heusgen, im Sicherheitsrat anwesend war.

Frage: Ich habe eine Frage zu dem Treffen heute im Kanzleramt zum Handel,
speziell zur Umsetzung der EU-Richtlinie gegen unfaire Handelspraktiken.
Sie ist offenbar bis jetzt noch nicht umgesetzt worden. Da würde mich
interessieren: Bis wann muss sie überhaupt umgesetzt werden? Wie lange hat
also die Bundesregierung dafür noch Zeit? Welches Ministerium ist
zuständig? Ich sehe, Frau Frischemeyer hat sich hingesetzt, also
möglicherweise das Ernährungsministerium. Vielleicht können Sie kurz noch
einmal skizzieren, was genau mit dieser Richtlinie erreicht werden soll.

Frischemeyer: In erster Linie geht es dabei um unfaire Handelspraktiken.
Dazu gehört zum Beispiel, dass Termingeschäfte auf drei Monate verzögert
werden können, dass also die Landwirte bis zu drei Monaten auf ihre Gelder
warten müssen. Es geht um kurzfristige Stornierungen, die den Landwirten
oft zu schaffen machen. Es geht um die Rückgabe der Waren, wenn erste
Paletten Makel zeigen. Darum geht es also. Heute wird darüber gesprochen.
Das Gespräch läuft noch. Dem würde ich ungern vorgreifen. Diese 
EU-Richtlinie muss jetzt recht zügig umgesetzt werden.

Wenn Sie einen genauen Zeitraum von mir haben wollen, dann muss ich ihn
leider nachreichen. Das kann ich gern tun, Frau Kollegin. Wie gesagt: Die
Gespräche laufen noch. Da wird es sicherlich heute noch etwas von uns
geben.

Frage: Herr Seibert, können Sie uns jetzt sagen, wie die konkrete
Teilnehmerliste an dem Gipfel aussieht?

Zum Zweiten: Die Kanzlerin hat kürzlich gesagt, dass sie staatliche
Mindestpreise ablehne. Gleichwohl spricht sie sich, wie auch die
Landwirtschaftsministerin, gegen Dumpingaktionen und gegen unfaire Preise
aus. Wie ist das dann durchzusetzen, wenn sie gleichzeitig sagt: So etwas
wie Mindestpreise - die dann auch eine faire Preisgestaltung für die Bauern
bedeuten würden - wollen wir nicht?

StS Seibert: Erstens. Das Treffen läuft noch. Ich sitze hier. Ich kann
Ihnen jetzt keine Teilnehmerliste liefern. Das werden wir möglicherweise
nach dem Treffen tun können. Aber ich kann es jetzt nicht wegen der
Zeitgleichheit der Ereignisse.

Zweitens. Die Bundeskanzlerin hat in ihrem Eröffnungsstatement zu diesem
Treffen mit den Vertretern des Handels heute noch einmal klar gesagt - auch
weil es da eine irreführende oder irregeleitete Berichterstattung gab: Es
geht nicht um staatlich verordnete Mindestpreise. Das entspricht auch in
keiner Weise unserem Wirtschaftssystem, unserem erfolgreichen
Wirtschaftssystem im Übrigen, sondern es geht darum, faire Beziehungen
zwischen den verschiedenen Akteuren, also zwischen Landwirtschaft und
Handel, zu schaffen.

Beide Seiten und die Politik - ich bin sicher, auch die Verbraucher - haben
ein Interesse daran, dass regionale und qualitativ hochwertige Lebensmittel
produziert und in den Handel gebracht werden können. Nachdem die
Bundeskanzlerin ein Treffen mit den Vertretern der Landwirtschaft hatte,
hat sie jetzt zu diesem Treffen heute Morgen eingeladen, um das Bild zu
komplettieren. Sie wissen, dass es nach dem Landwirtschaftstreffen im
Dezember die Einigung gab, dass man Ende dieses Jahres noch einmal
zusammenkommen wolle und dass diverse Formate eingeführt werden sollten -
die Vertreterin des Landwirtschaftsministeriums kann Ihnen mehr dazu sagen -
, in denen die Zukunft der Landwirtschaft besprochen wird.

Dieses ist also alles Teil des Dialogs, den wir brauchen, weil die
Landwirte über mangelnde Wertschätzung und zum Teil über schwierige
Absatzsituationen klagen. Deswegen muss man miteinander reden. Das ist der
Sinn des heutigen Treffens.

Zusatzfrage: Nun könnte man natürlich sagen: Na ja, dass mit den fairen
Bedingungen zwischen Handelspartnern - - Es gibt ja auch Mindestlöhne, wo
man sagt: Der Markt selber wird es wohl allein nicht richten.

Ich meine, man wird schlecht sagen können: Die Milch muss mindestens so und
so viel können. Wäre die Verabschiedung einer verbindlichen Rechtsnorm, die
dem Handel untersagen würde, unter Gestehungskosten oder so zu verkaufen -
das würde die Forderung nach einer existenzsicheren fairen Preisgestaltung
ja unterstützen -, im Bereich des Möglichen?

StS Seibert: Ich kann nur wiederholen, was die Kanzlerin heute gesagt hat
und was auch den Grundlagen unseres Wirtschaftssystems entspricht: Wenn es
zum Beispiel um ein faires Verhältnis zwischen Handel und Bauern oder
Landwirten geht, dann geht es ganz praktisch nicht nur um die Frage von
Preisen, sondern auch um das, was die Kollegin gerade an Handelspraktiken
beschrieben hat. Über diese wird zum Beispiel konkret gesprochen werden
müssen.

Frage: An das Wirtschaftsministerium: Würden Sie denn davon sprechen, dass
es ein Kartell ist, das da heute zu Gast ist, also REWE, Aldi, Lidl und
Edeka? Das sind ja die vier Unternehmen, die die absolute Marktmacht haben.
Ich glaube, 85 Prozent.

Baron: Nein, davon möchte ich nicht sprechen. Ihre Formulierung möchte ich
mir also nicht zu Eigen machen.

Ich kann auch noch einmal deutlich machen: Es gibt heute dieses Treffen im
Bundeskanzleramt, zu dem Vertreter der Lebensmittelwirtschaft, des Handels
und auch die Industrie eingeladen sind. Es ist also ein breiter Kreis
eingeladen. Das soll ja auch der Beginn eines Dialogprozesses sein.

Die Kollegin hat ja auch schon darauf hingewiesen: Wir haben bestehende
Rechtsrahmen, die natürlich gelten. Das ist das Wettbewerbsrecht, das
ohnehin für alle Branchen gilt und das gerade auch die Überprüfung von
Nachfragemacht zum Inhalt hat. Das gibt es ja sowieso. Parallel dazu gibt
es den neuen Rechtsrahmen, den die EU-Richtlinie beschreibt, der sozusagen
ergänzend für die Vermeidung unfairer Handelspraktiken hinzukommt, die sich
dann in der Umsetzung befindet.

Zusatzfrage: Herr Seibert, mich würde einmal interessieren, warum die
Kanzlerin vor dem Treffen ein Pressestatement macht. Weshalb macht sie
nicht danach ein Pressestatement oder eine Pressekonferenz, wo sie uns
mitteilen kann, was sie in ihrem Gespräch erfahren hat?

StS Seibert: Sie hat kein Pressestatement vor dem Treffen gemacht, sondern
sie hat zu Beginn des Treffens einführende Bemerkungen im Konferenzsaal
gegeben, in Anwesenheit der Teilnehmer natürlich. Sie waren
presseöffentlich, sprich sie konnten gedreht werden.

Zusatzfrage: Aber warum macht sie das nicht danach?

StS Seibert: Es ist ein Dialogformat, dem weitere folgen werden, dem schon
ein anderes vorausgegangen ist. Die Kanzlerin hat in ihrem
Eröffnungsstatement gesagt, worum es ihr und den Vertretern der
Bundesregierung bei diesem Treffen geht.

Frischemeyer: Herr Kollege, ich kann nur sagen, dass wir aufgrund der
großen Nachfrage am Freitag beschlossen haben, dass die Bundesministerin
nach dem Treffen um 11.30 Uhr noch einmal vor die Kamera tritt. Das wird in
fünf Minuten der Fall sein.

Zuruf: Immerhin!

Burger: Herr Kollege, ich darf die von Ihnen nachgefragte Nachreichung, die
Frau Adebahr in Aussicht gestellt hatte, jetzt der guten Form halber
vortragen.

Die Kritik, dass in dem Abschlussbericht der Organisation für das Verbot
von Chemiewaffen OVCW zu den Vorfällen in Duma vom 01.03 2019 nicht alle
verfügbaren Informationen einbezogen worden seien, trifft nicht zu und
wurde bereits wiederholt durch den Generaldirektor der OVCW zurückgewiesen.
Die Ergebnisse des Berichts der Fact-Finding Mission basieren neben
ballistischen Analysen auf umfassenden Vor-Ort-Untersuchungen, umwelt- und
biomedizinischen Proben, toxikologischen Analysen sowie Zeugenbefragungen
kommen in der Gesamtbewertung zu dem Schluss, dass es hinreichende Gründe
zur Annahme eines Einsatzes von chemischen Waffen gibt. In der von Russland
am 20.01 2020 einberufenen Sicherheitsratssitzung wurden keine neuen
Erkenntnisse vorgetragen, die diese Bewertung in Frage stellen würden. Die
Bundesregierung hat vollstes Vertrauen in die technische Expertise,
Professionalität, Unabhängigkeit und Überparteilichkeit der Organisation
für das Verbot chemischer Waffen.

Zusatz: Ich hatte es vorhin auch schon ausgeführt: Es gibt ja mehrere
Whistleblower aus dem Expertenpool der OPCW, die auch in Duma anwesend
waren. Deren Hinterfragen des Berichts - das ist ja auch mit Fakten
untermauert worden - wird von der Bundesregierung in keiner Weise in
Betracht gezogen, sondern nur die Aussagen der Führungsebene der OPCW, die
ja just von diesen Whistleblowern dafür kritisiert wird, dass sie diesen
Bericht manipuliert haben sollen.

Burger: Wie gesagt: Die internationale Staatengemeinschaft hat sich darauf
geeinigt, Chemiewaffen zu verbieten, weil sie eine grausame und
unmenschliche Kriegswaffe sind. Sie hat, um dieses Verbot durchzusetzen,
eine Organisation geschaffen, die OVCW. Wir lehnen alle Versuche, die
Glaubwürdigkeit der OVCW infrage zu stellen und zu diskreditieren, ab.

Zusatz: Jetzt gibt es aber - Sie haben ja schon auf die internationale
Staatengemeinschaft hingewiesen, und die ist ja recht divers - auch mehrere
Stimmen - das ist ja auch nicht nur Russland -, die darauf verweisen, dass
sich die OPCW gerade dadurch selbst untergräbt, dass sie halt wie im Fall
von Duma sehr fragwürdige Abschlussberichte veröffentlicht. Diese
Einschätzung teilen Sie also in keiner Weise.

Burger: Die OVCW hat sich für diese Untersuchungen klare Arbeitsregeln
gegeben. Dabei geht es darum, wie Beweise zu beurteilen und zu bewerten
sind. Nach unseren Erkenntnissen ist die Berichterstattung nach den Regeln,
die sich die OVCW dafür gegeben hat, erfolgt, und deshalb halten wir sie
für glaubwürdig.

Frage: Ich habe eine Frage zum Thema Libyen an Herrn Burger. Vor ein paar
Wochen hat Herr Minister Maas ein neues Treffen zum Thema Libyen in Berlin
auf der Außenministerebene angekündigt. Aber heute hat er gesagt, dass das
Treffen anstatt im Februar im März stattfinden soll. Ich möchte fragen,
warum der Termin verlegt wird.

Burger: Ja, das Treffen ist tatsächlich für Mitte Februar geplant. In dem
Fernsehinterview gestern Abend hat sich der Außenminister an dieser Stelle
versprochen.

Zusatzfrage: Es bleibt also alles so wie gehabt?

Burger: Es bleibt bei den Planungen für Mitte Februar.

Frage: Herr Seibert, der britische Premierminister hat schon vor Beginn der
Brexit-Verhandlungen ausgeschlossen, dass sich Großbritannien auf
irgendwelche EU-Regelungen einlassen würde. Wie beurteilt die
Bundeskanzlerin solche Einlassungen vor Beginn der Verhandlungen? Sieht sie
damit vor allem das Ziel beeinträchtigt, bis Ende des Jahres ein
Freihandelsabkommen mit Großbritannien zu erreichen?

StS Seibert: Großbritannien ist aus der EU ausgetreten. Jetzt stehen die
Verhandlungen über das künftige Verhältnis zwischen den Ländern der
Europäischen Union und Großbritannien an. Heute wird die Kommission den
Entwurf ihres Verhandlungsmandats vorlegen. Die Mitgliedstaaten werden ihn
dann prüfen und voraussichtlich Ende des Monats verabschieden. Natürlich
wird auch das Vereinigte Königreich seine Vorstellungen von dem künftigen
Verhältnis zu Europäischen Union darlegen, und dazu wird der
Premierminister heute, soviel ich weiß, auch eine Rede halten.

Die Kanzlerin hat betont, dass es auf jeden Fall intensive Verhandlungen
sein werden, die da mit Großbritannien anstehen. Die werden für die EU von
der Kommission in Person Michel Barniers und seines Teams geführt, sodass
ein einheitliches Auftreten der Europäischen Union gegenüber Großbritannien
in diesen Verhandlungen sichergestellt ist. Die Europäische Union wird auf
jeden Fall gut vorbereitet in diesem Prozess gehen, und dann werden die
Verhandlungen zeigen, wie beide Seiten zu einer Lösung kommen können.

Zusatzfrage: Die Kanzlerin hatte jetzt am Wochenende oder Ende der letzten
Woche noch einmal betont, dass ihr Ziel auf jeden Fall weiterhin sehr enge
oder sehr freundschaftliche Beziehungen zu Großbritannien seien. Wenn der
Premier schon jetzt deutlich macht, dass er im Grunde die ganzen 
EU-Regelungen auf keinen Fall akzeptieren würde, sieht sie dann nicht das Ziel
schon von vornherein infrage gestellt, dass man enge Beziehungen mit
Großbritannien hat?

StS Seibert: Wir glauben, dass enge Beziehungen im Interesse beider Seiten
sind. Jetzt wollen wir erst einmal das Verhandlungsmandat der EU-Seite
festlegen. Das wird die britische Seite auf ihrer Seite auch tun. Dann
werden wir mit Intensität in diese sicherlich schwierigen Verhandlungen
gehen.

Frage: Diesen Donnerstag werden hier in diesem Raum in der
Bundespressekonferenz die ehemaligen Bundesminister Sigmar Gabriel, 
Däubler-Gmelin und Gerhard Baum einen Appell vorstellen, der zur Freilassung von
Julian Assange aufruft. Da würde mich interessieren: Teilt denn die
Bundeskanzlerin dieses Bemühen der Bundesminister a. D. um die Freilassung
von Julian Assange?

StS Seibert: Erstens haben die drei den Appell, den Sie schon kennen, noch
gar nicht vorgestellt. Das werden sie jetzt tun. Das ist ja auch ihr gutes
Recht als Bürger dieses Landes.

Die Haltung der Bundesregierung in dieser Frage ist unverändert. Ich
glaube, sie wird auch nach der Vorstellung dieses Appells unverändert sein.
Aber jetzt warten wir das einmal ab.

Zusatzfrage: Julian Assange sitzt ja jetzt im Hochsicherheitsgefängnis
wegen des Vorwurfs eines Kautionsverstoßes ein. Mich würde interessieren:
Wie sieht denn in Deutschland die Höchststrafe aus? Er wurde ja in
Großbritannien zu einer Haft von 50 Wochen verurteilt. Was steht denn bei
Kautionsverstößen in der Bundesrepublik Deutschland als höchstes Strafmaß
an?

Leber: Dazu kann ich jetzt gerade nichts berichten. Das müsste ich
gegebenenfalls nachliefern.

Frage: Herr Burger, ist das Amt erstaunt darüber, dass der ehemalige
Bundesaußenminister jetzt diese Initiative so vorantreibt, oder war es
schon zu Amtszeiten von Herrn Gabriel sozusagen mit ähnlicher Energie ein
Ansinnen des Auswärtigen Amtes, die Freilassung so, wie die Initiative das
offenbar will, aktiv zu betreiben?

Burger: Ich werde mich hier jetzt nicht zum Wirken des früheren
Außenministers äußern. Das sehe ich hier nicht als meine Aufgabe an.

Zusatz: Ich habe auch nicht nach einer Bewertung des Wirkens des früheren
Außenministers gefragt, sondern gefragt, ob sich das Auswärtige Amt - sagen
wir, vor drei Jahren - sehr intensiv für die Freilassung Julien Assanges
eingesetzt hat.

Burger: Ich glaube, unsere Position dazu ist unverändert.

Zusatzfrage: Das ist keine Antwort, Herr Burger. Hat sich das Auswärtige
Amt vor drei Jahren intensiv für die Freilassung von Julian Assange
eingesetzt?

Burger: Wie gesagt: Meiner Kenntnis nach ist die Haltung der
Bundesregierung dazu unverändert. Wenn es da etwas nachzutragen gäbe, dann
würde ich das gerne tun.

Frage: Können Sie die Haltung einmal explizit vortragen?

Burger: Das haben wir hier ja letzte Woche ausführlich getan. Das können
Sie gerne nachlesen.

Zusatzfrage: Das habe ich ja jetzt auch vor mir. Das ist ja keine Haltung,
sondern einfach nur ein "Wir verfolgen das aufmerksam". Sie haben ja auch
gesagt, dass Sie den Bericht von Herrn Melzer von der UN kennen.
Gleichzeitig sagten Sie in der Nachreichung vom Montag: Wir haben keinen
Grund, am rechtsstaatlichen Vorgehen der britischen Justiz und der
Einhaltung internationaler Mindeststandards bei den Haftbedingungen zu
zweifeln. - Wie passt das denn zusammen, wenn der Herr Melzer unter anderem
von Folter spricht? Glauben Sie also diesem Bericht von Herrn Melzer nicht?
Ansonsten könnten Sie ja das andere nicht sagen.

Burger: Ich glaube, Sie haben die Haltung der Bundesregierung letzte Woche
von uns erläutert bekommen, und daran hat sich nichts geändert.

Zusatzfrage: Das passt jetzt aber nicht zu dem, was ich gerade gefragt
habe. Wie passen Ihre nicht vorhandenen Zweifel mit den Erkenntnissen des
UN-Sonderberichterstatters zusammen, die Sie kennen?

Burger: Just über diese Frage haben wir uns hier wirklich schon ausführlich
in mehreren Sitzungen unterhalten, und an unserer Haltung dazu hat sich
seither nichts verändert.

Frage: Ich bin jetzt ein bisschen verwundert, weil ich ja öfter nachgefragt
hatte. Daraufhin hieß es zuerst, die Berichte seien nicht zur Kenntnis
genommen worden. Dann hat ihr Kollege gesagt, diese Berichte gebe es gar
nicht. Wenn ich Sie jetzt richtig verstehe, räumt das Auswärtige Amt
mittlerweile ein, dass der UN-Sonderberichterstatter für Folter
entsprechende Berichte über Assange veröffentlicht hat.

Burger: Wissen Sie, Herr Kollege, darüber haben Sie schon viel geschrieben
und darüber haben wir hier in der Vergangenheit viel gesprochen. Die
Semantik des Wortes Bericht kann jeder, den es interessiert, nachlesen.
Dazu habe ich nichts Weiteres zu sagen.

Zusatzfrage: Aber die Aussage Ihres Kollegen hier war ja klar. Darin hieß
es, es gebe lediglich zwei Pressemitteilungen. Würden Sie zumindest sagen
"Nein, das war falsch; es gibt mehr als zwei Pressemitteilungen von Herrn
Melzer" und "Ja, es gibt auch Berichte oder 'communications'", oder bleiben
Sie bei der Haltung, die Sie hier vor rund zwei Monaten vertreten haben,
dass es ausschließlich zwei Pressemitteilungen vom 
UN-Sonderberichterstatter für Folter zur Causa Assange gibt?

Burger: Dass ist vor zwei Monaten alles ausführlich erklärt worden. Dem
habe ich jetzt wirklich nichts hinzuzufügen.

Frage: Mit wem hatte sich Herr Melzer denn im November im Auswärtigen Amt
getroffen?

Burger: Wie bitte?

Zusatzfrage: Mit wem hatte sich Herr Melzer im Auswärtigen Amt im November
getroffen?

Burger: Das haben wir damals auch bekannt gegeben. Ich habe es jetzt gerade
nicht präsent. Das kann ich Ihnen gerne nachreichen, aber das können Sie
bestimmt auch nachlesen.

Zusatzfrage: Mit dem Minister?

Burger: Wie gesagt: Das können Sie bestimmt in den Protokollen von damals
nachlesen.

Zuruf: Sie sollten es ja besser wissen!

Frischemeyer: Die Nachreichung bezieht sich auf die Frage von der Kollegin:
Die Ressortabstimmung wird in Kürze eingeleitet werden. Für das Frühjahr
ist die Kabinettsbefassung geplant, sodass wir dann - das wissen wir
natürlich nicht ganz genau; das hängt dann vom parlamentarischen Prozess ab
- für den Herbst damit rechnen können, dass die UTP-Richtlinie auch
umgesetzt wird.

Frage: Gibt es denn eine Deadline von der EU?

Frischemeyer: Die UTP-Richtlinie muss bis Ende Mai 2021 umgesetzt sein.

Frage: Herr Seibert, Herr Burger, hat sich die Bundesregierung mittlerweile
ein eigenes Bild beziehungsweise eine eigene Bewertung des sogenannten
Friedensplans der US-Regierung gemacht? Die Arabische Liga hat jetzt am
Wochenende ja auch vor der Umsetzung gewarnt und lehnt den Plan ab.

Burger: Ich habe Ihnen dazu keinen grundsätzlich neuen Stand mitzuteilen.
Wir hatten ja gesagt, dass wir uns im Rahmen der Europäischen Union mit den
anderen Partnern intensiv darüber austauschen werden und dass diese
Gespräche laufen. Der Außenminister hat letzte Woche auch verschiedene
Telefonate darüber geführt, unter anderem mit seinem jordanischen und
seinem ägyptischen Amtskollegen, sowie auch mit dem Hohen Vertreter der EU
für Außen- und Sicherheitspolitik gesprochen. Sie haben es ja selbst
angesprochen: Es gibt inzwischen auch eine Reihe von Wortmeldungen aus der
Region und von anderen europäischen Staaten zu dem Thema. Dieser
Gesprächsprozess dauert an.

Zusatzfrage: Ich würde gerne wissen, wie lange dieser innereuropäische
Diskussionsprozess dauern soll. In Israel oder in den Palästinensischen
Gebieten werden ja Fakten geschaffen. Die israelische Regierung will auf
Anraten der US-Regierung jetzt schon annektieren. Müssen Sie sich dann
nicht beeilen?

Burger: Sie können davon ausgehen, dass wir solche Beratungen natürlich mit
dem Ziel führen, uns auf gemeinsame Bewertungen zu verständigen. Und da
sind wir dran.

Vorsitzender Feldhoff: Herr Seibert, wollen Sie dem etwas hinzufügen?

StS Seibert: Das entspricht dem, was ich auch gesagt hätte.

Frage: Herr Burger, der palästinensische Präsident Mahmud Abbas hat mit dem
Abbruch der Beziehungen zu den USA und Israel gedroht. Nehmen Sie diese
Drohung ernst?

StS Seibert: Wenn ich das kurz sagen darf: Wir haben diese Meldungen über
die Reaktionen des palästinensischen Präsidenten Abbas zur Kenntnis
genommen. Unsere Haltung bleibt - und das möchte ich noch einmal betonen -,
dass wir zu dieser Haltung stehen und eine Rückkehr zu Verhandlungen
fordern. Das gilt natürlich für beide Seiten.

Es bleibt dabei: Nur eine mit beiden Seiten ausgehandelte, von beiden
Seiten akzeptierte verhandelte Lösung über zwei Staaten kann einen
dauerhaften Frieden bringen. Insofern: Unabhängig von ablehnenden und
kritischen Äußerungen, die wir aus vielerlei Richtungen hören, bleiben wir
dabei, alle Seiten aufzufordern, einen Impuls, wenn es einen gibt, als so
etwas zu sehen, als einen Versuch, einen Prozess wieder in Gang zu bringen
und sich an Verhandlungen zu beteiligen.

Frage: Herr Seibert, besteht für die Bundesregierung die Möglichkeit, über
den Appell hinaus, den Sie jetzt noch einmal sehr deutlich bekräftigt
haben, in irgendeiner Weise operativ initiativ zu werden? Es gibt ja nicht
mehr so arg viele Player, die auf beiden Seiten mindestens noch gehört und
respektiert werden. Die Bundeskanzlerin gehört sicherlich schon mit dazu.
Gibt es über Appelle hinaus etwas, wo Sie sagen können "Da wird die
Bundesregierung, vielleicht auch die Bundeskanzlerin mit ihrem Renommee von
sich aus aktiv tätig, um zu verhindern, dass diese Spaltung, diese
Nichtkommunikation fortgesetzt wird" oder bleibt es beim Appell?

StS Seibert: Ich glaube, man muss auch realistisch mit der Einschätzung der
eigenen Möglichkeiten umgehen. Es gibt diesen amerikanischen Vorschlag, der
eine Möglichkeit ist, einen Impuls zu setzen, um diesen festgefahrenen
Prozess wieder in Gang zu bringen. Wir sind mit allen Seiten, ganz
besonders natürlich mit der israelischen Seite und der Palästinensischen
Behörde, im Kontakt, und zwar im engen Kontakt. Die Bundeskanzlerin hatte
ja in der vergangenen Woche die Gelegenheit, hier in Berlin mit dem
israelischen Staatspräsidenten zu sprechen. Es gibt aber natürlich auch
andere Kontakte, so natürlich auf der Ebene des Außenministeriums. Diese
nutzen wir, um unsere Haltung, abgestimmt mit den europäischen Partnern,
auch dort klarzumachen.

Zusatzfrage: Wenn man sich das von außen anschaut, sind im Moment
diejenigen, über deren Köpfe hinweg Schritte gegangen werden, die
Palästinenser. Gibt es auch so etwas wie einen direkten Kontakt - etwa ein
Telefongespräch mit Mahmud Abbas -, oder können Sie darüber nichts sagen?

StS Seibert: Es gibt Kontakte mit beiden Seiten, natürlich auch mit der
palästinensischen. Das versteht sich.

Zusatzfrage: Aber nicht persönlich von Chef zu Chef?

StS Seibert: Wenn ich Ihnen darüber etwas zu berichten habe, werde ich das
tun.

Frage: Ich habe eine Frage zum anstehenden Besuch des österreichischen
Kanzlers Kurz, die das Thema Finanztransaktionssteuer betrifft. Er hat sich
sehr deutlich geäußert, dass er diesen Vorschlag aus der Bundesregierung
nicht mittragen will. Wird man den Vorschlag trotzdem weiterhin verfolgen?
Ich glaube, ohne Österreich ist diese kritische Grenze von zehn Staaten
nicht mehr erreicht.

StS Seibert: Der Besuch steht in einer dreiviertel Stunde an. Deswegen
möchte ich jetzt dem Gespräch, das die Kanzlerin mit dem Bundeskanzler
führen wird, nichts vorwegnehmen. Es gibt anschließend eine
Pressekonferenz, die wir ja angekündigt hatten.

Was die Finanztransaktionssteuer betrifft, so befinden wir uns in einem
laufenden Prozess. Dazu gehört auch und gerade der Austausch mit den
Ländern, die in dieser verstärkten Zusammenarbeit tätig werden wollen oder
sollen. Unser Ziel bleibt weiterhin ein erfolgreicher Abschluss des
europäischen Finanztransaktionssteuerprojekts.

Zusatzfrage: Heißt das, dass man den Vorschlag modifizieren möchte?

StS Seibert: Nein. Das heißt, dass wir uns in einem laufenden Prozess und
in Gesprächen befinden. Dazu sind auf Finanzministerebene viele Gespräche
geführt worden. Es ist gut möglich - aber ich kann es jetzt nicht
vorhersagen -, dass das Thema heute noch einmal eine Rolle spielt.

Kolberg: Es ist so, wie Herr Seibert schon betont hat: Die Gespräche
laufen. Wir sind sehr zuversichtlich. Ein Gutachten im Auftrag des BMZ vom
Institut für Wirtschaft in Kiel hat noch einmal bestätigt, dass der 
deutsch-französische Vorschlag, der zusammen mit Österreich erarbeitet worden ist,
ein guter Vorschlag ist. Er wurde sehr positiv bewertet. Die Besteuerung,
so wie sie vorgeschlagen ist, hat sich international bewährt. Fast in der
Hälfte der G20-Staaten gibt es bereits eine solche Besteuerung, unter
anderem in Großbritannien.

Die Steuer wird als gerecht eingestuft, weil sie fast überhaupt nicht von
Kleinanlegern, sondern überwiegend von Großinvestoren gezahlt wird. Sie ist
auch kostengünstig zu erheben.

Diese Argumente werden wir in den Gesprächen weiter vortragen. Wir hoffen,
dass wir unsere Gesprächspartner von diesen guten Argumenten überzeugen
können.

Frage: Gilt das auch für das eigene Haus? Das "Handelsblatt" berichtet
heute, dass es eine Stellungnahme des wissenschaftlichen Beirats im BMF
gibt, in der diese Steuer aus ökonomischen Gründen abgelehnt wird. Haben
Sie im eigenen Haus auch noch damit zu tun, Überzeugungsarbeit zu leisten?

Kolberg: Der Beirat ist unabhängig und verfasst seine Stellungnahme. Es
gibt, wie gesagt, auch andere Stellungnahmen. International ist diese
Steuer bewährt, und viele Staaten erheben sie. Der Minister wird nicht müde
zu betonen: Es ist nicht einsehbar, warum für den Kauf eines Apfels oder
für den Kauf eines Grundstücks eine Steuer fällig wird, aber nicht für den
Kauf von Finanzinstrumenten. Deswegen sind wir von unserem Vorschlag
überzeugt.

Frage: Ich habe eine Frage zum Umweltbonus für Elektroautos, die sich
vermutlich an das Wirtschaftsministerium richtet. Im November hatte die
Bundesregierung angekündigt, dass der Umweltbonus für den Kauf von E-Autos
erhöht werden soll. Ich wollte mich erkundigen, wann mit dieser Erhöhung zu
rechnen ist.

Baron: Es ist richtig: Die Beschlüsse der Bundesregierung sind im letzten
Jahr ergangen. Wir sind weiter im Austausch und in Gesprächen mit der
Europäischen Kommission und hoffen, dass wir mit der Europäischen
Kommission das Verfahren zügig abschließen können. Die Prüfung durch die
Europäische Kommission ist aber ein notwendiger Schritt in diesem
Verfahren. Den haben wir auch schon beim alten Umweltbonus durchführen
müssen, und deshalb muss dieser Schritt auch beim jetzt erweiterten und
erhöhten Umweltbonus durchgeführt werden.

Zusatzfrage: In den Medien war am Wochenende zu lesen, dass die neue
Regelung bei der EU-Kommission noch gar nicht förmlich beantragt worden
ist. Was entgegnen Sie dem?

Baron: Ich möchte das gerne ein bisschen erläutern, denn dahinter steht ein
Missverständnis zum Beihilfeverfahren, wie es auf der europäischen Ebene
läuft. Wir sind seit Ende des letzten Jahres im Austausch mit der
Kommission und haben unsere Vorschläge in diesem Jahr eingereicht. Aber es
gibt immer ein sozusagen vorgeschaltetes, informelles Prüfverfahren mit dem
Ziel, einen sogenannten "Comfort Letter" zu erreichen. Das ist auch das
Ziel in diesem Verfahren, denn genauso lief es auch schon beim alten
Umweltbonusverfahren. Nur wenn ein solches Verfahren nicht möglich ist,
folgt ein förmliches Beihilfeverfahren.

Diese Zweistufigkeit ist aber der übliche Verfahrensablauf. Deshalb ist
klar, dass, solange wir in diesem Vorverfahren sind, das förmliche
Verfahren noch nicht gestartet ist. Die Unterlagen sind in Brüssel
selbstverständlich eingereicht.

Zusatzfrage: Sie haben vorhin gesagt, es solle zügig in Kraft treten.
Können Sie etwas genauer sagen, was Sie darunter verstehen? Noch im ersten
Quartal oder im ersten Halbjahr, in diesem Jahr oder erst nächstes Jahr?

Baron: Leider kann ich das nicht genauer quantifizieren. Wir sind, wie
gesagt, seit Ende des letzten Jahres im Gespräch. Es gab auch in den
vergangenen Wochen wieder Gespräche und Austausche mit den zuständigen
Generaldirektionen. Die Arbeiten laufen mit Hochdruck. Wir setzen alles
daran, dass es zügig geschieht. Aber es liegt nicht allein in unserer Hand,
sondern es ist ein Austausch, den wir mit der Europäischen Kommission
führen. Dabei sind wir in einem guten Austausch.

Frage (zur Lage in Bolivien): Am Freitag wurde die Anwältin und
Bevollmächtigte von Evo Morales festgenommen, als sie versucht hat, Evo
Morales für die kommende Parlamentswahl einzuschreiben. Sie ist schwanger,
wurde nichtsdestoweniger in sechsmonatige Präventivhaft genommen. Der
Vorwurf lautet auf Aufruhr und Terrorismus, weil sie versucht hat, Evo
Morales für die Parlamentswahlen einzuschreiben.

Wie bewertet das Auswärtige Amt diesen Vorfall und auch allgemein die
aktuelle rechtsstaatliche Lage unter der De-facto-Regierung von Áñez?

Burger: Die Antwort darauf müsste ich Ihnen nachreichen.

Zusatzfrage: Dann habe ich noch eine Frage, die vielleicht partiell auch an
das Wirtschaftsministerium geht. Die De-facto-Regierung hat das
Lithiumabkommen mit der deutschen Firma ACI ja endgültig aufgekündigt.

Dazu würde mich zum einen die Haltung des Wirtschaftsministeriums
interessieren - der Vertrag wurde ja explizit auch von Herrn Steinmeier
unterzeichnet - und zum anderen, ob eine Interimsregierung, die eigentlich
nur die Aufgabe hat, Wahlen zu organisieren, nach Einschätzung des
Auswärtigen Amtes tatsächlich auch die Befugnis hat, solche Verträge
aufzukündigen.

Baron: Es ging um eine Vereinbarung der alten Regierung mit dem deutschen
Unternehmen ACI. Es war also eine Vereinbarung zwischen diesen beiden
Partnern.

Wir waren natürlich sehr überrascht über die Ankündigung der Annullierung
und sind weiter im Austausch mit der deutschen Botschaft vor Ort und mit
allen Behörden vor Ort, um weiter Sachverhaltsaufklärung zu betreiben. Aber
es ist leider nicht einfach, den Gesprächsfaden aufrechtzuerhalten und
gesicherte Informationen zu bekommen. Aber dieser Austausch läuft weiter.

Zusatzfrage: Und was antwortet das Auswärtige Amt?

Burger: Ich habe keinen darüber hinausgehenden Stand.

Zusatzfrage: Der deutsche Botschafter in Bolivien hat die definitive
Aufkündigung in zumindest im diplomatischen Kontext sehr harschen Worten
kritisiert. Teilen Sie diese Kritik des deutschen Botschafters in Bolivien
an der Aufkündigung?

Burger: Ich habe Ihnen ja eine Nachlieferung zum Thema Boliviens
angekündigt. Ich nehme das gern mit auf.

Frage: Frau Baron, wann wird die Wasserstoffstrategie, die schon lange
angekündigt ist, ins Kabinett gehen?

Vielleicht können auch die Häuser Umwelt und Verkehr noch eine Bewertung
des Zeitplans abgeben.

Baron: Wir haben die Wasserstoffstrategie letzte Woche in die
Ressortabstimmung gegeben. Sie wird jetzt zwischen den Häusern abgestimmt.
Dazu finden jetzt Ressortgespräche und Abstimmungen statt. Dann werden auch
noch weitere Akteure in die Beteiligung einbezogen. Deshalb haben Sie bitte
Verständnis dafür, dass ich noch keinen Kabinettstermin nennen und
ankündigen kann. Das hängt von den Gesprächen ab.

Aber klar ist, dass das Thema natürlich ein wichtiges Zukunftsthema für die
Gestaltung des Umbauprozesses unserer Energieversorgung, aber auch der
gesamten Wirtschaft hin zu einer Dekarbonisierung der Wirtschaft ist. Wir
sehen gerade auf den Feldern, die wir in dem Dokument nennen, im
industriellen Anwendungsbereich, aber auch im Verkehr, hohe Potenziale für
die Anwendung, um in Bereichen zu beginnen, in denen man nah an der
Wirtschaftlichkeit ist, damit später auch andere Felder nachkommen können.

Aktuell befindet sich die Wasserstoffstrategie aber in der Phase der
Ressortabstimmung, und die Abstimmung läuft.

Strater: Für Minister Scheuer ist Wasserstoff ein Kraftstoff der Zukunft.
Deutschland soll Wasserstoffland werden.

Auch ich kann nur erwähnen, dass sich die Wasserstoffstrategie in der
Ressortabstimmung befindet. Wir wollen mit dieser Strategie erreichen, den
Markthochlauf dieser Technologie voranzutreiben. Wir wollen mit Wasserstoff
in die Fläche gehen. Wir wollen das Thema ganzheitlich sehen, also vor
allen Dingen auch eine flächendeckende Tankinfrastruktur schaffen.
Wasserstoff ist ein wesentlicher Baustein für eine klimafreundliche
Mobilität. Wir tun in diesem Bereich schon eine ganze Menge, indem wir
Fahrzeuge und Ladeinfrastruktur fördern. Das wollen wir mit dieser
Strategie weiter vorantreiben.

Haufe: Es wurde schon alles dazu gesagt, wie wichtig uns Wasserstoff ist,
ein wichtiger Energieträger. Die Ministerin wird morgen auf dem Forum
Zukunft Stahl in Düsseldorf zu genau diesem Thema sprechen und sich dazu
äußern.

Innerhalb der Bundesregierung sind wir dazu noch in Gesprächen. Uns seitens
des Umweltministeriums ist es natürlich wichtig, dass wir Wasserstoff dort
einsetzen, wo wir ihn zuerst brauchen. Das ist vor allen Dingen im Bereich
des Schiffsverkehrs und des Flugverkehrs wichtig, also da, wo wir keine
Alternativen haben. Denn Strom ist im Moment der preiswertere
Energieträger.

Für die Umweltministerin ist es wichtig, dass wir uns auch genau anschauen,
wie wir den Wasserstoff produzieren, und dass dies auf eine nachhaltige Art
und Weise geschieht. Denn er ist in der Produktion momentan sehr teuer.
Diesen Punkt können wir in der Ressortberatung sicherlich mit einbringen.
Wir selbst fördern ja ein Projekt in Marokko zur Erzeugung von Wasserstoff
aus Solarenergien, aus Sonnenstrom, um den Wasserstoff eben dort zu
produzieren, wo er sehr günstig und auch umweltfreundlich produziert werden
kann.

Zusatzfrage: Herr Haufe, bleibt Ihr Haus bei der Position, dass im Grunde
nur grüner Strom für die Produktion von Wasserstoff eingesetzt werden
sollte?

Haufe: Ich denke, unser Haus kann nur bei dieser Position bleiben. Denn wir
wollen ja eine Energieversorgung, die mit dem Pariser Klimaabkommen
übereinstimmt. Dann ist es natürlich klar, dass Wasserstoff auch ein echter
grüner Wasserstoff und kein Greenwashingwasserstoff sein soll.

Frage: Meine Frage geht an das Wirtschaftsministerium. Ich meine, es war im
November, als fünf norddeutsche Bundesländer ihre eigene
Wasserstoffstrategie vorgelegt haben, die im Wesentlichen auch auf aus
erneuerbaren Energien erzeugtem Wasserstoff beruht.

Ist die Wasserstoffstrategie des Bundes sozusagen eine Erweiterung, aber im
Kern ähnlich oder dieselbe wie die der norddeutschen Länder, oder gibt es
eine gravierende Abweichung?

Herr Strater, teilen Sie die Position, die ihr Kollege eben umriss, dass
nur grüner Wasserstoff infrage komme, weil der graue Wasserstoff wegen der
schlechten Effizienz keine gute CO2-Auswirkung habe?

Baron: Zu Ihrer ersten Frage nach der Strategie der Länder: Wir halten es
für wichtig, dass beide, Bund und Länder, bei diesem Zukunftsthema
voranschreiten und dieses Thema als Zukunftsfeld definieren.

Ich kann jetzt nicht genau sagen, an welcher Stelle es Unterschiede gibt,
aber ich denke, das gemeinsame Ziel ist klar, nämlich zu sagen: Wir
brauchen Wasserstoff als eine Strategie. Wir besitzen gute Industrien in
diesem Bereich, und mit diesen Industrien in Deutschland können wir auch
Leitmärkte der Zukunft erschließen. Diese Überschrift tragen, denke ich,
sowohl die Strategie der Bundesländer als auch unsere. Im Detail mag es in
unterschiedlichen Bundesländern unterschiedliche Schwerpunkte geben. Aber
ich denke, das gemeinsame Ziel der Ausrichtung an diesem Zukunftsfeld ist
wichtig und wird von beiden Seiten getragen.

Strater: Wie gesagt, sind wir zur genauen Ausgestaltung der Strategie jetzt
in den Ressortgesprächen. Denen möchte ich nicht vorgreifen. Wir werden am
Ende sehen, was im Einzelnen darin stehen wird. Für uns ist Wasserstoff,
wie gesagt, ein Kraftstoff der Zukunft. Je regenerativer er ist, desto
sauberer ist er auch. Aber was am Ende in dieser Strategie genau vereinbart
werden wird, werden wir sehen.

Wir haben im Übrigen auch schon Vereinbarungen mit Herstellern getroffen,
die wir auch schon umsetzen, zum Beispiel mit H2 MOBILITY, den Ausbau der
Wasserstoffinfrastruktur bis 2021 mit zehn bis zwanzig Stationen pro Jahr
weiter voranzutreiben. Dazu gehören größere Tankstellen für Pkw und
Nutzfahrzeuge. Damit wird das Wasserstofftankstellennetz weiter ausgebaut,
mit dem wir mehrere zehntausend Wasserstoff-Pkw und -Nutzfahrzeuge erreicht
haben. Das heißt, wir stellen auch jetzt schon vor Ort die richtigen
Weichen.

Frage: Ich habe eine Nachfrage an das Umweltministerium zur Definition von
grünem Wasserstoff. Würden Sie darunter auch Wasserstoff einordnen, der
konventionell produziert wird, wenn das CO2 abgefangen und zum Beispiel in
Gasspeichern eingelagert wird?

Haufe: Wir reden in erster Linie davon, dass Wasserstoff aus erneuerbaren
Energien entsteht. Das ist der Fokus, den wir haben.

Frage: Eine Frage an das Wirtschaftsministerium: Bislang machen Steuern und
Abgaben auf Ökostrom die Wasserstoffproduktion teurer und damit
unwirtschaftlich. Ist geplant, diese Abgaben etwas zurückzuschrauben, etwa
bei der Stromsteuer und was es sonst noch alles geben mag?

Baron: Es ist Teil der Strategie, die, wie gesagt, jetzt in den
Abstimmungen ist, auch über genau diese Punkte nachzudenken und nach
Instrumenten zu suchen, weil die Produktion aktuell eben sehr teuer ist,
sodass man sicherlich auch über Entlastungsmöglichkeiten nachdenken muss.
Wo sie konkret liegen werden, wird die Ressortabstimmung ergeben. Aber
natürlich ist es ein Punkt, dass man sagt: Wenn man im industriellen
Maßstab vorankommen will, dann muss man sicherlich auch Spielräume und
Entlastungen dafür schaffen.

Vorsitzender Feldhoff: Jetzt gibt es noch Nachlieferungen des
Bundesjustizministeriums und des Auswärtigen Amtes.

Leber (zum Appell mehrerer ehemaliger Bundesminister zur Freilassung von
Julian Assange): Sie hatten sich nach der Aussetzung des Vollzugs der
Untersuchungshaft im deutschen Recht erkundigt. Das ist in 116 der
Strafprozessordnung geregelt. Das Gericht kann den Vollzug des Haftbefehls
unter anderem bei Leistung einer angemessenen Sicherheit aussetzen, wenn
dies im Einzelfall in Betracht kommt. Dies kommt nur dann in Betracht, wenn
dadurch die Fluchtgefahr ausgeräumt wird und keine weiteren Haftgründe wie
zum Beispiel Verdunkelungsgefahr bestehen.

Burger: Herr Kollege, ich muss mich korrigieren. Wir hatten zu der Frage,
wer im Auswärtigen Amt Herrn Melzer empfangen hat, zwar kommuniziert, aber
nicht hier in der Regierungspressekonferenz. Deswegen reiche ich das
hiermit gern nach. Es waren die Referatsleiterin für Menschenrechtspolitik
im Auswärtigen Amt und die Referatsleiterin des Länderreferats, das unter
anderem für Großbritannien zuständig ist.

Montag, 3. Februar 2020
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INNEN/4838: Lindner-Statement zur Lage in Thüringen

FDP-Pressemitteilung vom 5. Februar 2020

LINDNER-Statement zur Lage in Thüringen



Zur Wahl des Ministerpräsidenten in Thüringen gab der
FDP-Bundesvorsitzende Christian Lindner heute folgendes Statement ab:

"Wir haben die für die Freien Demokraten überraschende Entwicklung in
Thüringen heute im Rahmen einer Telefonkonferenz des Präsidiums
beraten. An ihr hat Thomas Kemmerich teilgenommen. Er hat uns die
Lage aus seiner Sicht geschildert. Landesverband und Landtagsfraktion
der FDP in Thüringen handeln in eigener Verantwortung.

Thomas Kemmerich hat die Freien Demokraten als Partei der Mitte
zurück in das Parlament geführt. Freiheit und Weltoffenheit jenseits
von AfD und Linkspartei sind unser Wählerauftrag.

Thomas Kemmerich ist heute in Thüringen gegen einen Kandidaten der
AfD und gegen einen Kandidaten der Linkspartei angetreten. Er hat
damit das Signal verbunden, dass auch die politische Mitte im
Parlament vertreten ist, nachdem die Union auf einen Kandidaten
verzichtet hat.

Im Landtag ist er als Kandidat der Mitte angetreten und wurde zum
Ministerpräsidenten gewählt. Es ist nachvollziehbar, dass die Union
ihn unterstützt hat. Die Unterstützung der AfD hingegen ist
überraschend, da sie nicht von Übereinstimmungen in der Sache,
sondern rein taktisch motiviert ist.

Die FDP verhandelt und kooperiert nicht mit der AfD. Es gibt keine
Basis für eine Zusammenarbeit. Wir unterstützen die Ziele und Werte
dieser Partei nicht. Wer umgekehrt unsere Kandidaten in geheimer Wahl
unterstützt, das liegt nicht in unserer Macht. Thomas Kemmerich hat
in unseren Beratungen wie auch schon zuvor unterstrichen, dass er
diese Überzeugung teilt.

Ich persönlich würde nicht Bundesvorsitzender einer Partei sein
können, die eine wie auch immer geartete Kooperation mit der AfD
nicht klar ausschließt. Solange ich die Freien Demokraten führen
darf, werde ich eine Änderung dieser Grundüberzeugung nicht
hinnehmen.

Die Freien Demokraten in Thüringen und Thomas Kemmerich tragen nun
große Verantwortung. Aber nicht allein, sondern mit allen Parteien
des demokratischen Zentrums.

Wir appellieren an Union, SPD und Grüne, das Gesprächsangebot von
Thomas Kemmerich anzunehmen. Es kann gemeinsame Projekte der Parteien
der Mitte für die Menschen in Thüringen geben, wie dies auch zuvor
bereits besprochen wurde.

Sollten sich Union, SPD und Grüne einer Kooperation mit der neuen
Regierung fundamental verweigern, dann wären baldige Neuwahlen zu
erwarten und aus meiner Sicht auch nötig."
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FDP-Bundesgeschäftsstelle

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Telefon: 030 - 28 49 58 41, Fax: 030 - 28 49 58 42

E-Mail: presse@fdp.de

Internet: www.fdp.de
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VERKEHR/594: Grüne entlarven sich mit Äußerungen zum Tempolimit selbst

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Februar 2020

LUKSIC: Grüne entlarven sich mit Äußerungen zum Tempolimit
selbst



Zu den Äußerungen von Grünenabgeordneten zu Ausnahmen beim Tempolimit
erklärt der verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Oliver
Luksic:

"Die Grünen entlarven sich mit ihren Äußerungen zum Tempolimit
selbst. Es geht ihnen nicht um mehr Verkehrssicherheit, sondern um
einen ideologisch motivierten Kulturkampf gegen Verbrenner.
Schnelleres Fahren verbraucht bei jedem Auto mehr Energie und ändert
nichts an der Verkehrssicherheit. Zudem übersieht der Vorschlag, dass
moderne Dieselmodelle eine bessere CO2-Gesamtbilanz als vergleichbare
Elektroautos haben können. Dass sich die Grünen unserer Idee einer
dynamischen, situativen und digitalen Verkehrslenkung annähern, ist
dennoch erfreulich. Es ist gut, dass der Vorschlag von Herrn Janecek
eine Diskussion innerhalb der Grünen auslöst. Wir sollten sachlich
über eine intelligente Verkehrssteuerung debattieren, die sich nach
Verkehrsaufkommen und Wetterverhältnissen richtet. Das ist die Basis
für einen gesellschaftlichen Konsens."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/5041: Die Zukunft der Mopo mit der Belegschaft und sozial gestalten (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Februar 2020

Die Zukunft der Mopo mit der Belegschaft und sozial gestalten!



Mit der Entscheidung von DuMont, die Mopo an Arist von Harpe zu
verkaufen, dürfte deren durch die verfehlte Strategie der Mediengruppe
verursachte Existenzkrise beendet sein. "Fast alles ist besser als
DuMont", erklärt dazu Stephan Jersch, medienpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Zehn Jahre
DuMont haben der Mopo immensen Schaden zugefügt - sowohl personell als
auch publizistisch. Hoffentlich haben die Unsicherheiten für die
Belegschaft jetzt ein Ende. Und genauso hoffe ich, dass die Mopo
künftig wieder ein stärkeres Hamburg-Profil gewinnt und lokale
Geschichten erzählt, damit sie wieder ein fester Bestandteil des
Stadtlebens wird."

In den vergangenen 14 Tagen hatte es viel Protest in der Belegschaft
gegeben, die Hamburger Öffentlichkeit hatte den Ruf aufgegriffen:
"Rettet die Mopo" war ein großes Anliegen auch der Linksfraktion. Die
Pläne von DuMont, die Mopo zu zerschlagen und mopo.de an die Funke
Mediengruppe zu verkaufen, konnten dadurch verhindert werden. "Diese
Einmischung in einen Verkaufsprozess durch Belegschaft und
Öffentlichkeit zeigt, dass sich Gegenwehr lohnt. Man muss nicht alles
mit sich machen lassen", so Jersch. "Der neue Eigentümer sollte jetzt
alles dransetzen, die Mopo zukunftsfähig zu machen: An der Strategie
von DuMont gab es zu Recht sehr viel Kritik. Ein neues,
wettbewerbsfähiges Profil für Print und Online, zusammen mit der
Belegschaft gestaltet, kann eine Chance für die Mopo sein, inhaltlich
wie zur Sicherung der Arbeitsplätze."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/5040: Schwarzer Tag für die Demokratie in Deutschland (Die Linke)

Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 5. Februar 2020

Schwarzer Tag für die Demokratie in Deutschland



Aus Anlass der Wahl eines FDP Politikers mit den Stimmen von AfD, CDU
und FDP zum thüringischen Ministerpräsidenten erklären Olga Fritzsche
und David Stoop, Landesprecher*innen der Hamburger LINKEN: "Dies ist
ein schwarzer Tag für die Demokratie in Deutschland und jeder kann
wissen, dass es diesen Brückenschlag zwischen AfD, die sich mit ihrem
Vorsitzenden Björn Höcke in Thüringen als neofaschistische Kraft
geriert, und bürgerlich demokratischen Parteien nicht geben darf. Wir
erklären unsere Solidarität mit allen demokratischen Kräften in
Thüringen und Deutschland, die eine derartige Kooperation ablehnen und
ihren Protest deutlich machen. Gerade die deutsche Geschichte lehrt,
welche verheerende Konsequenzen es hat, sich auf neofaschistische
Kräfte stützen zu wollen. Herr Kemmerich kann diese Situation nur
durch seinen Rücktritt lösen. Von der Hamburger FDP und der CDU
fordern wir eine deutliche Distanzierung."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE Landesverband Hamburg

Presseerklärung vom 5. Februar 2020

Wendenstr. 6, 20097 Hamburg

Telefon: 040/3 89 21 64, Telefax: 040/43 09 70 28

E-Mail: geschaeftsstelle@die-linke-hamburg.de

Internet: http://www.die-linke-hamburg.de
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RHEINLAND-PFALZ/5361: Mobilitätskonsens 2021 wird mit Leben gefüllt (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
05.02.2020

Mobilitätskonsens 2021 wird mit Leben gefüllt

Schweitzer: Nahverkehr wird gemeinsam mit Bürgern weiterentwickelt



Anlässlich der heutigen Vorstellung der Ergebnisse des
Beteiligungsprozesses zum Mobilitätskonsens 2021 erklärt der
SPD-Fraktionsvorsitzende, Alexander Schweitzer:

"Mit dem Mobilitätskonsens 2021 setzt die Landesregierung einen
wichtigen Punkt des Koalitionsvertrags und eines der Herzensthemen der
SPD-Landtagsfraktion um. Für uns ist klar: Der öffentliche
Personennahverkehr (ÖPNV) sollte allen Menschen eine attraktive und
bezahlbare Alternative zum Individualverkehr bieten. Gleichzeitig ist
uns bewusst, dass viele Menschen insbesondere im ländlichen Raum
weiterhin auf ihren PKW angewiesen sind. Wie Mobilität organisiert
wird, ist eine drängende soziale Frage dieser Zeit. Unsere
sozialdemokratische Antwort hierzu lautet: bezahlbar und verfügbar für
alle. Dass das Verkehrsministerium unter Volker Wissing den
Mobilitätskonsens 2021 mit Leben füllt, um den bestmöglichen
Nahverkehr der Zukunft gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern, mit
Verbänden und Interessengruppen zu gestalten, ist genau richtig."

Schweitzer sagt weiter: "Es ist sehr erfreulich, dass am
Beteiligungsprozess über 7.000 Menschen mitgemacht haben. Mit ihren
zum Teil ausführlichen Antworten haben die Rheinland-Pfälzerinnen und
Rheinland-Pfälzer gezeigt, welche Vorstellungen und Wünsche sie für
die Mobilität der Zukunft haben. Bemerkenswert ist etwa, dass beim
ÖPNV den Bürgerinnen und Bürgern die Ausstattung, Pünktlichkeit und
Taktung besonders wichtig ist."

Benedikt Oster, verkehrspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion, fügt
hinzu: "Menschen aus ländlichen Regionen und aus den Städten haben
deutlich unterschiedliche Präferenzen geäußert. Alle Antworten helfen
nun, um Infrastruktur und Mobilitätsangebote passgenau
weiterzuentwickeln. Nun geht es darum, die unterschiedlichen Bedarfe
miteinander in Einklang zu bringen. Mit dem Mobilitätskonsens 2021
zeigt die Ampel-Koalition, dass sie für eine innovative und bürgernahe
Politik steht."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5360: Taskforce "Gewaltaufrufe rechts" leistet hervorragende Arbeit (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
05.02.2020

Taskforce "Gewaltaufrufe rechts" leistet hervorragende Arbeit

Zunahme der Taten ist besorgniserregend



Anlässlich der heutigen Bilanz-PK zur Taskforce "Gewaltaufrufe rechts"
erklärt Michael Hüttner, Sprecher der SPD-Landtagsfraktion zu
Rechtextremismus:

"Die neuen Erkenntnisse sind mit Licht und Schatten verbunden: Auf der
einen Seite ist erschreckend, dass sich die Straftaten gegen
Politikerinnen und Politiker, gegen Parteien und deren Einrichtungen
von 25 im Jahr 2018 auf 53 im Jahr 2019 mehr als verdoppelt haben. Auf
der anderen Seite ist es sehr ermutigend, dass mit der Taskforce in
Rheinland-Pfalz eine sehr effektive Einheit gegen die rechten Hetzer
und Straftäter geschaffen wurde. So konnten in den vergangenen 12
Monaten über 30 Fälle ermittelt und an die Strafverfolgungsbehörden
übergeben werden. Damit geht die unmissverständliche Botschaft einher:
Jeder anonyme Hetzer muss befürchten, enttarnt und belangt zu werden.
Dass sich in sozialen Medien zum Teil rechte und rechtsradikale
Parallelwelten gebildet haben, in denen Hetzer drohen, beschimpfen und
zu Gewalttaten anstacheln, wird in Rheinland-Pfalz nicht geduldet. Es
hat sich voll und ganz bewährt, dass Innenminister Roger Lewentz vor
einem Jahr die Taskforce ins Leben gerufen hat. Sie wird ergänzt durch
die anderen Maßnahmen wie die Hotline für bedrohte Politikerinnen und
Politiker und die Verstärkung des Landeskriminalamts in den Bereichen
Gefährdungsbewertung und Sicherheitsberatung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Februar 2020

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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INNEN/3092: SPD-Ostbeauftragter Dulig - Hirte hat sich zum Claqueur des Tabubruchs gemacht und muss zurücktreten

SPD-Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

SPD-Ostbeauftragter Dulig: Hirte hat sich zum Claqueur des Tabubruchs gemacht und muss zurücktreten



Zu der Debatte um die Wahl des FDP-Politikers Kemmerich zum
Ministerpräsidenten Thüringens durch AfD, CDU und FDP erklärt der
Ostbeauftragte der SPD, Sachsens SPD-Chef Martin Dulig.

"Christian Hirte muss vom Amt des Ostbeauftragten der Bundesregierung
zurücktreten. Andernfalls muss Bundeskanzlerin Merkel ihn entlassen.

Mit seiner Beifallklatscherei für den größten moralisch-politischen
Tabubruch des wiedervereinigten Deutschlands hat sich Hirte isoliert
und disqualifiziert.

Die Aufgabe des Ostbeauftragter der Bundesregierung ist es, die
Gesamtpolitik der Bundesregierung für die neuen Länder zu
koordinieren. Dieser Aufgabe kann Herr Hirte nicht mehr gerecht
werden, denn er streitet in einer fundamentalen Frage der deutschen
Nachkriegsverfassung offensiv gegen die Ansicht der gesamten
Bundesregierung einschließlich der Kanzlerin. Wer die Machtbeteiligung
der Höcke-AfD bejubelt, kann nicht die Interessen des Ostens in der
Bundesregierung vertreten.

Schlimmer noch: Herr Hirte nutzt als Unterstützer Mike Mohrings sein
Amt in der Bundesregierung für einen innerparteilichen Machtkampf um
die Annäherung der Unionsparteien an die AfD. Diesen Kampf sollte er
nicht weiter im Namen der Bundesregierung führen dürfen.

FDP und Union haben der Demokratie durch ihr Handeln in Thüringen
schweren Schaden zugefügt. Dieser Schaden ist nicht wettzumachen, nur
zu begrenzen. Dazu muss in Thüringen schnellstmöglich eine Neuwahl
herbeigeführt werden. Ich erwarte von den Bundesspitzen von Union und
FDP ihrer demokratischen Verantwortung gerecht zu werden."

 * 

Quelle:

SPD-Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus

Wilhelmstraße 141, 10963 Berlin

Tel.: 030/25 991-300, Fax: 030/25 991-507

E-Mail: pressestelle@spd.de

Internet: www.spd.de
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RECHT/733: Null Toleranz gegenüber weiblicher Genitalverstümmelung

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 6. Februar 2020

Arbeitsgruppen: Menschenrechte und humanitäre Hilfe, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Null Toleranz gegenüber weiblicher Genitalverstümmelung



Josephine Ortleb, zuständige Berichterstatterin;

Gülistan Yüksel, zuständige Berichterstatterin:

Die Zahl der gefährdeten Opfer von Genitalverstümmelung droht, bis
2030 auf weitere 70 Millionen Frauen und Mädchen zu steigen. Am Tag
der Null Toleranz gegen weibliche Genitalverstümmelung und generell
ist für die SPD-Bundestagsfraktion klar: Die persönliche Integrität
und sexuelle Selbstbestimmung müssen geschützt werden. Schon jetzt
müssen 200 Millionen Mädchen und Frauen mit den Folgen dieser
menschenverachtenden Praxis leben.

"Jedes Mädchen und jede Frau, die weibliche Genitalverstümmelung
erlebt hat, ist eine zu viel. Es müssen endlich konkrete Maßnahmen
ergriffen werden, um diese Praktik zurückzudrängen und den Schutz der
Mädchen und Frauen zu gewährleisten.

Studien zufolge sind bis 2030 sogar weitere 70 Millionen Mädchen und
Frauen bedroht. Die Dunkelziffer liegt bei weitem höher. Diese Zahlen
zeigen, wie wichtig es ist, dieses Thema zu benennen und sich dagegen
einzusetzen. Dieser Einsatz gelingt aber nur, wenn wir alle gemeinsam
gegen Genitalverstümmelungen kämpfen - Männer und Frauen, politische
Entscheidungsträgerinnen und -träger, Zivilgesellschaft, Opfer und
Gefährdete.

Es beginnt mit der Bekämpfung der Ursachen männlich dominierter
Gesellschaftsstrukturen, die weibliche Genitalverstümmelung befördern
und geht weiter mit der Förderung von Menschenrechtsbildung in
Schulen, sowie der Stärkung der Frauen- und Mädchenrechten weltweit.
Frauenrechte sind Menschenrechte - immer und überall.

Die internationale Gemeinschaft muss mit einer gemeinsamen
finanziellen Anstrengung Präventions- und Aufklärungsarbeit leisten
und Hilfe- und Betreuungsstrukturen für (gefährdete) Opfer
finanzieren, um somit die Menschenrechte von Frauen und vor allem
Mädchen zu schützen. Deutschland muss dabei eine herausragende
Stellung einnehmen."

Copyright 2020 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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FORSCHUNG/1258: Pflanzenblätter als Verpackungsalternative zu Plastik (idw)

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 05.02.2020

Pflanzenblätter als Verpackungsalternative zu Plastik



Wie lassen sich Lebensmittel länger haltbar machen, ohne auf
fossilbasierte Kunststoffverpackungen zurückzugreifen? Seit 2018 hat die
Regierung von Benin mit Blick auf die Umweltprobleme durch Verpackungsmüll
nicht bioabbaubarer Plastiktüten verboten. Wissenschaftler der Universität
Bonn entwickeln nun mit Kollegen aus dem westafrikanischen Land
nachhaltige Verpackungen aus natürlichen Materialien wie Bananenblättern.
Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft fördert das
Vorhaben "WALF-Pack" für drei Jahre mit 350.000 Euro.

"Da Benin zu einem der ärmsten Ländern der Welt gehört, in dem immer noch
mehr als eine Million Menschen unterernährt sind, ist der Schutz von
Lebensmitteln durch Verpackungen besonders wichtig", sagt Prof. Dr. Judith
Kreyenschmidt, die Leiterin des Projektes vom Institut für
Tierwissenschaften der Universität Bonn. Dieser Schutz ist vor allem beim
Transport sehr wichtig, da durch fehlende oder suboptimale Verpackungen
wertvolle Lebensmittel verloren gehen. Die übermäßige Nutzung von Plastik
als Verpackungsmaterial kann jedoch gerade in Ländern wie Benin, die keine
Abfallwirtschaft besitzen, zu starker Umweltverschmutzung führen.

Deshalb ist es ein Ziel des Projektes "West African local food packaging"
(WALF-Pack), alte Techniken der Verpackung mit Pflanzenblättern
weiterzuentwickeln und durch die Kombination mit neuen Technologien zu
optimieren. Traditionell werden immer noch viele Lebensmittel wie zum
Beispiel verschiedene Breie in Blättern von Bananen oder anderen lokalen
Pflanzen verpackt. Dies dient dabei nicht nur dem Schutz, Transport oder
der Präsentation, sondern manchmal auch dem Geschmack des Produktes.

Das Projekt verfolgt mehrere Ansätze in der Verpackungsentwicklung: Zum
einen die Weiterentwicklung der alten Techniken, zum anderen die
Implementierung neuer nachhaltiger Materialien wie zum Beispiel Bioplastik
in Kombination mit nachhaltigen aktiven Beschichtungen, sogenannten
aktiven Verpackungen. Diese beinhalten eine aktive Komponente, die den
Verderb des Lebensmittels verlangsamt. Um die optimale Entwicklung der
Verpackung für die Gegebenheiten vor Ort zu gewährleisten, ist die
Doktorandin Barbara Götz regelmäßig in Benin. Dort wird die Expertise des
Netzwerkes aus lokalen Verpackungsunternehmen, Händlern, Produzenten,
Nichtregierungsorganisationen (NGO) und den Wissenschaftlern der
Universität Abomey-Calavi gebündelt, um die Lösungen bestmöglich für den
lokalen Markt anzupassen.

Verpackungen aus Wasserhyazinthen

Zusammen mit der NGO "Jeunesse Et Emplois Verts Pour Une Economie Verte"
(JEVEV), die aus den getrockneten Stängeln der Wasserhyazinthe Körbe,
Taschen und andere Gebrauchsgegenstände herstellt, wird untersucht, ob
sich diese Wasserpflanze als lokales Verpackungsmaterial eignet. Die
Wasserhyazinthe ist eine invasive Wasserpflanze aus Südamerika, die unter
den Umweltbedingungen in Afrika schnell wächst und dort die Seen und
Flüsse überwuchert. Aus einer aktuellen Laboruntersuchung geht hervor,
dass die geernteten Pflanzen nicht mit Schwermetallen belastet sind und
somit einen Einsatz im Kontakt mit Lebensmitteln möglich macht. "Die NGO
JEVEV möchte in Zukunft ihr Portfolio durch die Produktion von Papier auf
der Basis von Wasserhyazinthen ausweiten, um dadurch zusätzliche
ökonomische Strukturen und Arbeitsplätze zu schaffen und dies mit dem
Arten- und Umweltschutz zu verbinden", berichtet Barbara Götz. Diese
Voraussetzungen bilden eine gute Grundlage für die Entwicklung einer
nachhaltigen Verpackung auf Basis der Wasserhyazinthe.

Das Konsortium

Das Konsortium zu dem Nachhaltigkeitsprojekt besteht aus der Universität
Bonn und der Universität Abomey-Calavi in Benin. Es wird durch ein
Netzwerk von Produzenten, verarbeitenden Unternehmen, öffentlichen
Einrichtungen und Verpackungsfirmen unterstützt. Das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft fördert das Vorhaben "WALF-Pack" (Förder-KZ:
2816PROC08) für drei Jahre mit 350.000 Euro.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1257: Die Kartoffel stärken (idw)

Hochschule Rhein-Waal - 05.02.2020

Die Kartoffel stärken



Die Folgen der Klimaveränderungen sowie steigender Schädlingsbefall haben
Auswirkungen auf das Wachstum der Kartoffel. Um diese dagegen zu wappnen
und in ihrer Fruchtfolge zu stärken, entwickelt die Hochschule Rhein-Waal
gemeinsam mit Partnern in einem Verbundprojekt ein Formulierungsverfahren
mit Nutzpilzen.

Kleve/Kamp-Lintfort, 5. Februar 2020: Die Kartoffel ist eine der
wichtigsten Kulturpflanzen in Deutschland und Europa. Doch das sich stetig
erwärmende Klima, zunehmende Wetterextreme wie Trockenheit oder
Starkregenereignisse und steigender Schädlingsbefall setzen der Knolle
immer stärker zu.

Die Hochschule Rhein-Waal forscht jetzt in einem Verbundprojekt mit der
Fachhochschule (FH) Bielefeld und den Unternehmen BIOCARE und Feldsaaten
Freudenberger daran, wie Kartoffeln gegenüber Umwelteinflüssen besser
geschützt werden können und so ein höherer oder sicherer Ertrag erzielt
werden kann. Das Forschungsprojekt "Entwicklung von innovativen
Formulierungsverfahren mit Nutzpilzen als neuartige
Pflanzenstärkungsmittel für die Kartoffelfruchtfolge (FORK)" wird vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert. Von den Mitteln
gehen 330.000 Euro an die Hochschule Rhein-Waal. Geforscht wird hier unter
der Leitung von Professor Dr. Florian Wichern, Professor für Bodenkunde
und Pflanzenernährung.

Voraussetzung für eine optimale Pflanzenentwicklung sind eine ausreichende
Nährstoffversorgung, gute Bodenbedingungen und Wurzeln, die
widerstandsfähig gegenüber Schädlingen wie Nematoden (Fadenwürmern) sind.
Das Besondere an dem Projekt ist, dass sowohl die Kartoffel als auch die
Zwischenfrucht gestärkt werden sollen. Eine Zwischenfrucht wird im Herbst
gepflanzt und sorgt für günstigere Bodenbedingungen und soll mit Hilfe der
im Projekt entwickelten Anwendung das Vorkommen pflanzenschädlicher
Nematoden im Boden reduzieren. Die Qualität der Kartoffeln, die in der
Fruchtfolge dann im Frühjahr gepflanzt werden, wird so langfristig
verbessert. Auch die Kartoffel selbst kann durch bestimmte Nutzpilze
gestärkt werden.

Als Gesamtziel des Verbundvorhabens gilt es, Formulierungs- und sogenannte
Ummantelungsverfahren (Saatgutcoatings) mit verschiedenen Nutzpilzen zu
entwickeln, die die Fruchtfolge nachhaltig stärken sollen.
"Aufgabenschwerpunkt an der Hochschule Rhein-Waal sind die
Wirksamkeitstests der entwickelten Produkte im System Pflanze-Boden in
Gefäßversuchen im Klimahaus und mittels Laboranalysen. Darüber hinaus wird
die Wirksamkeit der Verfahren, auch im Feld, in Kooperation mit
landwirtschaftlichen Betrieben getestet", erklärt Professor Wichern. Für
die Zukunft erhoffen sich alle Beteiligten, dass sich diese Methode auch
auf anderes Saatgut anwenden lässt, um noch mehr Pflanzen gegen widrige
Umweltbedingungen zu rüsten.
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





KULTUR/1047: Coronavirus - Weckruf zur Aufmerksamkeit und Diskussion ... (SB)



Der Rassendiskurs und die rassistische Politik der Moderne [...] lassen
sich als Beispiele für die allgemeine Beschäftigung der Moderne mit Hygiene
verstehen, diesem realistischen Ersatz für den unrealistischen Traum, dem Tode
entgehen zu können. Das Vokabular der Hygiene und die rhetorischen, den
Rassendiskurs durchziehenden Figuren sind weder zufällig noch grundlos. Auch
sind sie mehr als bloße Metaphern: der Rassendiskurs ist, wie alle anderen
zahlreichen Diskurse der Differenzierung und Trennung, tatsächlich ein
integraler Bestandteil des Hygienedenkens und der von der Hygiene bestimmten
Verhaltensweisen der Moderne.

Zygmunt Bauman - Das Töten des Todes [1] 

Die WHO klagt über eine "massive Infodemie" zur Ausbreitung des neuen
Coronavirus. Darunter befänden sich auch irreführenden Informationen, die vor
allem in sozialen Netzwerken verbreitet würden. Doch auch Bild schürt die Angst
vor dem "China-Virus", der Spiegel wartet mit einer in gelber Schrift gedruckten
Schlagzeile "Corona-Virus: Made in China" auf, illustriert mit dem Bild eines
asiatisch wirkenden Mannes mit Atemmaske und Seuchenschutzkleidung, die durch
die Mohammed-Karikaturen unrühmlich bekanntgewordene dänische Tageszeitung
Jyllands-Posten ersetzt die gelben Sterne auf der roten Fahne Chinas durch
Piktogramme von Viren. Berichte über die Diskriminierung asiatisch
aussehender Menschen häufen sich, und das findet nicht nur in sozialen
Netzwerken statt, die die WHO in erster Linie für die angebliche "Infodemie"
verantwortlich macht. 

Daß die allgegenwärtige Präsenz von Social Media die Bereitschaft von Menschen
fördert, andere für ihre Probleme verantwortlich zu machen und dies nach
Möglichkeit anhand leicht zu identifizierender Gruppenkriterien zu tun, liegt
weniger an der informationstechnischen Bemittelung als der hochgradigen
Kompensationsnot der UrheberInnen um sich greifender Gerüchte. Mit was für einem
Sprengstoff an rassistischer Stigmatisierung vermeintlich lustige Einfälle wie
die Idee eines Liedes samt klischeeaufgeladener Illustration namens "Drei
Chinesen im Corona-Fass" [2] hantieren, sollte gerade deutschen JournalistInnen
und Kulturschaffenden klar sein. Die in der mittelalterlichen Pestprävention und
-bekämpfung dominanten Feindbilder betrafen meist Menschen, die aufgrund ihrer
nomadischen Lebensweise, ihrer jüdischen Herkunft oder materieller Armut als
VerbreiterInnen ansteckender Krankheiten gebrandmarkt wurden. 500 Jahre immer
wieder aufkommender Pestilenzen und die dafür zu suchenden Schuldigen haben
stereotype Bezichtigungsmuster hervorgebracht, bei denen Vaganten, Arme, Sinti
und Roma, JüdInnen und, sofern sie überhaupt in Erscheinung traten, aus dem
Orient stammende Menschen als Quell des Übels ausgemacht wurden.

In der biopolitischen Moderne richtete sich die staatliche Isolations- und
Quarantänepolitik nicht nur in direkter Folge mittelalterlicher Pestregimes
gegen Menschen, die sich aufgrund ihrer Lebensweise und Herkunft als
vermeintliche Krankheitsherde verdächtig machten, sondern sie
institutionalisierte auch den Ausnahmezustand und hermetisch zu schließende
Landesgrenzen als Maßnahmen der Seuchenbekämpfung. Dies wurde im semantischen
Kontext infektionsmedizinischer Desinfektions- und Hygienemaßnahmen zum
eliminatorischen Antisemitismus der spezifisch gegen JüdInnen gerichteten
NS-Vernichtungspolitik weiterentwickelt. Schon vor dem NS-Regime standen sozial
ausgegrenzte Gruppen wie Vagabunden, Bettler, Prostituierte, Sinti und Roma im
Zentrum eugenischer Maßnahmen zur medizinaladministrativen Reinigung des
"Volkskörpers" von "entarteten Ballastexistenzen". Doch erst die
NS-Euthanasiepolitik ging zur systematischen Ermordung von
PsychatriepatientInnen und anderen Behinderten über. Deren Vernichtung erfolgte
ab 1940 in wie Duschen ausgestatteten Gaskammern, wobei die Nutzung von
Kohlenmonoxid bereits zuvor in der Pestbekämpfung bei der Tötung von Ratten
Anwendung gefunden hatte.

Als Pestizid geführte Blausäure schließlich wurde bei der Massenvernichtung der
europäischen JüdInnen im Lager Auschwitz I von Ärzten der SS eingesetzt, die
über ein professionelles Selbstverständnis als Hygieniker verfügten und das Gift
als Mittel zur Ungezieferbeseitigung orderten. Der Genozid an den europäischen
JüdInnen hat die antisemitische Rhetorik der NS-Täter derart mit Metaphern der
Seuchenbekämpfung aufgeladen, daß unverständlich ist, wieso bei der Aufklärung
über und Bekämpfung von Antisemitismus nicht viel stärker auf die
medizinaladministrativen Anteile am spezifisch gegen JüdInnen gerichteten
Rassenhaß hingewiesen wird. So war die Abschottung des jüdischen Wohnviertels in
Warschau als Ghetto im November 1940 als Isolations- und Quarantänemaßnahme der
Seuchenbekämpfung ausgewiesen, wie die Kulturwissenschaftlerin Anna Bergmann in
ihrem Buch "Der entseelte Tod" ausführlich schildert [3].

Es waren deutsche Wissenschaftler und Medinziner, die in der 1941
veröffentlichten Schrift "Kampf den Seuchen! Deutscher Ärzteeinsatz im Osten" im
Abschnitt über die Bekämpfung der "Geißel Fleckfieber" die Ummauerung des
vermeintlichen Seuchengebietes mit epidemiologischer Terminologie als dringend
erforderliche Maßnahme gegen Seuchen verbreitende JüdInnen begründeten. Der
ärztliche Ruf nach "Ausschaltung als Ansteckungsquelle" und "Seuchenträger" zur
Beseitigung des "wesentlichen Gefahrenmomentes" bereitete die konkrete
Vernichtung der polnischen JüdInnen mit der unerbittlichen Exterminationslogik
seuchenpolitischer "Schädlingsbekämpfung" vor.

Bis heute - und nicht nur am Beispiel als ÜberträgerInnen gebrandmarkter
chinesisch oder asiatisch identifizierter Menschen nachweisbar - erstrecken sich
die Spuren mittelalterlicher Pestregimes und des Zusammenwirkens von
Infektionsmedizin und Rassismus. Antisemitische Stereotypen wie "Giftmischer"
oder "Brunnenvergifter" wurden insbesondere auf das Judentum Osteuropas
angewendet und führten dort zu Pogromen gegen die jüdische Minderheit, die
bezichtigt wurde, mit diesen Mitteln Krankheiten verbreitet zu haben. Dieser
Verdacht konnte auf asiatisch oder orientalisch wirkende Menschen ausgedehnt
werden oder, je nachdem, wo diese Bezichtigung erhoben wurde, auch als slawisch
oder russisch identifizierte Menschen betreffen.

Gemeinsam ist allen rassistisch wirkenden Klischees infektionsmedizinischer Art,
daß das krankmachende Agens von außen in die Gesellschaft oder den Körper
eindringt. Die Bakteriologie des 19. Jahrhunderts war von einem
Freund-Feind-Denken durchwirkt, das sich als Analogie für die nationale,
völkische als auch kolonialistische Feindbildproduktion geradezu aufdrängte. 
Wurden Schwarze, Araber oder AsiatInnen in kolonialistischen Eroberungskriegen
hingemetzelt, vergaß man schnell, wer der originäre Aggressor war. Die vom
Fremden und Andersartigen ausgehende Bedrohung konnte um so besser in eine
Aufforderung zur Vernichtung übersetzt werden, als das gefährliche Andere in
Form unsichtbarer Krankheitsursachen nach Personifizierung und Materialisierung
verlangte. Die Semantik von der Reinheit des "Volkskörpers", der von allen
möglichen Parasiten, Schädlingen und Schmarotzern zu befreien war, feiert heute
im migrantInnen- und ausländerfeindlichen Haß der extremen Rechten Urständ. Wenn
neue Nazis mit Affenlauten und Primatenmimik schwarze Menschen beleidigen, dann
frönen sie der weißen Suprematie mit dem gleichen Biologismus, mit dem alte
Nazis JüdInnen zu Nichtmenschen machten.

US-Präsident Donald Trump ist nicht der einzige Politiker, der MigrantInnen als
vermeintliche TrägerInnen ansteckender Krankheit zur Gefahr für Staat und Nation
erklärt. Die medizinische Kontrolle von MigrantInnen und Flüchtenden steht unter
der Maßgabe der Infektionsabwehr und legitimiert damit auch Formen der Isolation
und Quarantäne, die die davon betroffenen Menschen spätestens dann als moderne
"Aussätzige" brandmarkt, wenn sie in den entsprechenden Einrichtungen
untergebracht werden. Ganz unabhängig von der konkreten medizinischen
Notwendigkeit, die, wie im aktuellen Fall, eine Anwendung derartiger Mittel zur
Eindämmung einer in ihrer Ausbreitungspotenz noch unabschätzbaren und auch
tödlich verlaufenden Infektionskrankheit selbstverständlich erforderlich macht,
findet die soziale Stigmatisierung vermeintlich oder wirklich infizierter
Menschen auf einem ganz anderen, potentiell hochgefährlichen Feld statt.

Die Utopie der Säuberung, das Phantasma der Reinheit und die Angst vor der
 Vergiftung des Gesellschaftskörpers begleiten alle politischen Ideologien des
 20. Jahrhunderts zuweilen nur wie ein Schatten, manchmal als taktische
 Option, nicht selten aber erschienen sie als ihr innerster Kern. Das
 Phantasma der Reinheit selbst ist keine Ideologie, sondern eine idée fixe,
 die im Rückblick sich vielleicht angemessener als Basis-Code der politischen
 Sprache beschreiben läßt, der sich im symbolischen System einer Gesellschaft
 ausbreiten kann, von wo aus er auf dem Bildschirm des politisch Imaginären
 vornehmlich biologistische Bilder erzeugt. Dieser Basis-Code ist ein kleines
 Stück Sprache, eine kurze Signifikantenkette, ein wenig Semantik, ein paar
 einfache Regeln für metaphorische Verbindungen und zwei, drei
 Anwendungsinstruktionen, mehr nicht. Er läßt ein Gesellschaftssystem
 autoritär werden und treibt es nicht selten in einen Angriffskrieg oder gar
 zum Genozid an der eigenen Bevölkerung. [3]


Von daher kontaminiert das pathogene Potential der beklagten "Infodemie" nicht
nur die virtuellen Weiten der social media, deren angebliche Virulenz mit, so
die Forderung einer Kommentatorin auf NDR Info, dem Einsatz von Faktencheckern
auf Facebook entgegenzutreten sei, was aus der Kommunikationsplattform ein
journalistisches Medium macht und diesem kommerziellen Unternehmen eine fast
monopolistische Sachwalterschaft über gesellschaftliche Diskurse zuschanzt. Ob
der öffentlich-rechtliche Rundfunk so viel bessere Arbeit bei der Analyse der
sozialen und gesellschaftlichen Umstände medizinischer Ausnahmezustände leistet
als eine Öffentlichkeit, die sich über die Definitionshoheit medizinischer
ExpertInnen hinwegsetzt, darf ebenfalls bezweifelt werden. So fungiert die
Berichterstattung dort, durchaus im Gegensatz zu Bild und Konsorten, im
Ernstfall als Instrument sozialer Befriedung, was wiederum zu Lasten der
kritischen Aufklärung über die sozialen und gesellschaftlichen Voraussetzungen
pandemischer Bedrohungen geht.

Was die epidemiologischen Daten der WHO und anderer infektionsmedizinischer
Institutionen nicht leisten und im Horizont sogenannter FaktencheckerInnen
fehlt, sind Fragen etwa nach der Bedeutung des Mensch-Tier-Verhältnisses für
die Entstehung von Zoonosen, die auf den menschlichen Organismus übergreifen. So
steht die industrielle Landwirtschaft immer wieder im Verdacht, quasi als
Inkubator viraler Mutationen zu fungieren. Auch sind durch den Klimawandel
hervorgerufene Veränderungen der Entwicklungsbedingungen mikrobiologischer
Organismen, das Einebnen räumlicher Schranken, die die Verbreitung seltener
Tierarten fern von ihren Lebensräumen zur Folge haben, die globale Konjunktur
des schnellen Überwindens Kontinente übergreifender Distanzen im Flugzeug und
eine Urbanisierung, die die Verbreitung infektiöser Agentien beschleunigt,
zweifellos untersuchungswerte Themen. Was gegen die Entwicklung
antibiotikaresistenter Keime getan wird, die die Behandlung bei einer viralen
Infektion entstehender Sekundärerkrankungen erschweren, wäre ebenfalls
interessant zu untersuchen. Schließlich bedarf die Politik der WHO gegenüber
China möglicherweise kritischer Interventionen, folgt sie doch einer
globaladministrativen Logik, bei der Regierungen und nicht Bevölkerungen
vorrangige Ansprechpartner sind.

Den vermeintlichen Seuchencharakter nicht wissenschaftlich überprüfter
Informationen zu beklagen hilft kaum weiter, zumal bei einer fern und abstrakt
wirkenden Bedrohung niemandem zu verdenken ist, daß spekuliert und gemutmaßt
wird. Zu fragen, wie rational oder irrational die Ängste sind, die die
Boulevardpresse mit reißerischen Überschriften und rassistischen
Stigmatisierungen erzeugt, ist auf jeden Fall ein produktives Gegenmittel zum
Aufbau neuer Feindbilder und zur Verbreitung böswilliger Gerüchte. Sich von
ihrerseits spezifischen Interessen verpflichteten ExpertInnen und Organisationen
nicht bevormunden zu lassen kann allemal produktiv sein. Emanzipatorische
Anliegen dieser Art sind bestens dazu geeignet, Immunität gegen die Suggestionen
sogenannter Verschwörungstheorien zu erzeugen. Wird nach Anpassung und
Unterwerfung verlangt, indem die herrschenden Verhältnissen reprojektiv in
Scheinalternativen umgemünzt werden, ist niemandem als diesen gedient.


Fußnoten:

[1] Zygmunt Bauman: Tod, Unsterblichkeit und andere Lebensstrategien. Frankfurt am Main 1994, S. 231 f.

[2] https://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/gesundheit/coronavirus-in-china-sinophobie-und-rassismus-im-netz-16614102.html?printPagedArticle=true#pageIndex_2

[3] Anna Bergmann: Der entseelte Patient. Die moderne Medizin und der Tod. Berlin 2004

[4] Philipp Sarasin: Anthrax. Bioterror als Phantasma. Frankfurt am Main 2004, S. 158 f.
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INFOPOOL / POLITIK / KOMMENTAR





REPRESSION/1662: Polizei - Entwicklung mit Skepsis sehen ... (SB)



Demokratische Werte sind fest in der hessischen Polizei
verankert.

Hessens Landespolizeipräsident Udo Münch [1]

Werden deutsche Polizeien von rechts unterwandert? Etablieren sich in
ihrem Inneren rechtsextreme Seilschaften, die an Einfluß gewinnen?
Oder handelt es sich bei derartigen Umtrieben, wie sie in jüngerer
Zeit publik geworden sind, um bloße Einzelfälle, denen eine
überwältigende Mehrheit der Bediensteten ablehnend gegenübersteht?
Die aktuell geführte Debatte bekommt eine bedenkliche Schieflage, wenn
dabei die neuen Polizeigesetze ausgeblendet werden. Die repressivste
Gesetzgebung seit dem NS-Staat stattet die Polizeien mit
weitreichenden exekutiven Befugnissen und militärischen Waffen aus,
ermöglicht eine befristete Präventivhaft und erweiterte Maßnahmen der
Überwachung, hebt die Trennung von Polizei und Geheimdienst
tendentiell auf. Diese Ermächtigung rüstet sie auf, massiv gegen
jegliche Formen des Aufbegehrens von zivilem Ungehorsam bis hin zum
Aufstand vorzugehen. Zugleich wachsen legale Spielräume und Effizienz
der Geheimdienste, deren Instrumentalisierung der extremen Rechten als
angebliches Behördenversagen verschleiert wird. Angesichts dieser
Voraussetzungen mutet die Kontroverse, ob das Vertrauen der Bürger in
die Polizei durch rechte Gesinnung in deren Kreisen erschüttert werde,
wie ein Beschwichtigungsmanöver erster Güte an.

Das nimmt rassistischen und rechtsradikalen Erscheinungen in den
Polizeien nichts von ihrer Brisanz, gliedert sie aber in einen Kontext
staatlicher Verfügungsgewalt ein, die vieles von dem, was die extreme
Rechte anstrebt, längst auf gesetzgeberischem und administrativem Wege
realisiert hat. Es handelt sich keineswegs um identische Verläufe,
wohl aber potentiell konvergierende Ausdrucksformen des Erhalts oder
der Erlangung gesellschaftlicher Macht zum Zweck der
Herrschaftssicherung. Wer solche Polizeigesetze hat, braucht keine
Rechten mehr, ließe sich polemisch verkürzt argumentieren, doch sollte
man dabei keinesfalls übersehen, daß diese exekutiven Befugnisse in
Händen einer Rechten an der Regierung um so verheerender wären. Es
gilt daher, die Gefahrenlage in all ihren Aspekten auszuleuchten und
nicht dem Trugschluß zu erliegen, die Beschwörung des staatlichen
Gewaltmonopols sei das adäquateste Instrument, den rechten Vormarsch
auszubremsen.

Daß die Polizei ein rechtsradikales Problem hat, ist kaum zu
übersehen, auch wenn dessen Ausmaß bislang umstritten und nicht
annähernd belegt ist. Dabei steht das Aufsehen, das solche
Vorkommnisse kurzfristig erregen, zumeist in umgekehrtem Verhältnis zu
den Konsequenzen, mit denen die Beteiligten zu rechnen haben. Wes
Geistes Kind die schützende Hand ist, die offenbar über sie gehalten
wird, unterliegt zwar der Spekulation, legt aber zwangsläufig den
Verdacht nahe, daß eine gewisse Wesensverwandtschaft am Werk sein
könnte. Das scheint insbesondere für bestimmte Regionen oder
Bundesländer zu gelten, die sich als Hochburgen der Rechten ausweisen
lassen.

So wurde 2018 im 1. Polizeirevier in Frankfurt am Main eine
rechtsextreme Chat-Gruppe entdeckt, deren Mitglieder rassistische und
antisemitische Botschaften ausgetauscht hatten. Zuvor war in diesem
Revier die öffentlich nicht bekannte Privatadresse der Frankfurter
Rechtsanwältin Seda Basay-Yildiz am Polizeicomputer abgefragt worden.
Die Anwältin, die unter anderem die Familien von Opfern des
sogenannten Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU) vertreten hatte,
erhielt kurz nach der Abfrage Morddrohungen mit dem Absender "NSU
2.0". Bei seinen Ermittlungen stieß das hessische Landeskriminalamt
anschließend auf eine Reihe weiterer Polizisten mit offensichtlichen
oder vermutlichen rechtsextremen Bezügen. Bislang gab es deshalb 38
Ermittlungs- oder Disziplinarverfahren gegen Beamte. In sechs Fällen
wurden die Betroffenen aus dem Dienst entlassen, ein weiteres
Kündigungsverfahren läuft noch. 17 Verfahren wurden eingestellt, weil
sich der Verdacht nicht bestätigt habe.

Als die Frankfurter Chat-Gruppe enttarnt war, gab der in Bedrängnis
geratene Innenminister Peter Beuth (CDU) eine Studie in Auftrag, um
die generelle Stimmung in der Landespolizei auszuloten. Die Befragung
"Politische Alltagserfahrungen - Herausforderungen und Erfordernisse
einer lernenden Organisation" wurde im wesentlichen von der
Landesregierung selbst durchgeführt, die ein "Kompetenzzentrum gegen
Extremismus" eingerichtet hat. Beteiligt sind auch der
Hauptpersonalrat der Landespolizei sowie ein fünfköpfiger
Expertenbeirat aus Sozialwissenschaftlern und Politologen. [2]

Von November bis Dezember 2019 konnten die rund 17.000 hessischen
Polizisten, Verwaltungsbeamten und Tarifbeschäftigten an der
bundesweit bislang einmaligen Online-Befragung teilnehmen. Tatsächlich
nahmen den Angaben zufolge 4277 Frauen und Männer teil, was einer
"sehr guten" Rücklaufquote von 25 Prozent entspreche. Das
Kompetenzzentrum soll nun eine umfassende Analyse der Ergebnisse
erarbeiten. [3]

Nach den ersten Auswertungen des Rücklaufs positionieren sich knapp
zwei Drittel der hessischen Polizisten in einer Selbsteinschätzung
politisch "in der Mitte", nur 1,6 Prozent als "rechts" und 0,1 Prozent
als "ausgeprägt rechts". Allerdings gaben knapp 18 Prozent an,
mindestens einmal "rassistische Äußerungen" von Kollegen zur Kenntnis
genommen zu haben. Etwa jeder Zehnte ist der Ansicht, daß "überzogene
Kameradschaft" und "Abschottung nach außen" bei der Polizei "stark"
oder "sehr stark" ausgeprägt seien. Zwar hielten 97 Prozent die
parlamentarische Demokratie für die beste Staatsform, doch stimmten
mehr als ein Viertel der Aussage zu: "Wenn wir nicht aufpassen, wird
Deutschland ein islamisches Land."

Laut Beuth ermöglicht die Studie "nie dagewesene Einblicke in den
Polizeiberuf". Ob sich allerdings mittels einer freiwilligen Umfrage
auch versteckte extremistische Einstellungen der Beamten ans Licht
bringen lassen, ist fraglich. Da im Falle ihrer Enttarnung mit
disziplinarischen Maßnahmen zu rechnen ist, dürfte die Bereitschaft
gering sein, sich selbst in einem anonymisierten Fragebogen offen
extremistisch zu äußern. Zudem gehen Experten von einer relativ hohen
Bereitschaft unter Polizeibeamten aus, ihre Kollegen zu decken. Im
Fall des 1. Frankfurter Reviers ist es den Ermittlern des
Landeskriminalamts bisher nicht einmal gelungen, zweifelsfrei
festzustellen, welcher Beamte die Adresse der Rechtsanwältin am
Polizeicomputer abgerufen hat.

Dennoch erklärte Beuth mit sichtlicher Erleichterung: "Extreme oder
sogar extremistische politische Positionen sind der ganz großen
Mehrheit der Kolleginnen und Kollegen fremd." Die Studie bestätige ihn
in der Ansicht, daß es sich bei rechten Verdachtsfällen in der
hessischen Polizei "um Einzelfälle handelt". Gleichwohl werde in
solchen Fällen "mit aller Konsequenz weiterermittelt". Ihm schloß sich
Eva Goldbach an, Innenexpertin der mit der CDU regierenden Grünen. Sie
wertete die Ergebnisse als Beleg, daß die hessische Polizei fest in
der Mitte der Gesellschaft verankert sei. Hingegen wies der
innenpolitische Sprecher der Linksfraktion im Landtag, Hermann Schaus,
darauf hin, daß das LKA bei 65 Polizisten einen Verdacht
rechtsradikaler und rassistischer Einstellungen formuliert habe. Vor
diesem Hintergrund könne nicht von Einzelfällen gesprochen werden.

Der Innenminister bezieht sich bei seiner überaus positiven Auslegung
der Ergebnisse lediglich auf Rohdaten einer Umfrage, an der sich drei
Viertel der Beschäftigten nicht beteiligt haben. Daher sollte er die
Zahlen besser nicht strapazieren, die seine Schlußfolgerung nicht
hergeben. Selbst die vom Ministerium engagierten Experten gehen nicht
so weit, die Studie als repräsentativ für den politischen Standpunkt
der Polizeiangehörigen auszuweisen. Sie wollen die Ergebnisse nun
genauer untersuchen, Teilergebnisse miteinander abgleichen und
ausführlichere qualitative Interviews führen, um möglicherweise
versteckten Ansichten der Beamten auf die Spur zu kommen.

Etwa die Hälfte der befragten Polizisten leidet eigenen Angaben
zufolge darunter, daß ihnen bei Einsätzen Rassismus oder
Fremdenfeindlichkeit unterstellt werde. Daß ein solcher
"Generalverdacht" die Kollegen so stark belastet, habe ihn schon
überrascht, hob Udo Münch hervor, der wie eingangs zitiert die
hessische Landespolizei zu demokratisch gesichertem Terrain erklärt.
Daß viele Polizisten unter solchen Vorwürfen leiden, ist durchaus
nachvollziehbar, heißt aber nicht, daß dieser Kritik am polizeilichen
Handeln keine realen Erfahrungen zugrunde lägen. Wer sich dagegen
verwahrt, alles über einen Kamm zu scheren, sollte das in jegliche
Richtung vertreten.

Daß die Außendarstellung ohnehin wenig mit dem Innenleben vieler
Polizeien zu tun hat, belegt der Fall des Polizeischülers Simon
Neumeyer aus Sachsen, der seine Ausbildung 2017 abbrach, weil er den
herrschenden Rassismus nicht mehr ertrug. Er schildert in den Sozialen
Medien seine Erfahrungen, daß dort rassistische Sprüche von seiten der
Schüler wie der Ausbilder "salonfähig" gewesen seien. Mitschüler
hätten Lieder der Nazi-Band Stahlgewitter auf der Stube gesungen oder
von Besuchen auf NPD-Veranstaltungen berichtet, ohne dabei auf
Widerspruch zu treffen. Als er selbst etwas dagegen gesagt habe, sei
er ausgegrenzt worden.

Ist das lediglich ein weiterer Einzelfall, der im Verhältnis zur
Gesamtzahl der aktiven Polizeibeamten nahezu verschwindet, wo doch
Innenminister, Polizeiführungen und Polizeigewerkschaftler ein ums
andere Mal beteuern, rechtsradikales Gedankengut werde bei der Polizei
nicht toleriert? Nicht alle Gewerkschaftler, wie man anmerken muß,
hatte doch der Bundespolizist Jörg Radek, Vize-Vorsitzende der
Gewerkschaft der Polizei, im Sommer 2019 erklärt: "Da ist bei vielen
Beamten etwas in Schieflage geraten, was sich in Sympathien für das
rechtsnationale Parteienspektrum ausdrückt." Für die AfD sitzen heute
mehrere Polizisten im Bundestag, und der CDU-Politiker Friedrich Merz
hatte damals, wohlgemerkt aus ganz eigennützigen Karrieregründen,
davor gewarnt, daß Teile von Polizei und Bundeswehr an die AfD
verloren gehen könnten. Dem hielten Kritiker, darunter auch Horst
Seehofer, umgehend die obligatorische Warnung vor einem
Generalverdacht entgegen.

In Sachsen wurde 2015 eine Willkommensaktion von Flüchtlingshelfern
von Rechtsextremen angegriffen, worauf die Polizei die Veranstalter
für die Gewalt verantwortlich machte. Im Jahr darauf sahen
SPD-Politiker eine große Nähe von Polizisten zu AfD und Pegida. Im
Vorfeld der Proteste gegen den Kohletagebau in der Lausitz posierten
Ende November 2019 neun Beamte vor einem Graffito der rechtsextremen
Gruppe Defend Cottbus. Als sie aufgefordert wurden, den Schriftzug zu
übermalen, ließen sie das Symbol der Extremisten, DC, an der Mauer
stehen und behaupteten, ihnen sei die Farbe ausgegangen. Sie wurden
von dem Einsatz abgezogen, ein Disziplinarverfahren wurde eingeleitet,
ein Ermittlungsverfahren hingegen nicht. Anfang Januar wurden in
Bayern zehn Fälle von Hitlergrüßen, rassistischen und antisemitischen
Äußerungen von Polizisten bekannt, vergleichbare Fälle wurden aus
Hessen berichtet. Beamte mit rechtsextremer Gesinnung werden selten
konsequent aus dem Dienst entfernt, wie Recherchen des NDR nahelegen.
Bei 50 Fällen in Norddeutschland gab es demnach lediglich vier
Entlassungen. [4]

Wenn sich in der hessischen Befragung eine breite Mehrheit der
Polizisten in der Mitte der Gesellschaft wähnt, bleibt offen, wo sie
diese ansiedelt. Angesichts einer parteipolitischen und
gesamtgesellschaftlichen Drift nach rechts wäre es nicht erstaunlich,
würden auch und gerade die sogenannten Hüter der Ordnung diese
Wanderung mitvollziehen. Hessens Innenminister attestiert der Polizei,
sie sei "kein Spiegelbild der Gesellschaft", was er als soliden
demokratischen Anker verstanden wissen will. Daß Strömungen innerhalb
der Polizeien längst auf der Überholspur unterwegs sein könnten, um
die Gesellschaft dorthin nachzuziehen, wo sie nach ihren rigiden
Parametern von Recht und Ordnung hingehört, streitet Beuth selbst als
nicht auszuschließende Gefahrenlage rundweg ab. Das Vertrauen in die
Polizei und mithin den Staat, dessen Gewaltmonopol sie repräsentiert,
darf nicht erschüttert werden.


Fußnoten:

[1] www.fr.de/politik/hessen-drittel-aller-polizisten-fuehlt-sich-gemobbt-zr-13519998.html

[2] www.spiegel.de/panorama/gesellschaft/hessen-polizei-studie-innenminister-sieht-extremistische-polizisten-als-einzelfaelle-a-0628198a-dad4-4b7d-aa75-26107ca7f4db

[3] www.deutschlandfunk.de/hessen-jeder-zweite-polizist-leidet-unter-dem-vorwurf-von.1939.de.html

[4] www.heise.de/tp/features/Rechte-Polizisten-Ziemlich-viele-Einzelfaelle-4652399.html
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STELLUNGNAHME/078: ver.di zur Ministerpräsidentenwahl in Thüringen (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. Februar 2020

ver.di zur Ministerpräsidentenwahl in Thüringen



Berlin - Frank Werneke, Vorsitzender der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di), erklärt zur Ministerpräsidentenwahl
in Thüringen:

"Die Wahl von Thomas Kemmerich, des Vertreters einer zurzeit
weitgehend profillosen Splitterpartei mit dem Namen FDP, zum
Ministerpräsidenten von Thüringen ist eine schlechte Nachricht für
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Rentnerinnen und Rentner ebenso
wie für die Demokratie in Deutschland. Und sie ist kein Zufall. Sie
markiert eine Zäsur: Mit dem Selbstverständnis einer ebenso
betulichen wie auf Ausgleich bedachten "bürgerlichen Mitte" ist es -
hoffentlich nur in Thüringen - vorbei, wenn sich für CDU und FDP die
Chance auftut, mit Hilfe Rechtsradikaler Regierungsmehrheiten rechts
der Mitte zu organisieren. Nationalliberale Parteien haben in den
Dreißiger Jahren schon einmal den Fehler gemacht, den Faschismus
salonfähig zu machen. Es zeigt sich, dass der Wille der Wähler, mag
er gelegentlich auch nicht ganz so eindeutig ausfallen, wie man es
sich wünschen würde, bei den Winkelzügen von Rechtskonservativen und
Marktliberalen keine Rolle spielt. Dem stellen wir uns in den Weg:
Wir fordern die CDU in Thüringen dazu auf, nicht in eine Regierung
"Kemmerich" einzutreten. Wir fordern Thomas Kemmerich zum sofortigen
Rücktritt auf. Thüringen braucht stattdessen eine demokratische
Regierung!"

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 05.02.2020

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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STELLUNGNAHME/077: Ministerpräsidentenwahl in Thürigen - PIRATEN warnen vor Rechtsruck (Piratenpartei)

Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 5. Februar 2020

Ministerpräsidentenwahl in Thürigen: PIRATEN warnen vor Rechtsruck



Mit den Stimmen von CDU, FDP und AfD wurde am Mittwoch im Thüringer Landtag
Thomas Kemmerich (FDP) zum Ministerpräsidenten gewählt.

Sebastian Alscher, Bundesvorsitzender der Piratenpartei Deutschland,
kommentiert: "Die AfD hat es erfolgreich geschafft, die demokratischen
Parteien vor sich her zu treiben. Mit der Annahme der Wahl zum
Ministerpräsidenten legitimiert Kemmerich zukünftige Forderungen nach
Zugeständnissen der Partei vom rechten Rand. Sich überhaupt zur Wahl zu
stellen war ein taktischer Fehler, der das Risiko in sich trägt, unsere
Demokratie nachhaltig zu schwächen und faschistischen Bestrebungen die Tür
zu öffnen. Als liberale Partei betrachten wir diese Entwicklung mit großer
Sorge."

Die AfD-Fraktion unter Björn Höcke, der per Gerichtsbeschluss als Faschist
bezeichnet werden darf, stimmte offenbar geschlossen für Kemmerich und
bereits kurz nach der Wahl wird öffentlich über Ministerposten spekuliert
[1].


Quellen/Fußnoten:

[1] www.faz.net/aktuell/politik/inland/joerg-meuthen-bringt-afd-minister-in-thueringen-ins-spiel-16618571.html?GEPC=s3

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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STELLUNGNAHME/076: Deutsche Kommunistische Partei zur Ministerpräsidenten-Wahl in Thüringen (DKP)

Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
6. Februar 2020

DKP zur Ministerpräsidenten-Wahl in Thüringen



Zur Ministerpräsidenten-Wahl in Thüringen erklären Patrik Köbele,
Vorsitzender der DKP und Volkmar Schneppat, Landesvorsitzender der DKP
Thüringen:

"Die AFD ist ein Ergebnis der Rechtsentwicklung in Deutschland. Zu
dieser Rechtsentwicklung gehören die Aggressivität nach außen, die
Kriegspolitik und Hochrüstung, und die Aggressivität nach Innen, mit
Militarisierung, Polizeigesetzen und Agenda-Politik. Diese
Rechtsentwicklung wird nicht nur von den Unionsparteien und der FDP
forciert und getragen, sondern auch von SPD und Grünen

Die AFD wird genutzt um den Widerstand gegen Kriegspolitik, Sozialraub
und Demokratieabbau zu spalten, um von den Treibern dieser Politik in
Kapital und Kabinett abzulenken. Sie wird genutzt, um die Leidtragenden
dieser Politik aufeinanderzuhetzen, aber auch als reaktionäre Option,
wenn das nicht mehr gelingt. Die Wahl eines FDP-Ministerpräsidenten mit
den Stimmen von AFD und CDU wird nun auch von den Verursachern der
Rechtsentwicklung als Dammbruch bezeichnet. Ja, das ist eine neue
Qualität. Allerdings eine neue Qualität, die sich folgerichtig in die
Politik der herrschenden Klasse in Deutschland einreiht.

Es spricht vieles dafür, dass diese Entwicklung weitergeführt wird, wenn
die erste Aufregung verklungen ist. Gestoppt werden kann sie nur durch
Massenbewegung für Frieden, für soziale und demokratische Rechte, durch
antifaschistischen Kampf, der auch die Verursacher der Rechtsentwicklung
benennt.

Zur Klarheit in diesem Kampf gehört nämlich auch die Erkenntnis, dass
der Schmusekurs, die Anbiederung an die unsoziale und
geschichtsfälschende Politik, wie sie von der Mehrheit der Linkspartei
in Thüringen betrieben wurde, nicht Teil der Lösung, sondern Teil des
Problems ist."

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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USA/1415: Washington - Desaster im Vorfeld der Wahlen ... (SB)

Washington - Desaster im Vorfeld der Wahlen ...



Wie vorhersehbar, nämlich aufgrund der republikanischen Mehrheit im
Senat, hat Präsident Donald Trump das im letzten Herbst von der
demokratischen Mehrheit im Repräsentantenhaus gegen ihn eingeleitete
Amtsenthebungsverfahren politisch überstanden. Bei den Abstimmungen am
5. Februar hat nur ein einziger republikanischer Senator, der
ehemalige Präsidentschaftskandidat Mitt Romney aus Utah, in einem
Anklagepunkt - Machtmißbrauch - für die Amtsenthebung votiert. Da
lautete das Ergebnis 52 zu 48. Beim zweiten Anklagepunkt - Behinderung
der Justiz - votierten die 47 demokratischen Senatoren geschlossen für
Amtsenthebung, alle 53 Republikaner ebenso geschlossen dagegen. Um
Trump aus dem Weißen Haus zu verbannen, wäre laut Verfassung der
Beschluß einer Zweidrittelmehrheit im Senat erforderlich, nur war
diese wegen der Polarisierung der amerikanischen Innenpolitik niemals
ein realistisches Ziel gewesen.

Wie von vielen Kommentatoren im In- und Ausland vorausgesagt, hat das
große Amtsenthebungstheater der Demokraten Trump mehr genutzt als
geschadet. Im Mittelpunkt des Geschehens stand der Vorwurf, er habe im
vergangenen Juli beim Telefonat mit dem ukrainischen Präsidenten
Wolodymyr Selenskyj versucht, diesen zu Ermittlungen gegen Joe Biden,
einst Barack Obamas Vizepräsident, der sich aktuell um die Nominierung
zum Kandidaten der Demokraten bei der Präsidentenwahl im November
bewirbt, zu veranlassen und ihn mit der Vorenthaltung von
militärischer Rüstungshilfe im Wert von 390 Millionen Dollar unter
Druck gesetzt. Vielen Wählern war der Streit um Trumps Verhalten
respektive Fehlverhalten in Sachen "Ukrainegate" zu verworren, weshalb
sie das Ganze schlicht ignorierten. Nicht wenige Bürger Amerikas
halten sowieso Erpressungsmanöver des Präsidenten der USA anderen
Staatschefs gegenüber für etwas ganz Selbstverständliches - und wenn
es Trump persönlich nutzt, na und?

Ein weiterer Teil der Wähler sowie kritische Medienvertreter erkannten
im Amtsenthebungsverfahren wiederum den durchsichtigen Versuch der
Demokraten, ihre Legende zur Erklärung der spektakulären, weil völlig
unerwarteten Wahlniederlage Hillary Clintons 2016, derzufolge die
Geheimdienste Wladimir Putins Trump mittels Manipulation der
öffentlichen Meinung einschließlich der Zuspielung belastender
gehackter Emails der ehemaligen First Lady an Wikileaks zwecks
Veröffentlichung zum Präsidenten gemacht und damit die hochheilige
Demokratie Amerikas besudelt hätten, am Leben zu erhalten. Tatsache
ist, daß Trump beim fraglichen Telefonat Selenskyj um Informationen
bedrängte, die sich nicht nur auf eine Aufklärung der Umstände
bezogen, weswegen Bidens Sohn Hunter nach dem von der Obama-Regierung
initiierten, gewaltsamen Putsch 2014 in Kiew 50.000 Dollar monatlich
von dem ukrainischen Energieunternehmen Burisma erhielt, sondern die
sich auch auf die illegale Einmischung mehrerer Ukrainer im
US-Präsidentwahlkampf 2016 zugunsten Clintons erstreckten. Letztere
Verwicklung ist historisch belegt, wird jedoch von "liberalen" Medien
wie der New York Times als "Verschwörungstheorie" oder "Fake News"
abgetan.

Die monatelange Thematisierung des nicht unkomplizierten Verhältnisses
zwischen Washington und Kiew hat am Ende weniger Trump als vielmehr
Biden geschadet. Mit aktuell 49 Prozent laut Gallup sind Trumps
Zustimmungswerte so hoch wie noch nie und zehn Prozentpunkte höher als
zur Eröffnung der Amtsenthebungsscharade im vergangenen Jahr. Peinlich
für Biden war vor allem das Auftauchen einer Videoaufnahme bei
YouTube, die den früheren Ukraine-Sonderbeauftragten Obamas 2018 bei
einem Auftritt beim einflußreichen Council on Foreign Relations (CFR)
zeigt, in dem der frühere Senator aus Delaware damit prahlt, drei
Jahre zuvor die Regierung in Kiew mit der Drohung der Sperrung eines
IWF-Milliardenkredits zur Entlassung jenes Staatsanwalts, der damals
gegen Burisma wegen illegaler Geschäftspraktiken, darunter
Vetternwirtschaft, ermittelte, veranlaßt zu haben.

Angesichts derlei Enthüllungen ist nicht nur keinem republikanischen
Kongreßabgeordneten oder Senator, sondern auch den meisten Bürgern
nicht zu vermitteln gewesen, warum der Umgang Trumps mit den
politischen Freunden im Vasallenstaat Ukraine ethisch und politisch
nicht zu verantworten gewesen sein sollte, Bidens dagegen
unbedenklich. Hinzu kommt, daß die Demokraten "Ukrainegate" genauso
wie zuvor "Russiagate" mit einer völlig unglaubwürdigen Einschätzung
der angeblich vom Kreml für die "freie Welt" ausgehenden Gefahr
begründeten. Die These des Anklageführers, des kalifornischen
Kongreßabgeordneten Adam Schiff, der im Repräsentantenhaus
Vorsitzender des Geheimdienstausschusses ist, wonach Trump mit der
kurzfristigen Sperrung der Waffenhilfe für Kiew die nationale
Sicherheit der USA aufs Spiel gesetzt habe, denn die Ukrainer
bekämpften die Truppen Rußlands in der Dombass-Region, damit die
Amerikaner dies in den Straßen Washingtons nicht tun müßten, ist
absoluter Humbug à la Joseph McCarthy.

Jedenfalls ist die von vielen Beobachtern festgestellte fehlende
Begeisterung für die Wahlkampagne Bidens in den vergangenen Monaten
alles andere als eine Überraschung und nicht nur das Ergebnis seiner
allmählich durchscheinenden Senilität und seines höchst
problematischen, körperlich bedrängenden Verhaltens gegenüber jungen
Frauen bei öffentlichen Veranstaltungen. Das Schwächeln Bidens
erklärt, warum sich vor einigen Wochen die New York Times bei ihrer
Empfehlung für die demokratischen Vorwahlen nicht für ihn, den laut
Konzernmedien vermeintlichen Anführer der Umfragen, sondern für die
beiden Senatorinnen Elizabeth Warren, die ehemalige
Harvard-Professorin aus Massachusetts, und Amy Klobuchar, die frühere
Rechtsanwältin aus Minnesota, entschied.

Das Problem, das seit Wochen die New York Times und den der
demokratischen Partei nahen Teil der amerikanischen Plutokratie
reitet, ist die Frage, wie sie Bernie Sanders erneut um die
Nominierung zum offiziellen Kandidaten der Demokraten bringen können.
Vor vier Jahren schafften es Clinton und ihre Freunde beim Democratic
National Committee (DNC) mit gezielten Manipulationen. Nachdem der
Betrug auf dem Parteitag im Sommer dank Wikileaks aufflog, hat es
später Clinton die Stichwahl gegen Trump gekostet, denn die meisten
Sanders-Anhänger blieben bei der Präsidentenwahl einfach zu Hause.
2020 steht Sanders noch besser da. Seine Anhängerschaft ist nach wie
vor riesengroß. Er hat eine prallgefüllte Wahlkampfkasse - alles dank
Spenden kleiner Leute, denn im Vergleich zur Konkurrenz nimmt er aus
Prinzip, um den Eindruck der Käuflichkeit gar nicht erst aufkommen zu
lassen, kein Konzerngeld an. Mit seinem Eintreten für ein
einheitliches, für den Verbraucher kostengünstiges Gesundheitssystem
hat der "demokratische Sozialist" aus Vermont Millionen von Menschen
begeistert, gleichzeitig Amerikas Pharmakonzerne gegen sich
aufgebracht. Durch seine Kritik am Dauerkrieg der US-Streitkräfte in
Übersee sowie an der Ausplünderung der Arbeiter- und Mittelschicht
durch die großen Banken hat er sich Rüstungs- und Finanzindustrie zu
Todfeinden gemacht.

Der Höhenflug des 80jährigen Sanders in den Umfragen hat eine
parteiinterne Gegenoffensive gegen seine Person ausgelöst. Den Auftakt
machte Warren Mitte Januar bei einer Debatte der Bewerber um die Kür
zum demokratischen Präsidentschaftskandidaten, als sie Sanders im
landesweiten Fernsehen bezichtigte, sie als "Lügnerin" bezeichnet zu
haben. Hintergrund war ein Treffen der beiden Politiker vor
Weihnachten, bei dem laut Warren Sanders behauptet haben soll, keine
Frau könnte Trump bei der bevorstehenden Präsidentenwahl bezwingen.
Sanders, der sein Leben lang für Geschlechtergerechtigkeit eingetreten
ist, bestreitet, dies jemals gesagt zu haben. Wenige Tage später fiel
Hillary Clinton Sanders mit der Behauptung, dieser sei stets ein
Eigenbrötler gewesen, der sich im Kongreß stets unkollegial verhalten
habe und den innerhalb der demokratischen Partei "niemand mag", in den
Rücken.

Wie sehr die Parteiführung Sanders nicht mag, wurde bei der ersten
Vorwahl, die, wie alle vier Jahre, im kleinen Bundesstaat Iowa
stattfand, mehr als deutlich. Die Abstimmung fand am 3. Februar statt.
Die ersten Prognosen der Wahlbeoachter deuteten alle auf einen Sieg
von Sanders hin, der als Führender in den Meinungsumfragen nicht nur
in Iowa, sondern auch landesweit dorthin gegangen war. Doch am 4.
Februar erklärte die Führung der Demokraten, es habe Probleme mit
einer Telefon-App gegeben, mit der die Ergebnisse aus den einzelnen
Bezirken an die Parteizentrale in Des Moines übermittelt werden
sollten. Das Problem scheint nicht nur der drohende Sieg von Sanders
gewesen zu sein, der ersten unbestätigten Berichten zufolge mit 26
Prozent gewonnen hatte, sondern zugleich, daß Biden mit mickrigen 12
Prozent auf den vierten Platz abgerutscht war. Die Bekanntgabe dieses
desaströsen Ergebnisses hätte eventuell das Aus für Biden bedeutet.

Also spielte man auf Zeit und versprach die Verkündung des
Endergebnisses nach Auszählung der Stimmzettel. Das Chaos der
Demokraten in Iowa war natürlich für Trump ein Grund zum Jubeln - und
das ausgerechnet an dem Tag, an dem er als Präsident vor versammelten
Kongreßhäusern seine diesjährige Rede zur Lage der Nation halten
sollte. Am Vorabend der Abstimmung über das Amtsenthebungsverfahren
ließ sich Trump von seinen Republikanern als großer Triumphator
feiern. Die Demokraten ließen die denkwürdige Veranstaltung weitgehend
mit versteinerten Mienen über sich ergehen. Doch als sie aufsprangen,
mitklatschten und mitgrölten bei Trumps Erwähnung der von ihm
veranlaßten Ermordung des iranischen Generals Qassem Soleimani per
Drohnenangriff Anfang Januar sowie beim Hinweis auf die Anwesenheit
von Juan Guaidó, dem vom State Department zum "Präsidenten"
Venezuelas gekürten Nobody, in der Zuschauergallerie, gaben sie zu
erkennen, daß ihre Opposition zu der derzeitigen republikanischen
Administration reine Fassade ist. Von daher hatte das demonstrative
Zerreißen des präsidialen Manuskripts am Ende der Rede durch Nancy
Pelosi, die Mehrheitführerin der Demokraten im Repräsentantenhaus,
eine reine Alibifunktion.

Inzwischen ergeben die vorläufigen Ergebnisse aus Iowa - es steht noch
immer kein Endresultat fest - einen Sieg nicht für Sanders, sondern
für Pete Buttigieg, den bisher weitgehend unbekannten Bürgermeister
aus South Bend, Indiana. Buttegieg ist ein ehemaliger
McKinsey-Berater, der unter anderem in Afghanistan als Angehöriger des
Marinegeheimdienstes im Kriegseinsatz gewesen ist. Weil der 38jährige
Buttegieg bekennender Homosexueller ist, aber dennoch eine neoliberale
Wirtschaftsordnung vertritt, gilt er den schwerreichen Demokraten als
"liberaler" Hoffnungsträger und glaubhafte Alternative zum allzu
"linkslastigen" Sanders. Interessant in diesen Zusammenhang ist die
Tatsache, daß die IT-Firma Shadow, deren App die Stimmenauszählung in
Iowa verhunzt haben soll, von einem ehemaligen Führungsmitglied des
2016er Team Hillary geleitet wird, das im laufenden Wahlkampf die
Mannschaften von Biden und Buttegieg in Sachen Demoskopie und soziale
Medien berät.
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ARBEIT/649: Kürzungspläne der NRW-Landesregierung gefährden Arbeitslosenzentren und unabhängige Sozialberatung (Tacheles)

Tacheles e.V. - Pressemitteilung vom 6. Februar 2020

Kürzungspläne der NRW-Landesregierung gefährden Arbeitslosenzentren und
unabhängige Sozialberatung



Erwerbslosenverein Tacheles kündigt Protest an. Statt die
Landesfinanzierung der Arbeitslosenzentren einzustellen, müssen
Beratungsstrukturen ausgebaut werden, weil Jobcenter zu oft rechtswidrig
entscheiden.

Bisher gibt es rund 150 Beratungsstellen und Arbeitslosenzentren in NRW.
Die vom Land Nordrhein-Westfahlen und der Europäischen Union geförderten
Beratungsstellen für Erwerbslose, sollen sich nach den Plänen von
Arbeitsminister Laumann spezialisieren und prekär Beschäftigte in
ausbeuterischen Beschäftigungsverhältnissen unterstützen. Gleichzeitig ist
geplant, die Landesmittel für die Arbeitslosenzentren komplett zu
streichen.

"Ziel des Manövers ist die Zerschlagung von behördenunabhängigen
Erwerbslosen- und Beratungsstrukturen," erklärt Harald Thomé, Vorsitzender
des Erwerbslosenvereins Tacheles aus Wuppertal. "Erwerbslose brauchen aber
Anlaufstellen, wo sie sich aufgehoben fühlen, gesellschaftliche Isolation
durchbrechen können und wo ihre Rechte gegenüber den Behörden verteidigt
werden."

Grundsätzlich begrüßt der Erwerbslosenverein, dass Minister Laumann die
Rechte von prekär Beschäftigten stärken will. Das darf aber nicht zulasten
der Arbeitslosenzentren und etablierten Beratungsstrukturen gehen, die sich
schon jetzt um sozialrechtliche Ansprüche und die Existenzsicherung genau
dieser prekär Beschäftigten kümmern. Um ausbeuterische
Beschäftigungsverhältnisse auf betrieblicher Ebene zu bekämpfen, bedarf es
anderer Maßnahmen, etwa zur Stärkung der gewerkschaftlichen Vertretung in
solchen Betrieben und zur besseren sozialen Absicherung der betroffenen
Arbeitnehmer*innen, damit sie nicht in die Fänge ausbeuterischer
Unternehmen getrieben werden. Letzteres würde durch die Kürzungspläne der
Landesregierung konterkariert.

Wie wichtig der Erhalt der unabhängigen Beratungsstrukturen zur Stärkung
sozialer Rechte ist, macht die gerade veröffentlichte Widerspruchs- und
Klagestatistik der Bundesagentur für Arbeit des Jahres 2019 für die
Grundsicherung für Arbeitsuchende deutlich. Danach wurde über einem Drittel
aller Widersprüche ganz oder teilweise abgeholfen (34 %) und knapp 40
Prozent der Klagen gegen Hartz-IV-Entscheidungen wurde teilweise oder
völlig stattgegeben.

"Eine solche Erfolgsquote bei Widersprüchen und Klagen macht deutlich, dass
die Jobcenter fehlerhaft arbeiten und in hohem Maße rechtswidrig handeln,"
so Harald Thomé von Tacheles e.V. "Deshalb ist eine uneingeschränkte
Fortführung der behördenunabhängigen Beratungsstruktur unbedingt
notwendig!"

Bei der Kürzung der Mittel geht es mit Nichten, wie vom NRW-Arbeitsminister
behauptet, um den Abbau von "Doppelstrukturen", sondern um den Angriff auf
wirksame niedrigschwellige Unterstützungsangebote. Einem solchen Einschnitt
wird Tacheles e.V. nicht tatenlos zusehen und kündigt Protest gegen das
Vorhaben der Landesregierung an. Hierzu wird der Verein sich mit den
betroffenen Einrichtungen kurzschließen.

 * 

Quelle:

Tacheles e.V.

Erwerbslosen- und Sozialhilfeverein, Wuppertal

Rudolfstr. 125, 42285 Wuppertal

E-Mail: info@tacheles-sozialhilfe.de

Internet: http://www.tacheles-sozialhilfe.de
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INTERNATIONAL/380: Honduras - "Sie wollen uns den Unternehmen ausliefern" (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras

"Sie wollen uns den Unternehmen ausliefern"



(Tegucigalpa, 30. Januar 2020, Medio a Medio) - Am 23. Januar
protestierten Angehörige der indigenen und Schwarzen Gemeinschaften in
Honduras am Nationalkongress in Tegucigalpa, um ihr Missfallen
gegenüber dem Gesetzesprojekt zur freien, vorherigen und
informierenden Abfrage (CPLI) auszudrücken, das vor kurzem vom
Abgeordneten Óscar Nájera vorgestellt worden war.

Hunderte Anhänger*innen der Nationalen Koordination Indigener und
Schwarzer Frauen in Honduras (CONAMINH), der
Menschenrechtsbeobachtungskommission der Indigenen und Schwarzen
Gemeinschaften in Honduras (ODHPINH), des Zivilen Rats der Indigenen
und Bürgerlichen Organisationen in Honduras (COPINH) und der
Geschwisterlichen Schwarzen Organisation in Honduras (OFRANEH) waren
dem Aufruf diverser indigener Gemeinschaften gefolgt, um ihre
Zurückweisung gegenüber dem Gesetz auszudrücken, das auch als Ley
Nájera bekannt ist.

Am 15. Januar hatte der Abgeordnete Nájera den Aufbau eines neuen
Gesetzesprojekts angekündigt. Das Gesetz zur Abfrage wurde von
indigenen und Schwarzen Organisationen in Honduras als Verletzung
ihres Rechts auf Selbstbestimmung der Gemeinschaften und Respekt für
die Souveränität ihrer Territorien eingestuft.

Laut Angehörigen der COPINH "lässt [dieses Gesetz] kein Recht auf ein
Veto zu und autorisiert den Staat dazu, eine finale Entscheidung zu
treffen, wenn es keinen Konsens zwischen den Mitgliedern der Gemeinden
erreicht - ohne den indigenen Gemeinden zuzuhören."

"Wir haben die Verstaatlichung der Abfrage zu 100 Prozent initiiert.
Zum ersten Mal in der Geschichte sind wir zu einer Einigung gekommen,
haben uns zum Wohl von Honduras zusammen geschlossen: für die innige
Freundschaft, Einigkeit, Bescheidenheit und für die Entwicklung der
vergessenen und marginalisierten Gemeinschaften. Heute ist die Stunde,
ist der Moment für die zehn indigenen Gemeinschaften gekommen",
erklärte der Kongressabgeordnete Nájera, der selbst von OFRANEH für
die Beraubung von Garífuna-Territorien verantwortlich gemacht wird.

Laut Erklärungen von OFRANEH "ist das, was der Abgeordnete Nájera
ankündigt, eine Falle für die Indigenen. Er täuscht vor, einen Prozess
der Regelung für die CPLI wiederaufzunehmen, der aber tatsächlich von
unternehmerischen Interessen und nicht von den indigenen
Gemeinschaften geleitet wird."

Für Miriam Miranda, Hauptkoordinatorin von OFRANEH, kommt dieses
Gesetz von einer der Personen, die die Rechte der Garífuna-Gemeinden
verletzt. Oscar Nájera selbst wird beschuldigt, Gebiete der
Garífuna-Gemeinden aufzukaufen. "Er sagt, er möchte die indigenen
Gemeinschaften respektieren und unterstützen. Er ist ein Heuchler,
weil er selbst ihre Rechte verletzt. Fragt die Leute aus Santa Rosa de
Aguán, was Nájera getan hat: einen Fluss umleiten, um Ölpalmen
anzupflanzen", erklärt Miranda.

"Wir werden uns in unseren Territorien organisieren, um dieses
unheilvolle Gesetz aufzuhalten, mit dem sie uns den internationalen
und honduranischen Unternehmen ausliefern wollen, den gleichen, die
uns jetzt schon unsere Gebiete wegnehmen", betonte die Koordinatorin
von OFRANEH. Sie empfindet den Gesetzesvorschlag als Verrat des
Kongresses an den indigenen Gemeinschaften.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/allgemein/sie-wollen-uns-den-unternehmen-ausliefern/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MEINUNG/099: Die Milliarden aus dem Staatshaushalt - Der Kohleausstieg (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Die Milliarden aus dem Staatshaushalt - Der Kohleausstieg

Von Günter Buhlke, 5. Februar 2020



Es wurde Zeit, dass die GROKO im Bundeskabinett am 29.1.2020
konkretere Schritte zum Versuch der Klimarettung formuliert hat.
Bindende Gesetze müssen schnell folgen.

Die Festlegungen bezeugen einmal mehr die einseitigen Blicke der
beiden Regierungsparteien. Ihre Augenklappe bedeckt das linke Auge.
Die zeitliche Rang- und Reihenfolge der Abschaltungen erfordert
Sachverstand und ist öffentlich kaum zu debattieren. Wohl aber der
finanzielle Ausgleich, den die unmittelbar von der Abschaltung
Betroffenen aus der Haushaltskasse erhalten sollen.

Die Investoren der Kraftwerksanlagen sehen sich im Recht, einen
Ausgleich zu erhalten, wenn der Staat in ihren Kapitalkreislauf
eingreift und der Geldkreislauf über Abschreibungen und Einnahmen aus
dem Stromverkauf noch nicht abgeschlossen ist. Der entgangene Gewinn
ist eine übliche Rechengröße in kapitalistischen Gesellschaften. Ob
Subventionen aus dem Staatshaushalt verrechnet werden, die die
Investoren erhalten haben, wird nicht informiert. Aber konkret
bezifferte 4,35 Milliarden aus Steuermitteln stehen bereit.

Für die betroffenen Arbeitnehmer gibt es nur allgemeine Zahlen, aber
viele Worte und Versprechungen, Stellen zum Ausgleich zu schaffen. Es
kann vermutet werden, dass die GROKO keinen konkreten Ausgleich für
die Beträge der Lohn- und Gehaltsausfälle auf ihrer Rechnung hat. So
manch einer hat für sein Studium oder für die Weiterbildung einen
Kredit aufgenommen, der noch nicht abgezahlt ist. Vielleicht sogar
eine Wohnung auf Kredit gekauft wurde, der mit dem erwarteten
Lohn/Gehalt abgezahlt werden sollte. Mit der nicht aufzuhaltenden
Digitalisierung und einer allgemeinen befürchteten Flaute oder
Wirtschaftskrise wird das Dilemma noch größer.

Die Investoren haben da mit Fördermitteln bessere Aussichten. Es
reicht bis 1789 zurück, als das Bürgertum noch für Gleichberechtigung
und Brüderlichkeit eintrat.

Die Bevölkerung des Ruhrgebiets und in den neuen Bundesländern hat
Erfahrungen, wie staatliche Hilfen nach Strukturentscheidungen der
Regierung ausfallen. Gleichwertige Lebensverhältnisse sind nicht
eingetreten. Viele Familien des Ruhrgebiets stehen nach der
Einstellung des Steinkohlenabbaus am letzteren Ende der
Wohlstandsskala Deutschlands.

Die Medien berichten ständig, dass auch 30 Jahre nach dem Umbau im
Osten, viele Langzeitarbeitslose von unwürdigen Hartz IV Zahlungen
leben müssen, zweistellig niedrigere Löhne und Renten gezahlt werden.
Nur 1,7 Prozent der Ostdeutschen waren 2019 in Leitungsgremien mit
gutbezahlten Bezügen tätig.

Trotz des unbefriedigenden Informationsstands bleibt zu hoffen, dass
der Kohleausstieg Deutschlands den Wärmeanstieg ein klein wenig
bremst. Die Umweltorganisation Greenpeace kritisiert, dass der
Ausstieg erst für 2038 vorgesehen ist. Frankreich, Schweden, Italien,
Großbritannien, Österreich streben 2030 an. Frau von der Leyen hat
sogar 1 Billion Euro im Blick, um 2050 Europa CO2-neutral zu
entwickeln. Sie schwärmt von einem GREENDEAL des Kontinents und
vergisst, dass der Sog des Profites stets stärker war. Es wäre gut,
wenn Sie als Präsidentin der EU-Kommission einige osteuropäische
Mitglieder zu einem höheren Beitrag zur Klimarettung bewegen könnte.

Hoffnungsschimmer gibt das Weltwirtschaftsforum, wo sich im Januar
dieses Jahres Wirtschaftsgrößen mit Spitzenpolitikern in Davos
getroffen haben. Die Leitung des Forums um Borge Brand warb mit einem
Weltrisikobericht um eine globale Solidarität, um Katastrophen der
Natur zu verhindern. Der Zürcher Versicherungsgigant und der Chef von
Marsh & McLennon haben am Weltrisikobericht mitgewirkt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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VERKEHR/1572: Blitzmarathons bremsen Raserinnen und Raser nur kurz (idw)

Universität Passau - 05.02.2020

Blitzmarathons bremsen Raserinnen und Raser nur kurz



"Gut zureden hilft nicht": Ein Ökonomen-Team der Universität Passau
belegt in einer Studie, dass Blitzmarathons und begleitende
Informations-Kampagnen das Fahrverhalten nicht nachhaltig ändern.

Blitzmarathon - so nennt die Polizei die Überwachung des Straßenverkehrs,
die meist einen Tag andauert, und systematisch
Geschwindigkeitsüberschreitungen sanktioniert. Ein paar Tage vorher
kündigt sie die Offensive an und informiert in einer Kampagne über die
Gefahren des Rasens. "Nudging" heißt diese Methode in der Forschung. Sie
soll Menschen dazu "anstupsen", ihr Verhalten in eine bestimmte Richtung
zu verändern. Im konkreten Fall also: weniger zu rasen.

Prof. Dr. Stefan Bauernschuster, Ökonom an der Universität Passau, und Dr.
Ramona Rekers weisen in ihrer Studie "Speed Limit Enforcement and Road
Safety" nach, dass diese Kampagne nichts bringt. Zwar halten sich
Fahrerinnen und Fahrer während der Blitzmarathons häufiger an die
Geschwindigkeitsbeschränkungen, doch bereits am Tag danach ist der Effekt
gleich Null. Auf Autobahnen wird selbst während der Blitzmarathons weiter
gerast.

"Unsere wichtigste Erkenntnis: Gut zureden hilft bei Raserinnen und Rasern
nichts. Die Menschen fahren nur langsamer, wenn sie Sorge haben müssen,
geblitzt und bestraft zu werden", fasst Prof. Dr. Bauernschuster den Kern
der Studie zusammen, die als IZA Discussion Paper erschienen ist. Dr.
Ramona Rekers ergänzt: "Sobald die Blitzerei vorbei ist, konnten wir keine
Veränderung mehr feststellen. Blitzmarathons haben keinen anhaltenden
Effekt für Sicherheit auf den Straßen."

Weitere Erkenntnisse im Überblick:


	Blitzmarathons führen dazu, dass die Geschwindigkeit sinkt. Während der Aktion fahren die Menschen langsamer und vorsichtiger.

	Die Zahl der leichten Unfälle geht in dieser Zeit signifikant um 8 Prozent zurück. Ähnlich ist die Tendenz bei schweren und tödlichen Unfällen.

	Unfallverursacher sind mehrheitlich männlich und keine Fahranfänger.



In die Passauer Studie flossen Forschungsdaten der Landesämter für
Statistik zu 1,5 Millionen Unfällen in den Jahren 2011 bis 2014 ein. Diese
beinhalteten Informationen zu Ort, Zeit, zu den Beteiligten und zur
Unfallursache. Hinzu kamen Daten zu allen Blitzern an Blitzmarathon-Tagen
und normalen Tagen sowie Daten von mehr als 2.400 Messstationen, die
stündlich Geschwindigkeit und Verkehrsaufkommen erfassten. Um die Wirkung
der begleitenden Kampagne zu untersuchen, wertete das Team 60 Millionen
Presseartikel kombiniert mit Daten von Google Trends und Twitter aus. So
konnten die Ökonomin und der Ökonom belegen, dass das Publikum die
Medienberichterstattung zu den Blitzmarathons auch tatsächlich wahrnahm.

Prof. Dr. Stefan Bauernschuster ist seit 2013 Inhaber des Lehrstuhls für
Public Economics an der Universität Passau. Er befasst sich in seiner
Forschung mit gesellschaftlich relevanten Fragestellungen rund um die
Themen Arbeit, Familie und Gesundheit. Beispielsweise untersuchte er die
Auswirkungen von Streiks im Öffentlichen Nahverkehr auf
Umweltverschmutzung und Gesundheit in Großstädten. Das Handelsblatt
"Ökonomen Ranking" zählte ihn mehrmals zu Deutschlands jungen
Top-Forscherinnen und -Forschern.

Dr. Ramona Rekers promovierte 2017 am Lehrstuhl von Prof. Dr.
Bauernschuster und ist inzwischen als Gesundheitsökonomin bei der
Deutschen Rentenversicherung tätig. Die Studie zu den Blitzmarathons war
Bestandteil ihrer Dissertation, die aus mehreren Fachartikeln besteht. Die
Methodik, mit Hilfe von feingliedrigen Datensätzen kausale Zusammenhänge
zu belegen, zieht sich als roter Faden durch ihre Arbeiten.


Originalpublikation:

http://ftp.iza.org/dp12863.pdf

- Link zur Original-Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution79
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SCHACH-SPHINX/07173: Überall derselbe Horizont (SB)

Ja, der selige Siegbert Tarrasch, wenn er schon im Unrecht war, so
konnte sein Gegner doch niemals recht haben. Egal, was seine Umwelt
über seine Theoreme zu witzeln hatte, er rückte keinen Millimeter von
seinen Überzeugungen ab, selbst wenn er sich damit ein ehernes Denkmal
für ewigen Spott errichtete. So glaubte er felsenfest an die Existenz
eines besten Zuges in einer beliebigen Stellung. Nicht nur das Brett,
auf dem er spielte, sondern auch sein Denken waren nach strengen
Maßstäben kariert und geordnet. Ein Zug jenseits der logischen Linie,
das war für ihn wie ein Frevel und ebenso unentschuldbar. Daß er
zuweilen seine eigene Theorie untergrub, indem er beispielsweise riet,
in einer Stellung, wo ein konkreter Plan fehle, solange Normalzüge
auszuführen, bis man die Gelegenheit zu einem Vorteil erspähe, tut
nichts zur Sache. Tarrasch war eben wie jeder Dogmatiker selbst dann
im Recht, wo er das Unrecht nicht leugnen konnte. Der Blickwinkel
solcher Menschen kann mitunter einen Horizont umspannen und überall
entdecken sie die Wolken des eigenen Denkens. Im heutigen Rätsel der
Sphinx war Weiß dem Ratschlag von Tarrasch gefolgt. In Ermangelung
greifbarer Ziele versuchte er es mit natürlichen Zügen und fiel
"natürlich" auf die Nase, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/07173: Überall derselbe Horizont (SB)]



Szmetan - Birnboim

Biel 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nur von kurzer Lebensdauer war das Experiment des englischen
Großmeisters Nigel Short. Nach 1.Sc3-d5+! c6xd5 2.e4xd5 - es droht
3.Se5-c6+ - 2...Lc8-b7 - 2...Lc8-d7 oder 2...Dc7-d6 3.Td1-e1! oder
2...Tg8-g4 3.Se5-c6+ Dc7xc6 4.Df4-e3+ Tg4-e4 5.Ld3xe4! bzw. 2...Sf6xd5
3.Df4xf7+ Ke7-d6 4.Df7xg8 Kd6xe5 5.Dg8-g5+ Ke5-d6 6.Ld3-e4 - 3.Se5-g6+
Ke7-d7 4.Df4-f5+ mußte sich 'Mr. Frankenstein jr.' geschlagen geben.



Erstveröffentlichung am 17. Januar 2007

6. Februar 2020
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JUGEND/040: "Fremde sind nur Freunde, die wir noch nicht kennengelernt haben" (idw)

Hochschule München - 05.02.2020

"Fremde sind nur Freunde, die wir noch nicht kennengelernt haben"



Über ein halbes Jahr hinweg trafen sich Jugendliche aus Bayern, Sachsen
und Jordanien in einem Begegnungsprojekt. Die Begleitforschung von Prof.
Dr. Constance Engelfried von der Hochschule München zu diesem zeigt, dass
sich durch Begegnungsprojekte Konstruktionen und Zuschreibungen von
Jugendlichen gegenüber dem vermeintlich "Anderen" bzw. "Fremden" verändern
lassen.

24 Jugendlichen aus Bayern, Sachsen und Jordanien, die alle eine
Ausbildung absolvieren und zum Teil aus Ländern wie Syrien, Sierra Leone
und Afghanistan geflüchtet sind, trafen sich für jeweils eine Woche an
verschiedenen Orten in Deutschland und Jordanien. Nach einigem zeitlichen
Abstand fanden erneut Treffen statt. Das Begegnungsprojekt "Wie lebst denn
Du? - Das Narrativ des Anderen kennenlernen" (NaAnke) ist eine Kooperation
von Prof. Dr. Constance Engelfried von der Fakultät für angewandte
Sozialwissenschaften der HM und der German-Jordanian University (GJU).
Erforscht wurde, wie sich das Verhalten und die Einstellungen von
Jugendlichen zu den zunächst "Fremden" während eines Begegnungsprojekts
änderten. Die Forschungen begleiteten das gleichnamige Begegnungsprojekt,
das die Filmproduktionsfirma Terra Media Corp. initiierte und filmisch
dokumentierte.

Hip-Hop als Kommunikationsmittel

In Workshops gestalteten die Jugendlichen zusammen Bilder zum Thema
Heimat, begegneten sich über Tanzperformances oder machten miteinander
Musik. "Hip-Hop war, vor allem für einige der Jungs, ein wichtiges Mittel
der Kommunikation. Durch das gemeinsame Interesse, die Musik, stellten die
Jugendlichen fest, dass es keine Rolle spielt, aus welchem Land jemand
stammt oder welche Sprache er spricht", beobachtete Engelfried. Durch die
lange gemeinsame Zeit entstand bei den Teilnehmern eine Beziehungstiefe.
Spezifische, pädagogische Settings wie Workshops in Kleingruppen oder ein
Ausflug in das Flüchtlingscamp Zaatari, sechs Kilometer nahe der syrischen
Grenze, konnten durch die wiederholten Treffen realisiert werden. Eine
Chance für Engelfrieds Forschung: "Wir konnten das Verhalten und die
Einstellungen der Jugendlichen im Projektverlauf mit unterschiedlichen
Forschungsmethoden untersuchen und die verschiedenen Narrative an den
einzelnen Orten oder zu diversen Themen freilegen", sagt die Forscherin.
Narrative sind sinnhafte Erzählungen der einzelnen Jugendlichen über die
vermeintlich "Anderen", die Werte transportieren und emotional aufgeladen
sind.

Wiederkehrende Themen bei den Jugendlichen

Die vier HM-Forscherinnen des Projekts, Prof. Dr. Constance Engelfried,
Maya Ostrowski, Maria Mayr und Stella Frank, setzten teilnehmende
Beobachtung, die Analyse von Videomaterial sowie Experteninterviews mit
den betreuenden Pädagogen als Forschungsmethoden ein. Bei der Analyse
ihres Materials nutzten sie bewusst keine vorgefertigten Indikatoren,
sondern suchten offen nach Kategorien, die eine wichtige Rolle für die
Jugendlichen spielten. Unabhängig voneinander stießen sie auf die
wiederkehrenden Themen Medienkritik, Flucht, Fremdheit und
Alltagsrassismus, Geschlechterverhältnisse sowie Freundschaft. "Dass sich
in allen drei Kontexten ähnliche Kategorien ergaben, war für uns ein
Beleg, dass diese Form der qualitativen Wirkungsforschung optimal war, um
Neues herauszubekommen", resümiert Engelfried.

Freundschaften verändern Narrative

Durch das Eintauchen der Jugendlichen in die verschiedenen Lebenswelten
sowie die durch die Workshops gefundenen gemeinsamen Interessen ergaben
sich Freundschaften, durch die sich viele der zu Beginn des Projekts
konstruierten Narrative veränderten. Dies formulierten die Jugendlichen
zum Schluss mit dem Satz: "Fremde sind nur Freunde, die wir noch nicht
kennengelernt haben". Ein Ergebnis für Maya Ostrowski, wissenschaftliche
Mitarbeiterin des Projekts: "Dadurch, dass Jugendliche mit und ohne
Fluchterfahrung in dem Begegnungsprojekt Freundschaften schlossen, zeigte
sich dessen großes Potenzial und Relevanz für die Lebenswelten der
Jugendlichen."

Prof. Dr. Constance Engelfried, Fakultät für angewandte
Sozialwissenschaften, ist seit 20 Jahren Professorin für Theorie und
Organisation der Sozialen Arbeit an der Hochschule München. Ihre
Forschungsgebiete sind Kinder- und Jugendhilfe, Migration und Gender
Studies, Organisation und Management. Sie ist außerdem Gutachterin der
Heinrich-Böll-Stiftung und in der Förderung von wissenschaftlichem
Nachwuchs aktiv.


Originalpublikation:

Das Buch "Das Narrativ des Anderen kennenlernen. Intersektionale
Wirkungsforschung in einem deutsch-jordanischen Jugendbegegnungsprojekt"
erscheint Mitte Februar im Verlag Barbara Budrich, ISBN: 978-3-8474-2352-2.
Auf der Begleit-DVD unter dem Titel "Wie lebst denn du?" sind alle Workshops
filmisch dokumentiert. Das Material steht für Bildungsarbeit zur Verfügung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution152

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule München, 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2020 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/590: Wie vermittelt man wirksam kulturelle Werte? (idw)

Universität Stuttgart - 05.02.2020

Wie vermittelt man wirksam kulturelle Werte?



Interkulturelle Kompetenz, also die Fähigkeit, die Lebens- und
Arbeitswelt mit Menschen unterschiedlichster kultureller Herkunft zu teilen,
ist heute Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche persönliche und
berufliche Zukunft. Diese Fähigkeit schon in der Schule zu vermitteln, ist
das Ziel des Projekts "World LAB", das Geflüchtete und Jugendliche ohne
Fluchterfahrung in einer Reihe abwechslungsreicher Workshops
zusammenbringt. Wie wirksam diese Workshops sind, wird jetzt im Rahmen
einer wissenschaftlichen Begleitstudie durch die Professional School of
Education Stuttgart-Ludwigsburg (PSE) untersucht.

Im "World LAB", einem Kooperationsprojekt der Stiftung Weltethos und des
Ministeri-ums für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg, setzen sich
die Jugendlichen unter professioneller Anleitung mit eigenen
Wertvorstellungen auseinander und handeln gezielt gemeinsame Werte aus.
Anschließend bearbeiten sie in Tandems ein Schülerprojekt, das sie
gemeinsam auswählen, planen und durchführen. Am Ende jedes Schuljahrs
werden die besten Projekte dann ausgewählt und prämiert.

Sowohl Schüler*innen, als auch Lehrkräfte und Schulsozialarbeiter*innen
werden nachhaltig dabei unterstützt, Begegnungsräume zu schaffen und
demokratische Aushandlungsprozesse zu gestalten. Nach einer Pilotphase
wird das World LAB seit dem Schuljahr 2019/2020 für die nächsten drei
Schuljahre in der Praxis umgesetzt. Beteiligt sind daran rund 150
berufliche und allgemeinbildende Schulen, über 9.000 Schülerinnen und
Schüler sowie 378 Lehrkräfte.

Erstmals Evaluation

Wie es um die Qualität der Projekte bestellt ist und in welchem Maße sie
die angestrebten Wirkungen tatsächlich erreichen, wurde bisher jedoch
nicht evaluiert. Genau dies soll nun im Rahmen einer wissenschaftlichen
Begleitforschung geschehen, die durch das Ministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst Baden-Württemberg mit insgesamt rund 765.000 Euro auf
drei Jahre gefördert wird. Durchgeführt wird die Untersuchung von den
Universitäten Stuttgart und Hohenheim sowie der Pädagogischen Hochschule
Ludwigsburg und damit von drei der fünf Verbundhochschulen, die in der
Professional School of Education Stuttgart-Ludwigsburg (PSE)
zusammengeschlossen sind.

Die Erkenntnisse der Evaluation sollen einerseits zu möglichen
konzeptionellen Verbesserungen des Schulprojekts beitragen. Sie sollen
andererseits aber auch Erkenntnisgrundlagen und Impulse für eine
konsequente Implementierung interkultureller Kommunikation in der
Lehrerbildung an den Hochschulen liefern. Zudem sollen die Ergebnisse des
Forschungsprojektes der Öffentlichkeit und der Wissenschaftsgemeinschaft
vorgestellt werden.

Hintergrundinformation zur Professional School of Education
Stuttgart-Ludwigsburg

Die fünf lehrerbildenden Hochschulen im Raum Stuttgart - die Pädagogische
Hochschule Ludwigsburg, die Universität Stuttgart, die Universität
Hohenheim, die Staatliche Akademie der Bildenden Künste Stuttgart sowie
die Staatliche Hochschule für Musik und Darstellende Kunst Stuttgart -
bilden seit 2016 gemeinsam die Professional School of Education 
Stuttgart-Ludwigsburg (PSE), um die Lehrerbildung im Verbund 
professionsorientiert weiterzuentwickeln. Innerhalb der PSE optimieren 
die teilnehmenden Hochschulen die Lehrerbildung für die Sekundarstufe I 
und das Gymnasium, indem die jeweiligen Stärken der Hochschulen und 
weiterer Partner wie den Staatlichen Seminaren für Didaktik und 
Lehrerbildung in den Bereichen Fachwissenschaften, Fachdidaktiken und 
Bildungswissenschaften gebündelt und gemeinsam weiterentwickelt werden.

Bereits in der Vergangenheit war die PSE mit ihren Förderanträgen
erfolgreich. Aktuell laufen bei der PSE die Projekte Lehrerbildung PLUS
(BMBF), KOALA (MWK), Servicepoint Lehramt (QuaLIKiSS) und MakEd_digital
(BMBF).




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution80

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Stuttgart, 05.02.2020

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1215: Kassel - "Klettern", Schnupperkurs für Seniorinnen und Senioren, 10., 17., 24.03.2020

documenta-Stadt Kassel

"Klettern" - Schnupperkurs für Seniorinnen und Senioren



Das Hallenklettern bietet auch im Alter die Möglichkeit noch einmal
etwas Neues und Spannendes auszuprobieren. Ein Mangel an Kraft ist
dabei kein Hindernis. Das Klettern fördert die Hand-Augen- und 
Fuß-Augen-Koordination, den Gleichgewichtssinn und die Beweglichkeit der
Gelenke. Zusätzlich werden viele Muskelgruppen beansprucht und
insbesondere die Rumpf- und Oberkörpermuskulatur gestärkt. Diese
Faktoren sind wichtig bei der Vorbeugung gegen Stürze und wirken sich
auch allgemein positiv auf die Anforderungen des Alltags aus. Das
Klettern wird seit geraumer Zeit als therapeutische Maßnahme
eingesetzt.

Die Schnupperkurse finden jeweils Dienstag, 10., 17. und 24. März, ab
10 Uhr im Kletterzentrum Nordhessen, Johanna-Waescher-Straße 4, statt.
Die Kosten betragen pro Schupperkurs fünf Euro. Die Bezahlung findet
am Kurstag vor Ort statt.

Um Anmeldung ab Montag, 17. Februar, beim Servicecenter der Stadt
Kassel unter der Telefonnummer 05 61/1 15 oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel wird gebeten. Das
Servicecenter ist montags bis freitags von 7 bis 18 Uhr und samstags
von 9 bis 13 Uhr erreichbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.02.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1214: Unna - Body Workout und Faszientraining, 8 Termine ab 12.02.20

Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Body Workout und Faszientraining



Kreisstadt Unna. Die Faszien elastisch halten sowie Ausdauer und
Koordination trainieren, das können die Teilnehmenden des VHS Kurses,
der am Mittwoch, 12. Februar 2020, startet. Das einstündige 
Fitness-Training hat positiven Einfluss auf Beweglichkeit und
Dehnungsfähigkeit. Entspannungsübungen runden das Bewegungsprogramm
ab. Die Teilnehmenden erwartet ein vielfältiges Angebot, um Vitalität
und Wohlbefinden zu verbessern.

Der Kurs findet an acht Terminen, um 16.30 Uhr, im zib statt. Die
Teilnahmegebühr beträgt 40 Euro.

Anmeldungen nimmt die VHS unter Telefonnummer 02303/103-713, E-Mail:
zib-vhs@stadt-unna.de oder www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.02.20

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / REPORT





BERICHT/109: Scratch Lab - im Alltag der Projekte ... (SB)






[image: Sich nach vorn beugende Tänzerin im Schneidersitz - Schwarz-Weiss-Foto: © 2018 by Shana Rochelle Photography]

Plakat SCRATCH LAB Hamburg

Foto: © 2018 by Shana Rochelle Photography

Design: © 2019 by Svantje Buchholz



SCRATCH LAB - ein Labor, Kräfte frei zu setzen, Ideen in Bewegung zu
bringen, noch Verborgenes ans Licht zu holen. Zu diesem Abend hatte
das Kulturcafé Komm du Tänzerinnen und Tänzer, Choreographen
und Choreographinnen sowie ihre Anwärter eingeladen. Am Mittwoch Abend,
den 22. Januar 2020, feierte Scratch Lab Premiere in Hamburg.

Die Idee brachte Svantje Buchholz aus London mit über den Kanal.
Ursprünglich durch ein Tanzprojekt 2016 an der University of East
London UEL entstanden und von der Tanzstudentin jährlich zweimal
fortgeführt, wollte sie dieses Labor nun nach vier Jahren auch in
Hamburg präsentieren, wo sie derzeit lebt und arbeitet.

Ihrer Meinung nach gibt es zu wenig Events, bei denen aufstrebende
Künstler ihre Choreographien, die erst in der Entstehungsphase sind,
zeigen können. Da das Komm du Künstlern verschiedenster Sparten
für ihre Ausstellungen, Konzerte, Lesungen, Vorträge sowie Puppentheatern
eine Darstellungsmöglichkeit bietet, paßt das Konzept von Scratch Lab
genau.

Was ist Scratch Lab? Bei diesem Event führen Künstler ihre Tanzstudien vor.
Es brauchen keine fertigen Stücke zu sein - können es aber. Es werden
teils auch Ausschnitte aus bereits fertigen Produktionen dargeboten, an
denen die Tänzerin oder der Tänzer gerne noch weiter forschen
möchte. Hier sollen "Work-in-Progress" Studien, noch im Entstehen
befindliche Tanzprojekte, eine Plattform bekommen und auch
Unterstützung durch das Feedback des Publikums erfahren.

In Form von aufgeschriebenen Notizen bekommen die Künstler einen Eindruck,
was ihre Arbeiten bei den Zuschauern auslösen, werden inspiriert und können mit
diesen Informationen - sowohl Korrekturen als auch Zuspruch ist
erwünscht - weiter an ihren Tanzstücken arbeiten.
Zettel und Stifte lagen im Komm du auf allen Tischen
bereit. Die Initiatorin, die selbst ein Tanzstück präsentierte,
bestätigte, daß es für die Künstler hilfreich sei, sowohl konstruktive
Kritik als auch positives Feedback zu erhalten.




[image: Moderator mit Mikrophon auf der Bühne - Foto: © 2020 by Schattenblick]

Moderator Alassane Jensen bereicherte den Abend

Foto: © 2020 by Schattenblick



Insgesamt gab es 14 Präsentationen. Der Beginn der Veranstaltung
zögerte sich etwas hinaus, da der Moderator Alassane Jensen, genannt
AJ, noch von seinen Schülern, die er wöchentlich im Song- und
Raptexteverfassen unterrichtet, aufgehalten wurde. Aber das Warten
lohnte sich. AJ führte engagiert und mit Humor durch das Programm. Er
bezog stets das Publikum mit ein und erwähnte beständig den Sinn
dieser Veranstaltung, der den Besuchern ja eine Aufgabe zugedacht
hatte.




[image: Anand trommelt, Damini tanzt - Foto: © 2020 by Schattenblick]
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Links: Anand

Rechts: Damini

Fotos: © 2020 by Schattenblick




Das erste Stück "Let me think" wurde präsentiert von Damini und
Anand. Anand spielte Flöte und trommelte, während Damini tanzte. Beide
stammen aus Indien und studieren an der Contemporary Dance School
Hamburg.


Während die Musik begann, wollten Daminis Arme wie von allein der Musik
folgen. Die Tänzerin versuchte, ihren Körper unter Kontrolle
zu bekommen, aber er war der Musik verfallen. Es war ein erstes langes
Stück. Das Publikum ging mit, ließ sich zum Mitklatschen verführen.
Am Ende war der Tanz wie eine Lobpreisung für eine bestimmte Person.
Es schien, als neige sich die Tänzerin dieser in Liebe zu.




[image: Vier Flamencotänzerinnen auf der Bühne - Foto: © 2020 by Schattenblick]

Rechts außen: Iris Lange, Inhaberin des La Resaca Flamencostudio

Schülerinnen des La Resaca: Claudia, Franca, Genia

Foto: © 2020 by Schattenblick



Die folgende Darbietung "Tango de Málaga" wurde von vier Tänzerinnen
des La Resaca Flamencostudios aufgeführt. Die Choreographie stammte von
Iris Lange, Profi-Tänzerin und Inhaberin der La Resaca
Flamenco-Tanzschule in Hamburg. Die Schule existiert bereits seit zehn Jahren.

Die kleine Truppe führte vor, was Flamencobegeisterte bei La Resaca
lernen können. An diesem Abend traten die vier Damen Iris, Claudia,
Franca und Genia über den Abend verteilt gleich dreimal auf. Der
zweite Tanz "Sevillanas" war ein Stück mit Fächern, der dritte
Auftritt "Bulerias por Fiesta" ein fröhlich, lustiges Stück,
Zwischenrufe der Zuschauer waren erwünscht. Die Tänze bezogen
mehrere der klassischen Elemente des Flamenco wie Klatschen, Summen
und Gesang mit ein. Iris Lange tanzte zum Abschluß der Veranstaltung noch ein
viertes Mal - ein Duett mit Tanzpartner Bruno.




[image: Schwarzgekleidete Tänzerin hebt die Arme, die Sprecherin steht am Rand der Bühne und trägt vor - Foto: © 2020 by Schattenblick]

Links: Almut Wregg tanzt

Rechts: Sarah Just trägt vor

Foto: © 2020 by Schattenblick



"Ich küss dich glücklich." Diese Text- und Tanzperformance wurde
präsentiert von Sarah Just und Almut Wregg, beide studieren an der MSH
Medical School Hamburg. Das Stück war eine Art Hommage an den Künstler
Henry Charles Bukowski, der seine Prosawerke stets mit harter und
direkter Sprache verfaßte und in seinen Geschichten die schmuddeligen
Aspekte des menschlichen Lebens nicht aussparte. So war auch dieses
Stück sehr provokant und von Sarah Just überaus beeindruckend vorgetragen:
"... der Dreck ist nicht ein Geruch ..." Und der Refrain lautete:
"... maybe we read Bukowski once too offen last week ..."
Bei der tänzerischen Darbietung war zu merken, dass sie noch in der
"Work-in-Progress" Phase steckt.




[image: Swing auf dem Tanzboden - Foto: © 2020 by Schattenblick]

Meena Singh

Foto: © 2020 by Schattenblick



Mit "Topsy" legte Meena Singh eine kurze, flotte
Swing-Tanz-Choreographie auf das Parkett.
Meena Singh hat 2005 ihren Abschluss
zur Tanzpädagogin an der Lola Rogge Schule in Hamburg absolviert. Sie
unterrichtet Stepptanz. Näheres kann erfragt werden. Der Swing war
mitreißend getanzt. In manchen Posen wirkte die Tänzerin etwas
schüchtern. Nur Mut Meena, du kannst es!




[image: Moderne Solointerpretation einer traditionellen Tarantella - Foto: © 2020 by Schattenblick]

Alina Tereschenko

Foto: © 2020 by Schattenblick



"Tarantella del Gargano" wurde präsentiert von Alina Tereschenko. Das
Solo hat eine moderne Interpretation einer traditionellen Tarantella
zum Thema. Inspiriert wurde es durch einen Ausschnitt aus einer Dokumentation
über die berühmte Tänzerin und Choreographin Pina Bausch. Dieses
Musikstück wurde bereits im Juli letzten Jahres als Bestandteil eines
Tanztheaters verwendet. Hier als Solo wird der Tanz noch einmal neu
interpretiert.

Bei dieser Darbietung zeigte sich, wie wichtig Musik sein kann, die dem Tanz
zusätzlich Ausdruck und Stärke verleiht.




[image: Anand im Stehen - Foto: © 2020 by Schattenblick]

Anand

Foto: © 2020 by Schattenblick



Anand hatten wir bereits als Flötist und Trommelspieler zu Beginn
kennengelernt. Mit seinen Bewegungen, die Elemente des indischen Tanzes
aufwiesen, wollte er folgendes ausdrücken: "Moment in movement. Make
the moment important, vital, and worth living. Do not let it slip away
unnoticed and unused moves and space."[1]
Anand brachte den Moment in Bewegung, machte ihn bedeutend,
vital und lebenswert. Anand wollte uns aufmerken lassen, den Augenblick
nicht verrinnen, nicht unbemerkt und ungenutzt die Bewegungen verstreichen
zu lassen, den Raum auszufüllen.


 Diesen sieben Performances folgte eine Pause, in der die
Zuschauer das Event in Form von Hutgeld unterstützen konnten.
Außerdem wurden die reichlich geschriebenen Post-its an eine
Wand geheftet und von den Tänzerinnen und Tänzern gespannt erwartet.
Mit Namen und Nummern der Vortragenden versehen, die
auf den Programmzetteln zu lesen waren, konnten die Post-its leicht
zugeordnet werden. Anhand dieser erfuhren die Künstler auch untereinander,
was es für Vorschläge und Ideen zum Weiterarbeiten von Seiten der Zuschauer gab.
Auch nach Part II des Abends landeten weitere Notizen an der WIP-Wand[2].
Es war vorgesehen, daß die Künstler später ihre Hinweise mit nach Hause
nehmen konnten.




[image: Nana in Bewegung - Foto: © 2020 by Schattenblick]

Nana Anine Jorgensen

Foto: © 2020 by Schattenblick



"Tomorrow I Was Raining" ist eine Produktion von Nana Anine Jorgensen.
Die Musik kreierte Max Barth. Das Stück stammt ursprünglich von
einer größeren Installation her, welche Nana in Island erarbeitet hat.
Die Produktion beschäftigte sich mit relativen Realitäten aus ihren
undurchsichtigen, bedenklichen und fragwürdigen aber auch schönen Blickwinkeln.
Dazu fallen Nana Begriffe wie "die Norm", "Geisteskrankheit" und
"das kreative Gehirn" oder "der absolute Intellekt" ein.
Nana stellte sich die Fragen: "Ist es
notwendig, die Grenzen der Vernunft zu verschieben, um dem Kreativen
gegenüber ehrlich zu bleiben? Ist Kreativität tatsächlich eine
übernatürliche Kraft?"[3] Nana will das Publikum in ein Universum versetzen, in
dem alle Sinne verschmelzen und die Wirklichkeit zur Frage wird,
dabei arbeitete sie mit Wiederholungen in ihren tänzerischen Ausführungen.
Dies sind interessante Aspekte. Die Präsenz der Darbietenden war
spürbar und ihr Können sichtbar.

Es wurde deutlich, wird Tanz dem Publikum
vorgesetzt ohne Musik, ohne Worte, ohne Erklärung, tauchen
Empfindungen bei dem Betrachter auf, die nur die eigenen sind. Will
der Tänzer, der Akteur, der Künstler aber verstanden werden, braucht
es mehr als ein Medium, auch Ton und Sprache oder Begrifflichkeit
wollen zum Verständnis beitragen.




[image: Tänzerin steht mit ausgestreckten Armen vor der Wand - Foto: © 2020 by Schattenblick]

Svantje Buchholz

Foto: © 2020 by Schattenblick



"M - about trying to love someone into their potential only to realize
that its just this - potential."[4] Bei "M", präsentiert von Svantje
Buchholz, geht es um das Gefühl, sich aufgrund eines wahrgenommenen
Potentials eines Menschen, sich in diesen zu verlieben, um dann zu
erkennen, dass es eben nur dies ist - Potential: Kraft, Stärke,
Sicherheit, Können, Energie, Initiative, Feuer, Fähigkeiten, Dynamik,
Wille, Mut, Leistungsfähigkeit, Frische, Reserven, Schwung,
Temperament, Lebenskraft ... Dinge, die man selbst zum Leben benötigt,
nach denen man sich sehnt, aber dieses Potential macht eben nicht den
Menschen aus, der da vor einem steht. Das Gefühl mag nur ein Trugbild
sein. Die Bewegungen der Tänzerin sind geschmeidig und fließend, die Mimik
ausdrucksstark, Musik und Tanz entsprechen sich und lassen, was
gesagt werden soll, herüberwachsen.

Svantje schloss mit 21 Jahren ihre Ausbildung zur Tanzpädagogin in
Hamburg an der Erika Klütz Schule ab und ging wenig später nach
London, um dort 2018 ihren Bachelor in Urban Dance Practice an der
University of East London abzuschließen. Im Rahmen ihres Studiums
kreierte sie regelmäßig mit SCRATCH LAB eine Plattform für Tänzer und
Künstler, um "Work-in-Progress" Tanzstudien zu präsentieren und führt
dies auch noch nach ihrem Studienabschluß in London weiter. Neben
ihrer Tätigkeit im Eventmanagement des Kulturcafés Komm du ist
sie als Tanzproduzentin tätig in Produktionen wie dem weltweit
führenden Experimental Festival OPEN YOUR MIND London und weiteren
Formaten wie dem SYNERGY Dance Battle für das Bremer Theater, sowie
als Tänzerin im Stück "Sabra et Chatila" des iranischen Choreographen
Afshin Ghaffarian.
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Ilka Erdmann

Fotos: © 2020 by Schattenblick




"Land unter!" wurde choreografiert von Ilka Erdmann im Rahmen ihrer
Ausbildung zur Tanzpädagogin an der Erika Klütz Schule in Hamburg. Das
Thema war: Das Tier in mir. Ilka faszinieren Wale und so wandte sie
sich dem Blauwal zu: "Der Blauwal - Gigant des Ozeans - ist über
Jahrhunderte vom vergleichsweise kleinen Vierbeiner zum größten
Säugetier des Planeten herangewachsen. Nur noch sein Skelett verrät,
dass an Stelle von Flossen einmal Beine seinen Körper getragen und den
Wal in sein LAND UNTER Wasser geführt haben. Ist nicht auch ein Stück
Blauwal in mir? Wenn ich den Status quo nicht als Ziel, sondern als
Anfang setzte? Wenn ich weiter auf der Suche nach dem Land bin, in dem
ich mich entfalten und wachsen kann? Ich habe einen Blauwal in mir.
Und Sie? Vielleicht finden Sie es ja heraus, während Sie mich auf die
Reise in mein LAND UNTER begleiten."[5]

Auf die Reise wurde der Zuschauer wahrhaftig mitgenommen und nicht nur
das, er fühlte sich, als schwämme er selbst im Ozean und werde von den
riesigen Kulleraugen eines Kumpanen in dessen Bann gezogen.
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Marie Schröder

Foto: © 2020 by Schattenblick



Die Choreografie "Oder doch grau" ist ebenfalls im Rahmen der
Solostudien zum Thema "Das Tier in mir" an der Erika Klütz Schule entstanden.
Marie Schröder fand ihr Thema im
Bereich der Vögel: "Die Choreographie beschäftigt sich mit der Elster
in mir, die den Wunsch zu fliegen hegt, aber durch meinen menschlichen
Körper am Boden und an meine Weltsicht gefesselt ist. Es geht um
Schwarz-Weiß-Sicht und unseren Umgang mit uns selbst und mit anderen
Menschen, wenn es uns gut geht, aber auch wenn wir unseren Tiefpunkt
erreichen."[6]

Eine Choreographie mit Worten einzuleiten ist für den Betrachter
hilfreich, kann aber auch bereits zu viel offen legen und ihm
mehr vorgeben und verraten, was seine Empfindungen und Bewertungen
dem Stück gegenüber einschränkt und festlegt.

Bei der Vorstellung der Elster hätte weniger Text verwendet werden können.
Allein zu wissen, daß es um das Tier in uns geht und wir sogar den Anhaltspunkt
haben, welchem Tier wir hier begegnen, ist verbindlich genug, um den
Betrachter in den Tanz und die Beschäftigung mit sich selbst
einzubinden. Die tänzerische Darbietung war grazil und gelungen, ein
Vogel stand auf der Bühne.
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Jon Sky

Foto: © 2020 by Svantje Buchholz



Jon Sky ist professioneller Tänzer, Choreograph, Tanzlehrer und
Gründer des "HopeFam - Hip-Hop Community Project" in Saarbrücken. Über
"Inside Out" sagt er: "Nach einem Blackout an einem Sonntag Abend -
alles womit du zurückgelassen wirst, sind die Gedanken in deinem Kopf,
welche ihre Möglichkeit nutzen, dich endlich mit sich zu
konfrontieren."[7] Eine ausdrucksstarke Performance, heftig, aber
bemerkenswert und man wundert sich, wozu unsere Körper befähigt sein
können, wie gelenkig und verrenkbar sie gebraucht werden mögen. Die
heftige Geschichte, die dem Stück innewohnte, konnte nicht anders als
verstanden werden.

Aufgewühlt nach Jon Sky, rundeten Iris Lange und Bruno mit ihrem Duett
"Sevillana" den Abend ab. Zum Abschluß sprach der Moderator AJ einen
Dank an das Kulturcafé aus und hob hervor, wie wichtig es doch ist,
daß hier Künstler zusammen treffen können. Ein weiterer Dank ging an
die Initiatorin Svantje. Zuletzt dankte der Moderator allen
Künstlern, die sich für dieses Event zur Verfügung gestellt hatten.
Denn gerade wenn noch an einem Projekt gearbeitet wird, kostet es meist
Überwindung, das unfertige Stück schon zur Schau zu stellen. Aber hier
liegt der Reiz und der Sinn von Scratch Lab, an den Dingen zu forschen,
sich zu zeigen und Unterstützung erfahren.

Als Musiker, der auch mit Worten umzugehen gelernt hat, trug AJ in
eigener Sache zum Abschluß noch einen Text über Dummheit und Ignoranz
vor: "... vergiß die Existenz der Zeit, vergiß die Zwänge dieser
Woche, sei ganz du selbst ..."

Der Zuspruch des Publikums in Form von Anmeldungen zum Event, auf den
Beginn des Abends gespannt zu warten und nicht zuletzt den Interpreten
auch Rückmeldung zu geben, zeigte, daß das Format Scratch Lab auf
Begeisterung sowohl von Seiten der Vortragenden als auch der Zuschauer
stößt. Hier agieren beide Seiten zusammen und kommen sich näher. Zwar
kam auf die Aufforderung des Moderators, ob noch jemand etwas vortragen
wolle, noch kein Zuschauer auf die Bühne gestürzt, aber das kann sich
leicht bei Scratch Lab 2.0 ändern, wenn die Zuschauer wissen, worauf
sie sich einlassen und worauf sie sich freuen können.

 *

Im Vorfeld der Veranstaltung konnte der Schattenblick der Initiatorin
einige Details zur Premiere von Scratch Lab Hamburg entlocken.
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Svantje Buchholz

Foto: © 2020 by Schattenblick




Schattenblick: Ist mit weiteren Veranstaltungen dieser Art in Hamburg
zu rechnen?

Svantje Buchholz: "Diese WIP-Plattform wird sich in nächster Zeit, in den
nächsten Jahren, etablieren, da bin ich mir sicher. Es gibt auch schon
die nächsten Termine für Editionen im Komm du, voraussichtlich
im Mai und im Oktober dieses Jahres. Wer mitmachen möchte, kann sich
schon einmal über Scratch Lab schlau machen und die Augen für die
genauen Termine offen halten. Wir möchten dann wieder AJ als
Host dabei haben, es ist einfach phantastisch, wie er das
Publikum zusammenführt, mit allen Späßchen machen kann, aber trotzdem
jeden Künstler für sich ernst nimmt.

SB: Wer kann an Scratch Lab teilnehmen, gibt es Auswahlkriterien?

S.B.: Wir möchten eigentlich jedem eine Chance geben, seine Kunst zu
zeigen. Aber es muß auch in Richtung Qualität gehen. Scratch Lab ist
etwas für Menschen, die im Tanzbereich arbeiten und für die Tanz
ein emotionales und kreatives Ausdrucksmittel ist.

SB: Wird ein spezielles Thema für den Abend vorgegeben?

S.B.: Bei Scratch Lab nicht, da kann jeder zeigen, woran er gerade
arbeitet. Bei dem Festival von OPEN YOUR MIND, das ich ebenfalls in
London organisiere, geben wir ein Konzept, die Musik und einen
Zeitrahmen vor. Da müssen die Tänzer genau in dem Moment präsent sein.

SB: Im Gegensatz zur Malerei, die Bilder als etwas Beständiges
hinterläßt, ist Tanz nur im Augenblick präsent, zeitlich
gebunden und vergänglich - außer man schaut sich ein Video an,
aber das ist nicht dasselbe. Könntest du dir vorstellen,
Tanz und Malerei zu kombinieren?

S.B.: Künstler, die Tanz und Malerei verbinden und daraus eine
Installation machen, gibt es bereits. An einem Tanzpainting habe ich
großes Interesse und es ist auch schon in Planung, braucht aber viel
Vorbereitungszeit. Im Moment liegt dahingehend nicht mein
Fokus. Aber ich finde es gut, Verbindungen mit anderen künstlerischen
Ebenen zu schaffen, Connections zu haben und neue Projekte anzugehen.
Es gibt so viele Möglichkeiten. Deshalb arbeite ich vorwiegend an
Projekten, die auch präsentiert werden. Meist scheitern solche
Projekte allerdings an finanziellen Mitteln.

SB: Wie sieht es finanziell mit Scratch Lab aus?

S.B.: Scratch Lab ist momentan machbar. Dank dem Komm du können
wir die Räume und diese Bühne nutzen. Alle größeren Projekte -
oder wenn Scratch Lab sich erweitert und ans Theater geht -
brauchen Sponsoren. In London
stehen uns die Räume der Universität kostenfrei zur Verfügung. Daran
scheitert ein Event oft schon. Und ich und mein Host arbeiten dort
ebenfalls umsonst.

SB: Du selbst trittst auch bei Scatch Lab auf, woran arbeitest du
gerade choreographisch?

S.B. Es geht mir um die zwischenmenschlichen Beziehungen. Zum
Beispiel, wie es sich heutzutage anfühlt, als Frau und auch als Mann
Solo zu sein. Wie es ist, wenn du dann auf ein Date gehst, wie
unfaßbar abartig miteinander umgegangen wird und wie austauschbar der
Mensch wird.

SB: Was hat dich bewegt, in die tänzerische Laufbahn einzusteigen?

S.B.: Für mich war immer klar, daß ich in einem künstlerischen Rahmen
arbeiten wollte. Und ich hatte zwei Vorbilder, mit denen ich auch
immer noch arbeite - meine Freundin Britta Barthel, die an der
Middlesex University in London Choreographie studierte, und der
Choreograph Johnny Lloyd.

SB: Kannst du etwas über Scratch Lab London erzählen?

S.B.: In London geht Scratch Lab im Februar in die 8. Runde. Das Event
dort findet hauptsächlich für Studenten statt. Aber es werden
zusätzlich auch Künstler aus der Londoner und internationalen
Tanzszene eingeladen, die dann ebenfalls auftreten.

SB: Wie groß ist das Event?

S.B.: Neben den Teilnehmenden kommen meistens zwischen 80 und 90
Zuschauer, teils ebenfalls Studenten, aber auch externe Leute und wie
gesagt Künstler aus der internationalen Tanzszene hinzu. Der Hintergrund
ist, wir laden speziell Leute einladen, die schauen, ob sie mit einzelnen Tänzern
weiterarbeiten wollen. Scratch Lab ist eine Plattform, auf der man
sich austauschen und Verbindungen schaffen kann. Die Studenten sollen
zum einen Inspirationen erhalten, zum anderen Networking betreiben und
die Künstler kennenlernen, vielleicht mit ihnen ins Gespräch kommen,
um in absehbarer Zukunft mit ihnen arbeiten zu können.

SB: Wie sieht die Planung für Scratch Lab Hamburg aus?

S.B.: Wir möchten diese "Work-in-Progress" Veranstaltung regelmäßig
anbieten, damit die Hamburger Szene eine Plattform bekommt, auf der
aktuelle Studien gezeigt werden können. Das Besondere ist eben, daß
hier gerade auch kurze Stücke von nur zwei bis zehn Minuten gezeigt
werden, die noch unfertig sein dürfen. Künstler erfahren so
Unterstützung bei ihren ersten Ideen. Außerdem gibt es keinen Druck.
Qualität ist gewünscht, aber es soll kein Druck entstehen. Wir wollen
eine sichere Atmosphäre schaffen. Man muß hier nicht perfekt sein,
denn das sind wir alle nicht.

SB: Vielen Dank Svantje für die Informationen und daß du deine Ideen
mit uns geteilt hast.


Anmerkungen:

[1] Anands englische Beschreibung zum Inhalt seiner Choreographie

[2] WIP ist die Kurzform von Work-in-Progress

[3] Nana Anine Jorgensens Gedanken zum Stück in deutscher Übersetzung

[4] Svantje Buchholz beschreibt in englischen Worten das Gefühl hinter ihrem Tanz

[5] Gedanken zu "Das Tier in mir" von Ilka Erdmann

[6] Arbeitskonzept zum Thema von Marie Schröder

[7] Jon Sky zu seinem Stück
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/169: Hamburg - Queer B-Cademy, Kampnagel, 13.-16.2.2020

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

Queer B-Cademy

TEIL 1: HOUSE OF HOPE

TEAM:

Konzept: Daniel Chelminiak

Kurations- und Produktionsteam: Naomi Odhiambo, Wasiu Oyegoke (DJ
Waxs), Gregor Zoch, Daniel Chelminiak 

Ausstattung und Bühne: Daniel Kalinke, Sebastian Faßnacht

Visuelle Gestaltung: Stef Mosebach

Kuratorische Beratung: Uta Lambertz

Mitarbeit Konzept: Isabelle Wapnitz

Moderation: DON 

13.2. - 16.2.2020



Die QUEER B-CADEMY gründete sich 2018. Als Alternative zur A-Cademy
kommt sie ohne binäre Kategorien von richtig und falsch, schlau und
dumm, gut und schlecht oder normal und pervers aus, stellt andere
Wissensformen und -vermittlungen ins Zentrum und erhebt Vielseitigkeit
und Uneindeutigkeit zum wertvollsten Gut - jenseits eines
Elite-Gedankens. Seither bietet sie queeren und mehrfach
diskriminierten Menschen eine Plattform, einen Safer Space, der durch
queere Kultur bestimmt wird und gleichzeitig allen Menschen den Zugang
zu neuen Perspektiven ermöglicht. Mit der dritten Ausgabe HOUSE OF
HOPE - dem ersten Teil der 2020 beginnenden TRILOGY OF TOMORROW -
beginnt in der QUEER B-CADEMY eine visionäre Reise in die eigenen vier
Wände. Wie erleben wir unser Zuhause, wo sind wir, und unter welchen
Bedingungen fühlen wir uns zu Hause? Was ist, wenn wir uns nirgendwo
so fühlen? Der Gastgeber DON - bereits bekannt von den Blockpartys des
Formation**Now-Festivals - führt durch das Programm und umgarnt die
Gäste mit müheloser Charmeoffensive, geht mit Humor den Thematiken
ernsthaft auf den Grund und näht so gemeinsam mit allen Beteiligten
einen atmosphärisch komplexen Quillt. Er begrüßt jede Menge illustre
Menschen, deren Gastgeschenke in unterschiedlichsten Formaten und
Themen sofort ausgepackt werden. Neben Talks und Performances lädt die
QUEER B-CADEMY zu diversen Workshops ein. Und die Nächte werden wie
gewohnt durchgefeiert. Das Herz, das sein Zuhause sucht, braucht
Hoffnung. Und die steht im Lehrplan der QUEER B-CADEMY als Hauptfach
drin. Die Kunst, das Leben zu leben, ist eine Kunst. So let's put art
in heart - cause home is where your art is.

Gefördert von der Behörde für Kultur und Medien Hamburg und der Rudolf
Augstein Stiftung


Programmübersicht


Donnerstag, 13.02.2020


ab 19:00

Queer B-Cademy

u.a. mit Tucké Royale, Valentine Tanz, Nata & BBBlue666


Freitag, 14.02.2020

19:00

Queer B-Cademy

Workshop Workshop Rosana Cade & Ivor MacAskill:

The Making of Pinocchio

ab 19:00

Queer B-Cademy

u.a. mit Mamoru Iriguchi, Samra Mayanja, FAYIM, Kiki House of Angels &
Saeleen Bouvar


Samstag, 15.02.2020

14:30

Queer B-Cademy

Workshop mit Valentine Tanz:

NESS The Miracles of Oral Pleasures

14:30 - 16:30 (Englisch)


Sonntag, 16.02.2020

ab 14:00, p1, kmh, k4

Queer B-Cademy


Programm Tag 1


STONEWALL UCKERMARK / DIE NEUE SELBSTVERSTÄNDLICHKEIT

Performance/Screening von Tucké Royale

19:00 (Deutsch/Englisch)

Die Queer B-Cademy: House of Hope wird eröffnet von Tucké Royale,
Berliner Performer, Regisseur und Musiker, der schon mit vielen
anderen künstlerischen Projekten auf Kampnagel war und bereits seit
der ersten Ausgabe in der Queer B-Cademy zuhause ist.

Diesmal kommt er mit Manifest und Dokumentarfilm im Kofferraum: Im
Sommer zog Tucké Royale mit 60 Teilnehmer*innen im Auto-Konvoy durch
die Uckermark um so der Stonewall Riots vor 50 Jahren in New York zu
gedenken und das Zeitalter der Neuen Selbstverständlichkeit
einzuläuten. Zwei Kameras begleiteten die Fahrt und dokumentierten das
unerwartete Genre: die queere Mehrheitsgesellschaft auf dem Land als
utopischer Moment. Zur Eröffnung der Queer B-Cademy verliest er nun
das Manifest der Neuen Selbstverständlichkeit und zeigt den
Doku-Fiction-Film Stonewall Uckermark.


DINING ROOM

Interactive exhibition by Ifeatu Nnaobi und Rimma Elbert

ab 19:00

Was und wo das Zuhause ist, sind fundamentale Fragen im Leben queerer
Menschen. Und sie sind noch drängender für queere Menschen, die in
Ländern leben, deren Gesetze ihre Sicherheit bedrohen und ihnen die
Chance auf ein freies und erfülltes Leben verwehren. So in Nigeria,
Ifeatu Nnaobis Heimat und vielen anderen afrikanischen Ländern. Die
interaktive Ausstellung Dining Room setzt sich mit genau diesem
Umstand auseinander: an einem runden Tisch, einem zentralen Element
eines Zuhauses, findet sich an jedem Platz ein Fragment dieser
Ausstellung, mit dem das Publikum frei interagieren kann - Texte,
Videos oder Bilder die sie Ansichten von Zuhause verschiedener queerer
Menschen aus Nigeria widerspiegeln.

THE ESSENCE OF HOME

Installation von NATA und Workshopteilnehmer*innen

ab 19:00


FEELINGS ARE FACTS - MAGIC, SEX, POLITICS 

Performance von Valentine Tanz | Vala T. Foltyn mit Tania-Kristin
Ballentine | LadyJerk (Englisch)

20:00

Valentine Tanz ursprüngliches Zuhause Polen erfuhr in den letzten
Jahren einen enormen Rückschlag in Sachen Rechte und Sicherheit für
queere Personen. Sogar ihr künstlerisches Zuhause, ein queeres
Kunstprojekt in Krakau, setzte sie vor die Tür, weswegen sie 2019 nach
Kopenhagen floh. Die Queer B-Cademy lädt sie nun in ihre vier Wände
ein. In "Feelings are facts - magic, sex, politics" transformiert sie
persönliche Erfahrungen von Verlust und Trauma in ein kollektives
Ritual - eine sinnliche Stimme für trans_fem Widerstand, queere Elegie
und Akt der Befreiung.

TALK

mit Tucké Royale, Valentine Tanz, Ifeatu Nnaobi and NATA

21:30 (Englisch)

Die Eröffnungsnacht widmet sich den unterschiedlichen Perspektiven,
wie Zuhause erleben und erfahren. Die vier Künstler*innen nutzen die
Gelegenheit um über ihre Arbeiten zu sprechen, die sie an diesem Abend
präsentiert haben und sammeln Perspektiven, wie wir hoffnungsvoll
bleiben und Räume schaffen können, die queere Menschen schützen und in
denen sie füreinander da sind. Wie haben sie sich dem Thema Zuhause
angenähert? Beiträge aus dem Publikum runden den Erfahrungsaustausch
ab.


BBBlue666

DJ-Set

22:30

Was darf beim House of Hope auf keinen Fall fehlen? Natürlich eine
ordentliche Hausparty! Den Anfang macht am Donnerstagabend Hamburger
DJ und Performer* Bbblue666. Künstlerisches Zuhause der
Teilzeithedonistin ist das Kollektiv/Label One Mother, das mit
Natascha P. und Preach schon bei der ersten Queer B-Cademy am Start
war. Für das House of Hope legt Bbblue666 einen nicht binären Mix aus
queeren Hymnen, Latin Beats, French Trap und trashy Glam auf.


Programm Tag 2


SEXXES

Performance by Mamoru Iriguchi

19:00 (Englisch mit dt. Übertiteln)

Sexuelle Aufklärung ist ja eigentlich Sache der
Erziehungsberechtigten. Aber viele wagen sich nicht daran, werden
umständlich und wissen auch nicht alles. Viele Schulen scheitern daran
ebenso kläglich. Queere Künstler*innen müssen mal wieder alles gerade
biegen.

Lust auf eine Achterbahn-Zeitreise durch die Sphären von Sexualität
und Geschlecht? Guckt euch SEXXES an. Angefangen bei unseren
Vorfahren, die ungehemmt geschlechtslos lebten über die strenge
Binarität von heute bis in die ungewisse Zukunft. Schwer ausgestattet
mit seinem DIY-Digital-Equipment hilft Mamoru Iriguchi im unfassbar
fluiden Gender-Meer nicht unterzugehen. Für Jugendliche ab 12 und
alle, die noch etwas nachholen möchten.

Mamoru Iriguchi ist ein preisgekrönter Performancekünstler und
Bühnenbildner und gleichzeitig Zoologe aus Edinburgh. Seine Arbeiten
untersuchen 2D und 3D Lebendigkeit, die Zeit vor der Aufzeichnung,
Gender und Sexualität sowie Märchengeschichten und Evolutionstheorien.


BAD LUGANDAN (BUSOGA-ENGLISH)

Performance von und mit Samra Mayanja

20:00 (Englisch)

Der individuelle oder kollektive Verlust eine Sprache kommt dem
Niederbrennen einer Bibliothek gleich, denn er ist gleichzeitig
Verlust von Akzent, Ausdruck, Redemitteln, Denk- und Sprechweisen. Für
viele Menschen, die in der Diaspora leben, bleiben die Sprachen des
Heimatlandes nur in den eigenen vier Wänden aktiv, werden zerteilt,
fragmentiert und verlangen Hilfestellung oder Vermittlung.

BAD LUGANDAN (BUSOGA-ENGLISH) ist ein Performance-Stück, das die
Übertragung und Erfahrung von Rausch als Mittel zum Wiederfinden
vertrauter Sprache untersucht. Dieses Stück wurde von Samra Mayanja
(Leeds) im gemeinsamen Forschungsprozess mit dem mother tongue
collective (London) nach und nach entwickelt.


FAYIM fka Sidney Frenz

Konzert

21:00

Queer B-Cademys Wohnzimmerkonzert mit FAYIM!

Inspiriert von der Schwarzen Künstlerin und Aktivisin, May Ayim, nutzt
der Hamburger Singer-Songwriter FAYIM (fka Sidney Frenz) die Musik als
Ausdrucksform seiner Gefühle und Gedanken. Das Konzert stellt seine
persönlichen Erfahrungen als Schwarzer, queerer Mann in Deutschland in
den Fokus. Dabei erzählen die Eigenkreationen und Lieblingssongs die
unterschiedlichsten Geschichten, empowern und werden mit warmen
Klängen aus Soul, R&B, Pop und Jazz untermalt. Gemeinsam mit dem
Pianisten und Produzenten, Niklas Nadidai, lädt der junge Sänger zum
Fühlen, Nachdenken und Mitsingen ein.


KIKI HOUSE OF ANGELS

Tanz

22:00

Wenn wir von Alternativen Familienkonstrukten sprechen, führt uns
queere Geschichte zu den "Houses" der Ball Room Szene. Entstanden aus
queeren Schwarzen und Latinx Communities vor 40 Jahren in New York,
sind nun auch in Hamburg seit einigen Jahren Balls nicht mehr
wegzudenken

Das Kiki House of Angles wurde 2015 in Rotterdam vom Father Typhoon
Angels gegründet und hat mittlerweile 70 Mitglieder in ganz Europa
und auch ein US Chapter. In der europäischen Voguing-Ballroom Szene
sind sie stark repräsentiert, denn die Mitglieder des Houses gehen
selten ohne Grand Prizes nach Hause! Das Hamburg Chapter von dem House
besteht aus 7 Mitgliedern: Gifty, Melisa, Lukas, Icy, Jada, Celine und
Evelyn. Wöchentlich trainieren & jammen sie zusammen um sich gemeinsam
auf Kiki Balls vorzubereiten.


SEVEN ANGELS

DJ Set

22:30

Obwohl er schon als Resident-DJ in der holländischen Baallroomszene
bekannt ist, erobert Seven Angels schnell den Rest Europas, nachdem er
allein in den letzten 2 Jahren in 10 Ländern aufgetreten ist. Dies ist
nicht unbemerkt geblieben, da er 2019 für "European Ballroom Dj Of The
Year" nominiert wurde. Nun findet er auch schnell seinen weg in die
Mainstream-Clubszene und hat sich eine Residenz im Amsterdamer Club
NYX gesichert. Sein Stil mischt Vogue Beats mit basslastigen
Underground-Club-tracks, sowie eigene Produktionen.


SAELEEN BOUVAR

DJ Set

00:30

Saeleen Bouvar ist Hamburg exquisiteste Trans-DJ und Grande Dame der
besten queeren Sounds. Als Gründerin des Salon Queertronique weiß sie,
worauf es bei queerer Musik ankommt - sie gibt dir dieses gewisse gute
Gefühl, gespeist aus dem täglichen Kampf ums Dasein, Liebe und
Freiheit. Ein Sound, der die unterdrückte Sexualität befreit und dich
wie ein Zuhause umgibt. It's House, Baby! - unser zweitliebstes Spiel
aus unserer Kindheit. Und Saeleen Bouvar weiß nicht nur über Musik
Bescheid, sondern auch über Geschichte. Deshalb erweckt sie Hamburgs
fast vergessenes Zuhause kompromissloser Queerness wieder zum Leben:
den Front Club. Get ready to get dirty, children.


Programm Tag 3

Samstag, 15.02.2020

14:30 - 16:30 (Englisch)

Queer B-Cademy

Workshop mit Valentine Tanz:

NESS The Miracles of Oral Pleasures

In ihrem Workshop NESS lädt Valentine Tanz zu einer Auseinandersetzung
mit den Bedeutungsebenen der englischen Endung "-ness" ein (wie in
Other_ness, Queer_ness, Fem_ness, Gay_ness). Im Hebräisch steht Ness
für "das Wunder". Wir kommen zusammen, um uns von unseren poetischen
Körpern und Vorstellungen zu lösen, um bei oralen Freuden des Essens
und miteinander Sprechens selbst "Wunder" zu werden. Sie teilt mit
euch ihre persönliche Geschichte und gibt einen Einblick in ihre Welt
der Hexerei, des Kunst- und Politikmachens. Anmeldungen unter
kampnagel.de


TIERED TONGUES

Workshop mit Samra Mayanja und mother tongues collective

14:30-17:00

Wie können wir eine starke visuelle Sprache, die marginalisierten
Sprachen und Dialekten zugutekommt, entwickeln ? Was bedeutet es, ein
Publikum anzusprechen, das keinen Zugang zu dieser Sprache hat? Wie
können wir Vielsprachigkeit sowohl durch visuelle als auch gesprochene
Formen aufgreifen? Samra Mayanja und mother tongues collective laden
zu ihrem Workshop ein, in dem DIY-Filme gemacht und Geschichten
erzählt, sowie diskutiert werden sollen und wo sie mittels
Archivmaterial, Vielsprachigkeit und Bildkonstruktion nach
Möglichkeiten suchen, marginalisierte Sprachen wieder ins Zentrum zu
rücken.

Gerne eigenes Handy mit Kamerafunktion mitbringen, ist aber keine
Voraussetzung.

SEXXES

Performance von und mit Mamoru Iriguchi

20:00


JOY NDUKU

von und mit Subira Joy and Wandia Nduku

21:00

Subira Joy - a defiantly queer, unapologetically Black spoken word
poet and activist und Wandia Nduku - an uprooted poet from the UK
living in Hamburg - nehmen uns mit in ihre Siblinghood, als queere,
einiige Zwillinge. Joy Nduku ist ihre poetische Erkundung von Gender,
Sexualität und Schwarzsein und was es heißt Zwilling zu sein in einer
Welt, die von der Push-und-Pull Politik von Assimilation und
Individualismus beherrscht wird.

Joy Nduku ist in Auftrag gegeben von The Marlborough Pub & Theatre via
New Queers on The Block. Tournee- und Künstlerentwicklungsprogramm
werden unterstützt vom Arts Council England,Jerwood Arts, Esmée
Fairbairn und The Space. Zudem erhielt Joy Nduku weitere
Unterstützung vom Arts Council England und ONCA.


THE MUSLIMS

Konzert

22:00

Die all queer, Black & Brown Punk Band The Muslims gründete sich in
Durham, North Carolina nach der Vereidigung von Donald [Fuck Face]
Trump: Inspiriert von klassischen Punk- und Afro Punk-Wurzeln
vermischen sie Hardcore und Rock-Rap mit politischer Satire und Wut.
Ihre Texte reichen von Old-School Punk Remixes des Adhan, dem
islamischen Ruf zum Gebet, über queere Hymnen wie Fuck The Cistem bis
zu Songs mit schwarzem Humor wie Jihadageddon (Jihad + armageddon), in
dem sie sich über die weiße Angst lustig machen, das ethnische
Minderheiten das Ende Welt brächten. Der Sound von QADR, FaraH BaHbaH
and Abu Shea aka The Muslims ist zugleich Wut und Freude, und nimmt
sich schwierigen Themen mit Humor, genialen Texten und musikalischer
Fluidität an.


B2BCREW

DJ-Set / Performance

23:00

Irgendwo zwischen Hamburg, Berlin und Bremen. Irgendwo zwischen Trap,
Grime und Ghettotech. Irgendwo zwischen 2 Stunden Crewset, oder die
ganze Nacht. Irgendwo zwischen Klassikern und Newschool. Irgendwo
dazwischen... Hauptsache es (Subwoofer) ballert!! - Da ist die
B2B-Crew zuhaus! Aus Liebe zu Bass, HipHop, Skillsharing, Netzwerken
und gegenseitigem Support, hat sich die B2B CREW 2017 gefunden. 7
DJ's: The Fucking Sara, CHI, Elle_mess, Josie Overton, Gizzel &
Frizzel, Leila A. und MC Alice Dee spielen euch ein gemeinsames
dj_pingpong_live_mc_set.


Programm Tag 4


Sonntag, 16.02.2020

ab 14:00, p1, kmh, k4

Queer B-Cademy

B-Runch

Nach drei Tagen Show liegen allen die vergangenen Nächte wohlig in den
Knochen. Aber statt im eigenen Bett vor sich hin zu vegetieren, lädt
die Queer B-Cademy wieder zum alljährlichen gemeinsamen Kater B-Runch:
Was hat uns berührt, beruhigt oder aufgerüttelt? Wer trug das beste
Outfit? Haben wir ein neues Zuhause gefunden? Neben veganen Leckereien
ist die Tafel außerdem gedeckt mit zurechtgequeerten
Gesellschaftsspielen, die die Queer B-Cademy für die Ausgabe im
letzten Jahr entwickelt hat - cause Home is where your board-games
are. Dazu wird der sweete Sound aus DJ Waxs' Kollektion die
Wohlfühlstimmung abrunden. Kommt, bruncht, spielt und tratscht mit
uns!

Gefördert im Rahmen des Bündnisses internationaler Produktionshäuser
von der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien und von
der Behörde für Kultur und Medien Hamburg und im Rahmen von Art
Climate Transition gefördert von der Europäischen Union / Creative
Europe.

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1334: Wiesbaden - »Arsen und Spitzenhäubchen« von Joseph Kesselring, 18.2.2020

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

»Arsen und Spitzenhäubchen« wieder im Kleinen Haus

Wiederaufnahme am 18. Februar 2020, 19.30 - 22.00 Uhr



Ab Dienstag, den 18. Februar 2020 um 19.30 Uhr, ist »Arsen und
Spitzenhäubchen«, nach der Krimikomödie von Joseph Kesselring, wieder
im Kleinen Haus des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden zu sehen. Die
Inszenierung von Ulrike Arnold feiert seit der Spielzeit 2017/2018
große Erfolge.

Der gefeierte Theaterkritiker Mortimer ist schockiert, als er
unerwartet im Haus seiner so christlich sozialen wie absolut
liebenswürdigen Tanten eine Leiche findet. Sicherlich, mutmaßt er,
sind die Folgen der Wahnvorstellungen seines älteren Bruders, den die
Tanten hingebungsvoll betreuen, doch nicht so harmlos-schrullig, wie
man bislang annahm. Mortimer setzt jedenfalls sofort alle Hebel in
Bewegung, um sowohl die Leiche als auch den gemeingefährlichen Bruder
schnellstmöglich - und ohne öffentliches Aufsehen! - aus der Nähe der
Tanten und seiner Verlobten zu entfernen. Das Unterfangen wird
allerdings dadurch erheblich erschwert, dass unversehens auch der
dritte Bruder, ein gesuchter Mörder, bei den Tanten auftaucht - mit
einer weiteren Leiche im Gepäck! Dass örtliche Polizeibeamte als
begeisterte Abnehmer der Backerzeugnisse der alten Damen im Haus
nahezu ständig ein- und ausgehen, ist für Mortimers Bemühungen auch
nicht sonderlich hilfreich. Während sich der slapstick-trächtige
Leichenverschiebe-Aberwitz immer weiter steigert, werden hinter den
unschuldigen Fassaden der beiden netten älteren Damen zudem
erschreckende Abgründe sichtbar ...

Regie: Ulrike Arnold 

Bühne: Bartholomäus Martin Kleppek 

Kostüme: Anne Buffetrille
Dramaturgie: Katharina Gerschler
Abby Brewster: Ulrike Arnold
Martha Brewster: Evelyn M. Faber
Siggi Brewster: Michael Birnbaum
Mortimer Brewster: Janning Kahnert
Jonathan Brewster: Uwe Kraus
Dr. Einstein: Karoline Marie Reinke
Elaine Harper: Mira Benser
Dr. Harper, Mr. Hoskins, Mr. Gibbs, Mr. Witherspoon: Rainer Kühn
Brophy: Matze Vogel
Klein: Linus Schütz
Rhone: Atef Vogel


Theaterkasse

Kasse im Großen Haus

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon: 0611.132 325

Fax: 0611.132 367

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo - Fr 10.00 - 19.30 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

So, Feiertag 11.00 - 13.00 Uhr

Die Abendkasse ist jeweils eine Stunde vor Vorstellungsbeginn
geöffnet.


Abonnement-Büro

Theaterkolonnade

Christian-Zais-Str. 3, 65189 Wiesbaden

Telefon 0611.132 340

Fax 0611.132 367

E-Mail abonnement@staatstheater-wiesbaden.de

Öffnungszeiten:

Mo, Mi, Fr 10.00 - 18.00 Uhr

Di, Do 10.00 - 19.00 Uhr

Sa 10.00 - 14.00 Uhr

Karten erhältlich unter: Telefon 0611.132 325

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

www.staatstheater-wiesbaden.de

Zum aktuellen Spielplan: www.staatstheater-wiesbaden.de/programm/

 * 

Quelle:

HESSISCHES STAATSTHEATER WIESBADEN

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Tel.: +49 (0)611.132 1

Fax: 0611.132 367

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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TANZ - PERFORMANCE/260: Hamburg - "4 Legs Good" mit Claire Cunningham, Kampnagel, 18.2.2020

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste

City of Dances: 7. Biennale Tanzausbildung & Fokus Tanz #6

Claire Cunningham: 4 Legs Good

Ballett & Tanz

Di. 18.02.2020 | 20:00 Uhr

Kampnagel (P1)



In ihrer Lecture-Performance 4 LEGS GOOD - halb Vortrag, halb Tanzsolo
- beschreibt und zeigt die schottische Künstlerin Claire Cunningham,
wie sie ihre Krücken künstlerisch gebraucht und zweckentfremdet, mit
ihnen experimentiert, und wie sie ihre Kunst beeinflussen. Die Frage,
was alles in der Kombination der Krücken mit ihrem Körper und anderen
Körpern möglich ist, hat sich in ihrer Arbeit dabei nach und nach zu
der Frage verschoben, auf welche Weise die Krücken sie mit der Welt
verbinden. Traditionelle Tanztechniken, die für nicht-behinderte
Körper entwickelt wurden, weist Claire Cunningham bewusst zurück und
verfolgt stattdessen ein tiefes Interesse an der gelebten Erfahrung
einer Behinderung und deren Auswirkungen - nicht nur als Choreografin,
sondern auch im Hinblick auf gesellschaftliche Vorstellungen von
Wissen, Wert, Verbindung und Wechselbeziehungen. Claire Cunningham,
die sich selbst als Künstlerin mit Behinderung identifiziert, arbeitet
als Performerin, Choreografin und Schöpferin multidisziplinärer
Performances. Ihre Stücke touren weltweit mit großem Erfolg.

Alle Informationen zu Barrierefreiheit finden Sie auf:

kampnagel.de/service/barrierefreiheit

 * 


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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AKTION/389: Vogelzähler und Haussperlinge auf Höchststand (NABU/LBV/NABU TH)

Naturschutzbund/Landesbund für Vogelschutz - Pressedienst, 6. Februar
2020

Mit über 143.000 Teilnehmern erreicht die "Stunde der Wintervögel"
einen neuen Rekord



Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V.

Bundesverband

NABU: Vogelzähler und Haussperlinge auf Höchststand

Berlin - Neuer Rekord bei der "Stunde der Wintervögel": Mehr als
143.000 Menschen haben bei der Vogelzählaktion des NABU und seines
bayerischen Partners Landesbund für Vogelschutz (LBV) mitgemacht. Das
sind über 5.000 mehr als 2019. "Noch nie haben sich so viele
Vogelfreunde eine Stunde Zeit genommen und die Vögel in Garten, Park
oder am Fenster gezählt. Das freut uns sehr", so
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. "Und es zeigt, dass sich immer
mehr Menschen aktiv für die heimische Natur einsetzen wollen."




[image: Infografik 'Kalter Winter und viel Schnee - mehr Vögel im Garten': Verhältnis Anzahl der Vögel zur Winterdurchschnittstemperatur (je wärmer der Winter, desto weniger Vögel in den Gärten) + Verhältnis Anzahl der Vögel zur Schneemenge (je mehr Schnee, desto mehr Vögel in den Gärten) - Grafik: © NABU]
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Aus 97.000 Gärten wurden insgesamt über 3,6 Millionen Vögel gemeldet.
Pro Garten ergibt sich daraus ein Mittelwert von 37,3 Vögeln und damit
etwas mehr als 2019. Damals waren es 37 Vögel. Dennoch liegt der Wert
deutlich unter dem langjährigen Mittel von fast 40 Vögeln pro Garten.
Denn insgesamt haben die Vogelexperten des NABU seit Beginn der
Wintervogelzählungen im Jahr 2011 einen abnehmenden Trend
festgestellt.

"Das muss nicht unbedingt beunruhigend sein. Die Daten aus inzwischen
einem Jahrzehnt Stunde der Wintervögel zeigen, dass die Zahl der Vögel
in den Gärten umso geringer ist, je milder und schneeärmer der Winter
ist", so Miller. "Weniger im Garten beobachtete Vögel sind
wahrscheinlich eine Folge der langen Reihe milder Winter in den
letzten Jahren." Erst wenn es kalt wird und Schnee liegt, suchen viele
Waldvögel Zuflucht in den Gärten der etwas wärmeren Siedlungen, in
denen sie zudem Futterstellen vorfinden. Dazu passt, dass der ewige
Spitzenreiter Haussperling, der sein ganzes Leben in den Dörfern und
Städten verbringt, nur in den beiden kältesten Wintern des Jahrzehnts,
2011 und 2013 durch die vor allem in Wäldern lebende Kohlmeise vom
Spitzenplatz verdrängt wurde.

Haussperling vor Kohlmeise, Blaumeise, Feldsperling und Amsel - das
ist die diesjährige Reihenfolge der Wintervögel in Deutschlands
Gärten. "Noch nie in der Geschichte der Aktion hat es eine andere Art
geschafft, eine der fünf Top-Platzierungen einzunehmen", stellt Miller
fest.

Die Ornithologen des NABU freuen sich über das Spitzenergebnis des
Haussperlings mit 6,8 Vögeln pro Garten. Seit Beginn der Aktion im
Jahr 2011 ist das die höchste Zahl.

Traurig sieht es dagegen beim Grünfink aus: Mit nur 1,1 Vögeln pro
Garten wurde nicht einmal ein Drittel der Grünfinken von 2011 entdeckt
- eine Abnahme von fast 13 Prozent pro Jahr. Als Ursache vermutet der
NABU unter anderem Trichomoniasis, eine Infektionen mit einem
einzelligen Parasiten, mit dem sich diese Finken häufig an
sommerlichen Vogelfutterstellen infizieren.

Die Amsel, die im vergangenen Winter aufgrund einer massiven
Ausbreitung des Usutu-Virus deutliche Einbußen zu verzeichnen hatte,
verharrte auf niedrigem Niveau. Die Usutu-Saison 2019 war deutlich
schwächer als 2018 und hat offenbar zu keiner weiteren Abnahme der
Amselbestände geführt.

Etwas geringer als erwartet machte sich die Eichelhäher-Invasion des
vergangenen Herbstes bemerkbar. Zwar konnte in vier von zehn Gärten
ein Eichelhäher beobachtet werden, doch lag der Mittelwert von fast
0,8 Vögeln pro Garten nur um ein Drittel über dem langjährigen
Durchschnitt und erreichte nicht den bisherigen Topwert von fast 0,9
im Jahr 2011. Damals war der Winter allerdings deutlich härter. Es ist
anzunehmen, dass ein großer Teil der Eichelhäher in diesem Winter
nicht aus den Wäldern in die Gärten gekommen ist.

Weitere Zählergebnisse können unter www.stundederwintervoegel.de
eingesehen werden. Die nächste Vogelzählung steht vom 8. bis 10. Mai
an. Dann werden bei der "Stunde der Gartenvögel" die Brutvögel in
unseren Gärten und Parks erfasst.


Ende Pressemitteilung NABU Bundesverband, 06.02.2020

 * 




NABU Landesverband Thüringen

Spatz wieder Spitzenplatz

Hohe Beteiligung bei der "Stunde der Wintervögel"

Jena - Dieses Jahr ist die "Stunde der Wintervögel" knapp an einem
Rekordergebnis in Thüringen vorbeigeschrammt. Mehr als 5.000 Menschen
haben sich 2020 an der Vogelzählaktion des NABU beteiligt. Das sind
über 300 mehr als im Vorjahr und nur das Jahr 2017 konnte mit über
5.200 dieses Ergebnis noch toppen. Kirsten Schellenberg, die
Landesgeschäftsführerin des NABU Thüringen ist begeistert: "Die große
Anzahl an Vogelfreundinnen und Vogelfreunden zeigt uns, dass es noch
viele Menschen gibt, denen die Natur am Herzen liegt."

Den Spitzenplatz im Freistaat belegt mit über 26.300 Meldungen der
Haussperling. Den zweiten und dritten Platz ergattern die Kohlmeise
mit über 19.100 und der Feldsperling mit über 13.200 Sichtungen. Auf
den Plätzen vier und fünf folgen Blaumeise (über 13.100) und Amsel
(über 7.800).

Trotz des leicht ansteigenden Trends beim Haussperling zur "Stunde der
Wintervögel" darf dies nicht darüber hinwegtäuschen, dass seine
Bestände seit Jahrzehnten zurückgehen und er sogar auf der
Vorwarnliste der Roten Liste gefährdeter Brutvögel Deutschlands
geführt wird.

"Eine traurige Bilanz zeigt vor allem die Amsel auf. Seit 2019 sind
die Bestände auch in Thüringen eingebrochen", sagt NABU-Vogelexperte
Klaus Lieder. "2018 wurden uns während der Aktion noch 3,16 Vögel pro
Garten gemeldet. 2019 waren es nur noch 2,32 und 2020 2,47 Vögel pro
Garten. Wir vermuten, dass dieser Trend mit dem Usutu-Virus
zusammenhängt, der seit 2018 auch in Thüringen angekommen ist."

Im Vergleich zum Vorjahr gab es bei den Eichelhähern einen Anstieg um
bis zu 89 Prozent. "Wir hatten diesen Trend schon vermutetet, denn im
Herbst war ein massiver Einflug von Eichelhähern auch in Thüringen
festzustellen. Die Eichelvollmast 2018 in Nordosteuropa hat sich
anscheinend bemerkbar gemacht und gute Voraussetzungen zur Vermehrung
für die Vögel geschaffen."

Bundesweit haben sich mehr als 143.000 Menschen bei der
Vogelzählaktion des NABU und dessen bayerischen Partners Landesbund
für Vogelschutz (LBV) beteiligt. Haussperling vor Kohlmeise,
Blaumeise, Feldsperling und Amsel - das ist die diesjährige
Reihenfolge der Wintervögel in Deutschlands Gärten.

Weitere Zählergebnisse können unter www.NABU-Thueringen.de eingesehen
werden. Die nächste Vogelzählung steht vom 8. bis 10. Mai an. Dann
werden bei der "Stunde der Gartenvögel" die Brutvögel in unseren
Gärten und Parks erfasst.

Ende Pressemitteilung NABU Thüringen, 06.02.2020 


 * 




Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.


Spatz verteidigt zweites Jahr in Folge seinen

Spitzenplatz

Weniger Vögel bei mildem Winter - Amsel erholt sich nur langsam -
Grünfink bleibt Sorgenkind

Hilpoltstein, 06.02.2020 - Das zweite Jahr in Folge erobert der
Haussperling im Freistaat Platz 1 bei der "Stunde der Wintervögel" von
LBV und NABU. Über 110 Vogelarten und insgesamt mehr als 685.500 Vögel
haben die rund 27.000 bayerischen Teilnehmer dem LBV gemeldet. Pro
Garten ergibt sich daraus ein Schnitt von etwa 35 Vögeln und damit
zwei Vögel weniger als 2019. "Bei den milden Temperaturen ohne Schnee
am Zählwochenende haben viele Vögel vermutlich noch genug Nahrung in
der Natur gefunden und deshalb weniger die bayerischen Gärten
besucht", sagt Annika Lange, Citizen-Science-Beauftragte des LBV. Die
Meisen konnten ihre geringen Beobachtungen vom letzten Jahr wieder
etwas aufholen. So kletterte die Kohlmeise von Platz 3 auf Platz 2 und
auch die Blaumeise macht wieder einen Platz gut und landet auf Rang 4.
Den dritten Platz belegt der Feldsperling. Einen recht soliden Platz 5
nimmt die Amsel ein. Sie erholt sich langsam von dem deutlichen
Einbruch von 2018. Der Grünfink erreicht nach seiner bisher
schlechtesten Platzierung (Platz 8) letztes Jahr heuer wieder ein
besseres Ergebnis mit Platz 6.

Zum zweiten Mal in Folge holt sich der Haussperling den Spitzenplatz
bei der Stunde der Wintervögel. "Der Spatz scheint von den trockenen
Sommern der letzten beiden Jahre zu profitieren und gute Bruterfolge
zu erzielen. Die Jahre zuvor hat der beliebte Allerweltsvogel eher
durch sein regionales Fehlen Aufsehen erregt", sagt Lange. Eine
Entwarnung gibt es für den Haussperling aber noch lange nicht, denn
gerade in großen Städten fehlen vor allem geeignete Nistplätze an
Gebäuden.

Und wie macht sich die Amsel? Sie landet hinter der Blaumeise auf Rang
5 und erholt sich nur sehr langsam von den 2018 erfolgten
Bestandseinbrüchen durch den heißen, trockenen Sommer und das regional
stark auftretende Usutu-Virus. 2019 gab es ebenfalls einen sehr
trockenen Sommer, dafür aber deutlich weniger Usutu-Fälle. "Ein
weiterer heißer, trockener Sommer könnte es der Amsel besonders
erschweren, wieder Fuß zu fassen, da er mehr als andere Arten auf
einen lockeren Boden angewiesen ist. Denn eingetrocknete und rissige
Böden erschweren der Amsel die Jagd nach ihren Beutetieren wie
Regenwürmern", sagt die Citizen-Science-Beauftragte des LBV.

Der Grünfink konnte dieses Jahr immerhin den 6. Platz belegen. Jedoch
zeigt sich bei ihm ein langfristig eindeutiger Abwärtstrend, den auch
Quellen wie der DDA (Dachverband deutscher Avifaunisten) bestätigen.
Der grüne Samen- und Früchtefresser wird unter anderem durch den
Verlust von reich strukturierten Kulturlandschaften und den
übermäßigen Einsatz von Bioziden bedroht. "Wer dem Grünfink helfen
möchte, sollte seinen Garten naturnah und giftfrei gestalten",
empfiehlt Lange.

Bereits am Zählwochenende hat sich gezeigt, dass dieses Jahr vermehrt
Eichelhäher gezählt wurden. Er schießt auf Platz 10 die "Top Ten" ab.
Damit landet der bunte Rabenvogel auf einem so hohen Rang wie zuletzt
2011. Das vermehrte Auftreten ist auf ein außergewöhnlich hohes
Angebot an Eicheln zurückzuführen (auch Eichelvollmast genannt), das
2018 in Nordosteuropa auftrat. "Der Eichelhäher ist der Wächter des
Waldes, da er im Laufe des Jahres viele Eicheln als Nahrungsreserve
vergräbt und nicht alle wieder ausgräbt. So pflegt er den Wald, indem
er neue Bäume pflanzt", erklärt die LBV-Biologin.

Gesamtergebnis

Haussperling vor Kohlmeise, Feldsperling, Blaumeise und Amsel - das
ist die diesjährige Reihenfolge der Wintervögel in Bayerns Gärten.
"Seit sechs Jahren hat es keine andere Art geschafft, eine der fünf
Top-Platzierungen einzunehmen", so Lange. Der Grünfink landet auf
Platz 6 und macht damit zwei Plätze wieder gut im Vergleich zum
Vorjahr. Die Plätze 7 und 8 belegen Buchfink und Elster. Rabenkrähe
und Eichelhäher schließen die bayernweiten Top 10. Das Rotkehlchen
rutscht damit auf Platz 11.

Und wo bleibt der Erlenzeisig? Wurde der kleine, gelbgrün-gestreifte
Finkenvogel letzten Winter als sechshäufigster Vogel gemeldet, hat er
sich dieses Jahr rar gemacht und belegt nur Platz 16. Die Erklärung:
Im vergangenen Jahr hat die winterliche Nahrungsknappheit zu einer
Invasion von Erlenzeisigen aus Nord- und Osteuropa geführt. Dieses
Jahr fand kein größerer Einflug der Vögel statt.

Regionale Unterschiede

Die meisten Vögel bekamen mit 42,7 pro Garten die Teilnehmer in
Niederbayern zu sehen, knapp gefolgt von 41,5 Vögeln pro Garten in der
Oberpfalz. Auch in Oberfranken haben die Teilnehmer mit 39,4 pro
Garten mehr Vögel als der bayerische Durchschnitt von 35,6 gezählt.
Schwaben (38,4), Unterfranken (35,8) und Mittelfranken (33,9) liegen
um den bayerischen Mittelwert. Nur die Teilnehmer in Oberbayern
zählten mit 31,5 Vögeln pro Garten deutlich weniger als andere
Vogelfreunde.

Weitere landkreisgenaue Zählergebnisse können unter

www.stunde-der-wintervoegel.de eingesehen werden.

Die nächste Vogelzählung steht vom 8. bis 10. Mai an.

Dann werden bei der "Stunde der Gartenvögel" die

Brutvögel in unseren Gärten und Parks erfasst.

Ende Pressemitteilung Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.,
06.02.2020




Infos zur Aktion unter

www.stundederwintervoegel.de

E-Learning-Tool Vogeltrainer unter:

www.vogeltrainer.de

Vogel-App:

www.NABU.de/vogelwelt

 * 

Quelle:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU), Pressestelle

NABU-Pressedienst, Nr. 8/20, 06.02.2020

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de, Internet: www.NABU.de

NABU Thüringen, Pressemitteilung, 06.02.2020

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de, Internet: www.NABU-Thueringen.de

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Presseinformation 07/20, 06.02.2020

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein
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FORSCHUNG/1584: Herausforderung durch invasive Arten - Asiatische Hornisse erreicht Hamburg (idw)

Universität Hamburg - 05.02.2020

Studie zeigt: Asiatische Hornisse erreicht Hamburg



Die Asiatische Hornisse (Vespa velutina nigrithorax) hat Hamburg
erreicht. Erstmals identifizierten Wissenschaftler des Centrums für
Naturkunde der Universität zusammen mit Bürgerwissenschaftlern ein
lebendes Exemplar in Norddeutschland. Die Studie, die zudem den
aktuellen Wissensstand zur Invasion dieser Art zusammenfasst, ist in
der aktuellen Ausgabe des Fachmagazins "Evolutionary Systematics"
erschienen.

Invasive Arten sind eine der großen Herausforderungen in der modernen
Welt, da sie sich durch die Globalisierung stark ausbreiten und so
einheimische Arten bedrohen. Sie zählen deshalb zu den bedeutenden
ökologischen und evolutionären Treibern. Hamburg als Hafenstadt mit Im-
und Export steht hier besonders im Fokus, denn durch das "Tor zur
Welt" kommen neue, hier nicht heimische Arten in die Hansestadt.

Die Asiatische Hornisse ist für ihr aggressives Verhalten gegenüber
Honigbienen bekannt und wird daher vor allem von Imkern als ernsthafte
Bedrohung für die Bienenzucht, aber auch für andere Insekten
gefürchtet. Das nun beschriebene Exemplar ist 2,2 Zentimeter groß und
wurde lebend in Billbrook auf einem Firmengelände gefunden. Die
Hornissen, die vor allem in Südchina, Ostindien und Indonesien
beheimatet sind, werden bis zu drei Zentimeter groß und sind damit
kleiner als einheimische Hornissen.

Ursprünglich reiste die Art offenbar über ein Nest in
Töpferei-Produkten von Ostchina nach Europa. Das erste Exemplar dieser
Art wurde 2005 in Südwestfrankreich gesichtet. Die Hornisse breitete
sich in den Folgejahren schnell und unkontrolliert in Europa aus, über
ganz Frankreich, in Teilen Spaniens, Portugals, Belgiens, Italiens,
der Niederlande, Großbritanniens und im Südwesten Deutschlands. Die
geschätzte Invasionsgeschwindigkeit für Frankreich liegt bei 78
Kilometern im Jahr.

"Tatsächlich kann die Ausbreitung von Arten aufgrund anthropogener
Faktoren, also dem zufälligen Transport durch den Menschen, erheblich
beschleunigt werden", sagt Dr. Martin Husemann, Insektenkundler am
Centrum für Naturkunde (CeNak). Der erste Fund in Norddeutschland ist
für ihn ein Grund zur Wachsamkeit: "Wir müssen den Hamburger Fund
ernst nehmen und die Ausbreitung der Art beobachten."

Es ist noch nicht klar, ob sich in Norddeutschland schon eine
Population der Asiatischen Hornisse angesiedelt hat oder ob es sich
bei dem in Hamburg gesammelten Tier um einen Einzelfund handelt.
"Angesichts der schnellen Invasionsgeschwindigkeit der Art und ihrer
relativ hohen Klimatoleranz ist es jedoch durchaus möglich, dass die
Art eigenständig nach Hamburg gelangt ist und sich dort jetzt
vermehrt", räumt Husemann ein. Der neue Fund könnte die Annahme
widerlegen, dass der norddeutsche Raum klimatisch ungünstig für die
Asiatische Hornisse ist.

Die Insektenforscher um Martin Husemann legten in diesem Zusammenhang
auch eine Studie zu der tropischen Ameise Brachymyrmex cordemoyi vor,
einer weiteren invasiven Art. Nach einem Fund in den Niederlanden
haben sie jetzt eine weitere Population im Westen Deutschlands, in der
Nähe von Euskirchen, bestätigt. Es wird vermutet, dass die kleine
Ameisenart wahrscheinlich über tropische Pflanzen eingeführt wurde.
Martin Husemann: "Besonders kleine und stressresistente Arten können
den Ferntransport überstehen und sich in neuen Umgebungen mit einem
speziellen Mikroklima einnisten, wie beispielsweise in Häusern,
Gewächshäusern oder Schwimmbädern, ohne in natürliche Umgebungen zu
entkommen. Allerdings kann der Klimawandel dazu führen, dass diese
Arten sich in Zukunft auch im Freien ausbreiten, mit unvorhersehbaren
Konsequenzen für unsere heimische Natur."

Originalpublikation:

Husemann M, Sterr A, Maack S, Abraham R (2020) The northernmost record
of the Asian hornet Vespa velutina nigrithorax (Hymenoptera,
Vespidae). Evolutionary Systematics 4(1): 1-4.

https://doi.org/10.3897/evolsyst.4.47358

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.reabic.net/journals/bir/2019/Accepted.aspx 

Link zur Studie über die Invasion der tropischen Ameise Brachymyrmex
cordemoyi

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news731024

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg - 05.02.2020
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PROJEKT/122: Großflächige Erhebungen zur Säugetier-Vielfalt für effektives Vorgehen gegen Wilderei (idw)

Forschungsverbund Berlin e.V. - 05.02.2020

Großflächige Erhebungen zur Säugetier-Vielfalt sind für ein
effektives Vorgehen gegen Wilderei notwendig



Wilderei führt in tropischen Hotspots der biologischen Vielfalt
(Biodiversitäts-Hotspots) zu einem beispiellosen Rückgang der
Wildtierpopulationen. Effektive Gegenmaßnahmen setzen jedoch genaue
Kenntnisse über Vorkommen und Verteilung bedrohter Tierarten voraus.
Diese Kenntnisse setzen groß angelegte systematische Erhebungen sowie
neue Methoden der Datenerfassung und -analyse voraus, schließt ein
Forscherteam unter der Leitung des Leibniz-Instituts für Zoo- und
Wildtierforschung (Leibniz-IZW) auf Basis wissenschaftlicher
Untersuchungen im Truong-Son-Gebirge in Vietnam und Laos.




[image: Foto: © Tilker/Wilting]

Annamitisches Streifenkaninchen

Foto: © Tilker/Wilting



Diese Region ist durch ein außergewöhnlich hohes Vorkommen von Arten
mit begrenzter Verbreitung (endemische Arten) gekennzeichnet, das
jedoch durch Wilderei mittels Schlingfallen bedroht ist. Eine
großflächige Kartierung der Biodiversität kann wichtige Informationen
für den Schutz seltener Arten liefern. Die Untersuchung, an der neben
dem Leibniz-IZW auch Vertreterinnen und Vertreter aus dem
Naturschutzbereich, unter anderem von WWF Vietnam und WWF Laos,
beteiligt waren, wurde in der Fachzeitschrift "Diversity &
Distributions" veröffentlicht.

Erst kürzlich wurde das Vietnam-Kantschil - eine rehähnliche,
katzengroße Art, die auch als vietnamesischer Maushirsch bekannt ist -
in tropischen Regenwäldern Vietnams wiederentdeckt sowie erstmalig
fotografiert und gefilmt. Doch auch dieses Symbol der herausragenden
Artenvielfalt in der Region ist akut gefährdet, denn vor allem die
Wilderei durch Drahtschlingen stellt eine enorme Bedrohung für die
Tierwelt in Vietnam, im angrenzenden Laos und in anderen Teilen
Südostasiens dar. Um die Wildtierbestände in diesen Gebieten zu
schützen, müssen die begrenzten Ressourcen im Umwelt- und Artenschutz
nach Ansicht der Forscher effektiv genutzt werden. Das Wissen darüber,
wo seltene und bedrohte Arten noch vorkommen, ist eine wichtige
Voraussetzung dafür, Gebiete für gezielte Schutzmaßnahmen zu
identifizieren.

Mit einer aktuellen Untersuchung im Truong-Son-Gebirge in Vietnam und
Laos zeigt das Wissenschaftlerteam, dass die Erfassung der
Biodiversität in von Artenschwund gezeichneten Landschaften neue
Ansätze erfordert. "Durch systematische Erhebungen auf der
Landschaftsebene konnten wir einen besseren Überblick über die
Wildtierbestände gewinnen und jene Faktoren besser verstehen, die
deren Verteilung beeinflussen", so Andrew Tilker vom Leibniz-IZW und
Hauptautor der Publikation. "Wir konnten zudem nachweisen, dass wir
bessere Ergebnisse bei der Identifikation und Lokalisierung von
seltenen Arten erzielen, wenn wir zwei methodische Ansätze
kombinieren: Wir setzen automatische Kamerafallen ein und benutzen
neueste genetische Methoden, um Blutegel, die mutmaßlich an bedrohten
Arten gesaugt haben, zu analysieren. Die auf diese Weise gewonnenen
Daten haben wir mit modernen statistischen Methoden in Karten
umgesetzt, die zum ersten Mal die Verteilung seltener und bedrohter
Arten in der Region veranschaulichen." Die Hoffnung der Forscher ist
es, dass diese Referenzerhebung für die biologische Vielfalt im
Truong-Son-Gebirge den Naturschutzorganisationen hilft, zielgenaue
Maßnahmen zum Schutz der bedrohten Tierwelt zu konzipieren.

"Die Bedrohung für die endemischen Wildtiere durch die Wilderei durch
Drahtschlingen kann gar nicht hoch genug eingeschätzt werden", sagt
Benjamin Rawson, Conservation and Program Development Director des WWF
Vietnam. "Der WWF setzt alles daran, die Drahtschlingen möglichst
weitgehend aus der Bergregion zu entfernen und den Wildtieren dadurch
eine Chance zum Überleben zu geben. Die unglaubliche Anzahl von
Drahtschlingen im Truong-Son-Gebirge ist jedoch alarmierend."

"Mit den Erkenntnissen aus den großflächigen Erhebungen können wir nun
Teams zur Beseitigung von Drahtschlingen einsetzen und uns auf die neu
identifizierten Gebiete mit hoher Vielfalt konzentrieren", sagt Adrian
Klocke, Projektmanager der KfW Entwicklungsbank in Deutschland, die
das Projekt "Carbon and Biodiversity Phase II" (CarBi II) im
Truong-Son-Gebirge unterstützt. CarBi II wird vom WWF über die KfW und
im Rahmen der Internationalen Klimaschutzinitiative (IKI) des
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU)
durchgeführt. "Die Ergebnisse dieser Untersuchung helfen uns, Gebiete
zu identifizieren, die derzeit nicht geschützt, aber für seltene Arten
wichtig sind", so Klocke weiter. "Ein interessantes Ergebnis war zum
Beispiel, dass ein bisher nicht geschütztes Waldgebiet in Laos, das
Palé-Gebiet, ein Hotspot für zahlreiche endemische und bedrohte Arten
ist. Wir hoffen, dass dieses Gebiet als Teil von CarBi II geschützt
werden kann."

Amphone Phommachak, Landscape Manager für das zentrale
Truong-Son-Gebirge im WWF Laos, stimmt zu, dass diese wissenschaftlichen
Untersuchungen sehr wertvoll sind. "Wir müssen evidenzbasierte
Schutzstrategien entwickeln und umsetzen, um die bemerkenswerte
biologische Vielfalt der Region zu schützen. Es besteht kein Zweifel
daran, dass sie durch intensive Wilderei hart getroffen wurde, aber
glücklicherweise finden sich noch immer seltene und endemische Arten.
Es ist noch Zeit, Arten wie das Annamitische Streifenkaninchen zu
schützen, aber dieses Zeitfenster schließt sich schnell. Wenn wir
unsere Schutzbemühungen wie das Beseitigen von Drahtschlingen auf die
wichtigsten Gebiete konzentrieren, dann können wir ein massives
Artensterben im Truong-Son-Gebirge vielleicht noch verhindern."

Originalpublikation:

Tilker A, Abrams JF, Nguyen A, Hörig L, Axtner J, Louvrier J, Rawson
BM, Nguyen HAQ, Guegan F, Nguyen TV, Le M, Sollmann R, Wilting A
(2020): Identifying conservation priorities in a defaunated tropical
biodiversity hotspot. Diversity and Distributions. 

DOI: 10.1111/ddi.13029



Weitere Informationen finden Sie unter

https://onlinelibrary.wiley.com/doi/full/10.1111/ddi.13029

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news731028

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution245

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsverbund Berlin e.V. - 05.02.2020
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LAIRE/317: Globale Wandlungen - immer weniger berechenbar ... (SB)



Die extremen Temperaturunterschiede in Europa Anfang Februar 2020 mit
Hitzrekorden von Schweden bis Spanien und der anschließende
Kälteeinbruch lassen die Ahnung aufkommen, daß die linearen Verläufe,
die sich aus der Methode statistischer Berechnungen ergeben, den
Klimawandel nur unzureichend nachzuvollziehen bzw. in die Zukunft zu
projizieren vermögen. Die Menschen in der Arktis berichten seit
Jahren über die Veränderung des Wetters und meinen damit nicht nur,
daß es wärmer, sondern daß es ungewisser geworden ist. Sie hätten
immer weniger Anhaltspunkte dafür, wie sich das Wetter entwickeln
wird.

Solche Beobachtungen können die gegenwärtige Entwicklung in Folge der
globalen Erwärmung schon mal treffender beschreiben, als es die
Kurvenverläufe aus computergenerierten Simulationen zu leisten
vermögen. Damit sollen diese nicht pauschal als irrelevant verworfen
werden, denn im Rahmen des wissenschaftlichen Abgleichs erfüllen sie
durchaus ihre Funktion. Doch weder eignen sich die Modelle besonders
gut zur Verständigung mit der Öffentlichkeit noch zur Beschreibung
bis dahin nie aufgetretener Ereignisse.

Angeregt wurden diese Behauptungen durch das Wetter in diesem Jahr in
Europa. Am 3. Februar stieg die Temperatur in Spanien auf über 28
Grad C an. Nach meteorologischer Definition ein Sommertag! In Italien
waren es immerhin noch 27 Grad und selbst in Schweden, Finnland, im
Vereinigten Königreich und Deutschland wurden im Januar Wärmerekorde
verzeichnet.

In Moskau ist der Januar eigentlich der kälteste Monat. Der Kreml und
der Rote Platz liegen dann häufig unter einer dicken Schneedecke;
auch können die Nächte klirrend kalt sein. Nicht so in diesem Jahr.
Die Durchschnittstemperatur des Monats Januar 2020 lag erstmals seit
Beginn der regelmäßigen Messungen oberhalb des Gefrierpunkts. Das
gleiche gilt für das etwas weiter nördlich gelegene St. Petersburg an
der Ostsee. In weiten Teilen Nordeuropas blieb der Winter bis jetzt
aus. Was noch keine Aussage darüber zuläßt, ob sich nicht die
Großwetterlage ändert und dem Wärmeschwall demnächst ein
Kälteeinbruch folgt.

Weltweit nehmen solche Extremereignisse zu, ebenso wie die
Wechselhaftigkeit der Einflüsse. Für die Menschen in Australien sind
es aktuell die ausgedehnten Buschbrände, für die Landwirte in
zentralen Bundesstaaten der USA vielleicht das allmähliche Absinken
des Grundwasserpegels und für die Bangladeshis die Überschwemmungen:
Beobachtungen, die sich zwar in Form wissenschaftlicher Daten
erfassen und in die Klimasimulationen einspeisen lassen - schließlich
gibt es sogar Bemühungen, die Erfahrungsberichte indigener Gruppen
entsprechend aufzubereiten und zu verarbeiten -, doch besteht ein
prinzipielles Problem darin, daß jede Simulation zukünftiger
Klimaentwicklungen ein Nachvollzug vergangener Ereignisse bleiben
muß. Daraus lassen sich Wahrscheinlichkeiten von der Art ableiten
wie, daß die Zahl und Intensität von Extremereignissen zunehmen wird,
sollte die Erderwärmung nicht bei 1,5 Grad C, sondern bei 2,0 Grad C
gegenüber der vorindustriellen Zeit gestoppt werden.

Doch der fundamentale Wandel, den die Erde derzeit zu erleben
scheint, folgt man den "subjektiven" Beschreibungen zahlreicher
Menschen aus unterschiedlichen Weltregionen, wird entweder nur
unzureichend erfaßt oder aber muß erst noch aus den abstrakten Zahlen
herausgelesen werden. Er muß quasi zurückübersetzt werden von dem,
was zuvor zwecks Vergleich- und Verrechenbarkeit parametrisiert und
in kompatible Datensätze übertragen worden war. Hier wäre zu fragen,
ob nicht die Beobachtung, das Unbehagen oder auch das Irritiertsein
über außergewöhnliche Wetterereignisse eindrücklicher sind und eben
deshalb die globalen Wandlungen treffender vermitteln als abstraktes
Zahlenwerk und Kurvendiagramme.

Dazu kommen noch gewisse Grenzen der Darstellung aufgrund
statistischer Methoden sowie als Folge sozialer Verhältnisse. Oftmals
werden bei der Übertragung von Meßwerten aus Tabellen in
Kurvendiagramme extreme Werte herausgestrichen, weil sie zu sehr von
der Vorstellung abweichen, was gemessen werden sollte. Und was nicht
sein kann (nach welchen Kriterien auch immer das behauptet wird ...),
muß wohl ein Meßfehler gewesen sein. Ein fiktives Beispiel: Wenn
jemand hundertmal eine Wassertemperatur zwischen 10,5 und 11,5 Grad
gemessen hat und inmitten der Meßreihe taucht an einer einzigen
Stelle ein Wert von 21 Grad auf, dann besteht eine hohe Chance dafür,
daß dieser Wert nicht weiter beachtet wird, sobald die Daten
weiterverarbeitet werden. So ein "Ausreißer", selbst wenn er auf die
gleiche Weise gemessen wurde wie die anderen Werte auch, entspricht
nicht der Erwartung. Dadurch wird "Normalität" produziert und nicht
etwa, wie man es sich gemeinhin vorstellt, gespiegelt.

Ein anderes Beispiel hat mit dem Wissenschaftsbetrieb zu tun.
Menschen, die Klimamodelle erstellen, neigen zu Vorsicht. Sie
produzieren eher konservative Ergebnisse, denn Extremes ist nicht so
leicht publizierbar. Das berichtete im September 2018 der
"Modellierer" Prof. Dr. Andreas Oschlies vom GEOMAR Helmholtz-Zentrum
für Ozeanforschung Kiel. [1]

Womöglich erfährt Oschlies' Behauptung durch einen Bericht der
Nachrichtenagentur Bloomberg vom 3. Februar dieses Jahres eine
Bestätigung. Darin wird nämlich geschildert, daß heutige Modellierer
bei der Frage, wieviel Treibhausgase emittiert werden, um die globale
Durchschnittstemperatur um 3 Grad C zu erhöhen, zu sehr viel
niedrigeren Werten gelangen als noch vor einigen Jahrzehnten. Niemand
weiß, warum das so ist. [2]

Die Erdsysteme reagieren möglicherweise empfindlicher auf
Treibhausgasemission als gedacht. Das würde bedeuten, daß der
Menschheit sehr viel weniger Zeit bleibt, sich von fossilen
Energieträgern zu verabschieden. Das wird aller Voraussicht nach
nicht geschehen. Sollten also auf der Erde Verhältnisse einkehren,
die in der gesamten Menschheitsgeschichte oder auch nur seit Beginn
der regelmäßigen Wetteraufzeichnungen noch niemals aufgetreten
waren, wären die Mittel des Vergleichs und damit die Berechenbarkeit,
wie es die Modelle nahelegen, offenbar nur von begrenztem Nutzen.


Fußnoten:

[1] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umri0281.html

[2] https://www.bloomberg.com/news/features/2020-02-03/climate-models-are-running-red-hot-and-scientists-don-t-know-why
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ERSTAUFLAGE/1043: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3049 (SB)

Susan Schwartz

In der Zerozone

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3049



Galaxis Ancaisin, Siuvarsystem, Khaiguna, 7./8. November 2046 NGZ

Der Phersune Jashol Zhaushun, Kommandant der PALAGUN, ist auf der
Suche nach den drei Personen, an denen die Kandidatin Phaatom
Geschmack gefunden hat. Synn Phertosh, der Advokat der Kandidatin,
soll Tibo Wanderer (Perry Rhodan), Gry O'Shannon und Iwán/Iwa
Mulholland, die ihm aus seiner Kanzlei entkommen sind, wieder
einfangen.

Jashol Zhaushun hat von Phertosh einen Abyssalen Resonanzspürer
erhalten, der Personen aufspüren kann, die wie Gry O'Shannon eine
Abyssale Dispersion durchlaufen haben. Als der Advokat beschließt, im
Gebiet um das Siuvarsystem Planeten in Vektormaterie zu verwandeln,
obwohl dieser Bereich bisher davon verschont gewesen war, hat Perry
Rhodan bereits den Verdacht, daß dies kein Zufall ist. Er fürchtet,
daß Phertosh ihnen auf die Spur gekommen ist, weiß aber nicht, wer von
ihnen eine Markierung hat, die die Phersunen orten können. Mulholland
fällt aus, da er in der Zerozone ist, bleiben noch Gry O'Shannon und
er. Sie trennen sich und fliegen mit je einer Space-Jet in
verschiedene Richtungen von der RAS TSCHUBAI fort, die sich zwei
Lichtjahre vom Siuvarsystem entfernt im Ortungsschutz der Sonne Point
Azur befindet. Es stellt sich heraus, daß es O'Shannon ist, die
geortet werden kann. Man beschließt, sie umgehend auf die RAS TSCHUBAI
zurückzuholen und in Suspension zu versetzen. Im entstofflichten
Zustand kann sie nicht geortet werden.

Als Zhaushun merkt, daß ihm die Beute entwischt ist, sendet er ohne
Wissen Phertoshs eine Botschaft mit der Drohung, Priitavat, den
vermeintlichen heimatlichen Kugelsternhaufen Tibo Wanderers, zum
Standort eines Abyssalen Triumphbogens zu machen und zu annihilieren,
wenn sich Mulholland, Tibo Wanderer und O'Shannon nicht umgehend als
"Gäste" in der PALAGUN einfinden. Perry Rhodan, der sich Phertosh
gegenüber als Tibo Wanderer ausgegeben hat, befürchtet nun, den
milliardenfachen Tod von Intelligenzwesen zu verschulden und erwägt
bereits, sich zu stellen. Doch seine Frau Sichu Dorksteiger hält ihn
davon ab.

Unterdessen sind Donn Yaradua, Farye Sepheroa, Iwán/Iwa Mulholland und
die beiden cairanischen Index-Bewahrer Wavalo Galparudse und Bru
Shaupaard von Khaiguna aus in die Zerozone vorgedrungen. Letzterer
trägt den Span der Superintelligenz VECU im Nacken. In der konturlosen
grauen Umgebung verlieren alle außer Mulholland, der hier geboren ist,
die Orientierung. Der Hermaphrodit ist der einzige, der sich
problemlos bewegen kann. Er ist willkommen. Für die anderen, die von
der Zerozone abgewiesen werden, wird, wie bei einer
Schmerzensteleportation, jeder Schritt zur Qual. Galparudse und Farye
Sepheroa werden sogar von einem gewaltigen Sog fortgerissen und durch
das Portal zurück nach Khaiguna geschleudert. Yaradua und Shaupaard
können sich mit Mühe halten. Der eine vielleicht wegen seiner
Paragaben und der andere wegen des höherdimensionalen Splitters im
Nacken. Als sie Mulholland einholen und dieser sie an die Hand nimmt,
fällt der zerrende Sog endgültig von ihnen ab.

Mulholland sucht die Weggabelung, an der er einen Schatten der Erde
gesehen hat. Doch die graue Landschaft verändert sich ständig und
plötzlich landen die drei im Metronetz Padfuur, das einst von den
Feuertrommlern, den Luruparushe, von Khaiguna entwendet und in die
Zerozone versetzt worden ist. Diese Wesen, die wie drei Meter große
wandelnde Mäntel aussehen, leben nun in Padfuur. Das einstige
Hilfsvolk der VECU hat sich von der galaktischen Bühne in die Zerozone
zurückgezogen und wollte nie wieder entdeckt werden. Entsprechend
ungehalten sind die Feuertrommler, daß nun plötzlich Fremde
aufgetaucht sind. Mulholland kann jedoch angesichts seines
Geburtsrechts den Luruparushe Barabancalan dazu bewegen, ihnen zu
helfen, etwas über die Erde und den Mond in Erfahrung zu bringen. Daß
Shaupaard einen Splitter der Superintelligenz beherbergt, der die
Feuertrommlern einst gedient haben, trägt ebenfalls dazu bei, daß
ihnen geholfen wird.

Barabancalan ist recht mitteilsam und erläutert auf Yaraduas Frage hin
bereitwillig, wie Padfuur damals in die Zerozone versetzt worden ist.
Dafür haben sich die Luruparushe einer Maschine der Superintelligenz
MATUY bedient, die damals als deren Hinterlassenschaft geborgen, aber
nicht entsorgt worden ist.

Barabancalan bezeichnet die Zerozone als Trajekt-Punkt, als eine
mentale Dimension ohne physikalisch erfaßbare Ausdehnung.
Am Trajekt-Punkt würden sich das Standarduniversum und ein sogenannter
"anderer Raum" berühren. Und in diesem "anderen Raum" könnte sich die
Erde befinden. Der kann aber nur mit Hilfe der Maschinen MATUYs
erreicht werden. Allerdings müßte es auch einem Schmerzensteleporter
möglich sein, dorthin zu gelangen.

Als Yaradua fragt, ob in letzter Zeit an ganzer Planet und sein Mond
durch die Zerozone transportiert worden sind, verweist ihn
Barabancalan an den sogenannten Trajekt-Registrator, bei dem es sich
um eine weitere Hinterlassenschaft MATUYs handelt. In einem dichten
Gewirr aus glitzernden Spinnfäden schält sich ein Fenster mit einer
kleinen Plattform heraus. Ein Blick durch dieses Fenster offenbart ein
besonders unüberschaubares Gewirr an silbrigen, ineinander verknoteten
Verstrebungen und Röhren, die aus purem Licht zu bestehen scheinen.
Alles ist in ständiger Bewegung. Der Kontakt erfolgt auf
telepathischem Weg. Donn und seine Begleiter werden willkommen
geheißen, doch ohne einen Bewirtungsvertrag will die Maschine keine
Auskünfte geben. Als man ihr aber als Bezahlung die Leihgabe des
VECU-Spans anbietet, ist sie einverstanden, nach Terra und Luna zu
forschen.

Yaradua beschreibt die Erde so genau wie er kann und schon nach kurzer
Zeit bestätigt der Registrator, daß Terra und Luna gegen ein ähnliches
aber nicht datenidentisches Paar von Himmelskörpern aus dem "anderen
Raum" ausgetauscht worden sind und die Zerozone passiert haben. Und er
kann die Austrittskoordinaten in den anderen Raum berechnen. Diese
Daten will er aber nur den Luruparushe mitteilen, mit denen er einen
Bewirtungsvertrag hat.

Schlußendlich kann Barabancalan mit dem Registrator vereinbaren, daß
die Daten Iwáns/Iwas Bewußtsein aufgeprägt werden. Er verlangt aber
von den Galaktikern, daß sie dafür sorgen, daß das Portal nach
Khaiguna, das die Luruparushe erweitern werden, damit es mit einem
Schiff, das nicht größer als 1656 Meter im Durchmesser sein darf,
durchflogen werden kann, zerstört wird. Es soll gewährleistet sein,
daß nie wieder jemand in die Zerozone gelangen und das Versteck der
Feuertrommler entdecken kann. Das hieße aber auch, daß es für dieses
Schiff, das in die Zerozone hineinfliegen wird und dessen Hülle für
den Flug mit einem Impulsfilm ausgestattet wird, über diesen Weg keine
Rückkehr mehr gibt.

Donn Yaradua, Iwán/Iwa und Bru Shaupaard kehren so schnell es geht zum
Portal zurück. Unterwegs wird das Metronetz Padfuur, durch das sie
sich bewegen, bereits brüchig und reißt an einigen Stellen. Das sind
die Auswirkungen der phersunischen Aktivitäten, die in der Außenwelt
begonnen haben, umliegende Sonnensysteme in Vektormaterie zu
verwandeln. Die Luruparushe sind in heller Aufregung. Eile ist
geboten, wenn der Handel mit ihnen noch stattfinden soll.

Als Donn Yaradua, Iwán/Iwa und Bru Shaupaard das Portal verlassen,
werden sie von Farye Sepheroa und Wavalo Galparudse empfangen. Farye
glaubt, Donn hätte es ebenfalls aus der Zerozone hinausgeweht, denn
für sie sind nur zwei Minuten und 9 Sekunden vergangen, seit sie sich
von Donn getrennt hatte. Demnach gilt für die Zerozone wie bei einer
Schmerzensteleportation, daß im Innern die Zeit viel langsamer
vergeht.

Perry Rhodan wird noch auf dem Weg zur RAS TSCHUBAI darüber
informiert, daß man eine Spur der Erde gefunden hat. Rhodan
beschließt, für den Flug in die Zerozone die TESS QUMISHA zu benutzen.
Er wird selbstverständlich auch an Bord sein und die Suchmission nach
der Erde leiten. Farye Sepheroa fungiert als Pilotin. Auf dem Weg zum
Portal wird das Schiff jedoch von der direkt im Kurs auftauchenden
PALAGUN angegriffen, die eine ganze Flottille Beiboote ausschleust.
Cascard Holonder, der Kommandant der RAS TSCHUBAI, der von Perry
Rhodan den Auftrag bekommen hat, die Mission der cairanischen
Index-Bewahrer, VECU zu befreien, zu unterstützen, entscheidet, die
Tarnung der RAS aufzugeben und in den Kampf einzugreifen. Daraufhin
tauchen zwei weitere phersunische Großkampfschiffe auf und die APPU,
der Spezialraumer des Advokaten Synn Phertosh. Holonder setzt den
Aagenfeltblitz ein, doch die APPU fliegt unbeeinträchtigt weiter und
setzt der TESS QUMISHA nach, die die Verfolgungsjagd um Sekunden
gewinnt. Die RAS hat sich so positioniert, daß sie das Tor sofort
unter Beschuß nehmen kann und zieht sich danach sofort zurück.

Für Synn Phertosh bleibt das Vorgehen der angeblichen Paquanten völlig
rätselhaft. Er lehnt Zaushuns Ansinnen, Priitavat zu annihilieren ab
und bleibt im System, weil er glaubt, daß die TESS das Tor reparieren
und wieder zurückkehren wird.

Im Innern der Zerozone übernimmt nun Iwán/Iwa Mulholland die Führung.
Er hat sich mit Farye Sepheroa, die eine SERT-Haube trägt, vernetzt.
Doch Farye steht unter einem unheilvollen Bann. Sie verliert in der
Zone jeglichen Antrieb. Iwán/Iwa muß sie ständig dazu annimieren, bei
der Sache zu bleiben. Als der Impulsfilm der TESS fast verbraucht ist,
kommt sie endlich bei den Koordinaten des "anderen Raumes" an.
Übergangslos verschwindet das fahle Nichts der Zerozone und gibt den
Blick auf unzählige Sterne frei.

6. Februar 2020
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BEGEGNUNG/1926: Kassel - Auf Rädern zum Essen, 19.02.2020

documenta-Stadt Kassel

Auf Rädern zum Essen



Der Seniorenbeirat der Stadt Kassel lädt am Mittwoch, 19. Februar, ab
12 Uhr ins Landhaus Meister zur Veranstaltung "Auf Rädern zum Essen"
ein. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erwartet eine Mahlzeit mit
ausgewogenen Nährstoffen (zwei Gerichte à 7,50 Euro stehen zur
Auswahl). Das Gespräch und der Austausch untereinander stehen jedoch
im Vordergrund dieser Veranstaltung.

Das Landhaus Meister befindet sich in der Fuldatalstraße 140 und ist
mit der Tramlinie 7, Haltestelle Kirche Wolfsanger, zu erreichen.
Um Anmeldung ab sofort beim Servicecenter der Stadt Kassel unter der
Telefonnummer 05 61/115 oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel, wird gebeten. Das
Servicecenter ist montags bis freitags von 7 bis 18 Uhr und samstags
von 9 bis 13 Uhr erreichbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 04.02.20

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Februar 2020 
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